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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich darf Sie recht herzlich zur 29. Sitzung begrüßen und diese für eröffnet erklären.

Ich darf mitteilen, dass der Herr GR Dr GÜNTHER entschuldigt ist. Er wird im Laufe des Tages eintreffen. Weiters ist der Herr GR Hufnagl entschuldigt.

Bevor wir zur Postnummer 1 kommen, gebe ich gemäß § 15 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen nur von den Freiheitlichen sechs Stück eingelangt sind.

Bei den Anträgen sind nur von den GRÜNEN drei Anträge abgegeben worden und die Zuweisungen erfolgen, wie diese beantragt worden sind.

Die Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2002. 

Für die Beratung und Erledigung des Rechnungsabschlusses schlage ich folgende Vorgangsweise vor: Nach einem einleitenden Referat von Herrn VBgm Dr Sepp Rieder folgt die allgemeine Beratung des Rechnungsabschlusses, im Anschluss daran die Debatte über die Geschäftsgruppe FiWi und Wiener Stadtwerke.

Voraussichtlich am Dienstag dieser Woche wird nach dem Schlusswort des Berichterstatters, des Herrn Vizebürgermeisters, über die Anträge zum Rechnungsabschluss und zum Inventar abgestimmt werden. 

Ich nehme an, Sie sind alle damit einverstanden.

Ich bitte nun den Herrn Vizebürgermeister, die Verhandlungen über die Postnummer 1, den Rechnungsabschluss 2002, einzuleiten. - Bitte schön.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir wollen internationale Rankings von Städten und Regionen nicht überbewerten, aber sie sprechen eine eindeutige Sprache, ob es die bekannte Mercer‑Studie des britischen Unternehmensberaters ist, der Österreich allgemein positiv einschätzt, aber im Besonderen Wien auf den zweiten Platz einstuft, was die Lebensqualität betrifft, ob es die beiden Studien sind, die sich mit der Bedeutung als internationaler Konferenzstandort beschäftigen, wo die eine Wien an zweiter Stelle, die andere an vierter Stelle reiht, ob es die Untersuchungen der Europäischen Union sind, die sich mit der Frage des Verhältnisses vom Bruttourbanprodukt zur Einwohnerzahl beschäftigen und Wien mehrere Jahre hindurch immer unter die Top Ten einreihen oder ob es die jüngst veröffentlichte Untersuchung des französischen Bundeskanzleramtes ist, die sich mit 180 Städten in Europa und deren Stellenwert im Netzwerk und deren Entwicklungschancen beschäftigt und der man sicherlich nicht eine besondere Österreich-Freundlichkeit oder eine Wien-Verliebtheit nachsagen kann, die zum Ergebnis kommt, dass Wien gleichauf mit Brüssel an der neunten Stelle einzureihen ist und wo besonders die Forschungskapazität hervorgehoben wird. Alle diese Studien haben einen gemeinsamen Nenner, der lautet: Wien hat sich als Wirtschafts- und Technologiestandort in den letzten Jahren außerordentlich gut entwickelt und hat damit beste Chancen, die geopolitische Lage in der erweiterten Europäischen Union in Partnerschaft mit den wichtigsten Städten der neu beigetretenen Nachbarländer bestens wahrzunehmen.

Das deckt sich auch mit der Bilanz 2002 der staatlichen Betriebsansiedelungsgesellschaft, der Austrian Business Agency, die in diesem schriftlichen Bericht dokumentiert, dass der Trend, dass sich internationale Unternehmen vorwiegend in Wien ansiedeln, anhält. 41 der 74 Unternehmen mit einem Investitionsvolumen von 355,4 Millionen EUR und mit 2 180 neuen Arbeitsplätzen haben ihren Firmensitz in Wien gewählt. Dieser Trend setzt sich laut Bundesminister Bartenstein auch im Jahr 2003 fort. Hunderte, wenn nicht tausend internationale Unternehmungen haben ihr Headquarter, was die Betreuung des zentral- und osteuropäischen Wirtschaftsraumes betrifft, in Wien eingerichtet. Die Liste reicht - gestatten Sie mir, dass ich das kurz darstelle - vom deutschen Kosmetikkonzern Beiersdorf, über Coca Cola, die Schweizer Danzas‑Gruppe, den US-Pharmakonzern Eli Lilly, Ericsson Austria, die Generali Holding Vienna, Henkel, den amerikanischen Computerriesen Hewlett Packard, die amerikanische Fastfoodkette McDonalds, SAP, Saab, Siemens bis hin zur Österreich-Tochter des Schweizer Verpackungsmultis SIG‑Kombiblock. Insgesamt gab es 2002 in Wien 6 530 Betriebsneugründungen, womit der Rekord des Jahres 2001 neuerlich überboten wurde. Jede vierte neu gegründete österreichische Firma hat ihren Sitz in Wien. Jede zweite internationale Betriebsansiedelung findet in Wien statt. Das ist eine beachtliche Tatsache, die der Wiener Wirtschaft, der Qualität und Qualifikation der Wiener Arbeitnehmer, den vielen Mitarbeitern des Magistrats der Stadt Wien und nicht zuletzt auch der Wiener Stadtpolitik ein gutes Zeugnis ausstellt, das den Vorteil hat, dass es frei von jedem Geschmack des Eigenlobs ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich denke, dass man das durchaus auch in vielen Gesprächen bestätigt findet, die der Herr Bürgermeister, ich oder andere der Stadtregierung mit internationalen Investoren führen, wo besonders hervorgehoben wird, wie rasch und reibungsfrei die Betriebsansiedelungen in Wien funktionieren und wie gut eigentlich das Klima in dieser Stadt ist, was die Förderung von Wirtschaft betrifft. Die Förderung von Betriebsneugründungen und Betriebsansiedelungen ist ein Teil der Wirtschaftspolitik, ist nicht das Ganze. 

Genau dasselbe gilt für die Förderung des Strukturwandels in der Wiener Wirtschaft und für die Technologieoffensive der Stadt. Wir wollen, meine sehr geehrten Damen und Herren, weiterhin im Standortwettbewerb gewinnen, aber als Bestbieter und nicht als Billigstbieter. Wir wollen gewinnen, aber nicht deswegen, weil wir die niedrigsten Löhne, die geringsten Lohnnebenkosten bieten, sondern weil wir Qualität bieten, weil wir qualifizierte Mitarbeiter und eine ausgezeichnete Infrastruktur haben. Das ist unser Programm. Ich glaube, das ist die Überlebenschance in einem zunehmend harten Wettbewerb, wo wir uns auch auf eine globale Konkurrenz mit Ländern, wo Schandlöhne gezahlt werden und Standorte eigentlich auf diesem Gebiet konkurrenzlos sind, einrichten müssen. Wir wollen nicht diesen Wettbewerb der Spirale nach unten, sondern wir wollen den Wettbewerb der Qualität sicherstellen.

Das ist auch das Ziel, meine sehr geehrten Damen und Herren, der seit mehreren Jahren entwickelten Innovation. Das ist ein Programm der Stadt zur Förderung von Innovation, sowohl in dem Bereich der Klein- und Mittelunternehmen, der Großindustrie, aber auch in den Bereichen der Forschungsstätten. Mittlerweile ist das Vienna Bio Center ein Markenname, der international nicht nur wahrgenommen wird, sondern Bedeutung, Gewicht hat. Ein Beispiel dafür ist, dass im Dezember dieses Jahres, auch mit sehr starkem Einsatz unseres Bürgermeisters, eine der wichtigsten Bio-Center-Messen in Wien stattfinden wird. 

Der Automotivcluster, der sowohl auf den Paukergründen als auch in Niederösterreich seinen Standort hat, ist heute ebenfalls ein wichtiger Markenname. Wir haben 2002 begonnen, unsere Technologie- und Innovationsoffensive auf das weite Feld der Creative Industries zu erweitern. Ich denke, dass wir damit sehr wohl einen Nachholbedarf erfüllen, aber auf der anderen Seite auch einen sehr starken neuen Akzent setzen. Die Technologieoffensive lässt sich nicht auf irgendeine Jahresbilanz reduzieren. Ich möchte nur einige Beispiele aus der aktuellen Situation des ersten Halbjahrs 2003 ergänzen:

Am 3.6. wurde das Pharmagebäude der Firma Baxter eröffnet. Dazu hat der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds die Liegenschaft zur Verfügung gestellt. Das bedeutet 80 zusätzliche Arbeitsplätze. 

Am 4.6. erfolgte der Spatenstich für das Institutsgebäude der Akademie der Wissenschaften beim Vienna Bio Center für das Institut für molekulare Biotechnologie und das Gregor-Mendel-Institut für molekulare Pflanzenbiologie. Auch das Projekt wurde von der Stadt Wien mit 20,6 Millionen EUR unterstützt und bedeutet ab 2005 120 zusätzliche Arbeitsplätze. 

Dritter Punkt: Am 13.6. wurde der Neubau von IGENEON eröffnet. Ein Unternehmen, dass sich insbesondere der genetischen, aber nicht nur der genetischen, Krebsimmuntherapie widmet. Auch hier hat die Stadt Wien eine Förderung von 3,9 Millionen EUR geleistet.

Am 18.6 erfolgte die Grundsteinlegung für den Ausbau der Biopharmazie des Unternehmens Boehringer Ingelheim. Die Stadt Wien hat auch dieses Projekt mit 2,5 Millionen EUR unterstützt. Das bedeutet ab Ende 2004 beziehungsweise Beginn des Jahres 2005 200 zusätzliche Arbeitsplätze. 

Ich erinnere noch an den jetzt beginnenden Ausbau der zweiten Ausbaustufe des Techgate und daran, dass vor wenigen Tagen auch der Spatenstich für den Saturntower im Rahmen der Donaucity erfolgt ist. 

Also, wir sind durchaus in der Technologieoffensive in einer Bewegung, die nicht nur am Papier statt findet, sondern wo sehr konkrete Investitionen stattfinden. Ich glaube, dass wir damit für die Sicherung und Entwicklung von qualifizierten Arbeitsplätzen für heute und für die Zukunft mehr tun, als wenn wir den jungen Menschen erklären, warum sie in Zukunft mehr und länger arbeiten müssen, aber dafür geringere Pensionen haben werden. (GR Dr Herbert Madejski: Nicht politisch werden!) Ich denke, dass die Steuermittel für diesen Bereich der Technologieoffensive gut angelegt sind. Wir haben im Jahr 2002 für die Technologieoffensive allein im 
Rahmen des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds 27,5 Millionen EUR verwendet. Das bedeutet gegenüber dem Jahr 2001 eine Steigerung von 14,5 Prozent. Wir haben für die Wirtschaftsförderung im engeren Sinn im Jahr 2002 132,5 Millionen EUR eingesetzt. Damit haben wir die Förderungsausgaben gegenüber dem Vorjahr, also gegenüber 2001, fast verdoppelt. 

Wir werden unser Engagement für die Technologiecluster fortsetzen. Das gilt auch für den jüngst von Bundesminister Gorbach vorgestellten Eisenbahncluster. 

Wir werden uns bemühen, sehr rasch zum Abschluss des Abkommens mit dem Austria Research Center zu kommen, wo es um die Förderung von wissenschaftlichen und innovativen Projekten geht, die praktisch ausschließlich den Wiener Klein- und Mittelunternehmen zur Verfügung stehen sollen. Den Letter of Ident dazu haben wir bereits seinerzeit mit dem Bundesminister Reichhold abgeschlossen. 

Schließlich werden wir im April unser Förderungsprogramm für die Fachhochschulen verlängern und es inhaltlich den heutigen Anforderungen entsprechend anpassen. Wir haben im Gemeinderat im Jahr 2000 ein Förderungsprogramm beschlossen und gerechnet, dass sich der Zeitraum auf mehrere Jahre erstrecken wird. Die starke Inanspruchnahme der Mittel - dahinter steht der enorme Ausbau der Ausbildungsplätze an den Wiener Fachhochschulen - bedeutet im Klartext, dass die Mittel relativ bald erschöpft sein werden. Wir werden daher im Gemeinderat eine Verlängerung dieses Programms beantragen und dabei auch die veränderten Bedingungen berücksichtigen. Das ist mit den Trägern der Wiener Fachhochschulen in den letzten Tagen so ausgehandelt worden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Rechnungsabschluss 2002 attestiert einen ausgeglichenen Haushalt. Daran ändert nicht im geringsten, dass wir natürlich auch im Jahr 2002 Fremdmittel aufgenommen haben. Es waren 366 Millionen EUR, das sind 3,9, also nicht ganz 4, Prozent der Einnahmen. Andererseits - auch das muss erwähnt werden - weisen wir im Rechnungsabschluss 2002 darauf hin, dass zufällig der selbe Betrag - das muss nicht deckungsgleich sein -, 366 Millionen EUR, für die Tilgung von Schulden verwendet worden ist. Zusätzlich haben wir 145 Millionen EUR in die Reserve gestellt, um diese Mittel abzusichern und bereitzustellen, damit wir dann, wenn sich das Wechselverhältnis zwischen Euro und Franken zu Gunsten einer Rückzahlung verändert, diese Mittel sofort zurückzahlen. Wir haben daher mit der Sicherstellung dieser Mittel einmal mehr Vorkehrung getroffen, um den Schuldenstand, wie in den vergangenen Jahren, abzusenken, sei es durch tatsächliche Rückzahlung oder durch spezifische Reservebildung. Wien hat jedenfalls, an der Bevölkerungszahl gemessen, den geringsten Schuldenstand im Vergleich mit österreichischen Städten aber auch im internationalen Vergleich mit europäischen Großstädten. Unser Schuldenmanagement der Stadt ist, wie man auch einem Bericht des Rechnungshofs entnehmen kann, vorbildlich und unbestritten. Ich füge hinzu, es ist nicht nur wichtig, dass uns der Rechnungshof das anerkennt, sondern viel wichtiger ist, dass das auch in den Kreditkonditionen seinen Niederschlag findet. So optimale Bedingungen Geld aufzunehmen, findet praktisch keine andere Stadt in Europa wie sie Wien auf Grund des qualifizierten, anerkannten Schuldenmanagements geboten werden. Wir sind auch in diesem Punkt, meine sehr geehrten Damen und Herren, anders, denn entgegen allen Zusagen sind die Finanzschulden des Bundes seit dem Regierungsantritt von ÖVP und FPÖ nicht weniger geworden, sondern permanent gestiegen. 2003 werden 127,1 Milliarden EUR ausgewiesen und für 2004 muss der Finanzminister eine Größenordnung von 130,7 Milliarden EUR selbst zugestehen. Das ist ein gigantischer, exorbitanter Anstieg. Viele Experten sind der Meinung, dass es mit diesem Defizit nicht sein Bewenden haben wird. Darüber hilft dem Finanzminister keine, wie immer geartete, finanzierte Homepage hinweg. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Rechnungsabschluss 2002 weist Einnahmen von insgesamt 9,492 Milliarden EUR aus. 32,5 Prozent, nämlich rund 3 Milliarden sind die Ertragsanteile aus der gemeinschaftlichen Bundesabgabe auf Grund des Finanzausgleichs. In diesem Punkt - das soll einmal klar gestellt werden - sind wir unmittelbar von der Finanzpolitik des Bundes abhängig. Wir sind davon abhängig, wie er seine Steuerreform gestaltet. Wir sind davon abhängig, wie er diese Steuerreform finanziert. Es ist schon merkwürdig und auffallend, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass etwa im Jahr 2004 alle Bundesländergemeinden zu dieser Steuerreform ihren Beitrag substanziell leisten müssen, während der Bund mit einem Plus von über 27 Millionen EUR aussteigt. Warum? - Weil er jene Steuern erhöht, die er mit den Ländern und Gemeinden nicht teilen muss. Allein die Entwicklung bei der Mineralölsteuer mit 132 Millionen EUR im Jahr 2004 zeigt, um welche Größenordnungen es da geht. 

Deshalb, Herr Klubobmann Tschirf, finde ich es eigentlich merkwürdig, sage ich einmal ganz freundlich, wenn Sie die Behauptung bejubelt haben, dass Wien zur Hälfte vom Bund finanziert wird. Sie haben da die U-Bahn-Mitfinanzierung und die Wohnbauförderung hineingerechnet, aber gemeint, wir würden uns da mit fremden Federn schmücken. Ich denke, Sie sollten, Herr Klubobmann, kurz einmal darüber nachdenken, wer denn eigentlich im Wesentlichen zum Steueraufkommen der Republik Österreich beiträgt. Der Wirtschaftsstandort und das Bundesland Wien zahlt an Steueraufkommen in den gemeinsamen Topf ein Vielfaches von dem hinein, was wir jemals herausbekommen. Unter dem Gesichtspunkt den Beitrag des Bundes zu bejubeln, ist einfach absurd, Herr Klubobmann! (Beifall bei der SPÖ. – GR Gerhard Pfeiffer: Das ist kein Vielfaches, das Doppelte!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus Gebühren erzielt die Stadt 448 Millionen EUR und aus Leistungserlösen 612 Millionen EUR. Zusammen sind das 11 Prozent der Gesamteinnahmen. Die Einnahmen aus der Erhöhung der Müllabfuhr machten 2002 23 Millionen EUR aus. Das sind 0,24 Prozent der Gesamteinnahmen der Stadt. In dem Zusammenhang sozusagen von einer Gebührenlawine zu sprechen, ist schon sehr künstlerisch überhöht, aber wenn man das mit der Belastungswelle des Bundes vergleicht - ich sage Ihnen noch einmal, Mineralölsteuer 132 Millionen Einnahmen im Jahr 2004 und viele andere Erhöhungen -, dann ist es so, als ob man von einer Belastungswelle spricht und bei der Bundesbelastungswelle dann wahrscheinlich von einer Tsunamiwelle sprechen müsste, denn das sind ungefähr die Größenordungen, in denen wir uns hier bewegen. (GR Dr Matthias Tschirf: Wie ist das mit den 90 Prozent im Gaspreis?) Dazu kommt, meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP und von der FPÖ, die Novellierung des Altlastsanierungsgesetzes. Damit wird jetzt auch die Besteuerung der Verbrennung von Abfällen vorgesehen. Dafür müssen jetzt auch Entsorgungsbeiträge geleistet werden. Das verhindert auf der einen Seite, dass kalorische Entsorgungsmaßnahmen neu errichtet werden, schafft aber auf der anderen Seite zusätzliche Belastungen für jene Kommunen, die bereits auf die thermische Entsorgung des Mülls eingestiegen sind und trifft ganz besonders die Stadt Wien. Hier sind es geschätzte 7,8 Millionen EUR, die an Mehrbelastung entstehen. Es ist nicht überraschend, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass Gemeindebund und Städtebund übereinstimmend zum Ergebnis gekommen sind, dass diese Novellierung abzulehnen ist, weil es dann letztlich durch Überwälzung auf die Bürger der Gemeinden und Städte wiederum zu einer Erhöhung der Müllabfuhr führen wird. Das ist die Realität und das sind die Reaktionen, wenn hier von Seiten der Opposition ununterbrochen von der so genannten Belastungswelle der Wiener Stadtregierung die Rede ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit den zur Verfügung stehenden Mitteln hat die Stadt Wien nicht nur den laufenden Betrieb abgedeckt und sehr wesentliche Beiträge im Sozial- und Gesundheitsbereich geleistet, sondern die Stadt hat auch massiv im Interesse einer Konjunkturpolitik investiert, um die Wirtschaft anzukurbeln. Die Investitionen der Stadt haben im Jahr 2002 1,35 Milliarden EUR ausgemacht. Das sind um 7,7 Prozent mehr als im Jahr 2001. Zusätzlich gab es Investitionen der städtischen Unternehmungen in einer Größenordnung von 978 Millionen EUR. Die nachfragewirksamen Ausgaben, die ebenfalls für die Belebungen der Wirtschaft entscheidend sind, haben 2002 3,26 Millionen EUR ausgemacht. Das ist um 4,8 Prozent mehr als im Vorjahr. Die Aufwendungen für das Bau- und Baunebengewerbe betrugen 1,45 Milliarden EUR und waren ebenfalls höher als im Vorjahr, wenn man, meine sehr geehrten Damen und Herren, netto mit netto vergleicht. 

Es hat hier bei einer Pressekonferenz einen eigentlich mir unverständlichen Fehler gegeben. Man - ich glaube, es war der Klubobmann Tschirf - hat nämlich gemeint, dass die Ausgaben im Vorjahr höher waren. Der Schönheitsfehler ist allerdings, dass wir 2001 noch brutto verrechnet haben und daher dort die Umsatzsteuer zu den Beträgen dazugekommen ist. Diese Vergleiche sind nicht wirklich überzeugend. 

Die Investitionsoffensive der Stadt und ihrer Unternehmungen hat gegriffen, und zwar sowohl was die Belebung der Wirtschaft betrifft als auch was die Beschäftigungssituation am Bau betrifft. Seit dem Sommer 2002 sind im entgegengesetzten Trend zur Entwicklung von ganz Österreich die Beschäftigtenzahlen im Wiener Baugewerbe steigend gewesen und die Arbeitslosenzahlen sind zurückgegangen. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber sie liegen deutlich höher als im Bund!) In Wien sind die Arbeitslosenzahlen rascher und deutlicher als in den anderen Bundesländern zurückgegangen. Ich denke, dass das ein guter Beweis ist, um zu zeigen, dass es sehr wohl möglich ist, durch eine konjunkturorientierte Investitionspolitik für eine Verbesserung der Wirtschaftssituation zu sorgen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Grundig Wien ist genau so wenig ein Opfer der Politik wie Elektra Bregenz oder wie möglicherweise Ankerbrot. Grundig Wien ist auch ganz bestimmt nicht das Opfer überzogener Lohnforderungen oder mangelnder Bereitschaft der Mitarbeiter tätig zu sein und nicht das Ergebnis mangelnder Qualifikation. Im Gegenteil, unbestritten wurde am Betriebsstandort Wien gute Arbeit geleistet. Dennoch hat die Gläubigerversammlung keine Chance auf eine Unternehmungsfortführung gesehen und hat den Masseverwalter mit der Liquidierung beauftragt. Das Ergebnis ist, dass Hunderte Mitarbeiter der Produktionsstätte Grundig ihren Arbeitsplatz verlieren. 

Ich habe vor wenigen Tagen ein Interview mit einer gekündigten Mitarbeiterin von Grundig Wien gelesen. Sie heißt Gerlinde Österreicher und hat hier auf die Frage der "Kronen Zeitung", "Macht es Sie eigentlich wütend, was mit Grundig und zuvor auch mit Semperit und Elektra Bregenz passiert ist?", geantwortet: " Das sind Zeichen der Zeit. Der deutsche Grundig-Konzern lässt die Wiener Niederlassung, die gar nicht schlecht arbeitet, auf und verlegt die Produktion in ein Billigland. Auf wen sollte ich wütend sein? Chefs retten alle zuerst ihre eigene Haut." - Dann kommt die zweite Frage: "Hat die Politik genug zur Rettung von Grundig unternommen?" Darauf sagt Gerlinde Österreicher: "Die Stadt Wien hat eine Insolvenzstiftung für ihre Angestellten eingerichtet. Ich bin aber aus Niederösterreich. Was es für uns und für die Burgenländer gibt, steht in den Sternen." - Ich denke, dass diese Einschätzung durchaus die Meinung nicht nur vieler Grundig-Mitarbeiter, sondern vieler Arbeitnehmer in Wien im Breiten wiedergibt, die Überzeugung, dass die Entwicklung weitgehend durch internationale Trends bestimmt ist, dass internationale Konzernführungen, die ihren Sitz im Ausland haben, sich genau genommen um Betriebsstätten im eigenen Bereich, wo das Hauptquartier ist, mehr kümmern als etwa um jene Betriebsstätten, die anderswo angesiedelt sind. Dort ist die Bereitschaft, in Billigstländer zu verlagern, sehr groß. Dort besteht die Bereitschaft, Entwicklungsabteilungen zu beseitigen, in einer viel höheren Masse. Das ist der Hintergrund, warum viele sagen, das Programm der Bundesregierung, sich von den Technologieunternehmungen des Bundes zu trennen und ins Ausland zu verkaufen, hat nicht nur Bedeutung für die jeweils konkreten Unternehmungen, sondern hat Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und auf die Technologiechancen unseres Landes, weil zu befürchten ist, dass damit die Konzernführungen diese Betriebsstätten anderswohin verlagern und insbesondere die Entwicklungsabteilungen verlagern. 

Ich denke, dass auch die Grundig-Mitarbeiterin Gerlinde Österreicher, wie sie es gesagt hat, die Tätigkeit des Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds zu schätzen weiß, statt, als das geschehen ist, sich abfällig über den Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds zu äußern. Ich erinnere mich an öffentliche Erklärungen eines, glaube ich, ÖAAB‑Funktionärs, möglicherweise des Nationalratsabgeordneten Maier, der sich schon im Wahlkampf sehr abfällig darüber geäußert hat. Ich erinnere mich auch, Herr Klubobmann Tschirf, an Ihre Bemerkungen im Rahmen der Behandlung der Basisfinanzierung des Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds in der letzten Sitzung des Finanzausschusses. (GR Johannes Prochaska: Zweimal falsch!) Das hat in mir nicht den Eindruck erweckt, dass Sie im selben Maße wie die Frau Gerlinde Österreicher zu schätzen wissen, was das für die Arbeits- und Beschäftigungspolitik in Wien zu bedeuten hat! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte daher nur einige Punkte nennen, in Ihr persönliches Stammbuch geschrieben: Der WAFF trägt nicht nur die regionale Insolvenzstiftung, die offene Arbeitsstiftung Wien und die Implacementstiftungen, die es in vielen Bereichen gibt. Ich erwähne nur, Ankerbrot kann durchaus ein nächster Kandidat für diese Stiftungsmaßnahmen sein, so wie es Grundig derzeit ist. Allein mit diesen Maßnahmen können pro Jahr bis zu tausend Personen den innovativsten, modernsten Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik zugeführt werden. Das gilt nicht nur für die Mitarbeiter von Großunternehmen, auch alle Mitarbeiter bei Klein- und Mittelunternehmen haben diese Chance in Wien, die es - das sei noch einmal unterstrichen - in keinem anderen Bundesland in Österreich gibt. Dort gibt es ausschließlich die Maßnahmen des Arbeitsmarktservices, aber eine Sozialpartnereinrichtung wie den WAFF, die von der Stadt Wien mitgetragen wird, gibt es in keinem anderen Bundesland. Wir haben im Fall Grundig für die Unterstützung der potenziell dafür in Betracht kommenden Mitarbeiter 2,8 Millionen EUR vorgesehen. Wir werden selbstverständlich, wenn sich der Fall bei Ankerbrot oder bei einem anderen genau so stellen sollte, ebenfalls mit Mitteln einspringen, um eine hohe Qualifikation weiterhin zu gewährleisten.

Der WAFF trägt das Clustersupportprogramm, eine ganz wichtige Einrichtung, die es anderswo kaum gibt. 2003, also im heurigen Jahr, stehen dafür Mittel der Stadt und der Europäischen Union, die dieses Supportprogramm unterstützt, in der Größenordnung von 10 Millionen EUR zur Verfügung. Im Jahr 2000 angefangen, wurde dieses Programm von 244 Unternehmungen und sieben Einrichtungen genützt. 400 Menschen sind auf diese Weise auf eine neue Stelle, auf einen neuen Arbeitsplatz direkt qualifiziert und vermittelt worden.

Nächster Punkt: Flexwork, auch eine Einrichtung vom WAFF. Sich durch eine geschickte Geschäftspolitik selbst tragend, wird es hier möglich, ohne Zusatz von Steuermitteln zu vermitteln. 80 Prozent der zu Vermittelnden sind schwer vermittelbare Personen. Die machen sich im Flexwork die Arbeit nicht leicht, sondern sie haben einen Teil der zu Vermittelnden in dem Bereich, die sonst über AMS oder private Leihfirmen null Chancen haben. Ich denke, dass hier eine große Arbeit geleistet wird. 2002 sind 644 Personen in diesem Bereich beschäftigt worden. Mit Jahresende waren es bereits 232 Personen, denen der Übertritt in ein anderes Unternehmen gelungen ist. 

Im Rahmen des WAFF setzen wir gemeinsam mit dem Wiener AMS die Sofortprogramme für Jugendliche, für die zunehmend steigende Zahl der atypisch Beschäftigten. Viele von uns, die wir in geordneten Dienst- und Arbeitsverhältnissen sind, wissen nicht, was es bedeutet, außerhalb der Spielregeln des Arbeitsrechts in einem Beschäftigungsverhältnis zu stehen, wo du jederzeit hinausfliegen kannst, wo du mit Kurzarbeit deinen eigenen Lebensunterhalt nicht decken kannst. Das ist eine Entwicklung, die in hohem Maße eigentlich von allen, insbesondere auch von Seiten des Bundes, Aufmerksamkeit verdienen würde. Nichts ist davon geschehen, mit Ausnahme dessen, was im Rahmen des WAFF an Programmen geschieht.

Ich denke, dass der Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds - das ist keine Übertreibung - ein unverzichtbares Instrument der Wiener Beschäftigungs- und Qualifizierungspolitik ist und dass seine Programme Vorbild für die Entwicklung moderner Arbeitspolitik sein können. Die negativen Worte aus den Reihen des ÖAAB hat sich der WAFF sicher nicht verdient! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist wahrscheinlich müßig, sich die Frage zu stellen und eine Antwort zu suchen, warum Politiker der Freiheitlichen und der ÖVP nicht einen ebenso klaren Durchblick in die Wirtschaftssituation haben wie die Frau Gerlinde Österreicher, eine Mitarbeiterin von Grundig, die das richtig einzuschätzen weiß. Unsere Oppositionspolitiker sehen in allen Belangen ausschließlich die Versäumnisse der Wiener Stadtregierung. (GR Dr Herbert Madejski: So ist es!) Ich frage mich, was an Basisinformation Ihrer Wählerinnen und Wähler bei Ihnen verloren gegangen ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Bei Ihnen!) Denn ich bin davon überzeugt, dass viele von denen, die Sie wählen, meine Damen und Herren von der Österreichischen Volkspartei und von der Freiheitlichen Partei, genau so denken wie Gerlinde Österreicher, dass es eine internationale Entwicklung gibt, die man in seinen Auswirkungen in Kauf nehmen muss und dass in vielen Bereichen eben das gilt, was bei Grundig eingetroffen ist. Internationale Konzerne entscheiden abgehoben und Chefs retten ihre Haut zuerst. Das ist das, was Gerlinde Österreicher gesagt hat. Dem ist eigentlich in dem Punkt nichts hinzuzufügen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gestatten Sie mir eine positive Bemerkung. Ich bin erfreut, dass es im Rahmen der Österreichischen Volkspartei überhaupt jemanden gibt, der sich mit Fragen des Arbeitsmarkts beschäftigt, denn wenn ich die Situation auf Bundesebene betrachte, dann habe ich den Eindruck, dass dort nur kaltschnäuziges Desinteresse und Wegschieben herrscht, wenn ich mir überlege, dass es einen Bundesminister Bartenstein gibt, der Arbeitsminister ist. Ich unterstelle ihm jetzt nicht, dass er aus seiner persönlichen Berufssituation vielleicht einen schwierigeren Zugang zu dem Thema hat. Aber dass Bundesminister Bartenstein unter der gegenwärtigen Situation eigentlich mit dem Instrument des AMS nichts anzufangen weiß, dass er auf die augenblickliche Situation am Arbeitsmarkt eigentlich nicht reagiert, dass er nicht durch Meldungen über die Entwicklung am Lehrstellensektor alarmiert zusätzliche Budgetmittel in die Hand nimmt, spricht doch eigentlich eine merkwürdige Sprache. Das ist jedenfalls nicht die Sprache eines Arbeitsministers, wie wir uns das eigentlich erwarten sollten. (GR Gerhard Pfeiffer: Reden Sie nicht über Abwesende, sondern sprechen Sie über Ihren Rechnungsabschluss!) 
Ich gebe zu bedenken, man muss nicht dem Präsidenten der Arbeiterkammer glauben, dass es eine dramatische Entwicklung gibt. Man braucht nur in die Statistik zu schauen, um zu sehen, wie sich die Altersstruktur der 15‑Jährigen in den nächsten Jahren entwickeln wird. Wir befinden uns in einer Phase, wo die Schulabgänger drastisch zunehmen. Wir wissen, dass der Strukturwandel in der Wirtschaft nicht durch eine typische Zunahme der Lehrplätze gekennzeichnet ist. Da sich nicht darüber Gedanken zu machen, ob Lehrwerkstätten einzurichten sind, da sich nicht darüber Gedanken zu machen, ob die Lehrlingsstiftung das eigentliche Rezept dafür ist (GR Gerhard Pfeiffer: Nein! Das Abschaffen der pragmatisierten Lehrlinge ist die Richtlinie!), da sich nicht Gedanken über einen österreichweiten Ausgleichsfonds zu machen, wie wir ihn vorgeschlagen haben, wo die Länder, der Bund und die Wirtschaftskammer sozusagen für jene Unternehmungen, die nicht aus eigenem bereit sind, Lehrlinge auszubilden, es aber könnten, einzahlen, sozusagen diese gemeinsame Finanzierung nicht in Erwägung zu ziehen, ist eigentlich eine schlimme Sache! Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich behaupte, wenn Bundesminister Bartenstein, der unmittelbar zuständig ist, nur ein Viertel von dem Engagement für die Arbeitsmarktpolitik aufwenden würde, den die Wiener Stadtregierung gemeinsam mit den Wiener Sozialpartnern für dieses Thema einsetzt (GR Gerhard Pfeiffer: Reden Sie doch zu Ihrem Rechnungsabschluss!), dann müssten sich die jungen Menschen in Österreich, und zwar in ganz Österreich, nicht die Sorgen machen, die sie und ihre Familien heute haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme schon zum Schluss. Der Rechnungsabschluss 2002 attestiert der Stadt Wien, gut gewirtschaftet zu haben und mit den Finanzmitteln verantwortungsvoll umgegangen zu sein. Ich glaube, dass man das ohne Übertreibung sagen kann. Wir haben den Beweis erbracht, dass Sparen und eine sozial engagierte Kommunalpolitik keine Gegensätze sein müssen. Im Gegenteil, man kann es, wenn man will, wenn es einem hohe Priorität hat, auch auf einen Nenner bringen. Wir haben mehr Mittel für den Sozialbereich eingesetzt und mehr Mittel für den Gesundheitsbereich ausgegeben, als im Voranschlag vorgesehen waren. Wir haben eigentlich alle Aufgaben, die Gradmesser einer sozial engagierten Kommunalpolitik sind, erfüllt und haben trotzdem den österreichischen Stabilitätspakt lupenrein erfüllt. Das ist ein Ergebnis des Rechnungsabschlusses! 

Ein österreichischer Finanzminister hat seinerzeit, als er in seiner Homepage noch das Logo "Nulldefizit" geführt hat, gemeint: "Ein guter Tag für Österreich beginnt mit einem ausgeglichenen Budget." Dem gemäß könnte ich sagen: Ein guter Tag für Wien beginnt mit einem ausgeglichenen Stadthaushalt und mit einem erfolgreichen Rechnungsabschluss. Meine sehr geehrten Damen und Herren, angesichts der kurzen Halbzeitwerte der Aussagen des Finanzministers über Nulldefizit versage ich mir aber diese Abwandlung. Ich sage etwas ganz anderes: Der Rechnungsabschluss ist ein Rechenwerk, das für die engagierte Arbeit Tausender Mitarbeiter des Magistrats und für ein Jahr mehr erfolgreicher sozialdemokratischer Stadtpolitik steht! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit darf ich die Debatte eröffnen. (GR Dr Herbert Madejski: Zugabe!) - Herr Dr Madejski, Sie werden jetzt insgesamt 36 Stunden Zugabe hören. Das ist nicht das Thema. (GR Gerhard Pfeiffer: So schön wird es nie wieder werden!) - Lasst euch überraschen. 

So, wir beginnen. - Herr Mag Chorherr. - Ich darf darauf aufmerksam machen, dass die vier Klubvorsitzenden 40 Minuten und der Rest 20 Minuten Redezeit haben (StR Dr Peter Marboe: Der Rest?), wobei das Wort "Rest" nicht negativ gemeint ist. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich in meiner Debatte zum Rechnungsabschluss einmal ganz prinzipiell damit beschäftigen, was diesem Rechnungsabschluss eigentlich noch bleibt. Und ich möchte mich damit auseinandersetzen, dass der Herr Vizebürgermeister über weite Strecken Beispiele der Stadtpolitik genannt hat, die - ich nehme jetzt das Beispiel des WAFF - kaum in einem Ausschuss und auch kaum im Gemeinderat diskutiert wurden. Ich möchte meinen Redebeitrag einem schleichenden, viel zu wenig diskutierten Totalumbau widmen, einem Totalumbau der Regierung, des Regierens in Wien. Ich habe es einmal zugespitzt gesagt, dem Gemeinderat bleibt am Schluss kaum mehr etwas. Der Umbau des Gemeinderats, der Umbau der Stadtverwaltung findet so statt, dass eine Wien GesmbH schrittweise gegründet wird. Eine SPÖ GesmbH, an deren Ende einige Hunderte GesmbHs mit einem der SPÖ nahe stehenden Geschäftsführer stehen, aber kaum mehr Relevantes passiert.

Meine Damen und Herren, ich möchte zwei Dinge gegenüber stellen, die wir in der letzten Woche diskutiert haben. Zum ersten Mal war im Unterausschuss des Finanzausschusses der Vorstand der Wiener Holding. Wir haben dort zum Beispiel diskutiert und die Frage an den Herrn Vizebürgermeister gestellt: "Es wird in den nächsten Wochen, so entnehmen wir den Medien, denn sonst wissen wir das von nirgendwo, eine Neustrukturierung der Vereinten Bühnen stattfinden, immerhin eine jährliche Subvention der Stadt Wien von 14 Millionen EUR. Wo wird denn das entschieden?" - Der Vizebürgermeister hat korrekt gesagt, das ist zwischen dem Kollegen Mailath‑Pokorny und ihm als Zuständiger für die Wiener Holding, aber die letzte Entscheidung trifft der Bürgermeister.

Lassen Sie mich jetzt ein paar Dinge gegenüber stellen. Nicht diskutiert, weil ausgegliedert, wird über die Vereinten Bühnen. Diskutiert wurde am 3.6. im Umweltausschuss - ich möchte es jetzt nicht gering schätzen - mit einem schönen dicken Akt die Subvention zur Förderung von Schädlingsbekämpfungsaktionen des Landesverbands Wien des Zentralverbands der Kleingärtner um 59 EUR. Das diskutieren wir im Ausschuss. Nicht diskutieren und nicht entscheiden wir, wie es mit den Vereinten Bühnen weitergeht, weil das landet dort nicht. Das ist eine ausgegliederte Institution. Ich rede deswegen darüber, weil in den letzten ein, zwei, drei Jahren reihenweise riesige Bereiche der Stadtverwaltung ausgegliedert wurden und auch werden, wo man sich fragt, ob dieser Gemeinderat noch irgendetwas zu reden hat. Wir meinen nicht. Viel zu wenig beachtet stellt sich die Frage, wer die Vorgaben gibt. Wozu haben wir in Wien rund 1 500 Bezirksrätinnen und Bezirksräte sowie 100 Gemeinderäte, deren Aufgabe, wesentliche Bereiche der Politik zu lenken immer kleiner wird.

Ein anderes, ganz großes, wesentliches Beispiel: Wenn im Stadtentwicklungsbereich, der mir natürlich sehr am Herzen liegt, in den letzten zehn Jahren ein Großteil nordöstlich der Donau stattgefunden hat, mit all den Auswirkungen, die sich der Herr Verkehrsstadtrat gerade nicht anhört, dann aus einem einzigen Grund: Weil der WBSF nahezu ausschließlich Grundstücke nordöstlich der Donau gekauft hat, in Schillingbeträgen von Milliarden damals noch. Wo wurde das entschieden? Wo hat der Gemeinderat diese Leitlinie beschlossen? Der WBSF hat immerhin einen Beirat, der zweimal im Jahr in etwa eineinhalb Stunden tagt. Dort wird darüber berichtet. Dafür diskutieren wir im Planungsausschuss die Vergabegenehmigung für den Ankauf von fünf Stück AEX‑Servern und 16 Dualprozessoren. Das diskutieren wir im Ausschuss. Wo der WBSF signifikant die Stadtentwicklung für die nächsten zehn Jahre determiniert, darüber erfährt man, wenn überhaupt, am Rande oder gar nicht. 

Zwei weitere große Bereiche - weil sie beide in etwa dieselben Umsätze haben, nenne ich sie hier zusammen: Die Wiener Stadtwerke haben einen Umsatz von 1,6 Milliarden EUR, also Daumen mal Pi 20 Milliarden S. Im Übrigen auch der KAV. Die legen einmal im Jahr Bericht. Aber was dort an Substanziellem entschieden wird, wird in keinem Ausschuss diskutiert. Das wird hier vielleicht einmal in einem Jahresbericht diskutiert. Das ist ausgegliedert, ausgegliedert von der Öffentlichkeit, ausgegliedert von der Kontrolle, ausgegliedert von den politischen Vorgaben. Dafür diskutieren wir - wiederum im Planungsausschuss - den Verkauf der Broschüren "Wien‑Architektur - Stand der Dinge 4". Das diskutieren wir. Dafür gibt es einen Bericht. Das landet auch im Gemeinderat. Dazu dürfen wir uns äußern. Und dann wird so etwas beigelegt. 

Meine Damen und Herren, ich könnte jetzt viele Beispiele nennen. Ich nenne das kleinste Unternehmen oder einen kleinen Mittelbetrieb, Wiener Hafen, an dem die Stadt Wien mit deutlichen Mehrheiten beteiligt ist, und dessen Ausbau signifikant beeinflusst, wo Wien hingeht. Meine Damen und Herren, wo haben wir mit dem Geschäftsführer des Wiener Hafens die Strategie des Wiener Hafens diskutiert? Ich meine jetzt nicht, dass all diese Unternehmen wieder in die Gemeinde eingegliedert werden sollten. Ich meine aber sehr wohl, dass man eine Entscheidung treffen muss. Hier ist totaler Wildwuchs mit dem Ziel, die Kontrollrechte des Gemeinderats zu minimieren. Denn warum diskutieren wir schon über das Schauspielhaus und nicht über die Vereinigten Bühnen? Die einen sind halt bei der Wiener Holding. Aber warum sind die Vereinigten Bühnen bei der Wiener Holding, zusammen mit den kulturnahen Beiträgen wie die Stadthalle, wie das Studentenheim Döbling, wie der Wiener Sammelkanal, wie das Schloss Laxenburg, wie das Jüdische Museum, wie viele andere Bereiche auch. Was ist denn das für eine Struktur? Und dann kommt auf einmal eine Stadträtin darauf, dass es halt doch nicht so gut mit der Ausgliederung ist. Ich nenne jetzt den Integrationsfonds. Da sagt man, man will doch mehr Gestaltungsspielraum, man will mehr Einflussmöglichkeiten und holt ihn als Magistratsabteilung zurück, mit guten Argumenten, wie wir glauben. Aber warum sind die einen bei der Wiener Holding, die anderen gehören der Stadt Wien und die Dritten sind eine Direktbeteiligung mit völlig unterschiedlichen Auswirkungen, was unsere Informations- und Steuerungsmöglichkeiten betrifft. 

Meine Damen und Herren, hier geht es um eine Neustrukturierung. Das wollen wir diskutieren, wissend, dass es jetzt kein Gassenheulerthema ist, aber eines der wesentlichsten Themen, dass Parlamentarismus, dass Gemeinderat mit Öffentlichkeit zu tun hat und in wesentlichen strategischen Bereichen der Stadt Wien diese Öffentlichkeit nicht mehr herrscht. Globalisierungskritiker stellen zu Recht fest, dass wesentlichste Entscheidungen der internationalen Finanzströme, der internationalen Welthandelsorganisationen mit substanziellen Auswirkungen vor allem auf die Dritte Welt irgendwo von Personen diskutiert werden, die man teilweise gar nicht kennt, wo es kaum bis keine Öffentlichkeit gibt. Genau diesen Weg geht auch die Gemeinde Wien. Sie gliedert, ohne irgendeinen Plan dahinter, schrittweise aus. Und hier schrumpfen wir zusammen auf Schädlingsbekämpfungsmittel und den Verkauf von Broschüren. Die wesentlichen Entscheidungen sind in Organisationen ausgegliedert, wo die SPÖ sehr genau sicherstellt, dass der Einfluss gewährleistet bleibt. 

Noch einmal, worüber wir reden sollten, und da bin ich froh, dass der Herr Vizebürgermeister im letzten Ausschuss gesagt hat, dass das ein Thema sein wird, dass man das massiv aufgreifen und auch Vorschläge machen wird, ist, dass in allen wichtigen Bereichen, wo die Stadt Wien beteiligt ist, insbesondere wo sie Mehrheitsbeteiligungen hat, zumindest einmal im Jahr der Geschäftsführer oder die Geschäftsführerin in den zuständigen Ausschuss kommt, seine oder ihre strategischen Vorhaben schildern muss und der ressortzuständige Stadtrat oder die Stadträtin sagen sollte, was mit dieser Mehrheitsbeteiligung für eine strategisch politische Vision erfüllt ist. Die muss es ja geben und ist es ja im Einflussbereich der Stadt Wien. Was will man mit den Vereinten Bühnen. Also das war es irgendwie auf den Punkt gebracht. Das wird der Bürgermeister entscheiden. Jetzt hab ich durchaus ein persönliches Vertrauen zur Frau Mag Zechner, dass sie hier einen Bericht macht. Aber auf was hinauf entscheidet der Bürgermeister in diese oder in jene Richtung? Einflussreiche Persönlichkeiten im Nahebereich dieses Fürstenhofs, wie zum Beispiel ein Herr Holender, haben hundert Mal mehr Einflussmöglichkeit auf die Zukunft der Vereinten Bühnen als der Wiener Gemeinderat. 

Ich kann das Punkt für Punkt durchgehen. Eine Stadtwerketochter - ich bleibe jetzt einmal im Planungsbereich -, ein riesiger Stadtteil bei der U3‑Überbauung Downtown. Das kommt einmal als Widmung und das war es dann. Was diese Tochter, die aus unserer Sicht richtigerweise im 100‑prozentigen Eigentum der Stadt Wien steht, bewirkt, was man damit strategisch, nachhaltig sozial, nach welchem Kriterium auch immer, möchte, ist uns vollkommen entzogen. Ich bringe das jetzt zynisch auf den Punkt, meine es nicht als Vorschlag, nur zynisch am Punkt. Vor 15 Jahren haben wir noch 100 Gemeinderäte gehabt. Wenn ich jetzt zurückrechne, was dem Gemeinderat als Einfluss in diesen signifikant großen ausländischen Gesellschaften entzogen wurde, dann würden da wahrscheinlich 25 Gemeinderäte auch reichen. Und wenn wir weiter ausgliedern, was jetzt noch an Geplantem daherkommt, von den Bädern über den Fonds Soziales Wien, dann genügen 12 Gemeinderäte. Und dann dürfen wir Broschüren verkaufen. 

Der Herr GR Maresch hat mich darauf aufmerksam gemacht, ich möge ja nicht die Förderung der Schädlingsbekämpfungsaktion gering reden. Wir haben dagegen gestimmt, mit guten Gründen gegen diese 950 EUR gestimmt. Ich meine nicht einmal mit Augenzwinkern. Das ist auch relevant. Auch was an Servern angeschafft wird, ist relevant. Aber die wirklichen big points, der Wiener Hafen, der WBSF, die Vereinten Bühnen, das Kleinunternehmen Stadtwerke, das zweite Kleinunternehmen KAV, das einmal im Jahr einen Globalbericht vorlegt, aber dass man es auf die einzelnen Spitäler hinunterbricht, das ist zu aufwendig, wie die einzelnen Spitäler wirtschaften, die wahrscheinlich das 10 000‑fache dessen sind, was in Ausschüssen beschlossen wird, wollen wir nicht diskutieren. Das ist zu mühsam. Dazu ist der Gemeinderat nicht da. Da sind Sie für Effizienz. Da haben wir doch einen Geschäftsführer, dem die lieben Gemeinderäte doch vertrauen werden, oder doch nicht? Nein, wir vertrauen ihnen aus guten Gründen nicht! Weil das immer von den Regierenden kriminalisiert wird: Das ist Aufgabe eines Parlamentarismus! Wenn dieser Tage so viel über runde Tische geredet wird, meine Damen und Herren, so wurden die runden Tische vor ein paar hundert Jahren erfunden. Das sind die Parlamente. Die Parlamente sind diese runden Tische, wo mit Öffentlichkeit die öffentliche Sache diskutiert wird. Ich finde diese schleichende Auflösung des Politischen verheerend für die gesamte politische Kultur in diesem Land! Wie Sie wissen, mache ich einen Riesenunterschied, wie die Bundesregierung und wie die Stadt Wien agiert, aber bei dieser Wien AG oder Wien GesmbH, in diesem Punkt, sehe ich viele Ähnlichkeiten. Weg aus den Parlamenten, Ausgliedern, Verselbstständigen, Effizienz ist gefragt. 

Es ist Effizienz gefragt. Aber was ist denn der Grund, warum Sie ausgliedern. Viele sagen, mit diesem schwerfälligen bürokratischen Apparat können wir das nicht gewährleisten. Also bauen wir neben diesem schwerfälligen bürokratischen Apparat einen zweiten Apparat auf anstatt zu fragen. Dabei könnten wir vielleicht diesen schwerfälligen Apparat etwas weniger schwerfällig gestalten. Und dann diese völlige Willkür. In einem Bereich, wo sich die Grünen stark gemacht haben, haben wir zumindest einen Unterausschuss. Dort gibt es dann einen Beirat. Im Dritten gibt es gar nichts. Bei einem sitzen Gemeinderäte im Aufsichtsgremium, beim anderen sitzen keine Gemeinderäte im Aufsichtsgremium. Das ist vollkommen willkürlich. Dort wird etwas ausgegliedert, aber anderswo sagt die Frau Brauner, das ist ineffizient und das gliedern wir wieder ein. Was ist da die Strategie dahinter? Wir sehen sie nicht und Sie haben sie auch nicht! Sie merken nicht, was Sie der Demokratie letztlich antun, indem Sie die Öffentlichkeit verbannen, indem Sie Kontrolle verunmöglichen und indem Sie die politischen Vorgaben in den betriebswirtschaftlichen Bereich ausgliedern. Das sind in weiten Teilen irreversible Aktionen, denn in dem Moment, wo etwas nicht mehr im 100‑prozentigen Eigentum der Stadt Wien ist, sondern auch andere Eigentümer beteiligt sind, kann man nicht einfach zum Integrationsfonds sagen, das holen wir wieder zurück. 

Wir werden deswegen, heute beginnend, wissend, dass das ein zentrales Thema von Regieren in allen Demokratien ist, einen Antrag einbringen. Was soll im unmittelbaren Einflussbereich der Stadt Wien oder des Staates bleiben? Was soll via ausgegliederten Gesellschaften funktionieren? Und wie sollen, wenn ausgegliedert ist, Kontrolle, Berichtspflicht und Vorgaben stattfinden? Es ist nicht Aufgabe des Aufsichtsrats, aber auch nicht des Gemeinderats, in jedem einzelnen Fall Vorgaben zu machen. Das ist Uraltpolitik. Aber dass diese Geschäftsführer, die über weite Strecken durch Steuermittel der öffentlichen Hand ihr Geschäft gewährleisten, zumindest ihre Strategien offen legen müssen, ist ein ganz wichtiger Punkt. Deswegen wollen wir einen ersten Antrag in diesem Sinne einbringen. Der schaut sich an, was in den letzten fünf Jahren passiert ist. In den letzten fünf Jahren sind eine Reihe von Betrieben ausgegliedert worden und es wurden hohe Ziele gegeben: Sie sollten effizienter werden, die Kosten sollten gesenkt werden, für die Beschäftigten sollte es besser werden und für die Kunden ebenso. Wir schlagen vor - ich bin sicher, dass das eine breite Mehrheit finden wird -, dass der Gemeinderat einen so genannten Ausgliederungsbericht beauftragt:

"Die Wiener Stadtregierung wird aufgefordert, innerhalb eines Jahres" - dafür soll Zeit sein, das macht man nicht bis zum Herbst - "einen Ausgliederungsbericht vorzulegen. Dieser soll jedenfalls evaluieren, inwieweit die bei der Ausgliederung gesteckten Ziele erreicht wurden." - Das wäre nachzulesen, indem er erklärt, was man durch diese Ausgliederung alles erreichen will. - "Es soll untersucht werden, welche Auswirkungen die Ausgliederung auf die Qualität der Leistungen, die Kosteneffizienz, die Arbeitsbedingungen für MitarbeiterInnen, auch unter genderpolitischen Aspekten, sowie die Möglichkeiten der politischen Kontrolle hatten. Der Ausgliederungsbericht soll all jene Bereiche der Stadt Wien erfassen, die innerhalb der letzten fünf Jahre aus der unmittelbaren Magistratsorganisation ausgegliedert wurden. Schließlich soll aus den gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnissen ein Ausblick auf die weiteren geplanten Organisationsformen und Neustrukturierungen in der Verwaltung der Stadt Wien gegeben werden." 

Wir haben das jetzt allen relevanten Ausschüssen, das sind eigentlich alle, zugewiesen, dass wir das dort diskutieren, dass wir dort diskutieren, wie das dann auch in den Ausschüssen besprochen wird und wie wir in Zukunft damit umgehen. Und dann wollen wir vorbereiten, auch im Dialog das aufgreifen, was wir im Unterausschuss schon diskutiert haben, dass wir zu einem Modus kommen, dass es bei dieser vielfältigen politischen Steuerung über Vereine, über GesmbHs, über ausgegliederte Gesellschaften, zu einem Modus kommen soll, wo wir nicht nur einen Vorschlag haben, den wir im Gemeinderat mit Ihnen diskutieren wollen, dass über die Vereinten Bühnen und deren Zukunft bevor die Neustrukturierung stattfindet, selbstverständlich im Kulturausschuss und nicht im Unterausschuss Stadtwerke und Energiepolitik 


diskutiert wird, dass über die Frage der vielen sozialpolitisch ausgegliederten oder nicht im unmittelbaren Einflussbereich befindlichen Institutionen im Sozialausschuss diskutiert wird, ob man das regelmäßig macht, ob man das zusammennimmt, ob man die Geschäftsführer einlädt oder ob man eine Enquete macht. Da gibt es vielfältigste Formen, wie man das tun kann, darüber zu diskutieren, ob man in all diese Bereiche Gemeinderäte in die Beiräte setzt, was die Einflussmöglichkeiten dieser Beiräte sind und was die Kontrollmöglichkeiten dieser Beiräte sind. 

Meine Damen und Herren, das ist eine Riesenaufgabe. Jetzt haben wir einen - Wienerisch und etwas oberflächlich gesagt - glatten Ratatsch der Beliebigkeit, warum es bei den Stadtwerken einen Unterausschuss gibt, nämlich weil sich die Grünen dafür stark gemacht haben, aber beim KAV in dem Ausmaß nicht, warum in manchen Beiräten die Gemeinderäte sitzen, in anderen nicht, warum das eine zurückgeholt wird, das andere nicht. Das kann nicht die Strategie sein. 

Das sind wesentliche Fragen der Weiterentwicklung, ich möchte gar sagen, der Sicherung von Demokratie und Öffentlichkeit, damit in Zukunft bei einem Rechnungsabschluss – der Herr Kollege Maresch möge es mir verzeihen – die Subvention zur Förderung von Schädlingsbekämpfungsaktionen, der Verkauf von Broschüren und der Stand der Dinge der Architektur nicht das Einzige bleibt, was aus dem Rechnungsabschluss zu diskutieren ist. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. – Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Vizebürgermeister! Sie haben mit einer sehr rosaroten Brille hier die wirtschaftliche und die Arbeitsmarktsituation in Wien gezeichnet. Sie haben nicht erwähnt – was etwa am Freitag im ORF zu hören war –, dass 90 Osteuropazentralen nicht nach Wien gegangen sind im letzten Jahr. Sie haben nicht erwähnt, dass von dem Voranschlag für das Jahr 2002 betreffend Fachhochschulbudget der MA 26 lediglich ein Zehntel ausgegeben worden ist. Das ist ein Zeichen dafür, welchen Stellenwert bei Ihnen Bildungs- und Wissenschaftspolitik hat. Sie sind allerdings auf die Situation des WAFF eingegangen. 

Herr Vizebürgermeister! Wir haben das in der Finanzausschusssitzung diskutiert. Tatsache ist, dass die 9 Millionen EUR Basisfinanzierung ausschließlich in die Administration gehen. Davon sieht ein Arbeitsloser keinen einzigen Cent, und das ist es, was wir daran kritisieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich kann Sie beruhigen, es ist nicht nur ein Thema in der Volkspartei, das der ÖAAB trägt, sondern auch der Wirtschaftsbund-Nationalrat Ferry Maier ist einer, der das mit großer Vehemenz kritisiert. Es wird also von allen Teilen der Volkspartei und vor allem auch von der Wirtschaft kritisch gesehen, was man in den Äußerungen des Nationalrates Maier nachlesen kann.

Auch bei diesem WAFF sieht man, dass einfach nicht nachvollziehbar ist, was tatsächlich mit den Steuergeldern passiert. Da reihe ich mich in die Kritik jener ein, die sagen, dass transparenter erkennbar sein muss, was an Ausgliederungen erfolgt, damit das nicht in eine SPÖ-GmbH geht. Meine Kollegin, Frau StRin Rothauer, wird noch im Detail auf unsere Kritik hier eingehen.

Ich darf an dieser Stelle bereits unseren Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen. Dieser geht in die Richtung, dass wieder eine Beteiligungskommission eingesetzt wird, an der die Fraktionen dieses Hauses teilnehmen, um kontrollieren zu können, was tatsächlich in den verschiedenen ausgegliederten Bereichen, die zu 100 Prozent im Besitz der Stadt Wien sind, geschieht. Dieser Antrag lautet:

"Es wird eine Beteiligungskommission eingerichtet, die genaue Informationspflicht hat, der über die einzelnen Unternehmen, die zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt Wien sind, Bericht zu erstatten ist, denn nur so kann jenem Grad an Transparenz, den eigentlich schon die Bundesverfassung bei der Regelung der Gemeindefinanzen vorsieht, Rechnung getragen werden."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Rechnungsabschlussdebatte ist eine Diskussion, ein Offenbarungseid der Wirtschaftspolitik der SPÖ-Alleinregierung dieser Stadt. Dabei sind die Rahmenbedingungen, die Wien hier vorfindet, gute. Wir wissen, dass es eine der reichsten Regionen in Europa ist. Wir wissen, dass wir es auch in Österreich im Vergleich zu allen anderen europäischen Ländern mit sehr günstigen Arbeitsmarktdaten zu tun haben, nur die Wiener Arbeitsmarktdaten sind deutlich schlechter. 

Auch die sonstige Standortsituation von Wien und Österreich ist durch die EU-Erweiterung besser geworden. Hier gibt es Möglichkeiten, die es zu nutzen gilt. Nur, wie sieht die Situation aus? Wir haben es mit einer Gebührenlawine zu tun. Immerhin sind im Jahr 2002 51,3 Millionen EUR aus den Taschen der Wienerinnen und Wiener gezogen worden, 51,3 Millionen EUR, die den Wienerinnen und Wienern vorenthalten werden und die auch Teil der Probleme in der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik dieser Stadt sind. 

Sehen wir uns diese Gebührenlawine an! Wir haben es mit Müllgebühren zu tun, die um 26 Prozent angehoben worden sind. Die Kindergartenbeiträge sind um 1,5 Millionen EUR höher. Das ist gerade gegenüber jenen, die es brauchen, gegenüber den Familien, die meistens nicht über so viel Geld verfügen wie andere, nicht angebracht, aber denen wird das Geld weggenommen. Und das ist Ihre Sozialpolitik! Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein Offenbarungseid, ein trauriger Offenbarungseid hinsichtlich der Sozialpolitik dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn ich mir die Situation hinsichtlich der Wasser-


gebühren ansehe, haben wir es wiederum mit einer deutlichen Überdeckung zu tun. Auch hier werden den Wienerinnen und Wienern 23,5 Millionen EUR entzogen. Das heißt, 51,3 Millionen EUR haben die Wienerinnen und Wiener weniger, weil Sie, Herr Vizebürgermeister, es zu verantworten haben, dass dieses Geld weggenommen wird. Meine Damen und Herren, das ist ein falsches Signal in einer Zeit, in der es in Wien eine Arbeitslosensituation gibt, die deutlich schlechter ist als in anderen Teilen dieser Republik. 

Gerade was die Zahlen betrifft, möchte ich darauf hinweisen, dass Sie es mit einer schlimmen Bilanz zu tun haben, was sich zeigt, wenn wir vergleichen: Im übrigen Österreich haben wir eine Arbeitslosigkeit von 6,9 Prozent, in Wien von 9 Prozent und nunmehr im Jahre 2003 auf 10 Prozent steigend. Wenn Sie einen Vergleich anstellen mit der Zeit des Regierungsantrittes von Bgm Häupl, dann ist die Zahl der Arbeitslosen seit damals deutlich angestiegen. Wir haben es damit zu tun, dass in diesen Jahren von 1994 bis 2002 die Arbeitslosenquote in Wien um mittlerweile wiederum 29,3 Prozent angestiegen ist. 29,3 Prozent – das ist eine Zahl, die gerade einer Partei wie der SPÖ eigentlich zu denken geben sollte. 

Und wenn Sie sich die Gesamtsituation im Vergleich zwischen dem Bund und Wien ansehen, dann hätte Wien einiges nachzuholen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir uns die Zahl der unselbstständig Erwerbstätigen ansehen, so hat Wien im Jahre 1965 so viele unselbstständig Erwerbstätige gehabt wie im Jahre 2001, und diese Zahl ist seither noch gesunken. Während es in anderen Regionen, in anderen Bereichen ganz klar ist, dass es die Metropolen sind, die die Impulse geben, ist in Wien das Gegenteil der Fall. Wien hat weniger unselbstständig Erwerbstätige als 1965, auf Bundesebene ist die Zahl der unselbstständig Erwerbstätigen im gleichen Zeitraum um ein Drittel angewachsen. Auch das ist ein Zeichen für das Versagen Ihrer Wirtschafts- und Sozialpolitik. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Das ist die Zeit der blau-schwarzen Bundesregierung! Das sagst du nicht dazu! – GR Franz Ekkamp: Das ist ein schlechter Vergleich!) 

Ich glaube, der Vergleich zwischen Wien und dem Bund zeigt, wo die Verantwortung liegt. Die Verantwortung liegt bei Ihnen, bei der Wiener SPÖ. (Beifall bei der ÖVP. – Christian Oxonitsch: Darf ich dir die Vergleichszahlen des Bundes sagen?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieser Rechnungsabschluss zeigt aber auch, wie die Gesamtpolitik dieser SPÖ-Alleinregierung aussieht. Es ist eine Politik des Stillstandes. Wir haben es etwa im Bereich der Verkehrspolitik damit zu tun, dass im Jahr 2002 erstmals weniger Fahrgäste bei den Wiener Linien festzustellen sind als davor. Das ist ein Zeichen, dass Sie die Verkehrsprobleme dieser Stadt nicht im Griff haben, dass Sie die notwendigen Kooperationen zwischen Wien und dem Umland nicht angehen. Das betrifft beispielsweise auch die Situation zwischen Wien und Bratislava. Vor vielen Jahrzehnten gab es sogar eine Straßenbahnverbindung zwischen diesen beiden Städten. Da lägen Aufgaben für den Wiener Nahverkehr, da lägen auch Aufgaben für die Wiener Linien. 

Und wie sieht es aus in der Umwelttechnologie? Auch dort könnten wir einiges bewegen hinsichtlich der Länder in Osteuropa. (GR Christian Oxonitsch: Wien soll zuständig sein für die Verbindung nach Bratislava?) Sie wissen doch ganz genau, dass Wien hier einen Beitrag zu leisten hätte, dass wir in der gesamten Region etwas für den Verkehr zu tun haben (GR Christian Oxonitsch: Wer wechselt jedes halbe Jahr die Infrastrukturminister, weil sie überfordert sind?) Denn was hat Wien getan? Was hat Wien getan in Fragen der Infrastruktur? (GR Christian Oxonitsch: Da kommt einem immer der Ansprechpartner abhanden!) Was hat Wien dafür getan, damit das Verkehrsaufkommen nicht höher wird? Was hat Wien dazu getan, dass das nicht auf den öffentlichen Verkehr umgeleitet wird? Nichts! (GR Franz Ekkamp: Das ist ja lächerlich!) Das ist ein Armutszeugnis für die Politik, die Sie hier geleistet haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und was hat beispielsweise Wien in der Bildungspolitik getan? Wenn Sie heute in Bratislava sind, hören Sie, mit welchem Stolz Schüler davon sprechen, dass sie Kittseer sind, weil sie nach Kittsee in die Schule gehen können. Gibt es vergleichbare Programme, die Wien an den Tag legt? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So lässt sich das in den verschiedensten Bereichen der Politik dieser Stadt beobachten, etwa auch im Bereich der Kulturpolitik. Man fährt nach Graz in die Kulturhauptstadt, um sich anzusehen, wie entsprechende Momente einer modernen Kulturpolitik vor sich gehen. Was ist seit dem Abgang unseres Kulturstadtrates Peter Marboe in dieser Stadt geschehen? Flops. Die Ausschreibungskultur ist zerstört worden. Beiräte, Kommissionen werden einfach links liegen gelassen, deren Gutachten auf die Seite geschoben. 

Das letzte Desaster auf diesem Gebiet war der Rabenhof. Es ist von unserer Seite immer darauf hingewiesen worden, dass das nur in einem finanziellen Desaster enden kann. Mittlerweile wird Geld dafür ausgegeben, dass nicht gespielt wird. Das erinnert fast an die Landwirtschaftspolitik, wo Flächen bewusst brachliegen. Ist das Ihre Kulturpolitik? (GR Franz Ekkamp: Welcher Minister ist denn da zuständig? Ist das nicht Ihr Minister?) Sie wissen ganz genau, in der Landwirtschaft hat es einen anderen Grund. (GR Franz Ekkamp: Ist da nicht der Molterer zuständig?) Daran ersieht man, welchen Stellenwert Kulturpolitik für Sie hat. Kulturpolitik ist offensichtlich, Geld dafür zu verwenden, dass etwas nicht bespielt wird. Ein Armutszeugnis, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 
Das Gleiche gilt für Ihren Umgang mit dem Denkmalschutz. Ich erwähne die Sophiensäle als ein Beispiel für viele. Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, das gilt nicht nur für den Denkmalschutz, das gilt auch für den Naturschutz. Nur mühsam war es möglich zu verhindern, dass 80 Bäume im Stadtpark, in einer der schönsten Parkanlagen, die es in Wien gibt, nicht geschlägert worden sind. Allen, die daran mitgewirkt haben, sei hier gedankt. Wer das nicht erkannt hat, war die zuständige Stadträtin. Erst durch eine entsprechende Kampagne in der Öffentlichkeit war es möglich, das zu verhindern. Dazu gehört auch das Desaster um die dritte Müllverbrennungsanlage und vieles Weitere. 

Ein Bereich, auf den ich aber massiv eingehen muss, weil er einer der wesentlichsten Defizitbereiche dieser Stadtregierung ist, ist der Bereich der StRin Brauner. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie sieht die Integrationspolitik aus? Schauen Sie sich die letzten Arbeitsmarktdaten an. Das größte Problem sind hier die mangelnden Sprachkenntnisse. Hier hat die Frau StRin Brauner versagt, hier sind nicht die entsprechenden Programme entwickelt worden, hier sind die Menschen nicht angesprochen worden, sich an diesen Programmen zu beteiligen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist so was von lächerlich!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Unser Vorschlag, das letzte Kindergartenjahr vor dem Schulbeginn gratis anzubieten, ist bis heute von Ihnen nicht umgesetzt worden. Das heißt, sechseinhalb Jahre StRin Brauner sind sechseinhalb Jahre eines Desasters in der Integrationspolitik. Das Gegenteil ist der Fall! Die Frau Stadträtin zielt mir ihrer Politik nicht auf Integration, sondern auf Polarisierung.

Das letzte Beispiel, ein gravierendes Beispiel, ist das, was sich Anfang Juni hier beim Rathaus abgespielt hat: der Feuerwehreinsatz. Die Frau StRin Brauner hat es zu verantworten, dass erstmals die Feuerwehr nicht dazu eingesetzt wurde, Gefahr abzuwehren, sondern Gefahr zu schaffen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein Skandal und einmalig in dieser Republik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Frau StRin Brauner war dabei, hat also dazu motiviert, dass Feuerwehrmänner Schaum aufgespritzt haben, dass sie eine Sachbeschädigung vorgenommen haben. (GRin Mag Sonja Wehsely: Was ist beschädigt worden!) Ich würde Ihnen empfehlen, sich zu überlegen, welche Auswirkungen das in anderen Bereichen hätte. Wie wäre das beispielsweise, wenn Polizeibeamte vor einer Parteizentrale erschienen? (GRin Mag Sonja Wehsely: Ich hätte kein Problem damit!) Zum Beispiel mit Schlagstöcken oder Ähnlichem, nur, um dort zu stehen? (GRin Mag Sonja Wehsely: Da hätte ich kein Problem!) Ist das das Demokratieverständnis, das Sie haben? 

Das Schlimmste daran ist einfach, wie Sie damit umgehen, dass eine Institution wie die Wiener Berufsfeuerwehr auf diese Art und Weise in ein Licht gerät, das ihr nicht zukommt. (GR Christian Oxonitsch: Sie hätten gerne eine Liste, wer dabei war!) Die Zwischenrufe zeigen ja noch deutlicher, dass Ihnen gar nicht bewusst ist, was Sie mit so etwas auslösen. Das ist Ihnen nicht bewusst. (GR David Ellensohn: Was ist dabei, wenn die Feuerwehr löscht?) Die Wiener Berufsfeuerwehr hat eine Tradition als eine Einrichtung, die über den Parteien steht. Die Wiener Berufsfeuerwehr dazu zu missbrau-

chen (GRin Mag Sonja Wehsely: Wieso missbrauchen?), dass sie gegen eine politische Partei vorgeht, und die Frau Stadträtin steht daneben und motiviert sie offensichtlich, das ist ein Punkt, den man nur als Skandal bezeichnen kann. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie schätzen die Lage ganz falsch ein!) Und es ist ein Zeichen der mangelnden politischen Sensibilität, dass Sie das nicht erkennen. (Beifall bei der ÖVP.)
Jeder vergleichbare Einsatz eines Wachkörpers würde genauso auf Entsetzen und Unverständnis stoßen. Wenn Sie mit der Bevölkerung sprechen, werden Sie erkennen, wie das gesehen wird. Gerade eine Berufsfeuerwehr muss überparteilich sein, weil sie dazu da ist, Leben zu retten, Eigentum zu schützen und Ähnliches. Die Geschichte der Wiener Berufsfeuerwehr ist an und für sich eine Geschichte des positiven Umgangs mit der Bevölkerung, und es ist schlimm, dass die Frau Stadträtin den Versuch unternommen hat, diese Wiener Berufsfeuerwehr in ihrem Image zu schädigen. 

Vor wenigen Wochen haben wir in beeindruckender Weise die Schilderung des jüngsten Bürgers der Stadt Wien, Carl Szokoll, gehört, mit welchem Engagement die Wiener Berufsfeuerwehr damals im Jahr 1945 aufgetreten ist und – ganz entgegen den Aufträgen, die sie vom damaligen Regime erhalten hatte – dazu beigetragen hat, Wien zu retten. Und es war nicht zufällig, dass es in der Nachkriegszeit einer aus der Wiener Berufsfeuerwehr war, nämlich Joschi Holoubek, dem es nach dem Nationalsozialismus, nach der nationalsozialistischen Terrorherrschaft und nach den Versuchen, diesen Apparat von kommunistischer Seite zu unterlaufen, gelungen ist, eine demokratische Polizei zu errichten. Das war nicht zufällig einer aus der Wiener Feuerwehr. Und das ist die Geschichte der Wiener Feuerwehr. 

Frau StRin Brauner ist aber nicht imstande, als Stadträtin diese Wiener Berufsfeuerwehr zu leiten. Sie hat die Dienst- und Fachaufsicht für die Wiener Berufsfeuerwehr, hat aber rein parteipolitisch agiert. Das ist eine Vorgehensweise, die von allen Demokraten abgelehnt wird, weil sie ein Zerstören auch demokratischer Kultur in dieser Stadt bedeutet. (GRin Josefa Tomsik: Sie wissen aber nicht, was Demokratie bedeutet!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am meisten betroffen bin ich davon, dass es hier wenig Sensibilität im Bereich der SPÖ gibt. Wir werden den richtigen Schritt setzen. Wir werden morgen einen Misstrauensantrag stellen, um Ihnen die Gelegenheit zu geben, dazu beizutragen, dass die Wiener Berufsfeuerwehr wieder eine Stadträtin hat, die sie verdient, und nicht eine, die diese Institution parteipolitisch missbraucht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zusammengefasst: Dieser Rechnungsabschluss zeigt die Defizite der Wirtschaftspolitik der letzten beiden Jahre, dieser Rechnungsabschluss ist Ausdruck der Gebührenlawine und zeigt, dass viel zu wenig Impulse für die Wirtschaft, für die Arbeitsmarktpolitik in dieser Stadt gesetzt werden. Diesen Rechnungsabschluss können wir nur ablehnen 


(Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kabas. 

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Ich verstehe schon, dass der Herr Vizebürgermeister und Finanzstadtrat den Rechnungsabschluss durch eine rosarote Brille sieht und alles so positiv geschildert hat, aber das ist zugleich auch bedenklich. Warum? – So positiv und so rosig, wie er es geschildert hat, ist die Situation in Wien leider nicht. Vor allem perspektivisch gesehen ist Wien in den letzten Jahren und Jahrzehnten als Wirtschaftsstandort in punkto Arbeitsplätze, Wirtschaftswachstum und so weiter in eine immer schlechtere Situation geraten, und zwar in erster Linie hausgemacht durch die negative, schlechte Politik der sozialistischen Stadtverwaltung. Das Bedenkliche daran ist, wenn sich ein Finanzstadtrat hier anlässlich der Rechnungsabschlussdebatte herstellt und alles nur positiv sieht und nicht sagt, wo gewisse Schwächen sind, wo gewisse Bereiche, Strukturen und so weiter sind, wo man Änderungen vornehmen könnte, wo man versuchen muss, Verbesserungen herbeizuführen. Wenn er sich herstellt und an seine eigene Propaganda glaubt, dann ist das bedenklich, denn dann wird es keine Verbesserungen geben.

Um gleich beim Rechnungsabschluss anzuknüpfen: Ich verstehe schon – aber um so gefährlicher ist es –, dass zum Beispiel das Propagandabudget gegenüber dem Voranschlag verdoppelt wurde. Gefährlich ist das deshalb, weil jetzt der Finanzstadtrat seine eigene Propaganda glaubt und die bedenklichen Entwicklungen nicht sieht, die etwa seit Jahrzehnten den Wiener Arbeitsmarkt betreffen, weil er nicht sieht, dass auch im Jahre 2002 ein Minus von netto 12 000 Arbeitsplätzen in Wien zu verzeichnen war oder dass das Wirtschaftswachstum in Wien wieder das Schlusslicht in Österreich bildet. Wien war das einzige Bundesland, das im Jahre 2001 eine Rezession verzeichnen musste, ein Minus an Wirtschaftswachstum zu verzeichnen hatte. Auch 2002 konnte die Stagnation nicht überwunden werden.

Darüber sollten wir uns unterhalten und nicht sagen, es ist alles wunderbar, und wenn irgendwo vielleicht irgendetwas Schlechtes ist, dann ist – das ist eh klar – die Bundesregierung schuld. Aber so ist es nicht. Gerade im Vergleich zu den anderen Bundesländern sieht man, dass man sehr viel selber machen kann. In Wien geht es also schlecht – ich werde das an sieben Punkten festmachen, wie diese Budgetpolitik schuld daran ist, dass Wien im Wettbewerb so schlecht dasteht –, und ich weiß schon, da kommt immer die Schadenfreude, dass es vielleicht ein Bundesland gibt, das noch schlechter ist, aber nein, in punkto Arbeitsplätze haben auch das Burgenland und Kärnten schon längst den letzten Platz an Wien abgeben. Und dieser Trend hat sich 2002 sogar noch verfestigt.

Als Sie, Herr Vizebürgermeister, geglaubt haben, Anfang des Jahres den Schmäh anwenden zu können, in Wien hat sich die Arbeitsplatzsituation und die Arbeitsmarktsituation eklatant verbessert, auch gegenüber den anderen Bundesländern, ist man dann draufgekommen, dass besonders viele in die Umschulung gekommen sind und deshalb in der Arbeitslosenstatistik nicht mehr aufgeschienen sind. (GR Christian Oxonitsch: Die Menschen kriegen damit wieder eine Chance!) Wenn man das bereinigt, sieht man, dass Wien bis in die jüngsten Tage, bis in den Mai hinein leider nach wie vor Schlusslicht in Österreich ist. Dagegen wollen wir zumindest ankämpfen und wollen auch positive Vorschläge machen. (Beifall bei der FPÖ.)
Sie haben auch viel zu wenig darauf Bezug genommen, dass es viele Betriebe gegeben hat, die leider Gottes schließen mussten, und Ankerbrot, wo sehr viel öffentliche Gelder hineingepumpt wurden, steht auch vor einer sehr traurigen negativen Entwicklung. Natürlich hoffen alle, dass es nicht so kommt, aber es zeichnet sich jetzt doch endgültig ab, dass das viele gute Geld, das da hineininvestiert wurde, letztlich zu einem schlechten Geld wurde. 

Fangen wir vielleicht auch gleich bei der Frage der Schulden an. Herr Finanzstadtrat, Sie haben mit dem Finger auf eine andere Gebietskörperschaft gezeigt, Sie haben aber nicht gesagt, dass in Wien die Schulden weiter gestiegen sind und entgegen die Absicht der Stadtverwaltung nicht gesenkt werden konnten. Das haben Sie nicht gesagt, das haben Sie nicht dargestellt. Ich glaube, ein bisschen Ehrlichkeit und ein bisschen Transparenz wäre auch hier angebracht. Sie wissen genau, dass wir wegen der hohen Frankenverschuldung und wegen des hohen Kurses des Frankens die Schulden nicht konnten abbauen, sondern, ganz im Gegenteil, sie sind gestiegen. Ich will das nur auch in Richtung Ehrlichkeit anmerken. (Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.) Das ist für Sie egal, das schieben Sie weg, das ist für Sie nicht relevant, anstatt dass Sie sich damit auseinander setzen, dass diese ganzen Fremdwährungskredite, die früher aufgenommen wurden, uns eben jetzt auf den Kopf fallen. 

Es wurde heute schon angemerkt, dass das Budget insgesamt ein Torso geworden ist, dass große Teile der städtischen Verwaltung in ausgegliederten Unternehmen agieren. Die Wiener Stadtwerke, Wiener Wohnen, Museen, Krankenanstaltenverbund sind dort gelandet, und in Kürze soll der Fonds Soziales Wien entstehen.

Es wurde hier schon von Vorrednern darauf eingegangen, dass sich daraus eine ganze Reihe von Problemen ergibt, etwa dass diese ausgegliederten Unternehmen mit unzureichenden Mitteln ausgestattet werden, was wiederum nicht nur zu drastischen Einschnitten bei den Leistungen der betreffenden Unternehmen führen kann, sondern auch zu massiven Tarif- und Gebühren-erhöhungen. Als Nebenprodukt ist dadurch außerdem die Budgethoheit des Gemeinderates ausgehöhlt worden und wird weiter ausgehöhlt, und alle Fraktionen, vor allem aber die Opposition, verlieren wichtige Kontroll- und Informationsrechte. 

Mein Kollege StR Dr Schock wird dahin gehend noch Vorschläge machen, wie wir uns gerade auch die Rechnungsabschlussdebatte vorstellen könnten, wie man sie sozusagen modernisieren und diese Bereiche zur intensiveren Diskussion hier mit hereinnehmen könnte. Aussagekräftige Quartalsberichte als begleitende Kontrolle und mehrjährige Finanzpläne sollten verstärkt dazu beitragen, die Budgethoheit des Gemeinderates sicherzustellen. 

Es ist ja auch wirklich ein Anachronismus, dass es seit 1997 keinen Finanzplan mehr gibt. Als man bemerkt hat, dass diese fünfjährigen Finanzpläne anfangen, immer problematischer zu werden, hat man nicht versucht, die Gründe zu eliminieren, sondern man hat einfach den Finanzplan gestrichen. Wir bekommen keinen mehr, wir wissen nicht genau, welche Planungen es gibt. Ich glaube, dass es gerade auch hinsichtlich dieser Ausgliederungsvorgänge wichtig wäre, dass wir uns darauf einigen könnten, dass wir hier im Gemeinderat wieder derartige Informationen bekommen und darüber Diskussionen und Gedankenaustausch haben. Es wäre wichtig, dass für den gesamten Konzern Stadt ein umfassender Finanzplan mit politischen Schwerpunktsetzungen vorgelegt wird, der dann jeweils vom Gemeinderat genehmigt werden soll.

Ich habe schon gesagt, ich will an sieben Punkten die falsche Budgetpolitik festmachen, die auch im Jahre 2002 zu verzeichnen gewesen ist. 

Der 1. Punkt betrifft – im Gegensatz zu dem, wie es der Finanzstadtrat festgestellt hat – das Scheitern des Wiener Konjunkturpakets 2002, das aus dem vorliegenden Bericht abzuleiten ist. 

Der Gemeinderat hat im Vorjahr ein Konjunkturpaket gegen die Rezession beschlossen. Damit hätten die Investitionen der Stadt angekurbelt und auch vorgezogen werden sollen. Jetzt muss man bedauerlicherweise feststellen – das ist eben aus dem Rechnungsabschluss ersichtlich –, dass dieses Paket nicht wirksam geworden ist, dass die Investitionen weiter gesunken sind und damit dieses Paket eben kein Konjunkturpaket war, sondern nur ein Ankündigungspaket.

2. Punkt: Es wurde eine falsche prozyklische Budgetpolitik betrieben. Die prozyklische Ausrichtung führte auch 2002, mitten in der Rezession, zu einer drastischen Reduktion der kommunalen Investitionen. Obwohl wir das immer wieder und immer wieder angemerkt haben, ist gerade auch im Jahre 2002 weiterhin diese Linie verfolgt worden. Bei einer richtigen antizyklischen Budgetpolitik (GR Dipl Ing Martin Margulies: Hätten wir eine andere Regierung!) hätten in dieser Konjunkturflaute die öffentlichen Investitionen angekurbelt werden müssen und nicht das Gegenteil gemacht werden. 

Ich verweise etwa nur darauf: Die Leistung im Wiener Wohnbau ist halbiert worden in den letzten drei Jahren, die Ausgaben für die Wiener U-Bahn stagnieren auf niedrigem Niveau, der Voranschlag wurde gerade beim Bau der U-Bahn um ein Drittel unterschritten. (GR Friedrich Strobl: Sie verwechseln da etwas!) Da verwechsle ich nichts. Wenn Sie schon glauben, Sie müssen Zwischenrufe machen, die so unglaublich fehl am Platz sind, wie sie nur sein können, wenn Sie von Ihnen kommen, schauen Sie vielleicht in den Rechnungsabschluss hinein, dann werden Sie das an Hand der Zahlen sehen.

3. Punkt: die Kürzung der Wiener Wirtschaftsförderung. Die sollte tatsächlich den Wiener Klein- und Mittelbetrieben zugute kommen (GR Christian Oxonitsch: Die Kürzung? Die Kürzung soll den Klein- und Mittelbetrieben zugute kommen?), doch seit dem Jahre 2000 wird hier laufend gekürzt.

4. Punkt: Fehlstart der Wiener Fachhochschuloffensive. Wir haben uns einige Male schon sehr intensiv mit dieser Problematik auseinander gesetzt und festgestellt, wie wichtig die Fachhochschulen für die Jugend und für die Entwicklung dieser Stadt sind. Sie haben versprochen, Sie werden eine Offensive machen. Sie haben Sie mit 14 Millionen EUR veranschlagt. Diese 14 Millionen EUR wurden nicht budgetwirksam, dass heißt, diese Offensive ist in Wirklichkeit zusammengebrochen.

5. Punkt: Besonders dramatisch – leider Gottes begleitet uns das schon Jahre, und es hat sich 2002 weiter verfestigt – ist das Sparen in Wien auf Kosten der Arbeitsmarktpolitik. 

Herr Finanzstadtrat! Sie haben den WAFF besonders hervorgestrichen und gelobt. Im Vorschlag waren noch 14 Millionen EUR für wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen und für das Lehrlingspaket vorgesehen. Im Budgetvollzug waren es dann nur mehr 3 Millionen EUR, alles andere ist dem Rotstift zum Opfer gefallen.

Beim Arbeitsmarkt muss man einfach verweilen, denn nach wie vor hat Wien seine Stellung als Schlusslicht am österreichischen Arbeitsmarkt weiter verfestigt, und eine Trendwende ist weit und breit nicht in Aussicht. Ich habe vorhin schon erwähnt, als Sie Anfang des Jahres gemeint haben, dass es vielleicht doch dazu käme, hat sich dann letztlich herausgestellt, dass es sich um vermehrte Schulungsmaßnahmen gehandelt hat, die gut sind – da ist gar nichts dagegen zu sagen –, nur leider keine Trendumkehr bewirkt haben. Wenn man die Zahlen bereinigt, so beträgt laut Wifo das tatsächliche Beschäftigungsminus in Wien im Jahre 2002 netto 12 043 Arbeitsplätze.

Als Beispiel: Besonders schlimm sind die Beschäftigungsverluste in der Sachgüterindustrie, wo 7 505 Arbeitsplätze verloren gingen. Das ist fast das Dreifache des Österreichdurchschnittes. Aber auch – und das ist besonders bedauerlich – im Wiener Technologiesektor war ein 10-prozentiger Beschäftigungseinbruch zu verzeichnen. Und damit Sie nicht wieder mit der Ausrede kommen, dass der Bund auch an der Arbeitsmarktsituation in Wien schuld ist, möchte ich festhalten: Zirka drei Viertel der verlorenen Wiener Arbeitsplätze entfallen auf den privaten Sektor.

Ein Zitat noch zu diesem so problematischen Negativkapitel. Was sagt das Wirtschaftsforschungsinstitut zur aktuellen Arbeitsmarktkrise in Wien? "Ungünstiger" – ich zitiere jetzt – "als in allen anderen Bundesländern und auch schlechter als in den letzten 20 Jahren entwickelte sich die Beschäftigung in Wien. Wien war das Bundesland mit der höchsten Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt." Und daran hat sich leider nichts geändert. In der aktuellen Arbeitslosenstatistik liegt Wien, liegt die Bundeshauptstadt auch im Mai 2003 wieder an der Spitze, und das ist bedauerlich, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Ich weiß schon, der Herr Finanzstadtrat wird all das dann wieder sehr ungehalten und rüde zurückweisen. Nur, es ist das Wirtschaftsforschungsinstitut, das das feststellt, und da sitzen keine bösen Freiheitlichen, sondern es beschreibt einfach ganz nüchtern die Situation. Vorweg möchte ich jetzt schon sagen: Das ist bedauerlich, und eigentlich sollten wir darüber diskutieren, wie wir schauen können, dass es besser wird, dass es eben zu einer Trendwende kommt. Aber mit der Schönfärberei des Herrn Finanzstadtrates wird es sicher nicht gehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte nur ganz kurz daran erinnern: Im Jahr 1975 war es genau umgekehrt, da war Wien noch auf Platz eins, da hatte Wien arbeitsmarktmäßig noch die Spitzenposition, doch seither ist es sukzessive zurückgegangen und nunmehr sind wir seit Jahren an der letzten Stelle. 

6. Punkt: die Krise des Gesundheitswesens und der Spitalsfinanzierung. Auf diesem Gebiet ist hier in Wien der Rotstift besonders zur Anwendung gekommen, und da wieder besonders im Spitalsbereich. Wir sind durch diese verfehlte Finanzpolitik in eine bedenkliche Situation gekommen. Rücklagen müssen aufgelöst werden und die Konkursreife der Wiener Spitäler steht 2004 ante portas. Ich hoffe, Sie lassen sich da noch schnell etwas einfallen.

7. Punkt: Das war dieses 14‑Punkte‑Belastungs-paket, das eine besonders gravierende Sünde dargestellt hat. Neben den Belastungen hat es sich wirtschaftlich besonders negativ zu Buche geschlagen, dass ein solches Belastungspaket mitten im Wirtschaftsabschwung gekommen ist, wodurch es eben hier noch zusätzlich einen Verstärkereffekt gegeben hat.

Die negativen Folgen Ihrer Politik waren, wie ich ja schon angemerkt habe, ursächlich dafür verantwortlich, dass die Wiener Wirtschaft im Jahre 2001 mit einem Minuswachstum als einzige in der Rezession war, dass sie auch im Vorjahr die Stagnation nicht überwinden konnte und auch in punkto Wirtschaftswachstum auf dem letzten Platz war. 

Ich kann jetzt und will auch nicht alle Punkte hier aufzählen, sondern nur schlagwortartig einige nennen: Kürzung der Wohnbauförderungsmittel, Einführung einer neuen Wiener Stromsteuer, Kürzung bei der Aktion Essen auf Rädern, Halbierung der Wirtschaftsförderung, Tariferhöhungen bei Kanal und Wasser, bei den Wiener Linien sowie in den Kindergärten und den Bädern, Schaffung einer neuen Müllsteuer, Erhöhung des Spitalkostenbeitrages et cetera et cetera. 

Das alles hat noch zusätzlich einen Verstärkereffekt im Negativen für die Wiener Wirtschaft gebracht, hat für die Wiener Wirtschaft unnötigerweise, weil hausgemacht, Wettbewerbsnachteile gebracht. Wie sollen die Wiener Betriebe mit einer höheren Abgabenbelastung, als es sie in anderen Bundesländern gibt, konkurrenzfähig bleiben? Durch diese Politik verlieren wir netto nicht nur Betriebe, sondern eben auch Arbeitsplätze in so hoher Zahl. 

Eine plakative Zahl noch: Wenn die Gebührenerhöhungen Mitte 2003 dann voll durchschlagen, wird etwa eine wohnungssuchende Jungfamilie mit Mehrkosten von 780 EUR jährlich belastet. Und das ist, glaube ich, etwas, wo wir uns eigentlich alle anstrengen sollten, damit sich die Situation in Wien in den nächsten Jahren doch wieder zum Besseren wendet. Die sozialdemokratische Stadtregierung hat gezeigt, dass sie das nicht kann, und daher, glaube ich, sollten wir tatsächlich versuchen, mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln gemeinsam Verbesserungen herbeizuführen.

Da möchte ich auf ein Gebiet zu sprechen kommen, das auch sehr, sehr wichtig ist, nämlich wie die großen Planungen in Wien weitergehen und auch umgesetzt werden. Wir brauchen eine neue Technologiepolitik, etwa die Wiener Technologie AG. Wir haben hier eine Reihe von Vorschlägen. Wir brauchen aber auch für die großen Bauvorhaben vielleicht doch einen Schuss mehr Ehrlichkeit. Ich möchte das auch anhand etwa der Frage des Zentralbahnhofes kurz beleuchten. 

Ich glaube, wir sollten dieses Problem zwischen der Gemeinde Wien, den ÖBB und dem Bund noch zügiger angehen. Es sind schon gewisse Voraussetzungen geschaffen worden, die müssen jetzt aber auch umgesetzt werden. Bezüglich dessen, was in diesem Letter of intent ins Auge gefasst wurde, wo wir uns aber terminmäßig schon sehr weit entwickelt haben, müssen wir aufpassen, dass uns da nicht der Zug davonfährt. Dieser Bahnhof Wien und dieser Stadtteil Wien Südbahnhof mit 55 Hektar neuer Fläche, die umzuwidmen sind und dann der Stadtentwicklung zur Verfügung stehen, sind, glaube ich, etwas sehr, sehr Wichtiges. Genauso könnten wir aber dann darangehen, das Westbahnhofgelände ordentlich durchzuplanen, zu überplatten und auch hier einen neuen Stadtteil entstehen zu lassen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Alleine dieses Vorhaben ist von der Kapazität her so groß, dass es so starke Impulse geben könnte und müsste, dass wir von den letzten Plätzen, wie ich sie vorhin aufgezählt habe, wegkommen könnten. Man muss es nur ehrlicher machen. Ich glaube, dass wir mit dem Infrastruktur- und Verkehrsminister Gorbach einen guten Gesprächspartner haben. (GR Christian Oxonitsch: Hoffentlich bleibt er länger!) Ich glaube schon, Alemannen haben eine ordentliche Standfestigkeit. Sie haben mit ihm schon Gespräche geführt, wir haben mit ihm Gespräche geführt. Er ist sehr interessiert daran, dass auch in Wien etwas weitergeht. 

Seitens Wien sollte man es nur nicht so machen – das möchte ich nur als ein Beispiel anmerken, wie man 


nicht miteinander umgehen sollte, wenn man wirklich zu konkreten Projekten und Umsetzungen kommen will –, dass man Gorbach ein Paket überreicht und sagt, alle Projekte sind gleich wichtig, der Bund soll sich aussuchen, welche jetzt vorgezogen werden und daher dann den Schwarzen Peter haben, sondern ich glaube schon, dass Wien auch gefordert ist, zu sagen, was jetzt von unserem Standpunkt aus eigentlich vorzuziehen wäre und welche anderen Projekte, so wichtig sie auch alle sind, man eben ein bisschen warten lassen muss, weil man nicht alles auf einmal machen kann. Ich glaube, dass das nur fair wäre. (GR Christian Oxonitsch: Hast du einen Vorschlag?) Nein, nein, da sind schon die Regierenden, nämlich die in Wien Regierenden gefordert. (GR Christian Oxonitsch: Aber du kannst ja etwas vorschlagen!) 
Ich habe ja schon gesagt, der Zentralbahnhof ist sicher ein ganz wichtiges Vorhaben, und da sollten wir auch schön langsam die Verhandlungen zu Ende bringen, weil wir sonst auch die uns selbst gestellten Fristen, die in dem Letter of intent festgehalten sind, versäumen. Das wäre schade, denn dann müssten wir wieder am Anfang anfangen, und ich glaube, das will niemand, denn das ist ja jeweils immer ein Zeitverlust. Daher mein Appell an die sozialdemokratische Fraktion, sich intern klar zu werden, offene und ehrliche Verhandlungen mit den ÖBB zu führen – die sind ohnehin schwierig genug – und zu schauen, so schnell wie möglich zu Resultaten zu kommen. Ich glaube, alleine aus diesem Projekt könnte sehr, sehr viel an positiven Impulsen hervorgehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Zum Abschluss möchte ich eine Situation noch kurz beleuchten, weil ich gesehen habe, dass wir diesmal mit unseren Anliegen für mehr Sicherheit und für eine stärkere Kriminalitätsbekämpfung auch den Herrn Bürgermeister mit an Bord begrüßen können. Ich freue mich sehr, aber wenn er schon bis 2000 auch mitgekämpft und sich engagiert hätte, würden wir jetzt nicht so schlecht dastehen. Die Kriminalitätsentwicklung in Wien im letzten Jahr hat leider Gottes wieder eine Explosion erfahren, wie man sie etwa, wenn Sie sich zurückerinnern – und das werden Sie sicher –, vor zehn Jahren in Wien beobachten konnte. Seit vielen Jahren fordern wir daher, dass es zu einer Aufstockung der Dienstposten bei der Exekutive in Wien kommen muss und nicht, wie es der jetzige Innenminister gemacht hat, in einer völligen Verkennung dessen, wofür der Staat Geld auszugeben hat und wofür nicht. Man kann nicht linear auch bei der Sicherheit sparen, sondern bei der inneren Sicherheit muss gewährleistet sein, dass die Kriminalität maximal bekämpft wird. Und das kann man nicht machen, indem man die Exekutive reduziert – und das ist leider Gottes geschehen, es gibt jetzt um 500 Dienstposten weniger –, sondern indem man sie aufstockt. (GR Godwin Schuster: Sagen Sie das der ÖVP!) Ich beziehe mich immer noch auf das Versprechen des seinerzeitigen Bundeskanzlers Vranitzky aus dem Jahr 1990 an den damaligen Bürgermeister Zilk: Jawohl, die Gemeinde wird 1 000 Dienstposten mehr bekommen. (GR Christian Oxonitsch: Aber Sie wissen schon, wer jetzt eingespart hat!) Bis heute haben wir sie nicht bekommen, auch nicht von der sozialistischen Koalitionsregierung bis zum Jahr 2000 (GR Godwin Schuster: Nein, so ist das nicht!), sondern ihr habt genauso gesenkt, abkommandiert und Wien einem Aderlass unterzogen wie der jetzige Innenminister. Und dagegen wehren wir uns. (GR Godwin Schuster: Dem Minister müssen Sie das sagen!)

Wenn Sie wollen – und ich sehe, da haben wir Sie jetzt als Verbündete, ich weiß auch von der Wiener ÖVP, dass ihr das am Herzen liegt –, werden wir schauen, dass wir vielleicht doch gemeinsam auch den Innenminister davon überzeugen, dass man die steigende Kriminalität nicht dadurch bekämpfen kann, dass man Dienstposten einspart, sondern indem man aufstockt und schaut, dass mehr Polizei auf die Straße kommt. (Beifall bei der FPÖ.)
Etwas noch zum Abschluss. Wir haben beobachtet, dass jetzt doch ein bisschen ernster und mit mehr Nachdruck – aber das kann erst ein Beginn sein – gegen die offene Drogenszene in Wien vorgegangen wird. Wir haben ja seit jetzt fast schon einem Jahrzehnt gefordert, dass gegen gewisse Unterkünfte, gegen gewisse Heime vorgegangen wird, wo alle Anrainer, wo die Bevölkerung immer wieder darauf hingewiesen hat: Da wird offen gedealt, da wird den Händlern Unterschlupf gewährt. Es ist ein Jahrzehnt lang nichts passiert. Endlich einmal hat die Wiener Polizei – ich will jetzt nur drei derartige Unterkünfte nennen: im 17. Bezirk die Soteria, 15. Bezirk, Ullmanngasse, und 12. Bezirk, Längenfeldgasse – Razzien durchgeführt. Da ist dann so plastisch geschrieben worden, dass – etwa in der Soteria im 17. Bezirk – Kugeln durchs Fenster flogen, weil eben dort die Dealer beheimatet sind und von dort aus versucht haben, Wiener Kinder und Jugendliche zum Drogenkonsum zu verführen. 

Es ist nur bedauerlich – das sage ich jetzt aus unserer Sicht –, dass man nicht schon vor Jahren damit begonnen hat, diese Kriminalitätsentwicklung stärker zu bekämpfen, denn jetzt ist sie schon sehr weit fortgeschritten. Wie Beamte des Sicherheitsbüros sagen, wäre eine Bekämpfung im Jahr 1997 natürlich viel erfolgversprechender und kürzer gewesen als jetzt, aber man muss sie selbstverständlich auch jetzt angehen. Sie wird länger dauern, sie wird mühsamer sein, aber im Interesse der Wiener Kinder und Jugendlichen, um zu verhindern, dass sie ständig angeredet und angepeilt werden, dieses Suchtgift zu kaufen, ist es richtig und notwendig und wird hoffentlich auch fortgesetzt werden, dass gegen diese Brutstätten der Suchtgiftkriminalität in Wien endlich vorgegangen wird. 

Insgesamt zur Sicherheit in Wien: Wenn man sagt, Wien gehört zu den sichersten Städten, dann ist das immer sehr subjektiv, denn wenn Sie bestohlen werden, wenn Sie beraubt werden, dann nützt Ihnen die Statistik überhaupt nichts. Aber wir glauben, dass es für den Lebensstandard und zum Wohlfühlen in einer Stadt ganz wesentlich ist, dass man sich sicher fühlen kann. Damit es in Wien noch besser wird, als es bisher war, damit solche Spitzen in der Entwicklung der Kriminalität, wie sie im Jahre 2002 zu verzeichnen waren, sich nicht weiterentwickeln, glaube ich, dass wir gut daran tun, auch in diesen Fragen, bei diesen Problemen gemeinsam die Möglichkeiten auszuloten und die Möglichkeiten herbeizuführen, damit Wien nicht in den Strudel der internationalen Kriminalität hineingerissen wird. Dazu ist viel an Aufwand erforderlich, da ist durchaus auch viel an Überzeugungsarbeit zu leisten, denn wie man gesehen hat, werden immer wieder ähnliche Fehler gemacht. 

Insgesamt, auch auf Grund dessen, was wir hier analysiert haben aus dem Rechnungsabschluss, kann ich nur sagen: Leider ist von Seiten der Sozialdemokraten diese Diskussion heute noch nicht dazu verwendet worden, um ehrlich über die Probleme in Wien zu sprechen. Ich hoffe, die Beiträge werden noch kommen, aber der vorliegende Rechnungsabschluss kann aus den von mir genannten Gründen von uns nicht unterstützt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Christian Oxonitsch. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Drei Parteien wollen also diesem Rechnungsabschluss 2002 nicht zustimmen, und ich könnte dem ja fast ein wenig Verständnis entgegenbringen, wenn nur Teile von dem, was heute hier von einigen meiner Vorredner gesagt wurde und an Kritik geübt wurde, sich tatsächlich in diesem Rechnungsabschluss wieder finden würden. Ich bin bis jetzt allerdings davon ausgegangen, dass wir alle denselben Rechnungsabschluss bekommen, aber anscheinend ist dem nicht so. Denn anders kann ich es nicht nachvollziehen, dass mein Vorredner zum Beispiel von einer Kürzung der Wirtschaftsförderung spricht, wo eindeutig nachlesbar ist, dass die Wirtschaftsförderung um mehr als 47 Prozent erhöht worden ist im vergangenen Jahr. Also es muss hier ein anderes Exemplar geben.

Es ist auch nicht richtig, und es ist schon vom Herrn Vizebürgermeister darauf hingewiesen worden, dass keine weitere Schuldenreduzierung stattgefunden hat. Wien hat in den letzten Jahren kontinuierlich seinen Schuldenstand reduziert, und es ist sehr klar und deutlich auch darauf hingewiesen worden, dass 145 Millionen EUR heuer für Schuldentilgung reserviert sind. Dass wir einen sehr guten Umgang bei Fremdmittelaufnahmen haben, hat ja auch der Rechnungshof immer wieder bestätigt. Auch das finden Sie im Rechnungsabschluss 2002. Also ich weiß nicht, Herr Kollege Kabas, wo Sie diese Zahlen herhaben; aus dem Rechnungsabschluss 2002 nicht!

Und wenn die ÖVP am 3. Juni angekündigt hat, dass Sie den Rechnungsabschluss auf Punkt und Beistrich prüfen werden, dann muss ich sagen: Ich glaube, Sie haben es bis heute nicht geschafft. 

Wie ich überhaupt meine, dass die heutige Rede meines Kollegen Tschirf ein eindeutiger Abgesang auf die Wirtschaftskompetenz der Österreichischen Volkspartei war. Denn wenn wir eine Generaldebatte über den Rechnungsabschluss der Stadt Wien am Vorabend der EU-Osterweiterung, am Vorabend von internationalen Entwicklungen, neuen Konkurrenzsituationen, darüber führen, ob Bäume im Stadtpark gefällt werden, ob die Feuerwehr eine Protestmaßnahme, meiner Ansicht nach eine gerechtfertigte Protestmaßnahme, setzt oder auch wie die Sprachoffensive verlaufen ist, die im Übrigen sehr erfolgreich verlaufen ist, wie der Kollege Ulm Ihnen sehr gerne berichten könnte, dann, glaube ich, zeigt es, wie es um die Wirtschaftskompetenz der ÖVP bestellt ist, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und es sind ja auch insgesamt eigentlich keine neuen Argumente dazugekommen. Die eine Begründung, auf die ich doch etwas eingehen möchte, ist immer wieder, dass man sagt, man stimmt dem Rechnungsabschluss nicht zu, denn es hat so große finanzielle Belastungen gegeben, denen die Wienerinnen und Wiener ausgesetzt sind. Das stimmt, aber die einzigen Belastungen, meine sehr geehrten Damen und Herren, die die Wienerinnen und Wiener tatsächlich spüren, sind die Steuererhöhungen und Belastungen, die seitens der schwarz-blauen Bundesregierung in den letzten drei Jahren über die Wienerinnen und Wiener und leider auch über die Österreicherinnen und Österreicher hereingebrochen sind.

Nehmen wir da ganz klar zwei Zahlen. Das Budget ist erst vor wenigen Tagen im Parlament beschlossen worden. Die Einnahmen aus Steuern und Abgaben werden 2004 57,6 Milliarden EUR betragen, das sind um 9 Milliarden EUR mehr als 1999. 9 Milliarden EUR mehr, also eine Summe, die in etwa die Einnahmen beziehungsweise Ausgaben der Stadt Wien sind. 

In Wien sind die Einnahmen aus eigenen Steuern und Abgaben und Gebühren im Vergleich zu 1999 um 220 Millionen EUR gesunken. 9 Milliarden EUR Erhöhungen auf Seiten des Bundes, 220 Millionen EUR an Mindereinnahmen in Wien. Ich glaube, da sieht man sehr deutlich, wo die Belastungen der Menschen in dieser Stadt herkommen, wo sie herrühren und wer dafür verantwortlich ist, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Noch einmal: 9 Milliarden EUR seit 1999 an Steuererhöhungen, an Abgabenerhöhungen seitens des Bundes. Mit diesen Steuererhöhungen, die die schwarz-blaue Bundesregierung durchgeführt hat, könnte ein ganzes Bundesland wie Wien finanziert werden. Während aber Wien für 9 Milliarden EUR als Einnahmen beziehungsweise als Ausgaben seinen Bürgern verbessertes Service, hochqualitative Dienstleistungen bietet, haben die Menschen in Österreich um diese 9 Milliarden EUR zusätzlicher Belastungen eigentlich nichts als neuen Ärger und neue Sorgen bekommen. 

Und ich halte es für besonders vielsagend – auch 


das zur Wirtschaftspartei immer wieder –, dass die am stärksten steigende Steuer auf Bundesebene und in Österreich die Lohnsteuer ist, und das trotz weitestgehender Stagnation des Arbeitsmarktes, für die die katastrophale Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung verantwortlich ist, trotz einer höheren Arbeitslosigkeit. 

Und ich halte es für genauso vielsagend, dass die Steuern der Selbstständigen und der Wirtschaft praktisch gleich bleiben, die Steuern auf Kapital und Vermögen sogar massiv zurückgehen. Diese Regierung, meine Damen und Herren, macht keine Politik für die kleinen Leute, sie macht das genaue Gegenteil davon! (Beifall bei der SPÖ.)
Und was ist da nicht alles versprochen worden! Es ist von der Wertsicherung der Pensionen gesprochen worden. Schauen wir uns da die Zahlen an, Zahlen, die man in Ihrem beschlossenen Budget nachlesen kann. Seit Antritt der schwarz-blauen Bundesregierung hat kein einziges Mal eine Pensionsanpassung wenigstens in der Höhe der Teuerungsrate stattgefunden. Die Pensionen haben real 6 Prozent an Wert verloren. Und dazu sind die Senioren noch zusätzlichen Belastungen ausgesetzt, zum Beispiel bekanntermaßen im Gesundheitsbereich. 

Und was ist das Ergebnis dieser Politik auf der Bundesebene? Das selbstgesteckte Ziel des Nulldefizits wurde von Anfang an nicht erreicht. Jetzt hat man sich mit dem Budget 2003/2004 erstmals auch offiziell davon überhaupt verabschiedet. Und das angesichts einer massiven Schuldenreduzierung, die wir in Wien vorgenommen haben, die man aber nicht zur Kenntnis nehmen will. 

Es ist das Budgetdefizit des Bundes heuer mit rund 4 Milliarden EUR nur etwas geringer als 1999. Damals haben wir 4,9 Milliarden EUR gehabt. Wir wissen die Entwicklungen aus Wien, wenn wir uns den Rechnungsabschluss ansehen, und ich bin gerne bereit, dann mein Exemplar zur Verfügung zu stellen, da findet sich das nämlich drinnen sehr deutlich, dass wir einen ausgeglichenen Haushalt zustandegebracht haben.

Die Bundesregierung hat nichts von dem zusammengebracht, nichts von dem eingehalten, was sie versprochen hat, und wir leiden tatsächlich auch in Wien unter dieser Bundesregierung, die eindeutig nicht mit Geld umgehen kann. Und wenn sie Geld in die Hand nimmt, dann ist sie – das wissen wir auch seit wenigen Tagen – sehr großzügig, was Eigenwerbung betrifft, dann ist sie sehr großzügig, was das Sponsoring von Homepages betrifft, dann ist sie sehr großzügig, was irgendwelche Mega-Events zur Selbstdarstellung betrifft. Dafür ist das Geld da. Oder sie ist auch sehr großzügig, wenn es um den Ankauf von unnötigen Kampfflugzeugen geht.

Und es ist daher kein Wunder, dass diese Bundesregierung wieder nachdenkt, wie sie zusätzlich zu Geldern seitens der Länder und Gemeinden kommen kann. Und es hat ja bereits vielfältige Drohungen in dem Zusammenhang auch gegeben, was der Bund den Ländern und den Gemeinden weiter an Geld abknöpfen will im Zuge des nächsten Finanzausgleiches.

Eines ist sicher, meine Damen und Herren: Wir als Wiener Sozialdemokraten werden dafür sorgen, dass der Finanzminister seine Budgetsuppe selbst auslöffeln muss! Wir werden ihm hier nicht weiterhin hilfreich zur Seite stehen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dabei könnte der Herr Finanzminister tatsächlich von Wien lernen, wenn er sich die Zahlen des Rechnungsabschlusses ansehen würde. Noch einmal zur Wiederholung: Der Bund hat heuer 9 Milliarden EUR mehr Schulden als 1999, in Wien wurden die Schulden seit 1999 um mehr als 1,5 Milliarden EUR verringert. Und, wie gesagt, zu einer weiteren Schuldenreduzierung sind die Mittel - im Rechnungsabschluss nachzulesen -, in einem Ausmaß von 145 Millionen EUR reserviert.

Der Bund macht nach wie vor Budgetdefizite in Höhe von rund 4 Milliarden EUR, wir in Wien haben einen ausgeglichenen Haushalt. Der Bund hat seine Steuern um 9 Milliarden EUR erhöht, wir haben unsere Einnahmen aus Abgaben und eigenen Steuern um 220 Millionen EUR verringert. Der Bund, und damit komme ich dann auch zum wichtigen Kapitel des Arbeitsmarktes, dem meine Vorredner schon einen großen Stellenwert eingeräumt haben, der Bund hat seine Investitionen seit 1999 halbiert, Wien hat seine Investitionen um mehr als ein Drittel erhöht, und wir investieren jetzt sogar doppelt soviel wie der Bund in allen neun Bundesländern zusammen.

Ich glaube, allein diese Zahlen zeigen sehr eindrucksvoll, wie Wien mit seinen Haushaltsmitteln, wie Wien mit dem Geld der Wienerinnen und Wiener sorgfältig umgeht, ganz im Gegensatz zur Politik der schwarz-blauen Bundesregierung. 

Und diese Bundesregierung muss lernen! Das ist auch für Wien wichtig. Es sind hier wichtige Infrastrukturmaßnahmen angesprochen worden. Jawohl, der Zentralbahnhof Wien ist eine wichtige Infrastrukturmaßnahme, und vielleicht wären wir tatsächlich in der Entscheidungsfindung schon etwas weiter, wenn wir halt nicht jedes halbe Jahr einen neuen Infrastrukturminister oder eine neue Infrastrukturministerin bekommen würden. Man merkt sich ja die Namen schön langsam nicht mehr. Vielleicht hält der jetzige länger durch, vielleicht kommen wir damit zu den wichtigen Entscheidungen. Vielleicht gibt es tatsächlich dann auch die finanzielle Unterstützung, die wir für die Umsetzung brauchen und die auch vereinbart war, an die sich diese schwarz-blaue Bundesregierung aber nicht erinnern will, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Wie soll tatsächlich die Infrastruktur in der Ostregion - und das ist von besonderer Bedeutung - leistungsfähiger werden, wenn der Bund ständig seine Mittel in diesem Bereich reduziert und auch auf die Angebote seitens Wiens nicht einmal reagiert? Vielleicht gibt es ja jetzt Anzeichen einer Besserung. Wir werden sehen, ob die Ausdauer dieses Infrastrukturministers länger ist als die seiner Vorgänger.

Wie sollen neue Arbeitsplätze entstehen, wenn es für Unternehmen attraktiver ist, Geld anzulegen als Investitionen zu tätigen? Hier sind Richtungsentscheidungen seitens der Bundesregierung gefragt! Hier müssen Entscheidungen getroffen werden! Auf diesen werden wir als Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auch weiterhin massiv beharren, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist so: Wir haben in Zeiten der Wirtschaftskrise in Wien unsere Investitionen erhöht. Wir haben die Wirtschaftsförderung vervielfacht - noch einmal: Plus 47,2 Prozent mehr an Wirtschaftsförderung. Wir haben die Forschungsförderung, auch nachzulesen im Rechnungsabschluss 2002, enorm verstärkt. Wir investieren in die Infrastruktur, die Betriebsgründungen, die Betriebsansiedlungen, die Qualifikation von Arbeitssuchenden und die Weiterbildung von Berufstätigen. 

Und es ist vom Herrn Vizebürgermeister bereits auf die Vielzahl von Maßnahmen seitens des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds hingewiesen worden. Eine Einrichtung, um die uns international Kommunen beneiden, um die uns andere Bundesländer auch beneiden, welche innovative und wichtige Maßnahmen für die Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer setzt.

Ich verstehe es daher überhaupt nicht, warum jetzt seitens der ÖVP hier immer wieder Kritik geübt wird, denn gerade in den letzten beiden Jahren kann man verfolgen, wie erfolgreich der WAFF im Bereich der Arbeitsmarktpolitik war für die Wienerinnen und Wiener, wo er arbeitssuchenden Menschen helfen konnte im Bereich der Qualifizierung, wo er Menschen zusätzliche Qualifizierungsangebote angeboten hat, wie diese auch angenommen wurden von den Wienerinnen und Wienern. Ich kann hier eigentlich nur ein politisches Ablenkungsmanöver orten. Mit sachlicher Kritik an der Arbeitsmarktpolitik hat diese Kritik am Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds meiner Ansicht nach nichts zu tun, meine Damen und Herren. 

Wie gesagt, die Belastungen sind gestiegen. Wenn wir hören, dass die Steuer- und Abgabenquote mit 44 Prozent auf ein Höchstmaß in der österreichischen Geschichte gestiegen ist, und wenn wir dann auch noch nachlesen können, dass all jene Maßnahmen, die seitens des Bundes im Budget 2003/2004 vorgesehen sind, die Wienerinnen und Wiener mit weiteren 104 Millionen EUR pro Jahr belasten müssen, da können wir der Kritik der ÖVP eindeutig nur zustimmen. Aber nicht zustimmen können wir einfach bei der Schuldfrage. Da hat sich meiner Ansicht nach in der ÖVP überhaupt ein bissel ein veritabler Orientierungsverlust eingeschlichen, denn: Wer war dafür verantwortlich, dass die Mineralölsteuer, die Energieabgabe, die Kfz-Steuer erhöht wurden? Wer war verantwortlich, dass sich der Preis für die Autobahnvignette verdoppelt hat, für die Passgebühr verdoppelt hat? Wer war verantwortlich dafür, das die Invalidenrenten besteuert wurden, der Kauf von 2-Milliarden-Euro-teuren Abfangjägern beschlossen wurde? Wer war verantwortlich, dass den Menschen die Pensionen um mindestens 12 Prozent gekürzt werden? Laut ÖVP, aber auch der FPÖ waren das offensichtlich die Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und nicht die ÖVP/FPÖ-Bundesregierung. – Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es waren Ihre Kollegen im österreichischen Parlament, die Kollegen von FPÖ und ÖVP, die diese Belastungen für die Wienerinnen und Wiener, für die Österreicherinnen und Österreicher beschlossen haben. Teilen Sie das Ihren Kollegen mit, sagen Sie es Ihnen und sorgen Sie dort dafür, dass Ihre Kolleginnen und Kollegen diese Belastungen zurücknehmen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und es war auch die ÖVP-geführte Bundesregierung, die Belastungen auf Kosten der Klein- und Mittelverdiener beschlossen hat. Es war der Herr Schüssel, es war der Herr Bartenstein, es war der Herr Finz und es waren alle anderen maßgeblichen Funktionäre, Minister der FPÖ und der ÖVP. 

Aber ich weiß nicht, vielleicht erwartet sich ja die ÖVP eine Art Wählerrabatt, wenn man so einen Stiefel daherredet, und man will den vielleicht tatsächlich auch bekommen. Mit seriöser Analyse des Rechnungsabschlusses 2002 hat es nichts zu tun. 

Und diese Orientierungslosigkeit der ÖVP bei der Tätersuche hat ja schon sehr weit um sich gegriffen, wie wir feststellen konnten. Es ist heute schon erwähnt worden, wie es mit der Aufklärungsrate im ÖVP-geführten Innenministerium aussieht. Da sind ja die Zahlen ähnlich verwirrend. Wer halt andauernd die Falschen beschuldigt und die Schuldigen laufen lässt, kann ja nicht erfolgreich sein. Und genauso wenig erfolgreich ist der ÖVP-Innenminister, wenn man sich die Sicherheitsstatistik ansieht, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Da muss man ja fast schon lobend hervorheben, dass sich in einem Punkt der Wiener ÖVP-Chef Finz ein Maß an Restorientierung bewahrt hat. Er hat nämlich unsere Berechnungen, nachdem die von ÖVP und FPÖ beschlossene Pensionsreform in Wien zu zusätzlichen 130 000 Arbeitslosen führen wird, korrigiert, und er hat in einer Aussendung gesagt: Nein, es sind nur 84 000 zusätzliche Arbeitslose, zu denen diese Pensionsreform in Wien führen wird. 84 000 zusätzliche Arbeitslose in Wien bis zum Jahr 2010 wegen einer Pensionsreform, meine Damen und Herren, die den Menschen massive Pensionskürzungen bringt, zugegeben von einem Mitglied der ÖVP-Bundesregierung – ich glaube, durchaus beachtenswert. Das sind 84 000 zusätzliche Familien, die vom Abrutschen in die Armut bedroht sind. Das sind 84 000 zusätzliche Menschen, die auf die Hilfe und Unterstützung letztendlich der Stadt Wien angewiesen sein werden. Und wir werden ihnen diese Hilfe auch angedeihen lassen, meine Damen und Herren. Und das in einer Situation, wo wir wissen, dass die Sozialämter auf Grund der verfehlten Wirtschaftspolitik, der verfehlten Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung gestürmt werden und sich die Zahlen seit 1999 verdoppelt haben. Wir spüren hier sehr deutlich die katastrophalen Auswirkungen einer verfehlten Wirtschaftspolitik. Die SPÖ-geführte Stadt lindert die Not, die durch die ÖVP und die FPÖ verursacht worden ist. Und wer uns das ankreidet, meine Damen und Herren, hat jeden sozialen Kompetenzanspruch verloren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Schauen wir uns aber jetzt vielleicht die tatsächlichen Zahlen am Arbeitsmarkt noch etwas genauer und ein bisschen mehr im Detail an, als das bei einzelnen meiner Vorredner der Fall war. Im Mai 2003 gab es in Österreich erneut mehr Arbeitslose als im Vergleichsmonat des Vorjahres. Es gab 215 000 arbeitslos gemeldete sowie weitere 45 000 Menschen, die sich in Schulungen des Arbeitsmarktservice befunden haben. Das macht zusammen 260 000 Menschen in Österreich, die Arbeit suchen. Das ist eine Zunahme um über 16 000 Menschen und fast 7 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Das ist wahrlich kein Ruhmesblatt dieser Bundesregierung, die für aktive Arbeitsmarktpolitik zuständig ist, und man kann es nur immer wieder wiederholen: Es ist Zuständigkeit einer Bundesregierung, aktive Arbeitsmarktpolitik zu betreiben, und es ist hier ein eindeutiges Versagen dieser Bundesregierung, wenn mehr als eine Viertelmillion Menschen in Österreich ohne Arbeit sind. 

Und es ist hier einfach so, da kann man immer wieder die Nebelbomben werfen: Die stärksten Anstiege in der Arbeitslosigkeit verzeichnen die westlichen Bundesländer, an der Spitze Vorarlberg mit plus 17 Prozent, Tirol plus 8 Prozent, Salzburg plus 4 Prozent, und nicht Wien, wie es auch von meinen Vorrednern wieder behauptet wurde. Auch Wien verzeichnet einen Anstieg von 4 Prozent, liegt im österreichischen Durchschnitt. Für uns sind diese 4 Prozent eben tatsächlich ein Handlungsauftrag, eine aktive Investitionspolitik zu betreiben und im Rahmen unserer Möglichkeiten und unserer Zuständigkeiten hier alles zu tun, um belebend auf den Arbeitsmarkt zu wirken, zusätzliche Anreize zu schaffen. 

Sie finden diese Zahlen, Kollege Kabas, im Rechnungsabschluss. Sie müssen sie nur lesen und Sie müssen sich ihn nur anschauen. 

Noch einmal, nur zur Erinnerung, weil bei dreimal merkt man es sich vielleicht: Plus 47,2 Prozent an Wirtschaftsförderung und ein Rekordausmaß an Investition. 

Da kann ich schon zur Kenntnis nehmen, dass man vielleicht bei der Presseaussendung, gleich am Tag, als der Rechnungsabschluss vorgestellt wurde, noch brutto mit netto verwechselt oder das übersieht, das kann man sich vorstellen. Nur, dass es heute hier wiederholt wird, ist, glaube ich, nicht redlich, ist nicht seriös und daher auch zurückzuweisen. Sie wissen, es wurde in Wien im vergangenen Jahr mehr investiert als in den Jahren davor. Und wir sind stolz darauf, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es stimmt schon: Es sind Maßnahmen am Wiener Arbeitsmarkt weiter notwendig. Es hat hier eine Vielzahl von Angeboten gerade auch seitens des Finanzstadtrates und Vizebürgermeisters gegeben an die Bundesregierung. Er hat heute auch darauf hingewiesen, und ich halte es für umso skandalöser und umso bedauerlicher, dass auf diese Angebote und diese Initiativen, die seitens Wiens immer wieder gesetzt werden, zum Beispiel gemeinsam im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit zusätzliche Maßnahmen zu entwickeln, nicht einmal reagiert wird. 

Es ist heute schon gesagt worden: das Angebot der Lehrlingsstiftungen. Der Herr Arbeitsminister geht lieber Rabatte verhandeln als auf das Angebot einzugehen. Der österreichweite Fonds für die Jugendausbildung. Der Arbeitsminister ist auf Tauchstation, er reagiert nicht einmal. Die Aufstockung der Mittel für die Jugendausbildung, so wie es Wien vorgeschlagen hat, auch hier seine eigenen Mittel aufzustocken: Es erfolgt keine Reaktion. 

Man kann ja froh sein, dass dieses Thema hier wenigstens auch seitens der ÖVP und FPÖ zur Sprache kommt, das Thema, für zusätzliche Impulse für Beschäftigung zu sorgen. Nur, helfen Sie uns hier im österreichischen Parlament. Helfen Sie uns hier beim zuständigen ÖVP-Arbeitsminister, die Initiativen, die wir geplant haben, wo es Angebote seitens Wiens gibt, auch umzusetzen. Helfen Sie uns, dass er endlich einmal darauf reagiert, meine Damen und Herren. 

Und man muss schon darauf hinweisen: Es ist nicht alles besser, und es kann auch nicht alles immer besser sein bei einem Budget von 9 Milliarden EUR, aber es ist eben sehr vieles in Wien besser, und wir sind stolz darauf, denn es ist deshalb besser, weil wir die entsprechenden Instrumentarien für eine aktive Beschäftigungspolitik haben, weil wir die Mittel richtig einsetzen, wie im Rechnungsabschluss nachzulesen ist, und weil wir die richtigen Initiativen setzen. Denn so erklärt sich zum Beispiel der Rückgang im Bereich der Bauarbeitslosigkeit um mehr als 8 Prozent. Es sind die Investitionen, die Wien getätigt hat, die hier ihre positiven Effekte gezeigt haben und die zu einer Besserung in der Beschäftigtensituation geführt haben. 

Es ist auch so, dass mit 810 000 unselbstständig oder geringfügig Beschäftigten mehr Menschen in Wien in Beschäftigung sind, um 5 000 Menschen mehr, als noch vor einem Jahr. Damit hat Wien weiterhin – und auch das ist wichtig – jeden vierten österreichischen Arbeitsplatz. Wien bietet den Menschen jeden vierten österreichischen Arbeitsplatz! 

Ziehen wir einen Vergleich mit unserem Umland. Niederösterreich hat in etwa eine gleich große Einwohnerzahl wie Wien, ist sogar etwas größer, wie wir seit der letzten Volkszählung wissen, und hat 560 0000 unselbstständig und geringfügig Beschäftigte. Niederösterreich hat eine Viertelmillion Arbeitsplätze weniger als Wien bei gleicher Bevölkerungszahl. Ich glaube, hier zeigt sich sehr deutlich, wer in Österreich den Menschen Arbeit gibt. Hier ist Wien vorbildlich, hier ist Wien sicherlich aktiv gewesen und hier hat Wien die richtigen Maßnahmen gesetzt. (Beifall bei der SPÖ.)
Da muss man auch den Wiener Betrieben ein Lob aussprechen. Wir sind ja nicht immer unkritisch, aber es soll schon auch darauf hingewiesen werden, dass die Wiener Betriebe zum Beispiel 3 600 Jugendlichen aus anderen Bundesländern eine Lehrlingsausbildung ermöglichen. Auch hier nimmt Wien für junge Menschen aus dem Umland seine Verantwortung wahr, genauso wie es eben für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus dem Umland eine Verantwortung hat. Und Wien tut einfach das, was die Bundesregierung nicht tut beziehungsweise nicht tun will beziehungsweise einfach nicht schafft! 

Wien ist und bleibt zum Beispiel auch bei den Betriebsneugründungen die Nummer eins. Jeder vierte neugegründete österreichische Betrieb entsteht in Wien. Wien ist bei den Betriebsansiedlungen aus dem Ausland die Nummer eins unter allen Bundesländern. Der Wirtschaftsstandort Wien ist, nicht zuletzt auch auf Grund der wichtigen und richtigen innovativen Maßnahmen im Bereich der Technologieförderungen, ein Wirtschaftsstandort mit Zukunft. Und das, meine Damen und Herren, wird Ihnen sicherlich auch Ihr Präsident der Wirtschaftskammer bestätigen, der immer wieder darauf hinweist, dass Wien ein attraktiver Wirtschaftsstandort ist, ein Standort, der international hohes Ansehen genießt. 

Allerdings, dieses hohe Ansehen, das Österreich und damit auch Wien als Wirtschaftsstandort genießt, ist ja durch die Maßnahmen der schwarz-blauen Bundesregierung in den letzten Wochen und Monaten arg aufs Spiel gesetzt worden, durchaus ein bisschen ins Rutschen geraten. Es bleibt nur zu hoffen, dass die Bundesregierung jetzt Maßnahmen setzt, um diesen Ruf als attraktiven Wirtschaftsstandort, diesen Ruf Österreichs wieder sicherzustellen, meine Damen und Herren.

Wien hat durch eine Vielzahl von Förderungsmaßnahmen seinen attraktiven Platz in der Welt und auch im Wettbewerb mit anderen Städten behalten. Ein paar Hinweise nur; einige sind schon erwähnt worden: 

Boehringer Ingelheim: Im März war der Spatenstich für das neue biopharmazeutische Produktionsgebäude mit 200 zusätzlichen Arbeitsplätzen. Die Produktionskapazität wird in diesem Bereich verdoppelt. Intersport Eybl: Eine weitere Filiale, zusätzliche 150 Arbeitsplätze. Philips hat Anfang des Monats bekannt gegeben, am Standort Wien zusätzliche 30 Millionen EUR in die Entwicklung und Produktion von Handy-Lautsprechern zu investieren. 

Es gibt eine Vielzahl von Maßnahmen, und die fallen nicht vom Himmel. Die finden sich im Rechnungsabschluss 2002, und Sie sollten diese, wie ich meine, durchaus auch zur Kenntnis nehmen.

Es würde sich die Liste ja noch fortsetzen lassen, zum Beispiel im Bereich der Technologieförderung.

Und weil von einem meiner Vorredner auch angesprochen wurde, dass im Bereich der Fachhochschulen nicht jene finanziellen Mittel ausgeschöpft wurden, die im Budget vorgesehen waren. Ja warum ist denn das so? Wo sind denn die Entscheidungen nicht gefallen, die wichtigen und wesentlichen Entscheidungen im Bereich des Fachhochschulrates, die wir in Wien dringend notwendig gehabt hätten, um zusätzliche Fachhochschulen in Wien zu eröffnen, um hier tatsächlich das umzusetzen, was wir uns vorgenommen haben? Es ist ja auf Bundesebene die Entscheidung verzögert worden. Wie lange haben wir gekämpft für die Fachhochschule für die Sozialberufe, wie lange hat hier eine Entscheidung gedauert? Richten Sie diese Kritik an Ihre Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, aber nicht hier an den Wiener Gemeinderat und schon gar nicht an die Wiener Stadtregierung. Hier sind die Mittel reserviert, hier werden sie investiert, wenn die Voraussetzungen dafür sichergestellt sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Und da drängt sich dann schon auch die Frage ein bisschen auf – einmal haben wir es schon gehört –: Was macht der Herr Finz eigentlich für Wien in dieser Bundesregierung? Wo sind denn tatsächlich seine Leistungen? Was hat er bisher eigentlich Nützliches für Wien gemacht, außer eine Pensionsreform beschlossen, von der er selber sagt, 84 000 Menschen werden halt arbeitslos werden in Wien. Mein Gott, das ist eine Leistung. Stolz sollte man darauf nicht sein. Er hat ja diese Pensionsreform und diese Pensionskürzungen noch als einen „parlamentarischen Lichtblick“ bezeichnet. Auch bezeichnend, wenn man etwas beschließt, was 84 000 Menschen den Arbeitsplatz kosten wird, auch interessant. Er hat noch Vorschläge, dass die Gemeinde bis 2006 10 000 Mitarbeiter abbauen soll, also noch eine zusätzliche Verschärfung. Die hat er wahrscheinlich noch gar nicht reingerechnet in die 84 000. Und ginge es nach ihm – das war auch interessant nachzulesen –, wären seine Mitarbeiter im Finanzministerium, die sich an Streikaktionen gegen die Pensionsreform beteiligt haben, bereits versetzt oder gekündigt, denn anders kann ich einfach die Sammellisten, die er einfordert hat im Bereich des Finanzministeriums, gemeinsam mit dem Herrn Finanzminister, nicht interpretieren. 

Ich glaube, gerade in diesem Zusammenhang muss man auch den angekündigten Misstrauensantrag der ÖVP gegen die StRin Brauner sehen. Es zeigt irgendwie meiner Ansicht nach einmal mehr das Demokratieverständnis der Österreichischen Volkspartei und auch, meine sehr geehrten Damen und Herren, das Selbstbild einer Partei, wenn die Teilnahme einer Stadträtin an einer Aktion von Beschäftigten, die diese Aktion in ihrer Freizeit durchführen, die sich um ihre Zukunft sorgen, die sich um ihre Gesundheit sorgen, zu einem Misstrauensantrag führt. Wenn das Anlass ist, wenn es eine Stadträtin gibt, die sich um die Anliegen ihrer Beschäftigten kümmert, und es auf der anderen Seite einen Staatssekretär gibt, der Sammellisten über von ihrem Streikrecht Gebrauch machenden Beamten führt, so meine ich, es ist klar, wem hier das Misstrauen auszusprechen ist und wem hier Misstrauen gegenüber angebracht ist, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wir werden in den nächsten beiden Tagen hoffentlich noch in den Spezialdebatten ausführlich auf einige Punkte eingehen können, die hier diskutiert worden sind. 

Ich glaube, eines steht fest: Falls es Unklarheiten beim Lesen des Rechnungsabschlusses gibt, sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Finanzverwaltung sicherlich hilfreich beim Lesen. Die GRÜNEN haben es wenigstens auf der Homepage ein bisschen kundgetan; sie tun sich schwer beim Lesen des Rechnungsabschlusses. Vielleicht sollten sich das auch die FPÖ und die ÖVP eingestehen, dass man sich schwer getan hat. Das kann passieren.

Wir werden die nächsten zwei Tage nutzen, um zu zeigen, dass Wien einen richtigen finanzpolitischen Weg eingeschlagen hat. Wien hat seine Schulden reduziert, Wien hat die geringste Pro-Kopf-Verschuldung aller Bundesländer und Gemeinden, einen ausgeglichenen Haushalt und hat, wie ich meine, das Geld richtig eingesetzt. Für uns, meine sehr geehrten Damen und Herren, Grund genug, diesem Rechnungsabschluss 2002 die Zustimmung zu erteilen. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass die Redezeiten jetzt ab kommendem Redner 20 Minuten betragen.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Einen schönen Tag!

Wir reden, so hoffe ich doch, über ein und denselben Rechnungsabschluss. 

Ich möchte kurz beim Kollegen Oxonitsch gleich einsetzen. Jawohl, es steht auf unserer Homepage oben, dass die Lesbarkeit des Rechnungsabschlusses, nicht das Lesen können, die Lesbarkeit sehr zu wünschen übrig lässt. Und das hängt mit der Aussagekraft natürlich auch zusammen. Auf Grund der Vielzahl der Ausgliederungen der vergangenen Jahre – Wiener Stadtwerke, Wiener Wohnen, Krankenanstaltenverbund, Fonds Soziales Wien, Museen et cetera – kommt es innerhalb des Budgets auch immer wieder zu einnahmen- und ausgabenseitigen Doppelverrechnungen. Dieses Budget ist nur mehr in Teilbereichen transparent und spiegelt die reale Situation, wie sie in Wien herrscht, kaum mehr wider. 

Ich möchte nur drei Zahlen dazu nennen, obwohl mir schon klar ist, dass man Bilanzsummen nicht mit einer Budgetsumme im Vergleich der kameralistischen Budgetierung 1 zu 1 vergleichen kann. Man müsste bei dem einen etwas dazugeben, beim anderen etwas wegnehmen. Aber das Wiener Budget hat im Großen und Ganzen 9,6 Milliarden EUR. Wenn man jetzt die diversesten Rücklagen, Doppelverrechnungen et cetera wegnimmt, zieht man ungefähr 2 Milliarden EUR ab, bleiben immer noch 7,6 Milliarden EUR. 

Die Bilanzsumme von Wiener Wohnen beträgt 9,2 Milliarden EUR. Die Bilanzsumme der Wiener Stadtwerke beträgt 9,5 Milliarden EUR. Die Bilanzsumme der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" beträgt 4,2 Milliarden EUR. Wohnen, Daseinsvorsorge, Gesundheit: die Bilanzsummen dieser Bereiche übersteigen das kameralistische Budget der Stadt Wien um mehr als das Doppelte. Wie soll man denn da tatsächlich noch davon sprechen, dass im Budget der Stadt Wien bei den drei wesentlichsten Bereichen, Wohnen, Stadtwerke und Gesundheit, die reale Situation auch wirklich dargestellt wird? 

Und das ist ein großes Problem im Zusammenhang mit den bestehenden Ausgliederungen. Ich hoffe, wir werden dieses Problem in den kommenden Jahren durch Ausgliederungsberichte, durch entscheidende Diskussionen, wie es mein Kollege Chorherr gesagt hat, bei Entscheidungen auch wieder im Gemeinderat in den Griff bekommen, damit der Gemeinderat der Stadt Wien nicht über Peanuts und Nebensächlichkeiten entscheidet, sondern tatsächlich über diejenigen Sachen entscheidet, die die Bevölkerung in Wien massiv betreffen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Angesichts dessen, und das möchte ich mir doch nicht ersparen, möchte ich kurz zum Herrn GR Kabas zwei, drei Sachen sagen. Wenn er einerseits der Meinung ist, gerade punkto Ausgliederung muss in Wien doch einiges an Kontrollrechten passieren, muss einiges an Eingliederung et cetera passieren: Ja, Kollege Kabas, wenn die Wiener GRÜNEN punkto Ausgliederungen solche Forderungen erheben – das trifft auch die ÖVP –, dann ist das zu Recht. Wenn ÖVP und Freiheitliche diese Forderungen erheben, dann dient es wahrscheinlich demselben wie auf Bundesebene: Zuerst setzen Bartenstein, Schüssel, Grasser, Prinzhorn ihre politischen Günstlinge in die Aufsichtsräte der ÖIAG, ihre politischen Günstlinge in die Bereiche, wo der Staat noch Beteiligungen hält. Und dann werden genau diese Bereiche privatisiert, absurderweise zur Gänze privatisiert und das öffentliche Eigentum billigst verschachert. 

Diese Politik lehnen wir ab, und wir wünschen uns beim besten Willen, dass Sie bei der Privatisierungs- und Ausgliederungspolitik in Wien niemals etwas zu reden haben werden, weil dann schaut es so aus wie im Bund, und das wäre tatsächlich eine wirtschaftspolitische Katastrophe und würde nur dazu führen, dass Ihre politischen Günstlinge auch in Wien alles kaputt machen und zerstören wollen. Das lehnen wir ab! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Und es zeigt sich ja, wenn der Kollege Tschirf über die Feuerwehr spricht. Vielleicht wollen Sie auch, dass die Feuerwehr irgendwann einmal ausgliedert wird, wer weiß das schon. Vielleicht wollen Sie sie dann privatisieren, damit niemand mehr dreinredet. Aber da gibt es den größten Angriff auf die Rechte der Bevölkerung mit der Pensionsreform, und die überparteiliche Feuerwehr setzt sich zur Wehr, indem sie von einem bestehenden Streikrecht Gebrauch macht, und legt einen Schaumteppich, eine wohl wirklich harmlose Maßnahme, vor der ÖVP-Zentrale. Wäre es woanders gewesen, dann wäre der Schaumteppich wahrscheinlich gar nicht erwähnt worden. (GR Johannes Prochaska: Das wissen Sie nicht!)

Ich bin froh, dass wir eine Feuerwehr haben, die sich gegen diese unsoziale Pensionsreform zur Wehr setzt. Weil die Feuerwehr soll helfen, und in diesem Fall hat die Feuerwehr der Bevölkerung geholfen, dass sie aufmerksam gemacht hat, wie diese Pensionsreform auf Bundesebene durchargumentiert wird. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Aber jetzt kommen wir zum Budget der Stadt Wien. 


Und das traurige Armutszeugnis des Budgets der Stadt Wien, wo ich sage, das ist eine Mangelverwaltung, stellt sich ja die Stadt Wien und der Finanzstadtrat in seinem Vorwort selbst auf. Und da will ich überhaupt nicht darauf eingehen, wer jetzt verantwortlich ist für die Arbeitslosen. Ist es die Stadt Wien oder ist es die Bundesregierung? Ja, es sind die wirtschaftspolitischen und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, die auf allen Ebenen durchgezogen werden. Das sage ich sowohl Ihnen von der ÖVP und FPÖ als auch den Kollegen und Kolleginnen der Sozialdemokratie. Ich werde später noch darauf zu sprechen kommen. Aber wer den innerösterreichischen Sta-bilitätspakt unterschrieben hat, hat diese Wirtschafts-politik der Bundesregierung mitgetragen.

Aber ich komme zurück. Im Vorwort, ich glaube im ersten Absatz, steht: "Das Budgetjahr 2002, für das wir jetzt die Jahresrechnung legen, war im Wirtschaftsgeschehen und in der Entwicklung des Arbeitsmarktes durch einen Konjunktureinbruch, den Verlust von Arbeitsplätzen und den damit verbundenen Anstieg der Arbeitslosenzahlen geprägt." 

Ja, es stimmt. Aber was hat die Stadt Wien dagegen gemacht? Das muss man sich angesichts des vorliegenden Budgets und der diversesten Anhänge tatsächlich fragen.

Schauen wir einmal im Pflichtschulbereich. Da haben wir 549 Lehrer, glaube ich, eingespart. Bravo! Sie haben im Wahlkampf noch versprochen: Kein einziger Lehrer wird eingespart. 2002: 549 weniger, 2003 geht es weiter, bis 10 Prozent eingespart sind. 

Was passiert denn im Bereich der Wiener Stadtwerke? 500 Planposten, 500 Personen eingespart. Und die Wiener Stadtwerke rühmen sich in ihrem Jahresbericht dessen: Wir kommen mit 500 Personen weniger aus. 

Ist es das, wie Sie Arbeitsmarktpolitik machen? Ist es das, wie Sie Sozialpolitik machen? Und das waren nur zwei kleine Bereiche, wo die Stadt Wien doch noch eine direkte Einflussmöglichkeit hat. Wie schaut es denn in den anderen Bereichen aus? Wir werden später auf diese Sachen noch zurückkommen.

Schauen wir uns an, was die Stadt Wien tatsächlich hervorhebt. Die Stadt Wien hebt hervor, dass es gelungen ist, den Maastricht-relevanten Überschuss zu erwirtschaften. Das ist die einzige Hervorhebung des Herrn Finanzstadtrates in seinem Vorwort: Wir haben den Maastricht-Überschuss von 339 Millionen EUR erwirtschaftet. In einer Zeit, wo selbst geschrieben wird: Konjunktureinbruch, Verlust von Arbeitsplätzen et cetera. 

Im Nachhinein betrachtet muss man sich fragen: Ist das wirklich eine sinnvolle Politik? Wobei ich Ihnen schon Recht gebe, wenn Sie über den Kollegen Kabas lachen, wenn er sagt, er will eine nicht prozyklische Konjunkturpolitik. Herr Kabas, haben Sie die letzten zwei, drei Jahre auf Bundesebene verschlafen? Schließlich war es doch vor allem Ihr Finanzminister, der gesagt hat, das Nulldefizit ist ein Dogma. (GR Mag Hilmar Kabas: Der Grasser ist nicht Finanzminister für die FPÖ!) Also wenn mich nicht alles täuscht, war der Grasser Finanzminister für die FPÖ. Bis zu den letzten Wahlen zumin-dest. Ja, jetzt ist er angeblich parteifrei. Aber Ihr Finanzminister war es jedenfalls, der das Nulldefizit und den innerösterreichischen Stabilitätspakt aufs Tablett gebracht hat. Und dann stellen Sie sich her und reden von einer prozyklischen Konjunkturpolitik, die Sie ablehnen. (GR Mag Hilmar Kabas: In Wien!) Ja, und in Wien schaut es ganz anders aus. 

Aber kommen wir zurück zum innerösterreichischen Stabilitätspakt, und selbst das haben Sie nicht angekündigt, weil es gebe jetzt natürlich eine ernsthafte Argumentation, die man in Wien durchziehen könnte. Real hat der Finanzminister mit der Vorlage des Budgetvoranschlages den innerösterreichischen Stabilitätspakt außer Kraft gesetzt. Ich weiß nicht, ob Ihnen das bewusst geworden ist, aber der Bund hat sich verabschiedet von seinem Ziel im innerösterreichischen Stabilitätspakt. Jetzt könnte die Stadt Wien doch sofort sagen: Ja, der Sanktionsmechanismus, der im innerösterreichischen Stabilitätspakt fixiert ist, möge doch in Kraft gesetzt werden. Na, was glauben Sie, wie schnell der innerösterreichische Stabilitätspakt aufgehoben ist? Unterstützen Sie uns in diesem Ansinnen, diesen innerösterreichischen Stabilitätspakt in konjunkturschwachen Zeiten aufzuheben! Weil dann hätte die Stadt Wien tatsächlich wieder mehr finanzielle Möglichkeiten. 

Jetzt ist mir schon klar, dass das administrative Defizit und das Maastricht-Defizit nicht 1 zu 1 umzulegen ist, dass man nicht sagen kann, man nimmt jetzt die 339 Millionen EUR und gibt es für etwas anderes aus. Aber bei einem Teil davon könnte man das schon tun, bei zwei, drei, vier Milliarden, und jetzt sage ich es absichtlich in Schilling, die man jetzt anders verwenden könnte. Und wenn man das vergleicht mit dem Budget früherer Jahre, dann merkt man: Das ist der Unterschied zwischen Mangelverwaltung und der Möglichkeit, aktive Finanz- und Wirtschaftspolitik zu gestalten. Weil viele finanzielle Mittel, die in Wien ausgegeben werden, sind durch diverseste langjährige Verträge, Personalge-
schichten, Aufgabengebiete eigentlich fix. Der Spielraum, den Wien jedes Jahr tatsächlich hat, das wissen wir alle ganz genau, ist ja nur ein Bruchteil dessen, was 
die Budgetsumme ausmacht. Und genau diese 200 Millionen, 250 Millionen EUR, wo Wien es sich sehr wohl auf Grund seiner Finanzlage leisten könnte, sich auch administrativ tatsächlich zu verschulden und wirtschafts- und arbeitsmarktpolitisch etwas zu gestalten, genau dieser Spielraum wird nicht genutzt. Und dafür ist meines Erachtens sehr wohl die Sozialdemokratie in Wien ebenso verantwortlich wie die blau-schwarze Bundesregierung auf Bundesebene. 

Kommen wir noch kurz zurück zu einigen Punkten, die im Zuge der Spezialdebatte selbstverständlich angeführt werden, die aber bislang nur kurz angesprochen wurden. 

Bereich Gesundheit. Zu sagen, die Wiener Spitäler stehen tatsächlich vor dem Bankrott, ist wahrscheinlich ein bisschen übertrieben. Aber im Jahresabschluss des Unternehmens Krankenanstaltenverbund ist wortwörtlich zu lesen: 

"Auch für 2003 kann aus heutiger Sicht und Basis des Wirtschaftsplanes davon ausgegangen werden, dass ein weiterer Rücklagenverbrauch zur Ausfinanzierung des KAV erforderlich sein wird. Ohne Setzung von Maßnahmen ist auf Basis der derzeitigen Kosten- und Einnahmenentwicklung mit den gegebenen Zuschüssen keine Ausgabendeckung möglich." 

Ja, was heißt denn das längerfristig? Viel deutlicher kann man es ja nicht in einen Jahresabschluss hineinschreiben, dass kein Geld mehr vorhanden ist, dass es tatsächlich zu Umstrukturierungsmaßnahmen kommen muss. 

Und da finde ich es dann zum Beispiel bedauerlich, wenn im Stadtsenat auf eine Frage von mir, und da geht es immerhin um 45 Millionen EUR, warum man im Bericht des KAV liest, dass die MA12 dem KAV 45 Millionen EUR schuldet, keine Antwort kommt. Zumindest keine zufriedenstellende Antwort. Die Antwort ist bestenfalls die gewesen: Ja, wir werden uns das noch genauer anschauen und wir verhandeln irgendwie über einen Vergleich. Aber ich finde auch im Budget – im Budget der Stadt Wien übrigens – keine Rückstellung dieser 45 Millionen EUR an den KAV. 

Und jetzt ganz gleich, weil es sich in dem einen nur um eine ausgegliederte Magistratsabteilung handelt und im anderen um eine direkte Magistratsabteilung, dennoch, und das bleibt dann übrig, fehlen 45 Millionen EUR, die normalerweise, und wir schauen uns das dann für 2003 an und für 2004 weiter an, zu bezahlen wären. Und wo kommen diese denn plötzlich her? Oder ist damit zu rechnen, dass es einfach weitere Budgetkürzungen, so schleichende Budgetkürzungen, gibt für das Unternehmen Krankenanstaltenverbund? Wir werden es sehen. Ich denke und ich hoffe und ich erwarte mir, dass zumindest zu dieser Frage, was mit den Schulden der MA 12 an den Krankenanstaltenverbund passiert, im Rahmen des Rechnungsabschlusses noch Auskunft gegeben wird.

Den Bereich Wirtschaftspolitik hebe ich mir für die Spezialdebatte auf und komme daher zu einem Ausblick und zu Alternativen. Weil das, was sich gezeigt hat, wenn man das Budget genau durchliest, ist, wie gesagt, einerseits eine Mangelverwaltung. Es wird aufrecht er-
halten, es muss aufrecht erhalten werden, zum Teil auch ob der gesetzlichen Vorschriften. Wobei ich nicht darüber reden will, wie schwer es zum Teil für Sozialhilfebeziehe-
rInnen ist, zu ihrem Geld zu kommen. Aber noch gibt es die Bereitstellung von mehr Finanzmitteln, weil es eben die gesetzlichen Vorgaben gibt. Es geht vielmehr meines Erachtens darum, auch eine positive Auflösung dieser Rechnungsabschlussdebatte irgendwie vorzunehmen. Und da gehört meines Erachtens jedenfalls dazu, und vielleicht unterstützt die FPÖ diesen Vorschlag, diesen innerösterreichischen Stabilitätspakt schnellstmöglich aufzukündigen beziehungsweise anzuerkennen, dass der Bund mit seiner Budgetdefizitsituation diesen innerösterreichischen Stabilitätspakt schon von selbst aufgekündigt hat. Gott sei Dank, weil das ist ein Gängelband, das nicht länger zu ertragen ist. 

Es gehört aber genauso dazu, dass innerhalb der Gemeinde Wien jetzt einmal Schluss gemacht wird mit einem weiteren Personalabbau, dass man, bevor Personal abgebaut wird, eher einmal schauen sollte, ob nicht in manchen Bereichen überdurchschnittliche Mehrleistungen etwas zurückgefahren werden können. 

Und dann wäre tatsächlich einmal zu überlegen, ob Wien nicht Vorbild sein soll mit seinen rund 70 000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im Bereich der Arbeitszeitverkürzung. Nicht nur der Wochenarbeitszeitverkürzung, sondern natürlich auch Sabbaticals, Bildungskarenzen et cetera. 

Darüber hinaus müsste gerade Wien auf Grund seiner spezifischen Situation seine Aktivitäten im EU-Bereich verstärken, insbesondere in dem Bereich, dass es wieder möglich wird, nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik betreiben zu können, zumindest zu einer Zeit, wo die Arbeitslosenrate in einer Region wie Wien immer wieder zwischen 8 und 10 Prozent schwankt. Das wären notwendige Punkte. 

Da muss man aber Initiativen setzen. Und nur damit nicht gleich ein Missverständnis auftritt: Da geht es nicht um weniger Transparenz, sondern da geht es einfach um die Möglichkeit der regionalen nachfrageorientierten Wirtschaftsförderung, weil wir haben gesehen, wohin letztendlich – und da steht Wien im Verhältnis sogar noch ganz gut da – dieser ruinöse Standortwettbewerb die europäische Konjunktur geführt hat. Weil das ist nicht von ungefähr gekommen, dass es in Europa zu einem Konjunktureinbruch gekommen ist. Ja, auch die geopolitische Lage, die Weltlage, all das spielt eine Rolle. Aber einen mindestens so großen Stellenwert hat, dass sich in den letzten 25 Jahren die Wirtschaftspolitik von einer nachfrageorientierten zu einer standortorientierten Angebotspolitik gewandelt hat. Und das hat dazu geführt, dass sich die Kommunen vielfach ausgeblutet haben und Unternehmen über lange Jahre hinweg immer größere Gewinne lukrieren konnten. Das ist ein Problem, und das muss auch seitens Wiens tatsächlich wieder geändert werden. 

Darüber hinaus ist es selbstverständlich, dass wir verstärkte Investitionen einfordern, vor allem im Bildungsbereich statt Einsparungen im Pflichtschulbereich, dass im Gesundheitsbereich die nötigen Mittel bereitgestellt werden und endlich in Transdanubien, im 21. und im 22. Bezirk, die notwendige Gesundheitsvorsorge getroffen wird. Viele Menschen reden schon davon, dass es notwendig und sinnvoll wäre, das SMZ Ost auszubauen. Was passiert? Nichts! 

Und letztendlich geht es neben einer forcierten Förderung der Nahversorgung auch darum, die öffentlichen Verkehrsmittel schneller und forcierter auszubauen und darüber hinaus nicht zu vergessen, dass auch eine fahrradgerechte Stadt mit zur Lebensqualität in Wien beitragen kann. 

Insofern hoffe ich doch, dass diese Rechnungsab-schlussdebatte einen Sinn hat. Wobei ich bei ÖVP und FPÖ glaube, dass es fast egal ist, was hier gesprochen wird, weil Ihre Argumentation und Ihre Unleistungen auf Bundesebene dokumentieren eindrucksvoll, wie egal Ihnen die Bevölkerung ist. 

Aber ich hoffe, vielleicht hat es bei der Sozialdemokratie noch ein bisschen einen Sinn, aus Wien wieder eine lebenswertere, angenehmere, schönere Stadt mit einer niedrigeren Arbeitslosigkeit, mit besserer Bezahlung zu machen, wo Frauen nicht nur in Teilzeitbeschäftigung einen Einstiegsplatz finden, wie unlängst eindrucksvoll bewiesen wurde, sondern wenn sie wollen auch wieder ganztätig arbeiten können. Das wäre von unserer Warte her zumindest erstrebenswert. Helfen Sie mit, in den kommenden Jahren Wien wieder zu einer lebenswerteren Stadt zu machen. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile es ihr. 

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Entzauberung des Rechnungsabschlusses 2002 ist nicht allzu schwer, auch wenn Sie, Herr VBgm Rieder, uns immer wieder das Gegenteil lehren wollen. 

Ich habe jetzt zwei Rednern der Regierungsfraktion zugehört, dem verantwortlichen Finanzstadtrat und dem Klubobmann der Regierungsfraktion, der uns jetzt verlassen hat, und habe begriffen, und zwar: Erstens, es ist alles bestens, ja es ist sogar blendend, zweitens, wer das Gegenteil behauptet oder Kritik übt, irrt, und zwar irrt entweder bösartig oder im besten Fall intellektuell, weil er nicht in der Lage ist, das Budget richtig zu lesen. 

Also, von dem freundlichen Angebot des Herrn Klubobmannes Oxonitsch werden wir nicht Gebrauch machen, weil ich glaube, dass wir sehr wohl in der Lage waren, das vorliegende Werk zu lesen. Ansonsten gehe ich auf die Rede vom Herrn Klubobmann Oxonitsch gar nicht näher ein, denn wenn ein Klubobmann einer Regierungsfraktion in Wien sich ausschließlich oder nahezu ausschließlich mit bundespolitischen Themen auseinander setzt, dann ist das eine Themenverfehlung bei dieser Rechnungsabschlussdebatte, die man, glaube ich, wirklich nicht würdigen muss. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich werde mich jetzt auch nicht sehr weit verbreiten über das Zahlenwerk. Nur ein paar Eckdaten möchte ich schon anführen, weil ich da auch zu den Vorrednern etwas sagen möchte. 

Ich meine, das berühmte ausgeglichene Budget ist ja nur deshalb möglich, weil die Fremdmittelaufnahme als Eingang verbucht wird. Wenn ich das, was ich zur Abdeckung benötige, wenn ich mehr Ausgaben tätige als ich einnehme, in die Einnahmen mit einrechne, dann ist es eben ausgeglichen. 

Der administrative Abgang ist nicht extra ausgewiesen. Ich glaube, wir können sehr wohl lesen. Er ist nicht extra ausgewiesen, und daher muss man richtigerweise sagen, es gibt ein Defizit und man kann nicht davon ausgehen, dass das Budget ausgeglichen ist, außer man verschweigt etwas. 

Herr Vizebürgermeister! Zur SPÖ-Gebührenlawine, wo Sie uns oder die ÖVP auch beschuldigt haben, dass wir hier völlig falsch liegen und wo Sie sich mit dem Herrn Klubobmann Tschirf auf eine Auseinandersetzung via Presse einlassen wollten, haben Sie eines nicht erwähnt, nämlich, dass der Bürger die Zeche zahlt. Sie haben uns hier vorgerechnet, dass das alles Peanuts sind, was an Gebühren erhöht wurde in Wien, weil es ja nur einen marginalen Promillesatz des gesamten Wiener Budgets ausmacht, was hier an Mehreinnahmen erwirtschaftet wurde. 

Und Sie haben, Herr Vizebürgermeister, alles am Budget gemessen, an den Zahlen, an den unpersönlichen Zahlen. Wir kümmern uns um den Bürger. Der Bürger hat diese Last zu tragen gehabt. Das ist von Ihnen völlig unerwähnt geblieben und das wird auch negiert, wenn man sich bejubelt, dass man in Maßen nur die Gebühren erhöht hat und die ja kaum zu Buche schlagen. (Beifall bei der ÖVP.)
Im Übrigen auch ein Detail am Rande: Der Schuldenstand ist nach wie vor hoch. Die Rückzahlung ist ja wiederum Ankündigung geblieben. Seit 2000 halten wir bei einem Schuldenstand von über 2 Milliarden EUR. Die jährlichen Rückzahlungsraten, die auf der hohen Kante liegen, haben wir sehr wohl bemerkt. Wir sind auch überzeugt, dass Sie das eines Tages einlösen werden. Aber man kann nicht davon ausgehen oder nicht davon reden, dass man die Schulden im Jahr 2002 abgebaut hätte. 

Aber ich will mich jetzt überhaupt nicht weiter auf diese Zahlenspielereien einlassen, weil dieses Pingpong hier in diesem Raum, das seit Jahren herrscht, wo auf der Seite des Budget- oder Rechnungsabschlusserstellers alles bestens ist, und die Stellungnahmen jener, die das zu beurteilen haben, auf der anderen Seite, die Kritik üben, sofort wieder verworfen oder falsifiziert werden von der Mehrheitsfraktion, dieses Pingpong will ich hier nicht weiter spielen. Ich bin ein wenig schon Leid dieses Ganzen. 

Allerdings, massive Kritik ist angebracht an der Politik, meine Damen und Herren, die dahintersteht. Es ist dies die selbstherrliche Politik der SPÖ, die sich mit ihrer Mandatsmehrheit nicht nur über jedwede Kritik leicht und arrogant sogar zum Teil hinwegsetzt, sondern auch jedwede gutwillige Mitarbeitsbereitschaft zurückweist, selbstverständlich auch alle Kontrollrechte und Kontrollmöglichkeiten hintan hält. Aber auf das werde ich dann später noch eingehen, es waren ja heute auch schon drei Debattenreden, die sich damit beschäftigt haben. Und es wird sicherlich darüber auch noch in der weiteren Debatte einiges zu hören sein. Jedenfalls ist es eine selbstherrliche Politik und sind es auch – und das will ich hier extra betonen – echte politische Verfehlungen, wie sie von der Frau StRin Brauner in ihrem Eifer, gegen die Bundespolitik aufzutreten, begangen wurden, indem sie die Protestmaßnahmen der Wiener Feuerwehr mit ihrer Anwesenheit auch noch legitimiert hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Zurück zur Kritik an der Wirtschafts- und Finanzpolitik, die hinter dem Rechnungsabschluss steht. Trotz hoher Wirtschaftsförderungsmaßnahmen haben wir seit Jahren eine katastrophale Arbeitsmarktsituation. Und auch wenn hier alles schöngeredet wird, da muss etwas schiefgegangen sein. Die Arbeitslosenquote war in Wien im Jahr 2002 mit 9 Prozent gegenüber den bundesweiten 6,9 Prozent auf Rekordniveau, auch gemessen an den anderen Bundesländern. Wiens Anteil an allen Arbeitsplätzen bundesweit ist im Laufe der Jahre laufend zurückgegangen und betrug im Jahr 2002 nur mehr 24 Prozent, wogegen Mitte der neunziger Jahre noch 25,7 Prozent aller Arbeitsplätze Österreichs in Wien angesiedelt waren. 

Und die beachtlich hohe Wirtschaftsförderungssumme, die 2002 zur Verfügung gestellt wurde, ist im Wesentlichen auf eine Einzelmaßnahme zurückzuführen, die selbst, zumindest jetzt, noch nicht arbeitsplatzwirksam werden konnte. Von den 132,5 Millionen EUR für die direkte Wirtschaftsförderung in Form von Zuschüssen und Darlehen, die so einen hohen Zuwachs erfahren hat, wurden allein 66,2 Millionen EUR, also die Hälfte, für ein einzelnes Projekt ausgegeben. Ich will das deswegen nicht gering schätzen und ich will auch diese Ausgabe oder diese Unterstützung gegenüber diesem Projekt nicht schmälern, aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, man soll auch die Kirche im Dorf lassen. 

Dennoch ist insgesamt – und das betone ich hier ausdrücklich – die Wirtschaftsförderung ein durchaus erfreuliches Kapitel. 

Ich bleibe aber bei unserer Aussage, bei der ÖVP-Aussage, dass die Ausgaben, die für das Bau- und Baunebengewerbe wirksam werden konnten, vernachlässigt wurden. 

Nun will ich auch nicht darauf eingehen brutto – netto, ein paar Tausend, ein paar Millionen dies und jenes. Ich will mich auf den Zahlenstreit im Detail nicht einlassen. Was ich hier mitteilen möchte, Herr Vizebürgermeister: Ich kann dazu nur sagen, Wirtschaftsankurbelung stelle ich mir einfach anders vor. Besondere Anstrengungen würden ja hier besonders Not tun, denn wir wissen, auch wenn Sie das irgendwie in ein anderes Licht gesetzt haben, dass die Bauwirtschaft nicht so gut dasteht und dass auch die Arbeitsplatzsituation im Bauwesen, im Bau- und Baunebengewerbe nicht sehr blendend ist. Wir wissen, dass zwischen 1996 und 2001 21 Prozent der Beschäftigten in der Wiener Bauwirtschaft verloren gingen und dass im Winter 2002/2003 zeitweise über 10 000 Beschäftigte am Bausektor arbeitslos waren. Ich glaube, das spricht für sich und das hätte erwarten lassen, dass man hier anders von der Politik her reagiert hätte. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte noch auf einen Bereich ausführlicher eingehen, der heute auch schon angesprochen wurde, vom Herrn Klubobmann Chorherr zum Teil sehr emotional hier vorgetragen wurde. Ich werde es wahrscheinlich ein wenig sachlicher bringen, aber es gehört hier wirklich ausführlich diskutiert, und zwar ist das die Politik der Ausgliederungen. 

Neben der Unternehmensbildung gemäß § 57 der Wiener Stadtverfassung erleben wir nämlich gerade in 

letzter Zeit eine zunehmende Verästelung kommunaler Aufgaben, geparkt in Kapitalgesellschaften, die  zur totalen Unübersichtlichkeit führen und wo eine Kontrolle auch durch andere politische Kräfte in diesem Haus außer der Mehrheitsfraktion schwierig bis sogar unmöglich ist. Von einer Mitwirkung rede ich jetzt gar nicht, ich rede jetzt nur einmal von der Information und von der Kontrolle. 

Dort, wo kommunale Verantwortung besteht, entweder soziale Verantwortung oder Verantwortung zur Daseinsvorsorge, zur Versorgung, wie zum Beispiel bei den Wiener Verkehrsbetrieben oder WIENER LINIEN heißen sie jetzt, oder dort, wo Verantwortung gegenüber der Infrastruktur eines prosperierenden Wirtschaftsstandortes besteht, wie zum Beispiel beim Betrieb des Wiener Hafens oder der Wiener Messe, und gleichzeitig im unternehmerischen Sinne gehandelt werden soll, so dass eine Wettbewerbsfähigkeit weiter bestehen bleibt oder gegeben ist, sehe ich es ein, dass Kapitalgesellschaften wahrscheinlich die geeignetere Form sind als Magistratsabteilungen, die das verwalten.

Nicht einzusehen ist allerdings, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass das Eigentum der Stadt Wien, und daher indirekt das Eigentum der Wiener Steuerzahler, von einer einzigen Partei verwaltet und kontrolliert wird, wie dies derzeit der Fall ist. Oder ist wirklich beabsichtigt, dass aus der Stadt Wien eine SPÖ-GesmbH wird?

Die Wiener ÖVP verlangt daher entsprechende Informations- und Kontrollmöglichkeiten und wir wollen, dass wiederum eine Beteiligungskommission eingesetzt wird, und es hat auch schon unser Klubobmann Tschirf heute dazu einen Antrag eingebracht. Eine Beteiligungskommission, wie sie sie bis 1987 gegeben hat und die auch ihren Namen damals verdient hat. In dieser Kommission waren alle Parteien des Gemeinderates vertreten und sie hat in ihrer zehnjährigen Tätigkeit ihre Aufgabe weit besser erfüllt als dies heute der Unterausschuss des Gemeinderatsausschusses für Wirtschaft und Finanzen darstellt. Sie hat nämlich mindestens viermal pro Jahr getagt, was dieser Unterausschuss bisher nicht gemacht hat, die Mitglieder der Kommission erhielten fast gleichzeitig wie der Aufsichtsrat der Gesellschaften die entsprechenden Daten und wurden auch zeitgerecht von unternehmerischen Entscheidungen unterrichtet. Und ich glaube, dass das die Pflicht wäre, auch gegenüber dem Wiener Steuerzahler, dass man diese Möglichkeit wieder schafft. 

Für mehr als bedenklich allerdings, meine sehr geehrten Damen und Herren, halte ich es, dass neben den Fonds, oder aus den Fonds heraus weitere Gesellschaften gegründet werden. Hier führe ich als Beispiel insbesondere den Wirtschaftsförderungsfonds an - wiewohl auch im WAFF diese Gesellschaftsgründungen ja gang und gäbe sind und die drei Arbeitsbereiche, in die der WAFF gegliedert ist, von GesmbHs wahrgenommen werden. Ich kritisiere nämlich die zunehmenden Gesellschaftsgründungen aus diesen Fonds heraus zu Tochter-


Enkel- und sonstigen Gesellschaften, sodass auch hier ein unüberschaubares Geflecht an Gesellschaften entwickelt wurde. 

Aber mein Vorwurf geht nicht nur in Richtung Unüberschaubarkeit, denn da gibt es schon auch Möglichkeiten, dass man sich mit den Informationen, die man in den zuständigen Gremien des Fonds bekommt, ausgiebig beschäftigt, sondern ich halte es auch für eine Themenverfehlung, wenn durchwegs weiter so vorgegangen wird. Eine effiziente Wirtschaftsförderung muss nicht zwangsläufig mittels unternehmerischer Tätigkeit erfolgen, ganz im Gegenteil, eine solche unternehmerische Tätigkeit kann leicht zum Selbstzweck werden und geht dann an den Bedürfnissen der zu unterstützenden Wirtschaftsbetriebe womöglich vorbei.

Und meine Damen und Herren, solche Gesellschaftsgründungen, solche Verästelungen sind ja dann auch nicht mehr so leicht wieder einzufangen. Es ist ja so, dass die dann ihr Eigenleben entwickeln und auch Chorherr hat das heute schon gesagt, wenn dann auch noch private Beteiligungen hinzukommen, ist das ein Bereich, der hier ins Haus nicht mehr zurück eingegliedert werden kann. 

Und die ÖVP bleibt auch dabei, dass mit Vernunft und Augenmaß privatisiert werden sollte. Nicht deshalb, Herr Vizebürgermeister - und da apostrophiere ich Sie ganz besonders - nicht deshalb, weil wir an Geldbeschaffung denken, wie Sie uns immer wieder vorwerfen und beharrlich und falsch unterstellen, sondern weil Unternehmensbeteiligungen beziehungsweise unternehmerische Tätigkeiten, die von Privaten ebenso gut, ja ich würde sogar sagen, wahrscheinlich sogar besser verrichtet werden können, nicht primär Aufgaben sind, die die Kommunen zu erfüllen haben. Noch dazu, wenn diese Unternehmen oder diese Unternehmensbeteiligungen keinerlei strategischen Wert besitzen, wie beispielsweise - und da führe ich jetzt wieder eines meiner Lieblingsbeispiele an -  die Beteiligung an den Hirschwanger Holzverarbeitungswerken oder auch an Druckereien.

Ganz im Gegenteil, meine Damen und Herren, ich bin überzeugt, die öffentliche Hand ist kein guter Unternehmer, ja die öffentliche Hand ist nicht einmal ein guter Eigentümer, da zu oft betriebswirtschaftliche Notwendigkeiten mit politischen Zwängen oder Zielsetzungen kollidieren. 

Und was macht die SPÖ? Sie beschließt mit knapper Mehrheit ihrer Stimmen eine Generalvollmacht für den Magistrat der Stadt Wien, 29 Unternehmungen beziehungsweise Unternehmensbeteiligungen, die gegenüber den anderen Fraktionen hier im Hause nicht einmal genannt wurden und noch immer nicht genannt worden sind, obwohl wir inzwischen bereits einen Unterausschuss abgewickelt haben, an die Wiener Holding zu übertragen.

Und, das möchte ich zum Schluss auch noch zu bedenken geben: Mit der Wiener Holding, wie sie in den vergangenen Tagen und Wochen aufgerüstet wurde - und wobei ja noch einiges aussteht, was offensichtlich dazu kommen soll - wächst eine allmächtige Kapitalgesellschaft heran, eine allmächtige Kapitalgesellschaft im hundertprozentigen Eigentum der Stadt Wien, sodass unsere Forderung nach Einrichtung einer Beteiligungskommission, die auch wirklich diese Informations- und Kontrollrechte zugestanden bekommt, umso dringlicher ist. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Serles gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich mit einem Lob in dieser Rechnungsabschlussdebatte beginnen, mit einem Lob für die Einrichtung des Stabilitätspakts. 

Meine Damen und Herren, dem Stabilitätspakt, der zwischen den Ländern und der Bundesregierung abgeschlossen wurde, ist es nämlich zu verdanken, dass in Wien endlich ehrlicher budgetiert wird, als wir das seit vielen Jahrzehnten hindurch gewohnt waren. Wir alle - und ich habe es wiederholt in dem Haus miterlebt - waren wiederholt Zeugen von Zauberkunststücken sozialdemokratischer Finanzstadträte, wo zunächst einmal ein Budget dem Haus vorgelegt wurde, das einen höheren Abgang ausgewiesen hat als sich dann tatsächlich herausgestellt hat, und wir alle waren dann Zeugen von wiederholten Auftritten sozialdemokratischer Finanzstadträte, wie sie sich dann stolz vor dieses Forum gestellt haben und scheinbar nachgewiesen haben, dass der Budgetvollzug deutlich besser war als die Prognosen und dass daher der Rechnungsabschluss deutlich besser war als die jeweiligen Budgets.

Zuletzt beispielsweise für das Jahr 2000, wo der Rechnungsabschluss um insgesamt 5 Milliarden, damals noch in Schilling, besser war als das Budget für 2000.

Nun, diese Zeiten haben sich seit dem Stabilitätspakt grundlegend geändert, denn welchen Sinn würde es machen, sich einerseits zu einem Stabilitätsziel zu verpflichten und dann andererseits auf einmal einen größeren Maastricht-Überschuss  auszuweisen als einen, zu dem man sich verpflichtet hat. Und daher ist der Rechnungsabschluss 2002 eine Punktlandung. Eine Punktlandung, weil der Maastricht-Überschuss von 330 Millionen EUR für das Jahr 2002 - oh Wunder - genau erreicht wird. 

Symptomatisch für diesen Rechnungsabschluss - und das wird uns in den nächsten Jahren im Gemeinderat noch nachhaltig beschäftigen - ist die Veränderung des Budgetvolumens. 2001 war das Budget der Stadt Wien noch rund 10 Millionen EUR stark, 2002 ist es auf  9,5 Millionen EUR geschrumpft. Und der Grund dafür ist die Vielzahl von Ausgliederungen, die in Wien passiert sind und die in Wien noch vorgenommen werden. Und jetzt wende ich mich ausdrücklich, und damit hier keine Missverständnisse passieren, nicht generell gegen Ausgliederungen. Ich glaube, es ist vernünftig, über Ausgliederungen nachzudenken, Ausgliederungen auch durchzuführen und zwar dann, wenn man der Meinung ist, dass die dafür vorgesehenen Rechtsträger, die dafür vorgesehenen Unternehmungen, die Aufgaben, die kommunalen Aufgaben, die ihnen anvertraut werden, besser erledigen können als die Stadt. 

Aber wichtig in dem Zusammenhang ist es schon festzuhalten, dass alle diese Ausgliederungen letztlich mit einem Verlust von Kontroll- und Informationsrechten des Gemeinderates einhergehen und auf diese Kontroll- und Informationsrechte sollten alle Mitglieder in diesem Haus bestehen, diese Kontroll- und Informationsrechte sollten uns allen wichtig sein. Und daher ist es, glaube ich, notwendig, grundlegend darüber nachzudenken, wie wir politisch als Gemeinderäte mit diesen Ausgliederungen umgehen wollen. Und daher verlange ich, hier von diesem Rednerpult aus, eine Verstärkung der Kontroll- und Informationsrechte, soweit sie alle ausgegliederten Rechtsträger betrifft. Beispielsweise in der Form, dass der Gemeinderat stärker als bisher über finanzielle Vorhaben informiert werden soll als das bisher der Fall war, 

beispielsweise durch detaillierte Budgets, die wir von all diesen ausgegliederten Rechtsträgern nachhaltig fordern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Diese Ausgliederungen werden uns aber auch deswegen beschäftigen, weil, so prophezeie ich, Wien am Vorabend von massiven Tarif- und Gebührenerhöhungen steht, weil die Stadt Wien von diesen Rechtsträgern immer mehr Leistungen zum Preis von immer weniger Mitteln verlangt. Und es ist daher wichtig, das wir uns die Belastungen, die in den letzten Jahren die Wiener SPÖ für die Wiener Bürgerinnen und Bürger beschlossen hat, noch einmal vor Augen führen: 

Mit 1. Jänner 2001 wurden die Wohnbauförderungsmittel dramatisch gekürzt. Um durchschnittlich 40 EUR pro Monat, soviel macht eine durchschnittliche Mieterhöhung im sozialen Wohnneubau diesbezüglich aus. 

Sie haben eine Wiener Stromsteuer eingeführt von 0,9 Cent pro Kilowattstunde beginnend mit 1. November 2001. 

Sie haben die Aktion “Essen auf Rädern“ beginnend mit 1. Jänner 2002 gekürzt. 

Sie haben die Wiener Wirtschaftsförderung beginnend mit 1. Jänner 2002 halbiert. 

Sie haben die Tarife der Wiener Linien ab 1. Juni 2002 um bis zu 25 Prozent erhöht. 

Sie haben eine neue Wiener Müllsteuer mit 1. Juli 2002 eingeführt. 

Sie haben die Autoabschleppgebühren ab Juli 2002 dramatisch erhöht. 

Sie haben die städtischen Kindergartengebühren ab September 2002 auf bis zu 200 EUR pro Monat erhöht. 

Sie haben die städtischen Sportanlagen in ihrer Nutzung verteuert. 

Sie haben den Spitalkostenbeitrag in den Wiener Spitälern ab 1. Jänner 2003 erhöht. 

Sie haben die Bädertarife erhöht, Sie haben die Gaspreise erhöht, Sie haben zuletzt die Gebrauchsabgabe verteuert und die städtischen Feuerwehrgebühren erhöht. 

Und all das ist ein Vorgeschmack dessen, was in den 

nächsten Jahren in Wien auf uns noch zukommen wird. Und diese Politik der Belastung der Wiener Bürger, die am Ende letztlich Arbeitsplätze kostet, weil sie negativ auf den privaten Konsum wirkt, diese Politik der Belastung in Wien, lehnen wir entschieden ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es wurde in der Diskussion bereits zu Recht darauf hingewiesen, dass das Wiener Konjunkturpaket 2002, das von den Rathaussozialisten groß angekündigt wurde, als gescheitert betrachtet werden muss. Zum einen deshalb, weil viele der Investitionen, die in diesem Wiener Konjunkturpaket angekündigt wurden, tatsächlich nicht verwirklicht wurden. Beispielsweise sollte der Krankenanstaltenverbund 40 Millionen EUR investieren, er hat diese Investitionen aber nicht umgesetzt. 

Zum anderen aber auch deshalb, weil die Investitionen insgesamt in Wien nach ihrem dramatischen Einbruch im Jahr 2001 - da sind sie um insgesamt 428 Millionen EUR geschrumpft - auch im Vorjahr mit 35 Millionen EUR weiterhin geschrumpft sind. 

Richtige, antizyklische Budgetpolitik hätte in schwierigen konjunkturellen Zeiten die öffentlichen Investitionen ankurbeln müssen. Beispielsweise hat die Bundesregierung ihre Infrastrukturinvestitionen von 2,14 Milliarden EUR im Jahr 2000 auf 2,59 Milliarden EUR im Jahr 2002 gesteigert. Auf diese Weise flossen im Vorjahr immerhin 450 Millionen EUR an zusätzlichen Bundesinvestitionen in die österreichische Wirtschaft. 

Die Stadt Wien hat jedoch ihre kommunalen Investitionen in diesem Zeitraum etwa im gleichen Ausmaß zurückgenommen. Verglichen mit dem Hochkonjunkturjahr 2000 wurden die städtischen Investitionen im Vorjahr um 463 Millionen EUR gekürzt. 

Auch Wiener Wohnen hat seine Investitionen gekürzt und die Ausgaben für den Wiener U-Bahnbau bewegen sich seit Jahren auf dem bekannt niedrigen Niveau. 

Und diese Politik, mangelnde Investitionen auf der einen Seite und Belastungen auf der anderen Seite, spiegeln sich am Arbeitsmarkt in Wien leider in der ganzen Deutlichkeit wider. Entgegen dem, was uns die SPÖ-Politiker erzählt haben und entgegen dem, was auch der Vizebürgermeister öffentlich erklärt hat, ist in Wien auf dem Arbeitsmarkt keine Trendwende in Sicht. 

Ganz im Gegenteil, Wien hat neuerlich rund 12 000 Arbeitsplätze verloren. Im letzten Jahr hat sich die Wiener Position als Schlusslicht am österreichischen Arbeitsmarkt weiter verfestigt. Eine positive Trendwende ist nicht erkennbar und festzuhalten ist, dass Wien ganz besonders von Umschulungsoffensiven, die anderswo, nämlich im Bereich der Bundesregierung, gesetzt werden, profitiert und die Bundesregierung wegen der schlechten Arbeitsmarktdaten in Wien vor allem Umschulungsmaßnahmen in der Bundeshauptstadt forciert. 

Schauen wir uns die Zahlen an: Die umgeschulten Arbeitslosen im ersten Quartal 2003 sind in Wien, bezogen auf den gleichen Zeitraum des Jahres 2002 um 82,7 Prozent gestiegen, in den anderen Bundesländern 


lediglich um 22,8 Prozent. 

Wien profitiert von der Umschulungsoffensive der Bundesregierung, und die tatsächlichen Arbeitsplätze im vergleichbaren Zeitraum, dem ersten Quartal 2003, sind in Wien zurückgegangen. Schauen wir uns auch hier mit einem Blick die Zahlen an. 

Bereinigt man die tatsächlichen Arbeitsplätze um die Bezieherinnen von Kinderbetreuungsgeld, um die Präsenzdiener und um die in Schulung stehenden Personen, so zeigt sich, dass Wien im ersten Quartal 2003 um 1,7 Prozent verloren hat. Der österreichische Durchschnitt liegt bei bloß 0,5 Prozent. 

Besonders bestürzend ist aber die Tatsache, dass - bei den tatsächlichen Arbeitsplätzen in Wien - Wien auch das Schlusslicht unter allen anderen Bundesländern war. Wien hat, wie gesagt, im ersten Quartal 2003 12 000 Arbeitsplätze verloren, und das Wirtschaftsforschungsinstitut legt schonungslos den Finger in die Wunde, wenn es davon spricht, dass etwa der Rückgang der Produktionswerte der Wiener Industrie nur selten erzielte Ausmaße erreicht habe, und dass dieser Rückfall so ziemlich alle Branchen betroffen hat, die Elektroindustrie, als weitaus wichtigste Branche in Wien, aber in besonders dramatischer Weise. 

Das WIFO spricht auch davon, dass diese Produktionsentwicklung in Wien von einem dramatischen Beschäftigungsabbau begleitet wurde und dass der Beschäftigungsrückgang in den Wiener Betrieben, die in der Sachgüterproduktion tätig sind, fast das Dreifache des Österreichdurchschnitts betragen hat. Schonungsloser könnte man die Situation der Wiener Wirtschaft wohl nicht analysieren. 

Eine letzte Bemerkung auch aus dem öffentlichen Sektor in Wien, die auch den Wiener Magistrat betrifft: Auch die Stadt Wien baut Arbeitsplätze ab. Die Stadt hat 2002 ihren Personalstand um insgesamt 1 882 Be-dienstete reduziert und der öffentliche Sektor ist in Wien für rund ein Drittel aller verlorenen Arbeitsplätze verantwortlich. 

Meine Damen und Herren, wir halten daher fest, die Wiener Arbeitsmarktpolitik ist gescheitert. Wien hat sich vom Spitzenreiter auf dem Arbeitsmarkt zum Schlusslicht auf dem Arbeitsmarkt entwickelt. Die Wiener Rathaussozialisten konnten noch 1975 den ersten Platz in dieser Arbeitsmarktstatistik im österreichweiten Vergleich für sich reklamieren. Und im Jahr 2002 ist nach einer Talfahrt in den achtziger und neunziger Jahren daraus letztlich das Schlusslicht im Bundesländer-Ranking geworden. 

Wir halten daher fest: Das sozialistisch regierte Wien hat sich in den letzten dreißig Jahren vom Spitzenreiter zum Schlusslicht am Arbeitsmarkt entwickelt. Dieser Negativtrend ist durch eine falsche Arbeitsmarktpolitik in Wien hausgemacht, denn er war unabhängig von der Zusammensetzung der jeweiligen Bundesregierung oder der aktuellen Konjunktursituation. Nichts könnte das Versagen der Wiener Finanzstadträte besser dokumentieren als diese Zahlen, und daher lehnen wir auch den Rechnungsabschluss 2002 ab. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Ludwig gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GR Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte kurz auf meine Vorredner eingehen. Kurz zu dir, Kollege Margulies. Ich hab da sehr genau zugehört, weil ich es fast nicht glauben konnte, dass du das tatsächlich gesagt hast. Aber wenn du sagst, Wien sei nicht lebenswert, und wir sollten Wien wieder zu einer lebenswerten Stadt machen, dann weiß ich nicht genau, wo du deine Zeit verbringst. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Zu einer lebenswerten Stadt, habe ich gesagt!) Anscheinend nur in internen Parteisitzungen, ja, wo ihr euch gegenseitig dann irgendwie anjammert. 

Ich kann nur sagen, es gibt viele Probleme in dieser Stadt, wie in anderen Städten auch, und ich werde auf einige eingehen. Aber dass Wien keine der lebenswertesten Städte ist, das denke ich mir, das traust du dich ohnedies nur da zu sagen, denn wenn du das den Wienerinnen und Wiener sagst, dann glauben sie es dir nicht und würden sich fragen, von welcher Stadt du sprichst. 

Ich habe das Vergnügen gehabt, die letzten Tage wieder auf dem Donauinselfest zu verbringen, und ich muss sagen, auch hier hat man gespürt, diese Stadt pulsiert, in dieser Stadt ist was los und die Wiener und Wienerinnen fühlen sich in Wien sehr wohl. Und darüber bin zumindest ich sehr froh. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte kurz auf Frau Kollegin Rothauer eingehen und auch dem Herrn Kollegen Serles zeige ich’s, weil ich mir manchmal denke, sie verwechseln irgendwie die Häuser, den Wiener Gemeinderat und Landtag hier und da drüben das Parlament. 

Arbeitsmarktpolitik wird nicht von einer Stadt allein gemacht, vor allem dann nicht, wenn es um AMS-Mittel geht, die ja - und ich hoffe, das wissen Sie - vom Bund gespeist werden. Und dass Arbeitsmarktmittel nicht erhöht, sondern gesenkt wurden, ist Ihnen ja hoffentlich auch bekannt, und wie es mit dem Wirtschaftswachstum Österreichs ausschaut, ist Ihnen, hoffe ich, auch bekannt. 

Und ich habe Ihnen nur eine Grafik mitgebracht, die das sehr schön zeigt. Die zeigt nämlich sehr deutlich, dass das Wirtschaftswachstum Österreichs eigentlich immer gleichauf mit jenem der EU war, aber siehe da, seit dem Jahr 2001 geht’s da irgendwie ziemlich stark auseinander. Der schwarze Balken hier ist Österreich und das Wirtschaftswachstum Österreichs liegt seit dem Jahr 2000 weit unter dem der EU. (Heiterkeit bei der ÖVP. – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist bezeichnend!) Ja, wir alle ziehen unsere Schlüsse daraus, und wenn Sie von Investitionspolitik sprechen, dann glaube ich, kann das Wiener Budget mit dem des Bundes hier sehr wohl gleichhalten. Ganz im Gegenteil zum Bund investieren wir. Und es wirkt sich eben auch aus, dass sich die Bundesregierung hier zurück genommen hat. Das wirkt sich leider auch aus, und das zeigt sich an dem österreichweiten Rekord der Arbeitslosenzahlen, dem wir leider alle miteinander gegenüber stehen. 

Ich möchte da zwei Bereiche ansprechen, weil ich mir denke, sie sollten auch in einer Generaldebatte einmal einen ihnen entsprechenden Stellenwert bekommen: Das ist das Thema Jugendbeschäftigung und das ist das Thema Frauenbeschäftigung. 

Herrn Kollegen Margulies war es nicht so wichtig, etwas dazu zu sagen, er hat nur gesagt es ist wichtig und hat das Thema Frauen in einem Halbsatz ganz zum Schluss erwähnt. Ich möchte es in den Mittelpunkt meiner Ausführung stellen, aber kurz zum Thema Jugendbeschäftigung, weil das nämlich ein Thema ist, das uns jedes Jahr leider sehr, sehr beschäftigt, dieses Thema Arbeitslosigkeit von jungen Menschen. 

Ich fürchte, dass auch heuer wieder im Herbst hier Rekordarbeitslosenzahlen auf uns zukommen werden und denke, es ist jetzt der Moment, wo man reagieren muss. Und die Stadt Wien hat schon in den letzten Jahren reagiert und hat auch jetzt wieder reagiert. Seit dem Jahr 2001 haben wir insgesamt 12,8 Millionen EUR in die Ausbildung von Jugendlichen investiert und es hat sich auch ausgewirkt. Tatsache ist nämlich, dass von 2001 auf 2002 in Wien ein Rückgang von 1,2 Prozent bei den 15-bis 18-jährigen Jugendlichen an Arbeitslosigkeit zu verzeichnen war, im Gegensatz zu den österreichweiten Zahlen, dort gab es nämlich genau in dieser Gruppe in dem genannten Zeitrahmen einen Anstieg von 9,5 Prozent. 

Und ich denke, das Thema Jugendarbeitslosigkeit ist auch immer wieder ein bisschen ein Gradmesser, wie geht eine Gesellschaft mit ihren jungen Menschen um, wie viel investiert sie auch in die Ausbildung, in die Beschäftigung von jungen Menschen, und deshalb ist es mir auch ein ganz besonders wichtiges Anliegen. 

Wie schon gesagt, wir haben auch heuer wieder mit einem dramatischen Anstieg im Herbst zu rechnen und - der Herr Vizebürgermeister hat es ja auch schon gesagt, die Stadt Wien ist auch heuer wieder bereit, hier viel Geld in die Hand zu nehmen, 8 Millionen EUR sind schon zugesagt. Wir warten, was der Bund hier auch dazu beiträgt und sind auch bereit, hier noch mehr Geld in die Hand zu nehmen, um auch die dementsprechenden Maßnahmen zu setzen. Der Bund hat sich bislang erst für 1 000 Jugendliche bereit erklärt, hier Geld zu investieren. Wir wissen, das ist viel zu wenig, mehr als das Doppelte wäre notwendig und es ergeht ein dringender Appell auch von dieser Stelle hier an die Bundesregierung, die Mittel für die Ausbildung unserer jungen Wienerinnen und Wiener aufzustocken und auch eine langjährige Forderung von uns nun endlich mit uns umzusetzen, nämlich den sogenannten Ausbildungsfonds. 

Wir brauchen einen österreichweiten Ausbildungsfond, wo jene Unternehmen einzahlen sollten, die nicht bereit sind oder deren Möglichkeiten es nicht vorsehen, dass sie junge Menschen ausbilden. Und natürlich haben auch Bund und Länder ihren Beitrag zu leisten. Aber ich denke, das ist eine langjährige Forderung, der wir nun endlich einen Schritt näher treten und sie auch gemeinsam in die Realität umsetzen sollten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Noch kurz möchte ich Folgendes anmerken, weil es eine Zahl ist, die  auch mich immer wieder überrascht: Jeder vierte Lehrling, der in Wien ausgebildet wird, ist nicht Wiener, ist nicht Wienerin. Insgesamt bilden Wiener Unternehmen 3 600 junge Menschen aus, die nicht Wienerin oder Wiener sind.

Was ich auch an dieser Stelle erwähnen möchte ist, dass wir mit dem Ausbildungsverbund, den wir in Wien gegründet haben, diesem Modell, welches meiner Meinung nach auch sehr zukunftsorientiert ist, immerhin beweisen konnten, dass wir damit auch neue Lehrstellen schaffen können. Darauf sind wir sehr stolz und ich denke, das sind Modelle, die auch österreichweit Platz finden sollten.

Jetzt möchte ich zum Thema Frauen, Frauenerwerbstätigkeit, aber auch zu anderen Themenbereichen kommen. Es geht nicht nur um die Erwerbstätigkeit, es geht auch noch um andere Bereiche, die uns notwendig erscheinen. So zum Beispiel, dass Frauen ein eigenständiges, ein unabhängiges Leben in dieser Stadt führen können, denn das ist das Ziel der Wiener Frauenpolitik. Wir wollen, dass Frauen unabhängig und eigenständig ihre sichere Existenz aufbauen können und hier ein selbstgestaltetes Leben leben können. 

Kurz zu einer Zahl. Wie schaut es aus mit der Erwerbsquote der Frauen in Wien? Wir liegen 10 Prozent über dem österreichischen Schnitt. Die so genannte Frauenerwerbsquote beträgt nämlich 60 Prozent und bei den jüngeren Frauen, nämlich bei den 25- bis 29-Jährigen, beträgt sie mittlerweile überhaupt 80 Prozent. Das heißt, wir sehen hier, Frauen wollen beides, Familie und Beruf, man muss ihnen nur den dementsprechenden Rahmen auch zur Verfügung stellen, damit sie es können. 

Schwerpunkte der Wiener Frauenpolitik sind eben Einkommen und Job. Frauen müssen überhaupt die Möglichkeit haben, einen Beruf zu ergreifen. Dazu brauchen sie - und das wird immer wichtiger - auch die dementsprechende Ausbildung. Das muss auch vereinbar sein mit Kindern und mit Familie. Das heißt hier, Möglichkeit von Hilfe im Haushalt, aber auch Möglichkeiten unter dementsprechenden Rahmenbedingungen, zum Beispiel was Pflege von Angehörigen betrifft. 

Wir alle wissen, dass dies oft nicht vereinbar ist und dass auch viele Frauen mit ihrem Job aufhören, weil sie Angehörige pflegen wollen oder aber auch müssen. Natürlich muss es Kinderbetreuungseinrichtungen geben, auf die ich dann noch komme. 

Aber wichtig ist auch, wie bietet eine Stadt Schutz und Hilfe bei Gewalt, bei sexueller Belästigung und anderen Dingen. Und ich möchte von dieser Stelle eine Abteilung hervorheben, die manchmal viel zu wenig Beachtung findet und die seit mittlerweile mehr als 10 Jahren Motor für all dies in der Stadt ist, das ist die so genannte  MA 57, das Frauenbüro der Stadt Wien, die personell aber auch finanziell gut ausgestattet seit mehr als 10 Jahren darauf schaut, dass auch alle in dieser Stadt dazu beitragen können, ihren Beitrag leisten, und ich möchte von dieser Stelle den Mitarbeiterinnen herzlich für ihr Engagement danken. (Beifall bei der SPÖ.)
Kurz zum Thema Frauenbeschäftigung in Wien: Ja, es stimmt, auch vor Wien hat natürlich der Anstieg der Arbeitslosigkeit nicht halt gemacht. Auch wir haben hier mit vielen, vielen Problemen zu kämpfen. 

Zum AMS: Herr Kollege Serles, Sie tragen das hier sehr trocken vor und manchmal habe ich den Eindruck, dass Sie irgendwie überhaupt nur die Argumentation Ihrer Regierungskollegen vorgelegt bekommen, aber dass Sie es sich nie in der Praxis angeschaut haben. Ich habe in vielen Gesprächen mit dem AMS beispielsweise, wo es darum gegangen ist, dass eben Mittel nicht mehr zur Verfügung stehen, die früher sehr wohl zur Verfügung gestanden sind, diskutiert und geschaut, wie kann man trotzdem gerade Frauen entsprechende Wiedereinstiegsmaßnahmen anbieten. Hier ist die Situation leider gar nicht so rosig. 

Hier ist es auch nicht die Stadt Wien, die bei den Mitteln schauen kann, dass sie dementsprechend zur Verfügung stehen, sondern es ist die Bundesregierung, die das kann, und ich würde Sie bitten, mit Ihrer Kritik, Ihrer vielleicht berechtigten Kritik in diesem Bereich, auch an die richtige Stelle zu gehen, nämlich an die, die auch die Mittel dafür zur Verfügung stellt, nämlich zum Bund und dort Ihren Kollegen die Argumente zu sagen und nicht uns hier, weil wir wissen leider wie es ist, wenn in Zeiten wie diesen die Mittel aktiver Arbeitsmarktpolitik zurückgenommen werden. 

Wir haben, Gott sei Dank, in Wien ein Instrumentarium, nämlich den WAFF, der es uns möglich macht, hier viel abzufedern, hier mit zusätzlichen Maßnahmen die Situation etwas abzuschwächen. Aber hauptverantwortlich für den Arbeitsmarkt in Wien ist nicht die Stadt, das kann sie leider auch nicht, sondern ist die Bundesregierung, ist der Bund und bitte auch dort hingehen und die Kritik an dieser Stelle vorbringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Situation ist beunruhigend, das stimmt, zum Beispiel auch was die Situation der langzeitarbeitslosen Frauen in Wien betrifft und ich möchte auf eine grundsätzliche Sache kurz eingehen, denn wir alle nehmen immer so Dinge in den Mund wie, wir müssen Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern ausgleichen, und so weiter und so fort. Aber was heißt das konkret und was kann man wirklich konkret machen, um zum Beispiel die Einkommen der Frauen anzuheben?

Ein ganz großes Problem bei den Einkommen sind die Berufsunterbrechungen. Wir wissen, dass ein Jahr Unterbrechung einen durchschnittlichen Verlust von 9 Prozent bedeutet. Das heißt, sobald Frauen Berufsunterbrechung machen, und das machen die meisten auf Grund von Kindern oder anderen Dingen, fallen sie automatisch in ihrem Einkommen, in ihrer Einkommenspyramide zurück. Das heißt, was ist zu tun? 

Und ich denke, es sind genau diese Maßnahmen, von denen ich auch gesprochen habe. Maßnahmen für Wiedereinsteigerinnen wie Kinderbetreuungseinrichtungen, die hier Abhilfe schaffen könnten, wenn man tatsächlich will, dass die Einkommen von Frauen und Männern sich irgendwann einmal angleichen. 

AMS-Mittel habe ich schon erwähnt. Hier besteht die Forderung an den Bund, dementsprechend sie auch zur Verfügung zu stellen. Ich möchte  in Wien eine Initiative hervorheben, die wir im letzten Jahr gegründet haben und die mittlerweile schon mehr als 7 000 Frauen beraten hat, das ist die Initiative „FRECH“, Frauen ergreifen Chancen, die der WAFF neu ins Leben gerufen hat. Eine ganz besonders tolle Initiative - und generell möchte ich hier auch unterstreichen, dass der WAFF mittlerweile Gender-Mainstreaming zu einem Leitprinzip erhoben hat und auch das gesamte Budget des WAFF unter dieses Prinzip gestellt hat.

Kurz zum Thema Kinderbetreuung: Sehr oft wurde auch von dieser Stelle hier erwähnt, dass nämlich auch Kinderbetreuung so eine Möglichkeit ist, um Frauen den Wiedereinstieg zu ermöglichen, um Frauen vielleicht auch hier die Möglichkeit zu geben, ein entsprechendes Einkommen zu bekommen und an das der Männer anzuschließen. 

Tatsache ist, dass es in Wien die meisten Plätze gibt, das wissen wir mittlerweile auch. In Wien ist das Angebot um 25 Prozent höher als im Rest Österreichs,  und wir zeichnen uns auch noch durch andere Dinge aus, indem wir mittlerweile längere Öffnungszeiten haben und generell mehr auf den Bedarf eingehen. Und, Kollege Serles, das haben Sie nämlich in Ihren Ausführungen ein bisserl vergessen, wir haben es mittlerweile geschafft, dass für Einkommensbezieher bis zu 1 000 EUR in Wien der Kindergarten nichts kostet. Das haben Sie leider nicht erwähnt in Ihren Ausführungen, sondern Sie haben nur von Tariferhöhungen gesprochen, und wir sind sehr stolz darauf, dass wir für kleinere Einkommensbezieherinnen hier den Kindergarten umsonst zur Verfügung stellen können. (Beifall bei der SPÖ.)
Österreichweit fehlen 100 000 Kinderbetreuungsplätze nach wie vor. Sie wissen unter anderem, woran es liegt. Der Bund hat die Mittel gestrichen seit Sie in der Regierung sind, gemeinsam mit der ÖVP, der sogenannten Familienpartei. Es gibt keine Mittel, es gibt sie immer noch nicht, auch im Budget 2003/2004 haben sich hier keine Mittel für Kinderbetreuung gefunden. 

Ja, so ist es, Wien wird weiter selbst die Kinderbetreuung finanzieren, wie wir das in den letzten Jahren schon getan haben und die anderen Bundesländer werden es leider auch in Zukunft nicht tun, fürchte ich. Und nur am Rande erwähnt, Kärnten ist Schlusslicht, was Kinderbetreuung betrifft, mit nur 25 Plätzen pro  1 000 Einwohnerinnen. Wien ist – wie ist es anders zu erwarten – Spitzenreiterin mit 40 und österreichweit haben wir 32 Plätze pro  1 000 Einwohnerinnen. 

Nur so viel dazu, und auch noch eine kleine Zahl dazu gesagt: Wie schaut es mit den Geburtenraten aus, wie hat sich sozusagen die Politik der einzelnen Bundesländer ausgewirkt? Auch hier ist es Tatsache, dass wir österreichweit ein Plus von 3,9 Prozent haben, aber Tatsache ist auch, dass es in Kärnten ein Minus von 3,5 Prozent gibt, während hier wieder Wien als Spitzenreiterin mit einem Plus von über 6 Prozent in diesem Ranking vertreten ist. Das heißt, sowohl bei der Geburtenrate ist Kärnten ein Schlusslicht, als auch bei den Kinderbetreuungseinrichtungen. Das ist kein Zufall, sondern sicher gewollte Politik. 

Die Forderung von dieser Stelle auch wieder, die Bundesregierung sollte doch bitte in Zukunft auch wieder Mittel für die Kinderbetreuung zur Verfügung stellen. (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich zum Schluss noch auf einen Themenbereich eingehen, der auch etwas mit dem Thema lebenswertes Wien, Wohlfühlgefühl zu tun hat, das ist das Thema Sicherheit. Wir haben heute schon vom Ansteigen der Kriminalitätsrate gehört, ich möchte aber noch ein paar andere Themen erwähnen, wie zum Bespiel, wie stark sind die Anzeigen in Wien wegen Vergewaltigung und gefährlicher Drohung, aber nicht nur in Wien, sondern österreichweit, in den letzten Jahren angestiegen. 

Auch die Wegweisungen und Betretungsverbote steigen stark an, es gab 2002 österreichweit schon 3 943 Betretungsverbote, an die Wiener Interventionsstelle wurden 1 468 Betretungsverbote gemeldet und auch unser 24 Stunden- Notruf, den wir in Wien haben, hat im Jahr 2002 die höchste Steigerungsrate gehabt. Es hat um 600 mal öfter das Telefon geläutet und insgesamt gab es über 4 400 Beratungen. Das sind mehr als 800 persönliche Beratungen, die unter anderem stattgefunden haben. 

Wir haben - und auch das findet sich im Rechnungsabschluss ‑ heuer erstmals in Wien mittlerweile das vierte Frauenhaus in Betrieb. Ich bin sehr stolz darauf, dass Wien als einziges Bundesland hier fix diese Finanzierung der Frauenhäuser und Beratungsstellen im Budget und damit auch im Rechnungsabschluss hat. Das haben andere Bundesländer nicht, und gerade jetzt wieder weiß ich, dass in vielen Bundesländern die Frauenhauseinrichtungen fürchten, in Zukunft nicht mehr das Platzangebot zur Verfügung stellen zu können, wie sie das in der Vergangenheit getan haben. 

Es wäre schön, wenn es in allen anderen Bundesländern auch so wäre, dass es hier finanziell abgesicherte Kriseneinrichtungen für Frauen gibt. Und vor diesem Hintergrund und einem Ansteigen der Kriminalitätsrate ist es nun ja wirklich nicht zu verstehen, warum gerade in diesem Bereich der Sparwahnsinn der Bundesregierung voll durchgreift. Dienstposten, die vorhanden sind, werden nicht nachbesetzt, die Polizeischule ist fast leer, es gibt dort eigentlich fast keine Schülerinnen und Schüler mehr. Und so möchte auch ich die Forderung des Bürgermeisters mehrmals unterstreichen, nämlich sofort 400 Polizeischülerinnen und Polizeischüler aufzunehmen, um die vorhandenen Posten auch besetzen zu können, 300 zusätzliche Polizisten vorzubereiten, und ich denke, es ist unerlässlich, wenn man nicht will, dass es so weitergeht und der Trend sich verstärkt, (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist ein jahrelanges Versäumnis!) dass man hier auch zusätzliche Polizistinnen und Polizisten aufnimmt. Und ich denke, es ist klar, wer die Verantwortung dafür trägt, die Verantwortung dafür trägt Grasser und Strasser. Und so möchte ich zum Schluss nur sagen, Herr Innenminister geben Sie Wien wieder die Polizistinnen und Polizisten, die wir gehabt haben und die wir auch brauchen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich danke schön. Und bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, hätte ich nur eine technische Mitteilung an Sie. Es wird hier in einigen Minuten ein Foto gemacht von diesem Saal, das gehört für eine Jubiläumsausgabe über das Wiener Rathaus. Ich weiß nicht, wer vorige Woche beim Rathaus vorbei gegangen ist, da ist ein Zeppelin über dem Haus geschwebt mit einer Kamera und jetzt geht es hier im Haus weiter. Wir machen das in zirka acht, neun Minuten. Ich darf bitten, diese acht, neun Minuten da zu bleiben und ich darf Sie in Ihrem Interesse ersuchen, wenn Sie meinen, dass das News oder das Profil, das vor Ihnen am Tisch liegt, nicht am Foto aufscheinen soll, dann räumen Sie es bitte weg. 

Als nächster Redner zum Wort gemeldet zu einer tatsächlichen Berichtigung ist Herr GR Dipl Ing Margulies, bitte.  (GRin Claudia Sommer-Smolik: Wien at!) Wien.at ist kein Problem.  

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Kollegin Ludwig! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn Sie zitieren, dann zitieren Sie bitte richtig. Sie können sich auch gerne das Protokoll kommen lassen. Ich habe davon gesprochen, dass Wien wieder eine lebenswertere Stadt werden soll, Sie können es gerne nachlesen. Und dass ein Ranking alleine noch nichts aussagt, sollte auch Ihnen klar sein, denn ich hoffe, auch für Sie ist es klar, dass die 35 000 Sozialhilfebezieherinnen, die 70 000 Arbeitslosen, die vor allem alleinerziehenden Mütter, die knapp an der Armutsgrenze leben, dass diese eine lebenswertere Stadt Wien verdienen. Ein Donauinselfest allein ist dafür zu wenig, weil Sie gesagt haben, wir bieten sogar das Donauinselfest. Wenn es das ist, dann können Sie ja gleich zur ÖVP gehen, die haben immerhin das Stadtfest. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So! Nach dieser tatsächlichen Berichtigung ist als nächste Rednerin Frau GRin Cordon zum Wort gemeldet. Bitte schön.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

In meiner Rede werde ich es ein bisschen so halten wie Frau StRin Rothauer. Ich werde eine Pause machen in den Angriffen der Budgetpolitik der SPÖ. Es geht hier eigentlich um den Erhalt der Kultusgemeinde. 

Um den Antrag, den ich einbringen werde, nachträglich und nachdrücklich vor allem, zu begründen, werde ich ein bisschen in der österreichischen Geschichte nachblättern und ich bitte Sie, mir zu folgen. 

1421: Judenverfolgung und –vertreibung. Ja, ich höre schon Ihr Seufzen, aber Judenverfolgungen haben in Wien eben eine lange Geschichte. Kurz und gut, den Juden waren in dieser Zeit ohnedies lediglich Geldgeschäfte und Altwarenhandel erlaubt und trotzdem fingen Hetzjagden an mit Gerüchten um Hostienschändung und ähnlichem Unsinn. Daraufhin hat man die armen Juden gleich vertrieben und den reichen hat man dann ihr Vermögen abgenommen. Die Kirche hat sich dann auch eingeschaltet und meinte, also die Juden sollen sich gefälligst taufen lassen, damit sie gute Christen werden, nämlich so gute Christen wie sie selber sind, falls sie das aber nicht wollen und nicht tun, dann wird man sie verbrennen. Und das hat man dann auch gemacht. 88 Wagen wurden vollgefüllt mit jüdischen Menschen, nach Erdberg transportiert und dort verbrannt. Öffentlich.

Aber dazu muss man sagen, die Zeiten waren damals schlecht und man war wahrscheinlich zu dieser Zeit auch noch relativ barbarisch, schließlich hat man ja auch Frauen und Ketzer verbrannt und den Bürgermeister, nachdem er sich zur falschen Seite bekannt hatte, hat man geköpft. Also, insofern ist das eine Zeit, die wir uns wirklich nicht als Vorbild nehmen.

Gehen wir weiter in der Geschichte: Die nächste Ansiedlung der Juden durfte schon nicht innerhalb der Stadtmauern stattfinden, sondern man hat sie auf eine Insel verfrachtet, und das war Im Werd, im späteren 2. Wiener Gemeindebezirk. 

1670 war man schon ein bisschen kultivierter, glaube ich. Jedenfalls haben aber damals ebenfalls Hetzjagden gegen Juden begonnen, ein Gefasel von Hostienschändungen, und als dann ein Mord an einer Frau geschah, hat man gesagt, das waren hundertprozentig die Juden. Als man den Mörder, nämlich ihren eigenen Ehemann, gefunden hat, da haben sie gesagt, das haben sich die Juden nur ausgedacht, die haben die Richter bestochen, es waren die Juden. 

Was war der Hintergrund? Die Zeiten waren schlecht, Kaiser Leopold brauchte Geld. Was lag näher, als dass man die Juden wieder einmal vertrieben und ihnen das Geld und das Vermögen abgenommen hat. Sie haben es selbst auf dieser Insel zu einigem Vermögen gebracht, es waren sehr gefragte Ärzte, und so weiter. Mit ein Grund war die erzkatholische, spanische Frau von Kaiser Leopold. 

Die ganze Sache der Judenvertreibung hat man wieder einmal einem Bischof überantwortet, Bischof Kolonitz. Ich nehme an, Sie kennen sein Denkmal draußen  vorm Rathaus, und sein Adlatus war Johann Ignaz Arnezhofer, der erste Pfarrer in der Kirche in der Leopoldstadt. Er hat diese Pfarre bekommen, weil er in seinem Bewerbungsschreibung angegeben hat, wie tätig und engagiert er schließlich bei der Judenvertreibung war. 

Diesmal war man allerdings etwas weniger barbarisch, man hat den Juden nur gesagt, sie müssen innerhalb von 24 Stunden die Insel verlassen und sie dürfen nur mitnehmen, was sie tragen können. Man muss dazu sagen, Fürst Esterhazy im Burgenland hat sehr viele von ihnen aufgenommen. 

Ja, jetzt werden Sie wahrscheinlich schon ungeduldig und sagen, was hat das bitteschön mit Ihrem Antrag und den heutigen Problemen der Kultusgemeinde zu tun. Nun ja, ich wollte Ihnen eigentlich nur die österreichische Tradition im Umgang mit seiner jüdischen Bevölkerung wieder einmal vor Augen führen und zeigen, dass sich in unserer zivilisierten, kultivierten Welt auch noch nicht sehr viel in dieser Richtung geändert hat, denn Ende des 19. Jahrhunderts hat sich Bürgermeister Karl Lueger daran erinnert, dass man mit Antisemitismus Stimmen gewinnen kann und er hat sich auch erinnert, dass Arnezhofer da bestimmt ein guter Partner ist, insofern dass er eine Straße nach ihm benennt. 1906 bekam Arnezhofer eine Straße in der Leopoldstadt, die es immer noch gibt. 

Ja, Hitler konnte in Wien sehr gut lernen - vor allem bei Schönerer - was den Antisemitismus betrifft und wir wissen alle, er hat ihn gründlich studiert. Nach dem 1. Weltkrieg war die Lage in Österreich wirtschaftlich katastrophal, und da die Menschen in schlechten Zeiten immer einen Sündenbock brauchen, was lag näher, als sich wieder an die Juden zu erinnern. Die Zeit von 1938 bis 1945 brauche ich Ihnen, glaube ich, nicht zu erklären. Einige von Ihnen waren vielleicht damals schon auf der Welt, ich war es jedenfalls als Kind. 

Ab dem 12. März begannen die Denunzierungen, 9. November-Pogrom, sämtliche Kultusgemeinden, sämtliche Synagogen, Tempel und so weiter wurden zerstört, niedergebrannt. Fliehen konnten sie hier noch, es wurde ihnen sogar angetragen, das Land zu verlassen, wenn sie sehr viel Geld hatten und eine sehr hohe Reichsfluchtsteuer bezahlen konnten. Der Rest wurde in Sammellager gepfercht und nach Auschwitz deportiert oder in andere Konzentrationslager. Auch Kinder hat man deportiert, vom Wiener Nordbahnhof weg, nach Auschwitz und Theresienstadt. 

Wie die 6 Millionen Juden ermordet wurden, kann ich ihnen ersparen. 65 000 Wiener allein waren es. Ihre Tafeln können sie in der Synagoge nachlesen. Das ist 64 Jahre her und wir sind keine Barbaren mehr, sondern ein zivilisiertes, kultiviertes Volk. 

Und nun nach 1945: Österreich hat die vertriebenen Juden nie eingeladen, zurück zu kommen und diejenigen, die es gewagt haben zurück zu kommen und dann vielleicht auch noch ihr Vermögen zurückverlangen, die waren hier schlecht bedient. “Die Sache so lange wie möglich hinauszuzögern“, ist ein ganz berühmtes Zitat eines Politikers von damals. Das zeigt das Unrechtsbewusstsein dieser Bevölkerungsgruppe auch nach 1945. Man hat sich keine Mühe gegeben, den Wiederaufbau der Kultusgemeinde zu unterstützen. Die Stimmung in der Bevölkerung war nach dem Krieg nicht judenfreundlicher und ich würde behaupten, judenfreundlich ist sie auch heute noch nicht. 

Viel arisiertes Vermögen wurde bis heute nicht zurück gegeben und im Unterschied zu Deutschland hat die Republik Österreich den Aufbau der Kultusgemeinde nicht unterstützt. Hier soll ich vielleicht einfügen, dass Wien zum Aufbau der Infrastruktur einiges beigetragen hat, aber auch erst ab 1996. Zur Sicherheit der jüdischen Amtsträger und der öffentlichen Gebäude wurde nicht viel beigetragen, und erklären Sie mir bitte nicht, dass die vor den Gebäuden abgestellte Polizei wirklich ein Sicherheitsgefühl bei der jüdischen Bevölkerung hervorrufen kann. Ich weiß, dass Sicherheitseinrichtungen, technische Sicherheitseinrichtungen gefördert wurden, das stimmt. Aber haben Sie einmal die Polizei zum Beispiel in der Seitenstettengasse beobachtet? Ich sehe ein, es ist ein fader Job, aber sie ist überall zu finden, nur nicht vor der Synagoge, und ich würde sagen, ich würde die Schuld hier nicht den Polizisten geben, sondern ich würde sagen, die Organisation ist hier ganz miserabel und es sind einfach zu wenig Sicherheitskräfte abgestellt. 

Und glauben Sie nicht, wir leben auf einer Insel der Seligen, was die Attacken gegen die Juden betrifft. Besonders die orthodoxen Juden sind wieder gefährdet. Vor fünf Wochen wurde der Leiter der Lauder Chabad-Schule, ein Rabbiner, auf offener Straße niedergetreten und vor den Augen seiner Kinder geschlagen. Ich habe ihn gefragt, ob er daraufhin meint, dass das Klima den Juden gegenüber wieder schlechter geworden ist, und er sagte ja, Anpöbelungen kommen wieder häufiger vor. 

Die Kultusgemeinde gibt im Jahr 2 Millionen EUR für Sicherheitsvorkehrungen aus und sicher nicht, um abgetakelte Mossad-Agenten zu unterstützen. Ich kenne einige dieser jungen Männer, es sind sicher nicht alle, aber einige die Enkelkinder von ehemaligen Holocaustverfolgten, die hier für die Sicherheit zusätzlich sorgen. 

Deutschland sorgt vor allem für die Amtsträger der Kultusgemeinden, es sorgt für die Sicherheitsvorkehrungen und es sorgte für den Aufbau der Gemeinde nach dem Krieg und es sorgte für die jüdische Zuwanderung und damit für die Aufstockung der jüdischen Bevölkerung, die natürlich auch für den Erhalt der Kultusgemeinde eine Voraussetzung ist. Österreichische Politiker haben sich zwar jetzt endlich zu Entschädigungszahlungen durchgerungen, aber nichts zur tätigen Hilfe für den Erhalt der jüdischen Gemeinde beigetragen. Auf Drängen der USA hat man einen Entschädigungsfonds eingerichtet, aber hier wurde auch noch lange nicht alles getan. Und wenn die Politik jetzt berühmte Juden aus den USA einlädt, dann ist das ein ganz hilfloser Versuch, noch nachträglich ein bisschen, ja, gut Wind zu  machen für unsere Einstellung zur jüdischen Bevölkerung. Ja und meistens sind es ja Nobelpreisträger, aber jedenfalls berühmt sollen sie sein, auf die anderen können wir verzichten. 

Alles in allem ist es eine beschämende Situation für Österreich. Eine flaue Kreditzusage und damit der Rat, die IKG soll schauen wie sie damit zu Rande kommt, ist eine Schande für Österreich, weil es deutlich zeigt, dass man sich hinter der Meinung versteckt, wir haben schon so viel getan, und je weniger Juden wir haben, umso weniger Probleme haben wir. 

Und der Hinweis, die IKG soll sich doch an den Entschädigungsfonds wenden: Ist das eine Ignoranz des Gesetzes über den Entschädigungsfonds, oder ist es eine Impertinenz? Denn der Entschädigungsfonds ist allein da für Entschädigung von Opfern zwischen 1938 und 1945 und sicher nicht zum heutigen Erhalt und Leben der Kultusgemeinde geschaffen. Wir werden uns daher dieser populistischen Politik nicht anschließen, die sich eben in dem Satz zusammenfasst, es soll doch endlich Schluss sein und bitte schön, am besten, bevor es richtig angefangen hat. 

Und dass der Antisemitismus europaweit wieder im Ansteigen begriffen ist, das haben wir letzte Woche bei der Konferenz der OSZE gehört, und das sollte uns wirklich zu denken geben. Ich appelliere an die Österreichische Bundesregierung, hier Mut und Größe zu beweisen und endlich Gerechtigkeit walten zu lassen und den Erhalt der Israelitischen Kultusgemeinde finanziell großzügig zu unterstützen.

Ich bitte Sie alle, diesem Antrag, der von Dr LUDWIG unterstützt wird, zuzustimmen, um in Zeiten wie diesen, in denen ein europaweiter Anstieg des Antisemitismus zu verzeichnen ist, ein nachdrückliches Bekenntnis zum jüdischen Leben in Wien abzugeben. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich danke schön, und jetzt wird es dann gleich zum Foto kommen.

Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Martina Malyar. Bitte schön.

GRin Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!
Der vorliegende Rechnungsabschluss wird je nach verschiedenem Rollenverständnis, ob man Oppositionspartei oder Regierungspartei ist, höchst unterschiedlich interpretiert. 

Die Oppositionsparteien sehen in dem vorliegenden Zahlenwerk ein halb leeres Glas. Wir VertreterInnen der Regierungspartei erkennen aus den Ergebnissen natürlich ein halb volles Glas. 

Die Oppositionsparteien lehnen das Zahlenwerk ab. Die VertreterInnen der Regierungspartei stimmen natürlich zu. 

Die Oppositionsparteien führen einige Problembereiche an. Wir VertreterInnen der Regierungspartei heben die besonderen Leistungen und Maßnahmen hervor, die uns Wienerinnen und Wiener wohltuend von den anderen Bundesländern unterscheidet und auch von der Regierungspolitik.

Jeder Wiener und jede Wienerin kann sich dann selbst ein Urteil bilden, ob das Glas jetzt entweder halb leer oder halb voll ist. (Heiterkeit bei der ÖVP und FPÖ.) Ich meine, und es ist immer sehr schwierig, Beispiele nachzuvollziehen, dass das Glas halb voll ist, weil Häupl und sein Team sorgsam und vor allem verantwortungsbewusst mit Steuergeldern umgehen. (Aufregung bei StRin Karin Landauer.) Zum Beispiel zeigt der Finanzierungssaldo entsprechend eine Stabilität zum österreichischen Stabilitätspakt 2001. 

Wir haben in Wien enorme Geldmittel in die Hand genommen, um die Wissenschaft (StRin Karin Landauer: Sie wissen schon, dass das Steuergelder sind!) und auch die Industrie und die Arbeitsmarktpolitik zu fördern, und hier speziell die Frauen, weil uns gerade die Frauen sehr, sehr wichtig sind. (StRin Karin Landauer: Steuergeld! Steuergeld! Steuergeld! Steuergeld ist das!) Aber nicht nur, weil sie immerhin die Mehrheit der Wiener Bevölkerung stellen, sondern weil sie ganz wichtige Mitglieder in unserer Gesellschaft sind und das zeigen wir auch durch entsprechende Zahlen und durch entsprechendes Geld in die Hand Nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich meine, das Glas ist halb voll, weil sozialdemokratische Politik auch im 21. Jahrhundert dort steht, wo Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten seit über 100 Jahren stehen, nämlich auf der Seite der Schwächeren in der Gesellschaft. Man sieht das an den ganz konkreten Maßnahmen, die im Vorjahr auch aus dem Rechnungsabschluss ersichtlich sind: Ob das die Schaffung weiterer Wohnprojekte für Obdachlose ist, ob das Helfen statt Strafen in der Wiener Drogenpolitik ist, ob das die Schaffung – und das war erst in den letzten Tagen sehr aktuell - des Babynestes im Wilhelminenspital ist, und dieser Herr Stadtrat hinter mir war der, in dessen Ägide das durchgeführt wurde. Er hat auch die anonyme Geburt für verzweifelte Mütter in die Wege geleitet und dafür danke ich dir wiederum als Frau und ganz herzlich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Auf der Seite der Schwächeren stehen heißt auch, sie speziell zu fördern und Angebote zu legen, zum Beispiel freiwillige und kostengünstige Sprachkurse für Mi-grantinnen und Migranten oder Gratis-Kinderbegleitung im Krankenhaus oder Chancengerechtigkeit durch Bereitstellung eines ganz, ganz hochwertigen Bildungsnetzwerkes in Wien. Wenn ich an die Ausstattung der Pflichtschulen denke, wenn ich an die Ausstattung - auch finanzieller Natur - der Erwachsenenbildung, der Volkshochschulen, denke, wo sich der Bund ein Scheibchen, ein großes Scheibchen abschneiden könnte, um zumindest den kleinen Obolus zu leisten, der geleistet wurde und nicht diesen noch zu streichen.

Ich meine, das Glas ist halb voll, weil wir in Wien den Sozialabbau der Bundesregierung nicht 1 zu 1 weitergeben, sondern sozial ausgewogene und sozial verträgliche Maßnahmen durchführen. Zum Beispiel in weiser Voraussicht - das ist leider eine traurige Gewissheit geworden - haben wir damit gerechnet, dass die Sozialhilfe in Wien explodieren wird. Leider ist diese Entwicklung auch eingetreten, aber, und das ist das Wichtige, wir schimpfen nicht nur und kreiden nicht nur an und sagen, wir würden es anders machen, würden wir die Bundesregierung stellen, sondern wir zeigen, dass wir in Wien die soziale Verantwortung übernehmen und uns auch unserer Verantwortung sehr bewusst sind und das Geld zur Verfügung stellen (StRin Karin Landauer: Steuergeld! Steuergeld!) und zwar nicht für die eigene Tasche, so wie manche Minister, sondern damit die Leute genug zum Leben haben und damit auch ihr Leben ausreichend sichern können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein weiterer Punkt ist zum Beispiel, dass wir auch den Vereinen und Institutionen mehrjährige Verträge 

anbieten, damit auch Nachhaltigkeit und Garantie gewährleistet ist, dass sie ihrer Arbeit noch weiter nachgehen können. 

Ich meine, das Glas ist halb voll, weil Wien einen ganz hohen sozialen Standard hat und den auch hält. Wien ist innovativ und Vorreiterin in der Sozialpolitik für die anderen Bundesländer und auch weit über die Grenzen hinaus für andere Staaten der Welt.

Ich möchte unter anderem dabei erwähnen, weil das wahrscheinlich dann zu kurz kommen wird, dass für uns Sport, Freizeit und Bäder soziale Maßnahmen sind, soziale Angebote, die zu einem möglichst günstigen Preis allen Wienerinnen und Wienern zur Verfügung gestellt werden sollen, und wir sind dagegen, dass individueller Luxus nur zum Lebensstil dazu gehört und wir nicht sonst dafür vorsorgen würden, dass es den Menschen auch in der Freizeit, auch außerhalb der Arbeitszeit gut geht.

Behindertenpolitik ist nicht nur ein Thema im Jahre der Menschen mit Behinderungen. 

Ich meine, das Glas ist halb voll, weil wir den Kindern Raum geben. Schlagworte wie „Wählen mit 16“ bekommen in Wien ein Gesicht, nämlich dass die Kinder und Jugendlichen auch in demokratische Entscheidungsprozesse miteingebunden werden, und das ist uns ganz, ganz wichtig. Je früher man Partizipation anregt, desto besser wird es sein, die ganze Gesellschaft in Entscheidungen auch mit einzubeziehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich meine schlussendlich, dass das Glas halb voll ist, weil in Wien Kultur mehr als ein Theater ist. Wien gibt zum Beispiel für Erwachsenenbildung sehr viel aus, für Technologieforschung und Industrieansiedlungen sogar mehr als der Bund. Wir unterscheiden dabei nicht, ob es sich um genehme Gruppen und um genehme Künstler und Künstlerinnen handelt und ob uns die in unser ideologisches Muster passen oder nicht, sondern uns ist jeder Künstler, der sich einbringen möchte, auch gleich viel wert. Deswegen unterstützen wir auch kritische Geister im Gegensatz zu anderen Regierungen und zensurieren nicht durch Zudrehen des Geldhahns, wie es der jetzige Kulturstaatssekretär ja des Öfteren gezeigt hat. 

Ich habe in der Rundumschau versucht zu zeigen, dass wir die Herausforderungen der täglichen Politik gerne annehmen, und die letzten Landtagswahlen haben gezeigt, dass auch die Wienerinnen und Wiener erkennen, dass das Glas durchaus halb voll ist und haben uns auf diesem Weg auch unterstützt. 

Meine letzte Rede heute als Gemeinderätin hier im Haus möchte ich zum Anlass nehmen, um ein paar bescheidene persönliche Bemerkungen zu machen. 

Wie die meisten von Ihnen/euch wissen, werde ich übermorgen zur Bezirksvorsteherin des Alsergrundes, des schönen, wunderschönen lebens- und liebenswerten Alsergrundes vorgeschlagen und gewählt. Für mich beginnt damit ein neuer Berufs- und ein neuer Lebensabschnitt, auch wenn ich es so sehe, dass ich weder ein lachendes noch ein weinendes Auge habe, sondern ich 


sehe, dass ich nicht aussteige, sondern eigentlich nur in einen anderen Zug wechsle und nahezu auf der Parallelspur mit euch gemeinsam fahre. 

Das wird einigen von euch sehr recht sein, anderen wahrscheinlich nicht, weil die wahrscheinlich froh wären, wenn sie mich da vielleicht endlich ein bisserl weiter weg hätten. Aber ich unterstelle allen ja nur Gutes und denke mir, wir werden auf verschiedenen Ebenen, aber vor allem gemeinsam an einem schönen Wien und an einem schönen Alsergrund arbeiten. 

In den letzten achteinhalb Jahren habe ich mich hier im Hause sehr wohl gefüllt. So wohl, dass ich nicht nur mein Kind groß gezogen habe, sondern mich auch noch einmal vermehrt habe und dazu beigetragen habe, dass die Stadt Wien auch künftighin mit Bevölkerung versorgt ist. Ich hoffe sehr stark, dass ihr mich auch in guter Erinnerung behaltet.

Ich wollte mich bei euch, bei meiner Fraktion, wirklich ganz, ganz herzlich für die Freundschaft bedanken, die mir entgegengebracht wurde und hoffentlich auch weiterhin wird, und für die gute Zusammenarbeit. Im Grunde ist es eine Liebeserklärung, weil ich euch alle liebe, auch mit euren Fehlern und mit den schönen Seiten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich bedanke mich aber auch wirklich - und einige sind ja auch hier im Saal - bei den KollegInnen der anderen Parteien, mit denen ich vor allem als Ausschussvorsitzende eine wirklich gute Zusammenarbeit hatte. Ich unterscheide sehr wohl scharfe harte Diskussion inhaltlicher Natur, aber auf der anderen Seite Kultur im Umgehen miteinander. Ich hoffe, dass man auch merkt, dass ich großen Respekt vor allen Menschen habe, egal in welchem politischen Umfeld sie sich bewegen, so lange es demokratisch ist. Das Gleiche erwarte ich natürlich auch retour. Also ich glaube, das ist so ein reversibler Prozess, der an und für sich der Politik ja auch sehr gut tut. Das heißt, ich habe Ihnen Respekt entgegengebracht und habe ihn von Ihnen zum Großteil wirklich auch zurückbekommen. 

Es war insofern eigentlich eine schöne Zeit und meine Zunge ist in den heftigen Auseinandersetzungen sicher gut geschult worden, sodass ich auch im Bezirk gut vorbereitet auf die Diskussionen eingehen kann.

Mir ist es ganz wichtig, auch den MitarbeiterInnen der Stadtratbüros und aller Magistratsabteilungen für ihre Loyalität, für die Hilfsbereitschaft und für das Engagement zu danken. 

Zu guter Letzt verbinde ich den Dank eigentlich auch mit der Bitte, dass wir uns in Zukunft auch so gut verstehen werden wie bisher. 

Für mich heißt es jetzt nur mehr einpacken. Mein Rucksack ist gepackt, die Lade ist ausgeräumt, der Dienstpass ist abgegeben und auch der Ausweis. Mein Rucksack ist also gepackt - also los, eine neue Reise beginnt. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Und ich erlaube mir hier als Vorsitzende, und ich bin überzeugt davon auch im Namen aller Fraktionen Ihnen, Frau Kollegin Malyar, alles Gute auf Ihrem neuen Lebensweg zu wünschen. Ich wünsche Ihnen viel Erfolg und sehr viel Freude am Alsergrund und alles Gute. 

Wir kommen jetzt zur nächsten Rednerin. Das ist die Frau GRin Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Noch einmal alles Gute meiner Vorrednerin in Ihrer neuen Funktion als Bezirksvorsteherin. 

Ich möchte gerne, dass die Generaldebatte nicht zu Ende geht, ohne dass jemand das Wort zum Themenbereich „Schule“ ergriffen hat und da ganz besonders zum Themenbereich „Pflichtschule“. 

Es hat sich einer meiner Vorredner, es war der Herr Abg Tschirf, dazu aufgerungen, das Wort „Bildung“ zu verwenden. Ich habe nicht genau gewusst, nimmt er einen Anlauf zu einer besonderen, von ihm gar nicht so gewohnten Präpotenz oder treibt ihn die absolute Ahnungslosigkeit an. Er hat nämlich gefragt: „Und was tut Wien eigentlich im Bildungsbereich?“ Vielleicht kann man dem Herrn Abg Tschirf ausrichten, dass Wien in allen Abteilungen des Wiener Stadtschulrats die ganze Zeit damit beschäftigt ist, die katastrophale und sich bar jeglicher Intelligenz befindende Sparpolitik der Regierungsparteien in irgendeiner Form in den Griff zu bekommen und zu schauen, dass die Auswirkungen nicht gar zu katastrophal ausfallen. Das tut Wien! Vielleicht kann man das dem Herrn Abgeordneten mitteilen. 

Ich bin davon überzeugt, dass die Regierungsparteien ÖVP und FPÖ, die sich brennend für das Kapitel „Schule“ zu interessieren scheinen, nicht nur sparen, sondern auch im Bereich der Pflichtschulen Gesellschaftspolitik betreiben. 

Ich behaupte, sie ruinieren

1. die Pflichtschule, indem sie alle Innovationen abstoppen und neue nicht zulassen, 

2. die Pflichtschule, indem sie ein Zweiklassensystem einführen, 

3. die Pflichtschule, indem sie den Kindern, die es besonders brauchen, besonders wenig geben, das heißt absolut desintegrativ wirken. 

Sie forcieren die Auslese und die Segregation. Ärger kann man an ein Pflichtschulsystem schon gar nicht mehr herangehen. Sie haben in den vergangenen beiden Jahren Hunderte von Planstellen eingespart, weggespart und werden das auch in den kommenden zwei Jahren noch tun. Das sind viele Planstellen, die hier zur Diskussion stehen. 

Wenn wir uns vorstellen, dass es jetzt schon keine Neuaufnahmen von jungen Lehrerinnen und Lehrern gibt... (GRin Susanne Jerusalem wendet sich zur ÖVP und FPÖ. Es sind nur wenige Gemeinderäte der ÖVP und FPÖ im Saal.) Das ist Ihnen Wurscht oder was? Es freut mich, dass Sie so besonders gut zuhören! 

Wenn es Ihnen also schon gleichgültig ist, dass es keine Neuaufnahmen gibt und in nächster Zeit geben wird und Sie sich dann vielleicht auch noch vorstellen, dass die Pensionsreform zur Folge haben kann, dass künftige sechsjährige Kinder von der Urelterngeneration unterrichtet werden, dann wünsche ich den jungen Herren Abgeordneten, die alles andere zu tun haben als sich mit diesem Thema zu befassen, alles Gute für Ihre Kinder. Wir werden uns dann anschauen, ob sie zufrieden sind. Aber wahrscheinlich werden sie ohnehin in eine Privatschule ausweichen. 

Ich möchte zu allen Punkten ganz kurz etwas sagen. 

1. Punkt: Sie ruinieren die Schule, indem Sie Innovationen abstoppen und nicht zulassen. Wenn Sie ein bisschen in die Zukunft schauen würden, dann wüssten Sie, dass das, was wir derzeit brauchen, kleinere Klassen sind. Alle Fachleute in ganz Österreich sind sich in dem Punkt einig. Die erste Forderung lautet: Kleinere Klasse. Sie machen das Gegenteil, Sie sorgen nämlich für größere Klassen. 

2. Punkt: Das, was wir brauchen, ist eine Individualisierung des Lernens: Mehr Projektunterricht, mehr Fächerübergreifendes. Sie sorgen dafür, dass genau das Gegenteil stattfindet. Aber damit ist die Unvernunft leider noch nicht an ihr Ende gekommen. Sie haben wirklich auch noch den Zynismus, die Obszönität, sich hierher zu setzen und dann für die Sir-Karl-Popper-Schule alles das, was Sie jetzt im öffentlichen Schulsystem streichen, streichen, streichen und sparen, sparen, sparen, für diese eine Schule für wenige Kinder, die aus einer Elite kommen, das einzufordern und zu machen! Das ist in meinen Augen wirklich politische Frechheit der Extrakultur und ich kann Ihnen nur sagen, mich ärgert das wahnsinnig! 

Ich möchte den 2. Punkt nennen, wo ich gesagt habe, Sie bauen ein Zweiklassensystem auf. Unter dem Motto „Weniger Staat, mehr Privat“ bereits in den Siebzigerjahren in ganz Österreich plakatiert, aber jetzt sind Sie erst so richtig am Zug, ist es offensichtlich Ihr Ziel, einen Mindeststandard für alle Kinder zu leisten und High-Level-Angebote werden nur die bekommen, die es sich auch tatsächlich leisten können. Ein Zweiklassensystem, das die Begüterten von den Einkommensschwachen trennt! 

Gehen Sie hinein ins Internet schauen Sie sich zum Beispiel die Schulprofile der Volksschulen an. Ein guter Tipp, die Volksschule 13. Bezirk Am Platz: Die geben das sogar in ihrem Schulprofil bereits an. Sie sagen nämlich, durch die Sparmaßnahmen der letzten Jahre wurden unverbindliche Übungen gestrichen. Sie führen sogar an welche, nämlich Kreatives Gestalten, Darstellendes Spiel und Gesunde Schule und ich denke mir, das sind drei Dinge, in deren Genuss alle Kinder kommen sollten. Das alles wird gestrichen und zwar an allen Schulen von Wien, wie diese unverbindlichen Übungen auch immer heißen mögen. Es sind viele, es sind viele verschiedene. Es war das, wo die Kinder auswählen konnten. Es war das, woran Kinder besonderen Spaß hatten, besondere Freude hatten und besonders viel gelernt haben. Ihre Absicht ist es offensichtlich, alle diese Zusatzangebote für die Kinder insgesamt zu streichen, und nur wer es sich privat leisten kann, kann das ja im eigenen privaten Bereich auch tatsächlich zukaufen. Wen trifft das? Es sind die Kinder einkommensschwacher Eltern. 

3. Punkt. Mein Vorwurf an Sie: Sie forcieren Auslese und Segregation. Wenn wir uns anschauen, wo bereits in den letzten zwei Jahren und wo auch noch im kommenden Jahr und im darauffolgenden Jahr im Besonderen gestrichen und gekürzt wurde und wird, so wissen wir alle: Es ist bei den Fördermaßnahmen, die für Kinder, die es ganz besonders brauchen, notwendig sind, weil entweder ihre Muttersprache nicht Deutsch ist und sie da eine besondere Fördermaßnahme brauchen oder weil es sich um Kinder handelt, die in irgendeiner Form - sei es geistig, körperlich oder psychisch - eine Behinderung aufweisen und diesbezüglich eine besondere Förderung brauchen oder weil es sich um Kinder handelt, die von ihren Eltern vernachlässigt werden. Überall dort, wo Kinder besondere Fördermaßnahmen brauchen, da streichen Sie. Da wird gekürzt, da wird gespart, da wird gestrichen. Ich halte diese Politik für unmenschlich und ich halte diese Politik für falsch! (Beifall bei den GRÜNEN und bei den GRen Karlheinz Hora, Heinz Vettermann und GRin Mag Sonja Wehsely.) 

Es ist so, dass sich meiner Meinung nach hinter dem Motto „Sparen“ ein wahrlich elitäres Ausleseverfahren verbirgt, und das ist im Grunde genommen alles, was ich jetzt genannt habe, nämlich die Einkommensschwachen derart zu benachteiligen und Auslesen bei Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache und bei Kindern mit Behinderungen vorzunehmen. Das ist Gesellschaftspolitik, die Sie da machen. Da genügt der Vorwurf des Kaputtsparens nicht mehr, das ist Gesellschaftspolitik, die ich ablehne.

Ein Letztes vielleicht noch, worauf ich hinweisen möchte: Es ist auch eine Politik gegen Frauen, die da gemacht wird. Denn was wir in der nahen Zukunft gebraucht hätten, das wären ganztägige Schulformen gewesen, ein Ausbau der ganztätigen Schulformen, vor allem mit verschränktem Unterricht. Auch da wird es sicher zu einer Stagnation des Ausbaus kommen, und ich denke, wir alle kennen viele Frauen, die damit konfrontiert sind, dass sie zwar noch einen ganztägigen Kindergartenplatz gefunden und bekommen haben und ihre Kinder gut untergebracht wussten, die aber dann plötzlich in der ersten Klasse Volksschule damit konfrontiert sind, dass die Schule zu Mittag aus ist. Die Hort- und Freizeitklubangebote sind nicht so befriedigend wie es eine Ganztagsschule wäre, die einen verschränkten Unterricht hat. Auch da sorgen Sie mittels Sparpolitik dafür, dass kein weiterer Ausbau stattfinden kann. 

Wien kann sich das nicht gefallen lassen. Ich weiß, Wien hat schon bisher in das Pflichtschulsystem durch Gemeinde Wien-Stunden eingegriffen und über das Ausmaß hinaus, das Wien eigentlich fördern müsste, gefördert. Aber an dieser Stelle ist es wichtig zu erwähnen: Wir werden mehr Gemeinde Wien-Stunden brauchen und Wien wird auch im Schulsystem, nicht nur im Wirtschaftssystem, sondern eben auch im Schulsystem investieren müssen. 

Fazit und Zusammenfassung: Die GRÜNEN lehnen diese Sparmaßnahmen bei der Schulpolitik ab, weil sie Innovation verhindert, weil das unsolidarisch ist, Segregation bedeutet, weil es die Einkommensschwachen benachteiligt und weil es die Frauen weiter benachteiligt. Von Wien wünschen wir uns mehr Investitionen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur allgemeinen Beratung des Rechnungsabschlusses für das Jahr 2002 liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanz- und Wirtschaftpolitik und Wiener Stadtwerke. 

Zum Wort gemeldet ist als erster Redner Herr Dipl Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem in der Generaldebatte eigentlich genau zu dieser Geschäftsgruppe schon sehr viel gesprochen wurde, werde ich es diesmal ausnehmend kurz machen und nur auf ein paar Punkte eingehen, zu denen ich vorhin nicht mehr gekommen bin. 

Beginnen wir mit den Wiener Stadtwerken und überlegen wir uns einmal gemeinsam: Was ist uns aus dem Jahr 2002 eigentlich in Erinnerung geblieben und was entnehmen wir dem Geschäftsbericht? Zwei entscheidende Punkte: Die Tariferhöhung bei den WIENER LINIEN, die wir als GRÜNE abgelehnt haben und die Sie trotz des blau-schwarzen Belastungspakets auch auf Kosten der Wiener und Wienerinnen durchgesetzt haben. Die zweite Geschichte: Auch die Wiener Stadtwerke sparen Personal ein. Es ist bedauerlich, dass es in diesen Bereichen zu mehr Belastungen für die Wiener Bevölkerung kommt und nicht zu weniger. 

Selbstverständlich könnte man jetzt wahrscheinlich stundenlang über die einzelne Sinnhaftigkeit der Beteiligungen der Wiener Stadtwerke Holding AG diskutieren, insbesondere im Rahmen der BMG, doch denke ich, dass es dazu geeignetere Zeitpunkte gibt als den Rechnungsabschluss, zum Beispiel einmal wirklich eine ausführliche Diskussion zu führen und nicht so, wie es das letzte Mal war. Es besteht ja die Möglichkeit im Unterausschuss, aber man sollte wirklich auch einmal eine ausführliche Diskussion darüber führen, was die Stadt Wien mit den Wiener Stadtwerken will und wohin sich das alles im Bereich der Daseinsvorsorge entwickeln soll. Da sollte man sich auch ausreichend Zeit nehmen, um auf die unterschiedliche Argumentation einzugehen. Soviel zu den Wiener Stadtwerken.

Bei den Finanzen hat sich in der Generaldebatte der Kollege Oxonitsch herausgestellt und wollte irgendwie belegen, wie sozial Wien ist, weil die eigenen Steuern und Abgaben in Wien zurückgehen während sie auf Bundesebene dramatisch angestiegen sind. Er hat mit der Darstellung auf Bundesebene Recht gehabt. Na klar hat es da eine Belastungslawine gegeben. Nicht Recht gehabt hat er mit dem Vergleich und nicht alles, was so klingt, ist ein Vergleich, denn wenn er sagt, dass 200 Millionen EUR weniger eingenommen wurden, dann muss man sich einmal überlegen warum? 

Erstens einmal - und das ist die eigentliche Tragik und die spiegelt sich selbstverständlich in den Rechnungsabschlüssen wider - gibt es bei der Kommunalsteuer de facto kaum eine Steigerung. Es gibt eine Steigerung gegenüber dem Budgetvoranschlag, aber die gibt es jedes Jahr, weil meines Erachtens die Gemeinde Wien ganz bewusst die Einnahmen aus der Kommunalsteuer um zumindest 30 Millionen EUR unterschätzt, um ein bissel ein Körberlgeld im Laufe des Jahres zu haben, um Sachen zu finanzieren. Aber das ist nichts Neues, das ist jedes Jahr so.

Tatsächlich steigt die Kommunalsteuer nicht und das ist mit Abstand die größte eigene Steuer, die Wien zur Verfügung hat. Das liegt eben daran, dass es in Wien keine Steigerung von Arbeitsplätzen gibt und in Wien nach wie vor eine hohe Arbeitslosigkeit ist. Wir werden sehen und ich hoffe, dass wir das im Bereich der Kommunalsteuer sehen werden, dass wir irgendwann einmal wieder Mehreinnahmen haben werden, weil Mehreinnahmen bei der Kommunalsteuer bedeuten, dass mehr Menschen in Wien Beschäftigung haben. Das ist etwas, was wir anstreben und da sollten wir uns nicht, wie der Kollege Oxonitsch, hinstellen und die Stadt Wien loben, dass wir weniger Steuereinnahmen haben. Also mehr Steuereinnahmen bei der Kommunalsteuer heißt mehr Arbeitsplätze. Vielleicht können das die Kollegen der sozialdemokratischen Fraktion dem Klubobmann der SPÖ auch tatsächlich mitteilen. So ähnlich verhält es sich auch bei der Dienstgeberabgabe. 

Bei den anderen Gebühren und Abgaben, die zum Teil auch erhöht wurden - und es wurden die Gebühren erhöht -, schlagen sich diese zum Teil deshalb nicht im Rechnungsabschluss so stark nieder, weil sich auch – und das zeigt auch die letzte Volkszählung – die Bevölkerungsstruktur in Wien verändert hat, weil sich die Bevölkerungsdynamik in ganz Österreich verändert hat und weil zum Beispiel gerade deshalb Wien aus dem Bundesanteil längerfristig weniger Finanzmittel zur Verfügung haben wird. Man sollte, wenn man Vergleiche macht, sich tatsächlich anschauen, welche Zahlen man miteinander vergleicht. 

Jetzt zu einem letzten Punkt, wo sich der Christian Oxonitsch herausgestellt hat und es, glaube ich, vier Mal wiederholt und gesagt hat: „47,2 Prozent mehr Mittel für modernste Wirtschaftsförderung.“ Die Frau StRin 
Rothauer hat es kurz angesprochen: Von den 132,5 Millionen EUR sind 66,2 Millionen EUR für die M & M max.mobil Geschäftszentrale. Überspitzt formuliert: Was ist denn der große Unterschied? Dieser Unterschied zieht sich durch die Wirtschaftspolitik in den vergangenen Jahren. Was ist denn der große Unterschied zu früher? Dass es eine Darlehensvergabe war, eine rückzahlbare Darlehensvergabe, wo jeder Mensch weiß, dass es ein großer Unterschied ist, ob man Direktinvestitionen fördert, Direktzuschüsse gibt, die eine ganz andere Hebelwirkung besitzen oder ob man Darlehen verteilt, die zurückgezahlt werden. Sich auf Grund dessen herauszustellen und zu loben und zu sagen, die Stadt Wien hat mehr ausgegeben, ist schlicht und einfach falsch! 

Die Stadt Wien nimmt in immer stärkerem Maße die Funktion einer Bank ein, die Darlehen zu günstigen Konditionen vergibt. Diese Darlehen werden dann früher oder später, hoffe ich zumindest, zurückgezahlt, wenn sie tatsächlich als Darlehen vergeben werden.

Und so ist es auch bei den höchsten Investitionsdarlehen, Sachkrediten et cetera, wie immer es genannt wird. Die Stadt Wien investierte 1,35 Milliarden EUR, um 7,7 Prozent mehr als 2001. Gut, es ist dasselbe wie beim Budgetvoranschlag. Ziehen wir zunächst, bevor wir diese Zahl 1,35 Milliarden EUR nehmen, tatsächlich einmal 126,4 Millionen EUR ab. Diese 126,4 Millionen EUR, das weiß der Finanzstadtrat, das weiß auch der zuständige Gruppenleiter, sind in diesem Budget doppelt drinnen. Das ist der Investitionskostenzuschuss an den Krankenanstaltenverbund, der bei der einen Budgetpost ausgeht und bei der anderen eingeht und noch einmal ausgeht und schon haben wir das gleiche Geld zwei Mal ausgegeben. Na super! 

Also das ist, glaube ich, ein Punkt, wo man irgendwann einmal diese Summe in der Darstellung nach außen bei den Investitionen nicht zumindest zwei Mal verrechnen sollte, sondern nur ein Mal, auch wenn es im Sinne der Maastricht-Kompatibilität als notwendig erscheint. 

Ähnliches gibt es auch, wie ein paar Mal gesagt worden ist, bei den „Direkten Investitionen“, die mit 254 Millionen EUR angegeben sind. Auch wenn man diese um den Bruttobetrag bereinigt und mit 2001 vergleicht, kommt letztendlich heraus, dass um 40 Millionen EUR weniger direkte Investitionen seitens der Stadt Wien ausgegeben wurden. Wie gesagt, dabei geht es ganz massiv um die Hebelwirkung. Ein Darlehen hat im Vergleich, was Wirtschaftsförderungsmaßnahmen betrifft, eine andere Hebelwirkung als ein Investitionskostenzuschuss.

Vielleicht noch ein Punkt, wo die Stadt Wien zwar im vergangenen Jahr etwas mehr Geld ausgegeben hat als noch 2001, aber in beiden Jahren natürlich weit hinter dem Voranschlagsentwurf geblieben ist, und das ist der U-Bahnbau, das wurde auch schon erwähnt. In diesen Bereichen ist man 2002 zum Beispiel um 70 Millionen EUR zurückgeblieben, das heißt um 1 Milliarde ATS Investitionsvolumen! Nur damit das klar ist, um welche Dimensionen es sich handelt. Wir alle sind den Euro bei weitem noch nicht so sehr gewohnt, dass einem, wenn man sagt „Nur 70 Millionen“, die Dimension gleich bewusst ist, dass das früher 1 Milliarde ATS war. Deshalb sage ich das gerne dazu. 2000 war es noch viel mehr. Man wird sehen, wie es damit jetzt 2003 weitergehen wird, ob da in diesen Bereichen die vorhandenen Budgets tatsächlich ausgeschöpft werden. 

Vielleicht noch ein vorletzter Punkt, der auch zeigt, wie wichtig es ist, dass man sich mit den ausgliederten Unternehmen tatsächlich verstärkt befasst, denn alleine von den Wiener Stadtwerken gingen - wenn man sich den Geschäftsbericht anschaut - rund 500 Millionen EUR Investitionen aus. Selbst wenn man die Doppelbereinigungen abzieht und alles andere gelten lässt, was die Stadt Wien in ihren Rechnungsabschluss hineinschreibt, so geben alleine die Wiener Stadtwerke an Investitionen die Hälfte von dem aus, was die Stadt Wien in Summe ausgibt! Da sollten wir, glaube ich, als Wiener Gemeinderat doch gemeinsam darüber entscheiden und die Sachen zumindest gemeinsam besprechen, weil ich schon glaube, dass wir im Gemeinderat durchaus in der Lage sind, positive Sachen gemeinsam zu evaluieren, um auf der anderen Seite vielleicht grobe Schnitzer zu verhindern.

Ein letzter Punkt noch zur Wissenschafts- und Technologieförderung, weil das immer wieder gesagt wird und nur allzu gerne in Vergessenheit gerät: Im Jahr 2001 wurde der Wissenschafts- und Technologiefonds gegründet und soll von den angeblichen Dividenden der AVZ-Stiftung gespeist werden. Wenn wir uns jetzt anschauen, wie viel Geld 2002 aus diesem Fonds investiert wurde, und es wurde wirklich versprochen, dass davon erhebliche Impulse für die Wiener Wissenschaft ausgehen werden, so ist es einfach, hier einen Rechenschaftsbericht abzulegen: 2002 hat der Wiener Wissenschafts- und Technologiefonds genau soviel in die Förderung der Forschung investiert wie 2001, nämlich genau Null EURO und das ist ausgesprochen traurig. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dkfm Dr Aichinger am Wort.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

In der Generaldebatte hatte man manchmal den Eindruck, wir reden wirklich von zwei verschiedenen Rechnungsabschlüssen, die uns vorliegen. Aber ich glaube, eine meiner VorrednerInnen, die Frau GRin Malyar, hat es, glaube ich, viel mehr auf den Punkt gebracht. Sie hat nämlich von dem halb leeren und dem halb vollen Glas gesprochen. Halb voller Rechnungsabschluss - auch das ist in der Generaldebatte sehr oft angeschnitten worden, dass ganz einfach viele Bereiche hier in diesem Rechnungsabschluss nicht mehr zum Tragen kommen, im Gegenteil, dass ein Großteil bereits heraußen ist. Er ist zwar im Umfang und in den Seiten sozusagen gleich stark wie in den letzten Jahren, aber wahrscheinlich eben – und sie hat es so gemeint – im Inhalt doch etwas dünner.

Der Rechnungsabschluss 2002 ist aber rein finanztechnisch eine Punktlandung gewesen. Man hat wirklich mit aller Kreativität versucht, hier hinzukommen. Diese Kreativität hat der Herr Finanzstadtrat in seinem Vorwort bereits selbst erwähnt, wenn er schreibt, dass dieser Rechnungsabschluss mit Umsicht und Kreativität zustande gekommen ist. 

Wenn man ihn sich ein bisschen genauer anschaut, dann muss man hier natürlich doch auch einige Positionen noch einmal unter die Lupe nehmen und zwar vor allem die Position der Rücklagenbildungen, der Rücklagenauflösung. Auch das ist ja heute hier schon einige Male angeschnitten worden. 

Wenn man sich den Stand der Rücklagen am Anfang des Jahres und am Ende des Jahres anschaut, dann muss man feststellen, dass es um 260 Millionen Euro-Rücklagen weniger sind. Das heißt, sie wurden heuer verbraucht, das heißt, sie sind heuer in den Rechnungsabschluss eingegangen und können nächstes Jahr nicht mehr verbraucht werden. Das ist eigentlich ein Abgang, weil hier bereits von den letzten Jahren etwas verbraucht wurde, was auf die Seite gelegt worden ist, das aber in zukünftigen Jahren nicht mehr verbraucht werden kann. 

Genauso ist es auch beim Schuldenabbau. Hier ist eine rhetorische Doppelverwendung. Auf der einen Seite haben wir keinen Schuldenabbau, weil Sie die 145 Millionen berechtigterweise - möchte ich dazu sagen - nicht zurückgezahlt haben, weil das derzeit ungünstig ist, und einer Rücklage zugeführt. Damit wurden die Rücklagen, wenn ich das herausrechne, eben um 400 Millionen EUR ganz einfach verkürzt. Wenn man sich das aber genauer anschaut, dann sieht man, dass es zu keiner Punktladung gekommen ist und dass diese verminderten Rücklagen in Zukunft eben ganz einfach weniger ausgenützt werden können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dieses Ergebnis dieses Rechnungsabschlusses ist natürlich auch dadurch erreicht worden, weil in den letzten Jahren - und das ist auch schon einige Male angeschnitten worden - die Gebühren massiv erhöht worden sind, in Summe um 224 Millionen EUR. 

Ganz eklatant und ganz offensichtlich ist das erste Beispiel: Am 1. Juli 2002 sind die Müllgebühren um 26 Prozent erhöht worden und so hat es bei der Müllbeseitigung ganz einfach keinen Abgang gegeben, sondern das hat eine kleine Überdeckung gebracht, obwohl diese Müllgebührenerhöhung erst ein halbes Jahr gewirkt hat. Man kann sich daher vorstellen, wie hoch das Körberlgeld im Jahr 2003 sein wird, wenn hier die Gebühren um zirka 30 Millionen EUR überhöht sein werden. 

Wir haben auch vor wenigen Tagen im Finanzausschuss eine Gebührenerhöhung bei den Tarifen der Wiener Feuerwehr für deren Leistungen beschlossen. Auch hier ist es eine sehr massive Erhöhung, die natürlich dann eingehen wird. 

Auch das ist heute schon bei einem Bereich angeschnitten worden, wo die ÖVP immer gesagt hat, der Gemeinderat sollte ein Mitspracherecht haben, und zwar bei den WIENER LINIEN, die ausgegliedert worden sind. Hier wurde ein öffentlicher Personennahverkehrsvertrag unterschrieben, in dem der Gemeinderat, die Gemeinde den WIENER LINIEN für 8 Jahre zirka 3,3 Milliarden EUR zugesichert hat. Die damalige Forderung der ÖVP, hier bei zukünftigen Gebührenerhöhungen, bei Tariffestsetzung mitreden zu können, wurde von der Mehrheitsfraktion abgelehnt. Es hatte daher nicht lange gedauert und wir hatten diese Gebührenerhöhung ganz einfach am Tisch. 

Die Stadt Wien hat aber auch vor allem zwei Cashcow, die das Geld sehr, sehr satt sprudeln lassen, und ich sage absichtlich im wahrsten Sinne des Wortes sprudeln lassen, weil ich vom Wasser spreche. Wenn man den Rechnungsabschluss und diese Position genau liest, dann gibt es bei der Wasserversorgung bei Einnahmen von 168 Millionen und Ausgaben von 92 Millionen sogar einen Überschuss, eine Überdeckung von 76 Millionen, rund 82 Prozent. Wenn man sich den Gebührenspiegel von 2003 anschaut, der beim Voranschlag vorgelegt worden ist, dann konnten wir dort von einer Überdeckung von 14 Prozent lesen. Auch hier, glaube ich, ist wieder Kreativität gefragt, wie man zu dieser Differenz kommt. Der Rechnungsabschluss weist, wie gesagt, eine wesentlich höhere Überdeckung aus als der Gebührenspiegel für 2003. 

Aber auch bei der Abwasserbeseitigung haben wir ebenfalls eine Überdeckung von sage und schreibe 23 Millionen EUR oder 16 Prozent. Auch hier Gebühren, die ganz einfach dem Steuerzahler im Sack liegen, die ganz einfach hier der Wiener Bevölkerung und den Wiener Betrieben sehr zu schaffen machen. 

Auf der anderen Seite - und das wird sicherlich in der Spezialdebatte bei vielen Beiträgen der Fall sein - gibt es einige Dinge, wo Geld ausgegeben wird, das nicht ganz einfach so leicht wegzustecken ist. Ich habe dazu ein Thema, das mich ja von meinem Beruf her natürlich interessiert. Ich möchte nur darauf hinweisen, wie viel Geld bei den Vienna Bikes versandet ist und verschwendet wurde. Ich glaube, dieses Projekt hat sich hier selbst gerichtet. Hier wurden 650 Millionen EUR sozusagen, nein 650 000 EUR, entschuldigen Sie, 650 000 EUR im wahrsten Sinne des Wortes in den Sand gesetzt oder in den Wienfluss geworfen, wo man diese Räder wieder herausziehen musste. (Beifall bei der ÖVP.)
Einen Dauerbrenner, wo auch nichts geschieht, haben wir natürlich immer wieder mit dem Punkt Wiener Bäder. Obwohl es ein Bäderkonzept gibt, ist hier nicht zu verhindern, dass der Abgang bei den Wiener Bädern sehr, sehr groß ist, obwohl das Wiener Bäderkonzept vielleicht einmal umgesetzt werden könnte und neue Ideen kommen sollten, dass hier ganz einfach gespart werden sollte.

Abschließend auch eine Sichtweise zur Wirtschaftsförderung, ein bisschen anders natürlich als von meinem Vorredner Dipl Ing Margulies. Sie haben - und das ist sehr oft erwähnt worden - 47,2 Prozent Steigerung der Wirtschaftsförderung. Viele kleinere und mittelständische Betriebe haben das in der Zeitung gelesen und sich gefragt: Wo ist diese Steigerung? Wenn man eben genauer hinschaut und wenn man das nachvollzieht, und das wurde ja bereits erwähnt, dann ist mehr als die Hälfte, nämlich 65 Millionen EUR, ganz einfach in ein einziges Projekt geflossen. Auch große Projekte sind wichtig. Hier wird T-Mobile ein Darlehen in zwei Tranchen von 128 Millionen EUR zur Verfügung gestellt und die allgemeine Wirtschaftsförderung für alle anderen Betriebe ist sogar leicht gesunken, und zwar um 7 Millionen EUR weniger als in den Vorjahren. Es wäre daher wünschenswert, wenn nicht sogar Verpflichtung der Stadt und eine Forderung, dass man ganz einfach den Klein- und Mittelbetrieben, die eine Wirtschaftsförderung in Anspruch nehmen, eine hohe Umwegrentabilität haben und hier dann ganz einfach auch Arbeitsplätze schaffen, auch eine 47prozentige Wirtschaftsförderungssteigerung zukommen lässt. Das, glaube ich, wäre für die Wiener Wirtschaft wesentlich von Vorteil, für die Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Vorteil und damit natürlich wieder für den Säckelwart von Wien, weil alle natürlich Steuern zahlen. - Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Die Freiheitliche Fraktion hätte sich ja eine andere, eine bisschen neue Art der Rechnungsabschlussdebatte hier gewünscht, eine Debatte, die etwas mehr in die Zukunft gerichtet ist. Eine Debatte zum Beispiel über das Budget des nächsten Jahres, das ja auf Beamtenebene gerade ausverhandelt wird. Eine Debatte über die Richtlinien, die Eckwerte für dieses Budget 2004. Oder auch eine Debatte über die mittelfristigen Perspektiven aller ausgegliederten Bereiche, der Fonds, der Betriebe, der Unternehmungen der Stadt. Es werden ja in diesem Konzern „Stadt der Zukunft“ in Zukunft alle diese Unternehmungen, GesmbHs, Betriebe und Fonds neben dem Magistrat zusammengefasst sein, und wir würden uns daher wünschen, dass man diese Rechnungsabschlussdebatte eben einerseits in die Zukunft ausrichtet und andererseits zu einer umfassenden kommunalpolitischen Strategiedebatte aufwertet. 

Wir legen daher diesen Vorschlag vor, diese Debatte umzugestalten, aufzuwerten in eine Strategiedebatte über die Zukunft dieses Konzerns Stadt, über die Ressourcenzuteilung in diesem Konzern, welcher Betrieb, welche Magistratsabteilung bekommt wie viel und welche Leistungen werden dann von diesen einzelnen Abteilungen und Betrieben erwartet. 

Wir wünschen uns auch, Herr Bürgermeister, ein Stabilitätsprogramm für diesen gesamten Konzern Stadt. Ein Stabilitätsprogramm, das zum Beispiel beim Bund selbstverständlich ist. Wir würden vorschlagen, dass dieses Stabilitätsprogramm in Wien fünf Jahre abdeckt, da in Wien eine Legislaturperiode ja fünf Jahre dauert und daher internationalen Gepflogenheiten entsprechend auch Finanzpläne, Stabilitätsprogramme diesen Zeitraum abdecken sollten. Wir könnten dann im Juni gemeinsam mit dem Rechnungsabschluss für das vergangene Jahr, der ja nicht mehr so interessant ist, auch dieses Stabilitätsprogramm für den gesamten Konzern Stadt diskutieren und beschließen und, Herr Vizebürgermeister, vielleicht können wir doch in eine sachliche, in eine fachliche Diskussion über diese Vorschläge eingehen. Wir ersuchen Sie, überdenken Sie das kategorische „Nein“. Im letzten Finanzausschuss hat Ihr „Nein“ einen zumindest kategorischen Eindruck gemacht. Überlegen wir uns doch gemeinsam mit allen Fraktionen, wie wir diese Debatte interessanter und vor allem auch für die Budgethoheit dieses Hauses wieder effizienter machen können. 

Es ist das leider von der Mehrheitsfraktion bisher abgelehnt worden, und wir haben daher heute wieder dieses Ritual, dieses alte Ritual der Budgetdebatte, der Rechnungsabschlussdebatte. Aber auch Rituale haben natürlich ihre Reize. Ich erinnere mich etwa noch ganz lebhaft an die Debatte über diesen Voranschlag 2002, die jetzt ja schon über eineinhalb Jahre zurückliegt. Ich kann mich sehr lebhaft daran erinnern und ich glaube, wir alle können uns daran erinnern, dass im Vorlauf zu dieser Budgetdebatte in diesem Haus ja sehr, sehr viele Märchen aufgetischt worden sind. Ich erinnere zum Beispiel, und davon ist heute Gott sei Dank keine Rede mehr gewesen, an die Sozialmilliarde im Budget. Damals ist im Vorfeld der Debatte behauptet worden, es gibt eine zusätzliche Sozialmilliarde für die Alten, für die Behinderten in dieser Stadt. Dieses Geld hat sich dann einfach als die Patientenbeiträge entpuppt. Das waren nur die Beiträge der Patienten, die diesen abgeknöpft werden und dann im Budget eingenommen und wieder über das Budget an die Spitäler, an den Krankenanstaltenverbund weiter überwiesen werden. Dieses Märchen ist damals nicht einmal mehr in der Budgetdebatte, nachdem es entkräftet worden ist, aufrecht erhalten worden. 

Aber manche andere Märchen, die uns damals aufgetischt worden sind, haben die zurückliegenden eineinhalb Jahre überlebt. Sie sind weiter entwickelt worden, wie das Märchen so an sich haben. Sie sind sogar noch ausgeschmückt worden. Märchen verändern sich ja auch ein bisschen im Lauf der Zeit. Eine solche Ausschmückung und Veränderung hat heute hier etwa wieder der Klubobmann der Mehrheitsfraktion, der Herr Klubobmann Oxonitsch, geliefert. 

Der Herr Klubobmann hat etwa gemeint, dass sich die anderen Fraktionen beim Lesen des Rechnungsabschlusses schwer tun. Er hat da alle Oppositionsfraktionen in ein Boot gesetzt und hat gemeint, alle können diesen Rechnungsabschluss nicht lesen. 

Aber man sollte bei der Beurteilung der Investitionen des Bundes - und genau das hat der Herr Klubobmann ja in seiner Rede sehr lang und ausführlich betrieben - wissen und in Betracht ziehen, dass auf Grund des neuen Maastrichter Systems der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die Bundesinvestitionen heute eben über die Asfinag, über die Bundesimmobiliengesellschaft, über die Schieneninfrastrukturgesellschaft und über die BB abgewickelt werden. Wir müssen daher natürlich, wenn wir das seriös beurteilen wollen, eine Gesamtbilanz ziehen. In dieser Gesamtbilanz sieht man, dass der Bund etwa vor 2 Jahren im Jahr 2000 2,1 Milliarden EUR investiert hat und dass es im Vorjahr, im Rezessionsjahr, 2,6 Milliarden EUR gewesen sind. Der Bund hat es also durch all diese Investitionen in diesen letzten 2 Jahren geschafft, antizyklische Politik zu betreiben. 2000 hatten wir ja eine Hochkonjunktur. (Heiterkeit bei GR Friedrich Strobl.)

Herr Kollege, wir hatten 2000 eine Hochkonjunktur mit 4 Prozent Wirtschaftswachstum und wir hatten im Vorjahr nur mehr 0,6, 0,7 Prozent Wirtschaftswachstum. Wir sind in den letzten beiden Jahren tatsächlich hart an die Rezession geraten. Wenn man beim Bund diese Gesamtbilanz zieht, dann sieht man eben, dass der Bund genau in diesen letzten beiden Jahren, wo die Wirtschaft im Abschwung war, seine Investitionen um 500 Millionen EUR ausweiten konnte. 

Es hat ja auch die Stadtregierung zumindest den Versuch unternommen, im Vorjahr einen solchen Akzent zu setzen. Es ist die Stadtregierung zu ihrer alljährlichen Februarklausur zusammengetreten und hat - und das ist auch interessant, dass das heute noch gar nicht erwähnt worden ist - dann auch ein solches Wiener Konjunkturpaket vorgelegt. Es ist schon interessant, warum in dieser Debatte heute eigentlich niemand dieses groß und breit angekündigte Wiener Konjunkturpaket erwähnt hat. Warum hat zum Beispiel unser Herr Finanzstadtrat heute in seinem Rechenschaftsbericht nicht auf Euro und Cent genau nachgewiesen, was aus diesem Wiener Konjunkturpaket tatsächlich geworden ist? Was ist aus dieser Konjunkturmilliarde geworden? 

Die Antwort ist naheliegend: Wenn man die Bilanz dieser Konjunkturmilliarde zieht, dann sieht man, dass sie eigentlich nicht in Vollzug umgesetzt werden konnte. Bei den Spitälern konnten die Investitionen überhaupt nicht ausgeweitet werden. Dort waren 130 Millionen EUR im Voranschlag. Im Jahresabschluss sind es genau diese 130 geworden. Auch im restlichen Magistrat - und da hat uns der Herr Klubobmann Oxonitsch heute auch wieder eine bisschen eine Lehrstunde über den Rechnungsabschluss gegeben und gemeint, wir alle täten uns schwer beim Lesen dieses Rechnungsabschlusses. Ich meine aber, dass der Herr Klubobmann selbst nicht nur die Pressedienste seiner eigenen Fraktion, seines eigenen Finanzstadtrats lesen sollte, sondern er sollte sich ganz einfach einmal selbst die Mühe machen und die Rechnungsabschlüsse der letzten Jahre selbst zur Hand zu nehmen und sie vergleichen. 

Wenn man genau das tut, dann sieht man ganz einfach, dass Wien vor 2 Jahren in der Hochkonjunktur noch 1,7 Milliarden EUR investiert hat und im Vorjahr, also mitten in der Rezession, waren es gerade noch 1,3 Milliarden. Also in diesen 2 Jahren, wo die Wirtschaft im Abschwung war, in der Konjunkturflaute, ist bei den städtischen Investitionen ein Minus von 400 Millionen und - auch das ist ja schon von meinen Vorrednern erwähnt worden - dieses Minus gab es leider auch bei der Wirtschaftsförderung. Auch das sollte man nicht nur bei den Pressediensten der Mehrheitsfraktion hinterfragen und einfach Vertrauen schenken. 

Wenn man selbst in den Rechnungsabschluss schaut, wenn man selbst genau in die Budgetansätze für die Strukturverbesserungsaktion, für die Unternehmensgründungsaktion, für die Nahversorgungsförderungsaktion schaut, also für jene Aktionen, die tatsächlich den Wiener Klein- und Mittelbetrieben zu Gute kommen, dann sieht man, dass bei diesen Wirtschaftsförderungsaktionen das Minus ebenfalls 10 Millionen EUR beträgt. Ich meine daher, man sollte diesen Rechnungsabschluss tatsächlich lesen, und dann sieht man, dass er eigentlich ganz klar nachweist, dass dieses Wiener Konjunkturpaket, das im Februar des Vorjahrs bei dieser berühmten Klausur der Stadtregierung mit so großem Pomp und Aufwand verkündet wurde, eigentlich gescheitert ist und hier diesem Gemeinderat nicht neuerlich wieder irgendwelche Märchen aufgetischt werden sollten. 

Aber eigentlich ist auch diese Frage der Investitionen, diese Frage der Märchen auch schon vor dieser Debatte wieder von einer ganz anderen Seite widerlegt worden, und zwar erst vor drei oder vier Wochen vom Herrn Bürgermeister höchstpersönlich. Der Herr Bürgermeister ist ja zugleich auch Präsident des Österreichischen Städtebundes. In dieser Funktion als unser Städtebundpräsident spricht er ja davon, wie schlecht die Finanzlage der Städte tatsächlich ist. Gerade am letzten Städtetag in Linz hat es genau diese Diskussion wieder gegeben. Da ist in dieser Resolution des Herrn Städtebundpräsidenten Häupl die Rede davon, dass die Inves-
titionen der Städte zurückgehen. Da ist in dieser offiziellen Resolution unseres Herrn Bürgermeisters wortwörtlich die Rede von einem dramatischen Rückgang der kommunalen Investitionen. Gleichzeitig aber erzählen uns der Wiener Finanzstadtrat und auch der Klubobmann dieser Mehrheitsfraktion hier immer wieder ihre Märchen, indem sie immer wieder behaupten, dass die kommunalen Investitionen tatsächlich steigen!

Herr Vizebürgermeister, Sie sollten daher am Städtetag nicht erzählen, dass die Investitionen dramatisch zurückgehen und Sie sollten uns nicht gleichzeitig hier immer wieder im halbjährlichen Abstand das Märchen auftischen, dass die Stadt als größte Kommune Österreichs ihre Investitionen ausweiten kann. Wer hat also Recht? Der Bürgermeister, der sagt, dass die kommunalen Investitionen sinken oder Sie, der Sie hier das Gegenteil behaupten? 

Herr Vizebürgermeister, Sie sollten sich daher vorher mit dem Herrn Bürgermeister auf ein gemeinsames Märchen einigen und Sie sollten uns hier in diesem Haus nicht immer wieder je nach Anlass ganz verschiedene Geschichten und Märchen auftischen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es haben diese Märchen so an sich, dass sie ganz klar zwischen Gut und Böse unterscheiden. Es soll dadurch dem Kind die Entscheidung für das Gute ein bisschen leichter gemacht werden. Als Abschreckung gibt es daher in jedem Märchen eine ganz böse Figur. Auch in dem Märchen des Herrn Stadtrats und des Herrn Klubobmanns Oxonitsch gibt es diese böse Figur. Diese böse Figur heißt bei Ihnen Serles und Bundesregierung. Die Bundesregierung ist böse und bekämpft das Gute im Märchen, nämlich die Wiener Stadtregierung. Es wird auch bei den Arbeitsmarktdaten immer wieder dieses Märchen von der bösen Regierung erzählt. Da wird erzählt, dass die Regierung die Mittel kürzt und so weiter. Aber, Herr Vizebürgermeister, wie sieht eigentlich der Beitrag der Stadt in diesem Bereich der Arbeitsmarktpolitik aus? Da sehen wir, dass auch in diesem Voranschlag, über den wir heute diskutieren, 14 Millionen EUR für Arbeitsmarktpolitik budgetiert waren, etwa für ein eigenes Lehrlingspaket der Stadt. Die alarmierenden Zahlen von den Lehrlingen, die Lehrstellen suchen, die im Herbst auf uns zukommen, sind heute erwähnt worden. Die Stadt hatte 14 Millionen EUR dafür budgetiert, 3 Millionen EUR wurden nur ausgegeben, also 3 von 14. 11 Millionen EUR für die Arbeitsmarktpolitik der Stadt sind dem Rotstift zum Opfer gefallen. 

Es sehen die Erfolge des WAFF genauso aus. Der Herr Vizebürgermeister hat auch den WAFF heute ganz besonders gelobt und verteidigt. Er hat auch einige einzelne Betriebsansiedlungen herausgegriffen und erwähnt. Aber, Herr Vizebürgermeister, auch da ist der Saldo entscheidend und der Saldo am Arbeitsmarkt ist eben auch im letzten Jahr wieder ganz deutlich negativ gewesen. Auch im letzten Jahr hat Wien per Saldo wieder 12 000 Arbeitsplätze verloren. 

Meine Damen und Herren, es ist interessant, dass Wien das einzige Bundesland ist, das mit diesem WAFF - auch das hat der Herr Vizebürgermeister heute erwähnt - über ein eigenes Instrument für die Arbeitsmarktpolitik verfügt. Es konnte aber genau dieser WAFF seit Jahren den Abstieg Wiens zum Schlusslicht am Arbeitsmarkt nicht verhindern. Daher muss diese Politik eigentlich seit Jahren als gescheitert betrachtet werden. Auch im längerfristigen Rückblick, meine Damen und Herren, sehen wir das. In den Sechziger und in den Siebziger Jahren belegte Wien, wie es einer Bundeshauptstadt, einer großen Stadt, zukommt, den Spitzenplatz in ganz Österreich. Im Jahr 1975 hatte Wien noch die niedrigste Arbeitslosenrate unter allen Bundesländern mit 1,2 Prozent. 1975 waren wir an der Spitze in der Arbeitsmarktpolitik und dann ging es bergab, Schlag auf Schlag. 1980 sind wir auf den dritten Platz zurückgefallen, 1981 auf den vierten Platz, 1982 auf den fünften Platz, 1988 auf den sechsten Platz, 1997 auf den siebenten Platz, 2001 auf den achten Platz und 2002, im Vorjahr, schließlich auf den neunten und letzten Platz. Wir waren jetzt erstmals im Gesamtjahresdurchschnitt bereits das Schlusslicht. Wir sind also zwischen 1975 und jetzt vom ersten auf den neunten Platz zurückgefallen. 

Herr Vizebürgermeister, ich meine, es ist daher schon aus diesem langfristigen Blickwinkel völlig unglaubwürdig, irgendeine Regierung für diese besonders schlechten Daten in Wien verantwortlich zu machen, denn Wien ist in den letzten 30 Jahren leider permanent zurückgefallen. Wien ist unter einer roten Alleinregierung, noch unter Kreisky, genauso zurückgefallen wie dann unter einer rot‑blauen Regierung. Wien ist in den Achtziger und Neunziger Jahren unter der alten rot‑schwarzen Regierung genauso zurückgefallen wie sie sich jetzt nach unten entwickelt unter dieser schwarz‑blauen Regierung. 

Herr Stadtrat, ich glaube schon, dass dieses Beispiel ganz illustrativ zeigt, dass vor allem bei den Arbeitsmarktdaten Ihr Märchen von der bösen Regierung völlig unglaubwürdig ist. Die derzeitige Schlusslichtposition Wiens muss daher bei uns hausgemacht sein. Sie sollten nicht die Schuld auf andere schieben. Dieses Schlusslichtposition muss hausgemacht sein durch eine falsche Wirtschaftspolitik in dieser Stadt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, die Regierung hat nach 30 Jahren sozialistischer Finanzminister keine leichte 
Aufgabe übernommen. Wir sind vor drei Jahren angetreten, das Budget wieder in Ordnung zu bringen und den Staatshaushalt zu sanieren. Wenn man nach dreieinhalb Jahren diese Zwischenbilanz zieht, dann sieht man, dass Österreich budgetpolitisch jetzt nicht an der Spitze, aber Gott sei Dank wieder im guten Mittelfeld der Europäischen Union angesiedelt ist. Wir können jetzt bereits die Früchte dieser Budgetsanierung ernten. Am 1. Jänner nächsten Jahres wird die erste kleine Etappe der Steuerreform in Kraft treten. Dadurch werden Einkommen bis zu 1 000 EUR im Monat steuerfrei gestellt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist die genaue Umsetzung einer wortwörtlichen freiheitlichen Forderung aus dem Wahlkampf. Auch im Betrieb belassene Gewinne - das ist ebenso eine uralte freiheitliche Forderung - werden ab 1. Jänner nur mehr mit dem halben Steuersatz besteuert. Am 1. Jänner 2005 wird dann die zweite und große Etappe dieser Steuerreform in Kraft treten, die jeden österreichischen Haushalt mit etwa 1 000 EUR pro Jahr entlasten wird. Diese Entlastung wird daher vom Entlastungsvolumen her die größte Steuerreform der Zweiten Republik sein. (GR Johann Driemer: Für wen?) Es kommen daher die Steuerzahler auch in den Genuss dieser Sanierungsdividende nach der erfolgreichen Budgetsanierung. 

Meine Damen und Herren, Sie von der Mehrheits-
fraktion halten uns immer wieder vor, dass es in dieser Budgetsanierungsphase auch harte Maßnahmen gegeben hat, dass natürlich auch harte Maßnahmen notwendig waren, um dieses Bundesbudget zu sanieren. Aber es wurde gleichzeitig immer das Märchen verbreitet, dass die Stadt ohne diese Maßnahmen auskommt, das Märchen nämlich, dass die Stadt bei der Budgetsanierung keine höheren Gebühren und Tarife braucht. Auch daran erinnere ich mich noch sehr lebhaft, an die Debatte über dieses Budget 2002 vor eineinhalb Jahren. Damals ist diese Behauptung noch sehr vollmundig erzählt worden. Damals, vor eineinhalb Jahren, hat wahrscheinlich die Mehrheitsfraktion in diesem Haus selbst noch an dieses Märchen geglaubt. 

Aber, meine Damen und Herren, es ist bereits vielfach in dieser Diskussion angeklungen, die Stadtregierung hat seit der letzten Wahl 14 neue Belastungen beschlossen. Daher zum Abschluss, meine Damen und Herren, zur Erinnerung, diese 14 Grauslichkeiten der Stadt: 

1. die Kürzung der Wohnbauförderung, Mietenerhöhung bei neuen Wohnungen,

2. die Einführung der Wiener Stromsteuer,

3. die Kürzungen bei Essen auf Rädern,

4. die Halbierung der Wiener Wirtschaftsförderung für die Klein- und Mittelbetriebe,

5. die Tariferhöhung bei den WIENER LINIEN,

6. die Schaffung einer Wiener Müllsteuer,

7. höhere Autoabschleppgebühren,

8. die Kindergartengebühren wurden auf bis zu 200 EUR im Monat erhöht,

9. die Verteuerung der städtischen Sportanlagen um 


20 Prozent,

10. die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags in den Wiener Spitälern,

11. die Erhöhung der Bädertarife,

12. höhere Gaspreise,

13. Erhöhung der städtischen Feuerwehrgebühren und

14. Verteuerungen und Strafverschärfungen bei der Gebrauchsabgabe.

Meine Damen und Herren, das war also das Märchen, das in diesem Haus bei der Debatte über dieses Budget 2002 noch ernsthaft vertreten wurde, dieses Märchen, dass die Stadt, natürlich wieder im Gegensatz zur bösen Bundesregierung, ganz ohne höhere Abgaben und Gebühren auskommt. Gerade dieses Märchen ist durch diesen Rechnungsabschluss so eindrucksvoll widerlegt worden. 14 neue Belastungen nur in den ersten beiden Jahren dieser neuen absoluten Mehrheit. 

Herr Stadtrat, wir haben jetzt schon die höchste Belastungsquote unter allen Bundesländern. Wien hat auch bei den Lebenshaltungskosten dadurch einen Sprung gemacht. Wir haben in den letzten Jahren einen deutlichen Sprung nach vorne gemacht international. Wir zählen bereits zu den teuersten Städten der Welt und können uns daher höhere Gebühren, Tarife in dieser Stadt nicht mehr leisten!

Herr Stadtrat, das Märchen von der bösen Bundesregierung, auf die Sie immer alles schieben, glaubt Ihnen in dieser Stadt keiner mehr. (GRin Rosemarie Polkorab: Das sind Tatsachen, bitte!) Wir fordern Sie daher auf, schieben Sie nicht immer die Schuld auf irgendwelche anderen, sondern handeln Sie in Ihrem eigenen Verantwortungsbereich, dort, wo Sie es können, dort, wo Sie zuständig sind, und beenden Sie diese unsoziale Belastungspolitik in Wien! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strobl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Auf Herrn DDr Schock ist wirklich Verlass. Ich habe mir einiges vorbereitet, aber ich habe gar nicht damit rechnen können, dass sie mir so viele Elfmeter auflegen, wie Sie das heute gemacht haben. 

Beginnen wir gleich beim letzten Punkt, nämlich den Belastungen. (GR Mag Helmut Kowarik: Jetzt kommt das Märchen von der bösen Regierung!) Wenn Sie sich erinnern können, haben wir, glaube ich, bei der Budgetdebatte oder bei der Rechnungsabschlussdebatte letztens eine ähnliche Auseinandersetzung gehabt. Ich habe Ihnen damals gesagt, ich trete gerne in diesem Wettbewerb mit Ihnen an. Die ersten Grauslichkeiten der Bundesregierung in der Legislaturperiode Schüssel eins (StR Johann Herzog: Der böse Wolf ist da!), die beschlossen wurden, waren glaube ich in etwa 33. Haben Sie sich eigentlich angeschaut, was in den vergangenen Wochen im Parlament diskutiert und beschlossen wurde? Haben Sie sich die Budgetbegleitgesetze genau angeschaut? Wahrscheinlich nicht! (GR Dr Herbert Madejski: Geh, bitte!) Weil sonst hätten Sie nicht die Unverfrorenheit gehabt, hier von einer Belastungswelle der Stadt Wien zu sprechen, wo Sie doch genau wissen müssten, dass im Bund von den beiden Regierungsparteien wesentlich mehr Belastungen beschlossen wurden. Das führt dazu, dass es für bestimmte Gruppen in unserer Bevölkerung, und zwar für jene, die weniger Einkommen haben, pro Jahr 1 000 EUR weniger Einkommen gibt. Das ist etwas, was im Bund beschlossen wurde. Darüber können wir uns sehr gerne unterhalten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich ganz kurz zum Rechnungsabschluss der Stadt Wien kommen. Wirtschaftsförderung plus 47,2 Prozent, 132,5 Millionen EUR, Investitionen direkt 1,35 Mil-liarden EUR, plus 7,7 Prozent, nachfragewirksame In-
vestitionen 3,26 Milliarden EUR, plus 4,4 Prozent, Tech-
nologieförderung 27,5 Millionen EUR, plus 14,5 Prozent, Schuldenstandreduzierung 145 Millionen EUR und so weiter und so fort. Jetzt stellen Sie sich einmal vor, der Herr Finanzminister Grasser wäre in der Lage, eine solche Bilanz vortragen zu können. Da würde wahrscheinlich eine Homepage gar nicht reichen, da würde es wahrscheinlich Fernsehspots geben, Werbespots im Fernsehen, dass er eine so tolle Bilanz präsentieren könnte. Bei uns ist das nicht notwendig. Wir sagen Ihnen hier die Zahlen. Wir sind uns vor allem sehr bewusst, und das zeigen auch die dementsprechenden Ergebnisse bei den letzten Wahlen, dass die Wiener Bevölkerung das auch honoriert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, schauen wir uns einmal den Vergleich mit der Bundesregierung an. Wenn Sie in Ihren Ausführungen die Bundesregierung zitieren, müssen Sie sich auch gefallen lassen, dass auch dementsprechende Zahlen genannt werden. Die Schulden der Bundesregierung bis 2004, so schaut die Prognose aus, betragen nach dem Bundesbudget, das jetzt beschlossen wurde, für 2003/2004 13 Milliarden EUR mehr. 1999 hatten wir einen Schuldenstand von 117,8 Milliarden, 2004 werden es 130,7 Milliarden sein. Die Steuereinnahmen betrugen 1999 48,7 Milliarden, 2004 werden es 57,6 Milliarden sein. Die Steuer- und Abgabenquote pendelt ständig zwischen 44 und 45 Prozent und Sie wissen, das ist die höchste in der Geschichte unserer Republik. Wo gab und gibt es Erhöhungen auf Bundesebene? Bei den Militärausgaben in der Größenordnung von 137 Millionen EUR, dabei sind die Abfangjäger noch nicht eingerechnet, und bei der Landwirtschaft mit 227 Millionen EUR. Wenn Sie hier von wirtschaftsfreundlicher Politik auf Bundesebene sprechen, dann kann ich Ihnen nur sagen, Sie verstehen von Wirtschaft herzlich wenig! 

Schauen wir uns aber die andere Seite an, nämlich was die Kürzungen betrifft. Wie stehen wir im Vergleich mit der Europäischen Union tatsächlich da? Beim Wirtschaftswachstum ist es so, dass die Prognose für 2004 zeigt, dass wir Schlusslicht innerhalb der Europäischen Union sein werden. Bei der Einkommensentwicklung ist es so, dass wir 2002 die letzte Stelle einnehmen. Der private Konsum geht zurück, hier gibt es kein Wachstum. Da hat es in den Jahren 1996 bis 1999 ein durchschnittliches Wachstum von 2,5 Prozent gegeben. In den letzten beiden Jahren hat es nur mehr ein so genanntes Wachstum von kaum einem Prozent gegeben. Die privaten Investitionen gehen zurück. Die Arbeitslosigkeit steigt stärker als in allen anderen EU‑Ländern und wir haben die niedrigste öffentliche Investitionsquote aller EU‑Staaten. Hier davon zu sprechen, dass die Bundesregierung sehr gut arbeitet und, wie Sie es im letzten Teil Ihrer Ausführungen, Herr DDr Schock, gebracht haben, dass jetzt das Budget oder die Arbeit des Herrn Finanzministers zu fruchten beginnt, ist schon eine sehr starke Chuzpe! Das hat mit Wirtschaftspolitik überhaupt nichts zu tun! Wenn hier von einer wirtschaftsfreundlichen Politik gesprochen wird, dann kann ich Ihnen sagen, da verwechseln Sie etwas. Es wird eine Politik für ein paar Freunde aus der Wirtschaft und keine wirtschaftsfreundliche Politik gemacht! So schaut es auf Bundesebene aus! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, kommen wir kurz zur Wirtschaftsförderung in Wien. Wenn Sie sagen, die Wirtschaftsförderung ist zurückgegangen, wenn es eine absolute Zahl von 132,5 Millionen EUR gibt, dann bleibt das Ihnen überlassen. Wenn Sie Rechenbeispiele anstellen, das eine ist Wirtschaftsförderung und das andere ist keine Wirtschaftsförderung, dann müssen wir uns vielleicht einmal darüber unterhalten, was denn Wirtschaftsförderung ist. Ist es keine Wirtschaftsförderung, wenn man in einen Standort 65 Millionen EUR investiert? Profitieren davon keine Klein- und Mittelbetriebe? Sie wissen ganz genau, dass das sehr wohl so ist, dass die Klein- und Mittelbetriebe diesbezüglich profitieren. Wenn wir uns die Investitionen, die die Stadt Wien vornimmt und die ich Ihnen schon vorher gesagt habe, anschauen und vergleichen - Sie haben es in Ihren Ausführungen gebracht, der Bund hat 2,4 Milliarden in den vergangenen Jahren investiert -, dann sage ich Ihnen heute wieder das Gleiche wie schon vor einem Jahr. Die Stadt Wien investiert in absoluten Zahlen mehr als der Bund, aber der Bund hat ein sechsfach höheres Budget zur Verfügung. (StR DDr Eduard Schock: Der Bund 2,4, Wien 1,3! Was ist höher?) Also das muss man sich schon sehr genau anschauen. Wenn Sie sich das anschauen, 2,4 Milliarden, und bei uns sind die nachfragewirksamen Investitionen 3,26 Milliarden, dann ist das sehr wohl ein Unterschied. (StR DDr Eduard Schock: Sie vergleichen Äpfel mit Birnen, Herr Kollege!) 
Ich darf Ihnen jetzt noch etwas sagen, weil Sie so laut zwischenrufen. Da habe ich einmal eine gute Bemerkung vom Herrn Abg Stummvoll im Nationalrat gehört, nämlich: "Je lauter Ihre Zwischenrufe sind, umso schwächer sind Ihre Argumente!" Das trifft auch auf Sie zu! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, noch ein Punkt, weil Sie auch den Herrn Klubobmann Oxonitsch angesprochen haben, dass er gesagt hat: "Die Oppositionsparteien können den Rechnungsabschluss nicht lesen." Ich habe mir sehr aufmerksam die Rede des Herrn Klubobmanns Kabas angehört und mir genauso die Frage gestellt, welches Exemplar des Rechnungsabschlusses der Herr Klubobmann Kabas zur Verfügung gehabt hat und welches wir zur Verfügung gehabt haben, weil der hat von ganz anderen Dingen gesprochen. (GR Gerhard Pfeiffer: Gibt es zwei?) Meines Wissens gibt es eben nicht zwei, Herr Kollege Pfeiffer, sondern es gibt ein Exemplar. Es ist also mit dem Lesen oder mit der Interpretation wahrscheinlich ein bisschen mit dem Herrn Klubobmann Kabas durchgegangen. 

Wenn Sie die Frage stellen, warum wir hier nicht eine Strategiedebatte führen - Sie haben das im Finanzausschuss schon gemacht - und das damit begründen, dass der Rechnungsabschluss nicht mehr so interessant ist, dann habe ich Verständnis dafür, dass er für die Opposition nicht so interessant ist, weil wenn Sie den Rechnungsabschluss objektiv kommentieren, dann müssen Sie feststellen, dass es ein hervorragender Rechnungsabschluss ist. Wenn Sie die Strategien für die Zukunft nachfragen, dann sage ich ihnen von dieser Stelle aus, die Strategien für die Zukunft bleiben die gleichen, nämlich dass wir sozialgerecht in die Bildung, in die Kultur, in unsere Jugend und in die Wirtschaft investieren und dabei gleichzeitig auch den Schuldenstand reduzieren. Ich glaube, die Strategie in den letzten Jahren war keine schlechte, und wir werden diesen Weg natürlich weiter gehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, um zum Schluss zu kommen, weil Sie auch das Wiener Konjunkturpaket beziehungsweise die kommunalen Investitionen angesprochen haben: Es gibt derzeit Gespräche oder es hat zum Teil schon Beschlüsse bezüglich des Finanzausgleichsgesetzes gegeben. Wenn man sich das anschaut, dann kommt hier - der Herr Vizebürgermeister hat in seinen Ausführungen schon darauf hingewiesen - ganz klar heraus, auf der einen Seite gibt es Erhöhungen, zusätzliche Einnahmen, diese zusätzlichen Einnahmen bleiben aber nur beim Herrn Finanzminister beziehungsweise bei der Bundesregierung, und auf der anderen Seite gibt es Kürzungen, die allerdings die Gemeinden treffen, und wenn es weniger Finanzmittel für die Gemeinden, für die Städte gibt, dann ist es doch wohl klar, dass es auch weniger Investitionen in die Zukunft gibt. Denn woher sollen die Gemeinden, die Städte das Geld noch nehmen, wenn zusätzliche Kürzungen auf sie zukommen.

Dazu sage ich Ihnen auch noch etwas, das ganz klar Ihr Verständnis von Wirtschaftspolitik zeigt. Ich habe diesbezüglich in der Wirtschaftskammer einen Antrag gestellt, dass sich alle Fraktionen dafür einsetzen, dass es zu dem nicht kommt, dass es weiterhin so ist, dass die Städte, die Gemeinden genügend finanzielle Mittel zur Verfügung haben, um die nötigen nachfragewirksamen Investitionen, vor allem für das Baunebengewerbe, durchführen zu können. Und siehe da, in der Diskussion haben fast alle gesagt, das ist richtig. Nur bei den Abstimmungen hat es dann leider so ausgeschaut, dass die freiheitliche Fraktion und auch die ÖVP‑Fraktion in der Wirtschaftskammer dies abgelehnt haben. Das ist Ihre Wirtschaftpolitik! Das ist die Politik, wo Sie behaupten, diese für Klein- und Mittelbetriebe zu machen! Aber so wie die Wählerinnen und Wähler in Wien die Vorgangsweise der Oppositionsparteien beziehungsweise der Regierungsparteien auf Bundesebene durchschaut haben, werden sie das auch in Zukunft in der Wirtschaftskammer machen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Pfeiffer. - Bitte. - Die Redezeit ist 20 Minuten, Herr Gemeinderat.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wieder einmal erlaube ich mir, anlässlich des Rechnungsabschlusses Ihre Aufmerksamkeit auf den Biotechnologiecluster Heiligenstadt zu richten. Und wieder einmal hoffe ich, nicht vor ganz tauben Ohren zu sprechen, wiewohl nunmehr fünf Jahre ins Land gezogen sind und ich schon den zweiten Wirtschafts- und Finanzstadtrat, Stadträtin zuerst und jetzt den Herrn VBgm Rieder erlebe. Obwohl es meine fünfte Rede zu diesem Gegenstand ist, muss ich konstatieren, seitens des Finanzressorts hat es bisher keinerlei wie immer geartete Unterstützung für diese doch sehr wichtige Frage gegeben. Dennoch werde ich nicht müde werden, Ihnen die Situation vor Augen zu führen. 

Unsere Stadt hat trotz der verlorenen Zeit - fünf Jahre - die Chance, als Bioregion Wien, ein globaler Player zu werden. Das ist gar nicht so ohne. Warum soll diese Chance genützt werden? Warum soll es diese Bioregion Wien geben? - Die Biotechnologie ist vermutlich die wichtigste und ertragreichste Zukunftstechnologie. Ich habe das alles schon einmal kurz erwähnt, möchte es aber jetzt noch einmal - noch kürzer - sagen. Die Fakten sind relativ klar, es soll aber doch die Rede zumindest in irgendeinem Zusammenhang stehen und nicht nur Schlagworte ausgetauscht werden. 

Die EDV, die Informationstechnologie, unterliegt heute schon einem reinen Verdrängungswettbewerb. Würden wir in der Stadt noch so viel investieren, so könnten wir gerade an diesem Verdrängungswettbewerb teilnehmen. Die großen Profiteure würden wir nicht werden. 

Die Nanotechnologie als zweite große Zukunftstechnologie ist eine solche, die noch sehr tief in den Kinderschuhen steckt und daher noch einer langen Grundlagenforschung bedarf. Sie wissen, Nanotechnologie ist jener Nanobereich, wo mit molekularen Maschinen gearbeitet werden soll, unter anderem auch in der Medizin.

Die Werkstofftechnologie als dritte wirklich große Zukunftstechnologie bedarf davor und danach jeweils großer Industrien, zuerst Grundstoffindustrien, welche die Vorläufer dieser Werkstoffe erarbeiten, dann kommt die Umwandlung und schließlich jene Industrien, die danach diese neuen Werkstoffe wiederum verarbeiten. Dafür ist Wien nicht der geeignete Standort. Dafür kommt eher das Ruhrgebiet oder dergleichen mehr in Frage. 

Es bleibt also von den vier großen Zukunftstechnologien für uns tatsächlich nur die Biotechnologie als jene, die eine Bioregion, eine ganz wichtige Standortinvestition, sinnvoll macht. Warum lebt diese Chance für eine solche Bioregion? Ich sage es trotz der nunmehr schon fünf verlorenen Jahren wieder dazu, wobei sie nicht ganz verloren sind. Ich werde gleich sagen, warum. Warum lebt diese Chance immer noch? 

Da ist zuerst einmal die historische Entwicklung von Wien als Standort, denke ich nur an die zwei Wiener medizinischen Schulen, an die Physik, an die Chemie. Die meisten unserer Nobelpreisträger seit der Jahrhundertwende kommen aus diesem Bereich. Diese Wissenschaft, in Wien angesiedelt, hat immer schon ein hohes Ansehen gehabt und hat auch dazugeführt, dass Firmen hierher gekommen sind oder sich hier etabliert haben. Ich denke nur an die Immuno, die einen guten weltweiten Ruf in dieser Biotechnologie für Wien begründet hat. Aus diesem Grund haben sich auch große, weltweit führende Unternehmen, wie zum Beispiel Baxter, wie zum Beispiel Boehringer Ingelheim, wie zum Beispiel Novartis, österreichische Betriebe gesucht, zum Teil aufgekauft oder sind hierher gesiedelt. Diese Betriebe haben dann die Biotechnologie in ihrem Sinne, für das große Unternehmen, weitergeführt. Biotechnologie Kundl zum Beispiel für Novartis oder eben die Immuno für Baxter, nur als Beispiele. 

Das Zweite, warum diese Bioregion immer noch eine Chance hat, hier verwirklicht zu werden und warum diese Chance verwirklich werden sollte, ist, dass wir durch Glück und Geschick eigentlich drei ganz wichtige Biotechnologien hier aufgebaut haben. Das eine ist das VBC, das Vienna Bio Center in der Bohrgasse, das auch weiterhin ausgebaut wird, das mit Hilfe der Universität Grundlagenforschung betreibt und das ein ganz wichtiger Standort werden wird. Es ist dankenswert - das muss man sagen -, dass die Gemeinde Wien hier massiv teilgenommen hat, um das zu entwickeln und mit Geld, mit Strukturen und dergleichen mehr auszubauen. 

Das Zweite ist die Verfahrenstechnologie. Das ist ein ganz wichtiger Punkt, denn in der Grundlagenforschung verdient man meist nicht sehr viel Geld. Da braucht man lang dazu, braucht viele Ideen, braucht vor allem auch Glück, um gerade die vernetzten, wissenschaftlichen Zusammenhänge zum richtigen Zeitpunkt - dieser Heurekaeffekt ist in der Grundlagenforschung ja bekannt - zu bekommen. In der Verfahrenstechnologie schaut es anders aus. Hier ist Ingenieurswissen, Wissen, wie diese Grundlagenforschungsergebnisse in industrielle Produktion umgesetzt werden, gefragt. Hier bedarf es entsprechender handwerklicher Fähigkeiten. Hier bedarf es - ich sage es noch einmal – Ingenieurswissen. Das geht bis hin zu großen Installationen, sowohl materieller Art, wie es zum Beispiel Bioreaktoren und dergleichen sind, aber auf der anderen Seite auch ideeller Art, wie es zum Beispiel große Programmpakete sind, die zur Steuerung solcher Produktionsvorgänge notwendig sind.

Dieser Teil, Verfahrenstechnologie, ist der, der Geld bringt. Grundlagenforschungsergebnisse können bald einmal einen Vater finden. Da ist ein Patent nicht so langlebig, dass diese Idee nicht vielleicht dann doch durch kleine Veränderungen wiederum verwendet werden kann. Bei der Verfahrenstechnologie setzt man ein Werk in die Welt, das dann irgendwo steht, und das kann nicht so schnell von jemand anderem als Eigentum beansprucht werden. Das ist eben eine ganz andere Geschichte. Hier fließt massiv Geld, hier sind auch massiv Arbeitsplätze vorhanden. Das ist der Grund, warum in dem Bereich der Universität für Bodenkultur als Nukleus ein Biotechnologiecluster für die Verfahrenstechnologie eine so besondere Chance hat. 

Wir haben noch ein drittes Standbein, das nicht jede Stadt in dieser Welt, die sich mit der Biotechnologie beschäftigt, hat. Wir haben nämlich das AKH, das mit all seinen Ressourcen, wieder zum Teil materieller Art, aber auch zum Teil ideeller Art, im Stande ist, die klinische Erprobung von diesen Dingen durchzuführen, die a) im VPC erfunden, b) im Biocluster Heiligenstadt - sollte er einmal sein - verfahrenstechnisch ausgebildet und c) in dem Bereich der klinischen Erprobung tatsächlich umgesetzt werden. Diese drei Standbeine machen die Chance Wiens für eine wirkliche globale Bioregion aus. 

Jetzt möchte ich sagen, warum gerade dieser Biocluster Heiligenstadt so notwendig und so sinnvoll ist:

Erstens - ich sage es noch einmal - ist die BoKu dort ein Nukleus. Das ist wichtig. Technologietransfer, Ausgründungen, die Professoren sind in der Nähe der Produktionsstätten, die Studenten detto. Hier ist ein reger Austausch vor Ort möglich.

Zweitens sind alle Verkehrsverbindungen, die notwendig sind, vorhanden. Schöner geht es nicht mehr. Nur ein Hubschrauberlandeplatz fehlt noch, aber den werden wir auch noch hinbekommen. Alles andere, was den Namen "Bahn" trägt, ist da, von Autobahn über S‑Bahn und U‑Bahn bis zu Eisenbahn ist dort vorhanden. 

Der Platz ist da, denn es sind in Summe ungefähr 20 000 Quadratmeter, die umgesetzt werden können, nämlich der alte Frachtenbahnhof Heiligenstadt.

Und es sind vor allem die personellen Ressourcen vorhanden, sowohl vom Skill her, wohnen die in Döbling und in der Brigittenau, die beide gleich weit davon entfernt sind. Sowohl von den Universitätsprofessoren begonnen bis zu Hilfsarbeitern ist die ganze personelle Notwendigkeit, die gegeben ist, hier vorhanden und das Angebot da. Sie wissen ganz genau, dass der Nordwesten Wiens von Arbeitsplätzen immer mehr entblößt worden ist, sie sind dort rar. Allein Döbling hat 22 000 Auspendler. Jeden Tag stehlen wir diesen Menschen, indem wir ihnen nicht Arbeitsplätze zur Verfügung stellen, Lebenszeit. Wir machen uns alle kommunalen Probleme durch Verkehrsprobleme. Wir machen uns wirtschaftliche Probleme, indem die Kaufkraft exportiert wird und dergleichen mehr. Heiligenstadt ist ein hervorragender Standort und wird hoffentlich sehr bald in dieser Art und Weise als solcher von unserer Stadtregierung erkannt werden, wobei das an sich lustigerweise schon geschehen ist. In der Regierungserklärung des Herrn Bürgermeisters steht es schon drinnen. Dort steht: "In der Muthgasse wird ein zweiter Biostandort gemacht werden." 

Zwei Jahre sind vergangen und nichts, aber wirklich nichts, ist seitens des Finanzressorts geschehen, damit da etwas weitergeht. Es gibt ein paar Ausreden dazu: Die ÖBB gäben die Gründe nicht her, mit der BoKu müsse man erst reden und alle diese Dinge mehr. Bitte, wie lange wollen wir noch warten, bis wir in dieser Art und Weise tätig werden? Ich frage Sie: Was fehlt? - Das ist ganz leicht zu sagen: Es fehlt der politische Wille, das voranzutreiben. Es fehlt noch etwas, es fehlt die Dynamik des wirtschaftlichen Drucks. Auch das ist erforderlich. (Beifall bei der ÖVP.)
Beides kann durch Gründung einer Entwicklungs- beziehungsweise Betreibergesellschaft gelöst werden, wobei hier sinnvoller Weise, um die wirtschaftliche Dynamik tatsächlich voranzutreiben, mehrheitlich eine private Beteiligung sein soll. Der Anstoß dazu muss aber jetzt endlich einmal durch die Stadtregierung kommen, denn wir als Wiener haben das höchste Interesse, dass in dieser Weise etwas weitergeht, dass nicht nur die Grundlagenforschung gemacht wird, sondern endlich die geldbringende Verfahrenstechnologie zur Anwendung kommen kann. Dazu brauchen wir nicht einmal Geld in die Hand zu nehmen, oder nur ganz wenig. Das ist das, was mich besonders ärgert, dass es eigentlich nur des Wollens bedarf, dass man hier etwas in die Tat umsetzt. 

"Was soll man tun?", hat mich die Frau StRin Ederer gefragt. - Ganz einfach: Setzen Sie sich doch einmal mit all den Interessenten in diesem Bereich an einen Tisch und fordern Sie sie auf, gemeinsam eine Idee zu verwirklichen und Geld auf den Tisch zu legen, damit eine Betreiber- und Errichtungsgesellschaft im ersten Jahr finanziert werden kann. Das sind keine großen Beträge, um die es geht. Es gibt genug Interessenten. Es gibt die ÖBB, die ihr großes Grundstück ordentlich verkaufen wollen. Es gibt die BoKu, die dieser Kern sein will, die diesen Technologietransfer haben will. Es gibt die Mediaprint, die dort bereits vorsorglich ein Grundstück gekauft hat. Es gibt dort private Grundstückseigentümer, die Interesse haben, diese Grundstücke, die sie haben, zu entwickeln und teuer zu verkaufen. Es gibt schon Biofirmen vor Ort, und zwar solche, die gewaltige Dinge machen. Es gibt Errichterfirmen und Banken, die einerseits das bauen beziehungsweise anderenfalls finanzieren wollen. Gründen Sie eine Errichter- und Betreibergesellschaft mit mehrheitlich privater Beteiligung! Es geht nur darum, endlich etwas zu tun. Die Zeit drängt, meine sehr geehrten Damen und Herren, und die Konkurrenz, weder in Berlin‑Brandenburg noch in München‑Martinsried schläft. 

Wien braucht Arbeitsplätze, und zwar vor allem auch im Produktionsbereich. Wir können uns nicht nur auf den quartären Sektor verlassen, wir müssen auch in der Produktion neue zukunftsträchtige und saubere Arbeitsplätze schaffen. Es ist alles dazu da, man muss nur wollen. 

So frage ich Sie, Herr Vizebürgermeister: Warum 


wollen Sie auf diesem Gebiet nicht etwas unternehmen? Warum unternehmen Sie nichts? Warum verstreicht wertvolle Zeit? Kein Wort über den Biocluster Heiligenstadt in Ihrer heutigen Erklärung, nur als Beispiel, kein einziges Wort darüber! Ich schaue nicht mehr länger zu, das sage ich Ihnen ganz klar und deutlich. 

Ich stelle daher heute folgenden Antrag: 

"Der Herr amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, den Magistrat mit der Ausarbeitung eines Gesellschaftsvertrages für eine Errichtungs- und Betreibergesellschaft Biocluster Heiligenstadt in Form einer Kapitalgesellschaft zu beauftragen." - (Beifall bei der ÖVP.) – "Diese Gesellschaft soll unter Einbeziehung privaten Kapitals und lokaler Interessenten die Errichtung und den Betrieb dieses Clusters dynamisch vorantreiben. Gleichzeitig ist Vorsorge für die erforderlichen finanziellen Mittel zu treffen."

Ich habe deswegen die Zuweisung beantragt, weil ich möchte, dass Sie sich damit positiv auseinander setzen. Bisher haben Sie auf meine fünf Reden nicht reagiert. Wenn Sie weiter untätig bleiben wollen, Herr Finanzstadtrat, dann müssen Sie die Ablehnung unseres Antrags wenigstens schriftlich begründen! Dann werden wir den Grund kennen, warum Wien die höchste Arbeitslosenrate hat und noch mehr Menschen erklären, dass fehlende Arbeitsplätze ein hausgemachtes Problem und die Angriffe auf den Bund eine leere Augenauswischerei sind!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie tun nicht uns etwas zu Leide, wenn Sie hier nichts weiter unternehmen. Sie schaden Wien und seinen Menschen, wenn Sie hier nichts unternehmen! Wenn Sie auf einem Justamentparteistandpunkt verbleiben, nur weil die Idee von einem Schwarzen kommt, schadet das - noch einmal - nicht uns, aber Ihnen und den Menschen unserer Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Stark. - Bitte schön.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ein Motor, ein Rückgrat der Wiener Wirtschaft sind die Klein- und Mittelbetriebe. Einer Statistik über Unternehmensgründungen im ersten Quartal 2003 kann man folgende interessante Daten entnehmen:

So ist die Anzahl der Unternehmensgründungen von 6 405 im ersten Quartal des Jahres 2000 auf 9 232 im ersten Quartal 2003 angestiegen, ein Plus von fast 45 Prozent. Diese Zahlen beziehen sich auf ganz Österreich. Für Wien habe ich leider keine Daten gefunden. Besonders interessant ist dabei, dass von diesen 9 232 Neugründungen nur 9,2 Prozent Kapitalgesellschaften, also überwiegend GesmbHs, 7,6 Prozent Personengesellschaften, also Kommanditgesellschaften, OHGs et cetera, betreffen, aber über 83 Prozent nicht protokollierte Einzelunternehmen, also Kleinbetriebe, sind. Auch wenn es sich bei diesen neu gegründeten Unternehmen oftmals um Einmannbetriebe handelt, darf nicht übersehen werden, dass - diese Zahlen betreffen jetzt Wien - die Anzahl der Arbeitgeberbetriebe, die ein bis 49 Beschäftigte haben, fast 98 Prozent beträgt und nur 2,3 Prozent der Wiener Betriebe mehr als 50 Beschäftigte haben. In absoluten Zahlen bedeutet dies, dass von 68 000 Arbeitgeberbetrieben 65 000 Be-triebe weniger als 50 Mitarbeiter haben. Oder ein anderes Beispiel: Betriebe bis zu 99 Mitarbeiter beschäftigen rund die Hälfte aller Arbeitnehmer Wiens. Betrachtet man die Leistung der Betriebe bis 99 Mitarbeiter, dann erarbeiten diese Betriebe mehr als die Hälfte des Bruttoproduktionswerts. 

Auf Grund dieser Beispiele müsste man annehmen, dass Wien und seine verantwortlichen Politiker alles tun, um die besten Voraussetzungen für diese Betriebe zu schaffen. Leider ist genau das Gegenteil der Fall. Das groß angekündigte Wiener Konjunkturpaket 2002 ist kläglich gescheitert. So sind die kommunalen Investitionen zur Ankurbelung der Wirtschaft im Rechnungsjahr 2002 gegenüber dem Jahr 2000 um 463 Mil-lionen EUR, das sind 25 Prozent, zurückgegangen. Aber auch die im Konjunkturpaket groß angekündigte Wirtschaftsförderung für Klein- und Mittelbetriebe ist von 62 Millionen EUR im Jahr 2000 auf 52 Millionen EUR im Jahr 2002 zurückgegangen. Für 2003 wurden lediglich 46 Millionen, also weitere 6 Millionen weniger, budgetiert. Generell wurde die Wirtschaftsförderung ab dem 1.1.2002, was die Zuteilung anbelangt, halbiert. Das, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ist bedauerlich. 

Aber nicht nur, dass Betrieben Förderungen aberkannt werden, werden diese noch zusätzlich belastet, was einen weiteren Standortnachteil bringt. So wird zum Beispiel die Gebrauchsabgabe ab dem 1. August 2003 erhöht. Weiters werden die Betriebskosten der Betriebe durch Gebührenerhöhung bei Müll um bis 26 Prozent erheblich mehr belastet. Viele Betriebe bezahlen ihren Mitarbeitern die Fahrtspesen für die täglichen Heimfahrten. Durch die massiven Tariferhöhungen bei den Wiener Linien um bis zu 25 Prozent ab dem 1. Juli 2002 erfolgt eine weitere zusätzliche Belastung der Betriebe für diese freiwilligen Leistungen. Neben diesen zusätzlichen neuen Belastungen war der Wirtschaftsstandort Wien aber ohnedies stark benachteiligt, und zwar durch die Gebrauchsabgabe, die auch den Strompreis für alle Konsumenten um 0,7 Cent pro Kilowattstunde erhöht, weiters durch die so genannte Dienstgeberabgabe, durch die Parkometerabgabe, durch die Gewinn bringenden Kanalgebühren, die Kanalsteuern und durch die Gewinn bringenden Wassergebühren, also die Wassersteuer. 

Zur Kanal- und Wassersteuer noch ein Vergleich: Die Einnahmen bei Wasser betrugen laut Rechnungsabschluss 2002 168 Millionen EUR, die Ausgaben 91 Mil-lionen EUR. Das ergibt einen Überschuss von 76 Mil-lionen EUR. Beim Kanal beträgt der Überschuss 24 Mil-lionen EUR. Das sind insgesamt 100 Millionen EUR. Ich darf erinnern, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass die Wirtschaftsförderung für die Klein- und Mittelbetriebe für das Jahr 2003 mit 46 Millionen EUR budgetiert ist. Der Überschuss aus Wasser und Kanal ist also mehr als doppelt so hoch wie die komplette Wirtschaftsförderung für die Klein- und Mittelbetriebe. 

Dass mehr für die Wiener Wirtschaft getan werden muss, sieht man auch aus diversen Statistiken den Arbeitsmarkt betreffend. Auch wenn durch diverse Um-schulungsoffensiven der Bundesregierung die Arbeitslosenzahlen durch in Schulung stehende Personen vermindert sind, liegt Wien in der Statistik äußerst schlecht. Zum Beispiel ist Wien bei den tatsächlichen Arbeitsplätzen im ersten Quartal 2003 das Schlusslicht unter allen Bundesländern. Nach Bereinigung um die umgeschulten Arbeitslosen hat die Bundeshauptstadt wieder 1,7 Pro-zent an Arbeitsplätzen verloren. Das ist eine enttäuschende Beschäftigungspolitik, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Um dem entgegenzuwirken, meine sehr geehrten Damen und Herren, sollte zum Beispiel für die Klein- und Mittelbetriebe ein besonderer Anreiz für die Lehrlingsausbildung geschaffen werden. Für die wirtschaftliche Zukunft eines Landes ist die Lehrlingsausbildung äußerst wichtig. Wir benötigen gut ausgebildete und motivierte Schüler für die Lehrlingsausbildung, danach als Facharbeiter und später eventuell als künftige Unternehmer. Wir benötigen aber auch hochmotivierte Unternehmer zur Ausbildung der Lehrlinge. Dazu benötigen wir ein entsprechend flexibles wirtschaftliches Umfeld für die Realisierung einer effizienten Ausbildung. Die laufend steigende Zahl von Jugendlichen, die Lehrstellen suchen, zeigt aber, dass die Voraussetzungen und der Anreiz zur Lehrlingsausbildung nicht gegeben sind. Dies liegt unter anderem an den Kosten. Die Wirtschaftskammer Salzburg hat errechnet, dass ein AHS‑Schüler jährlich mit 6 540 EUR - das sind etwa 90 000 S - von der öffentlichen Hand gesponsert wird, während ein Lehrling gerade 654 EUR wert ist. Wir haben zwar eine duale Ausbildung von Betrieb und Schule, aber leider eine singuläre Belastung der Kosten. Die trägt fast ausschließlich der Unternehmer. Eine große Hilfe für Klein- und Mittelbetrieb wäre, wenn neben dem steuerlichen Anreiz des Lehrlingsfreibetrags auch von Landesebene Unterstützung käme. Es müsste für den Wirtschaftsstandort Wien doch von besonderem Interesse sein, hier entsprechende Anreize zu setzen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Derzeit ist leider das Gegenteil der Fall. In Wien gibt es nämlich noch immer die Kommunalsteuer, die sich auch bei den Lehrlingskosten zu Buche schlägt. Ein erster Schritt zur Unterstützung der Klein- und Mittelbetriebe müsste sein, die Kommunalsteuer auf Lehrlingsentschädigungen und lehrlingsähnliche Ausbildungen ersatzlos zu streichen.

Ein besonders wichtiger Faktor auf der Aufwandseite für die Klein- und Mittelbetriebe sind die Energiekosten. Die Klein- und Mittelbetriebe, auch die privaten Haushalte, waren die letzte Gruppe der Strombezieher, die von der Liberalisierung des Strommarkts profitierten. Ich darf daran erinnern, dass nach dem Beitritt Österreichs zur EU der Strommarkt stufenweise geöffnet wurde und die Sonderkunden, also die Großabnehmer, sehr früh in den Genuss der Marktöffnung kamen, Haushalte und Gewerbetreibende jedoch zuletzt, und zwar im Oktober 2001. Da die Großkunden von WIENSTROM im wahrsten Sinne des Wortes um jeden Preis gehalten werden sollten, war die Strompreissenkung bei diesen Kunden am höchsten, angeblich bis zu 50 Prozent und sogar mehr. Dieses Preisdumping war in der Anfangsphase der Liberalisierung deshalb möglich, weil die Tarifkunden, also Haushalt und Gewerbe, noch nicht in diesen Genuss kamen und die Sonderkunden damit finanziert wurden. Im Zuge der Vollliberalisierung haben inländische und ausländische EVUs mit günstigen Tarifen neue Kunden in Wien geworben. Auch Wienstrom hat damals seinen Kunden teilweise mehrmals neue Angebote hinsichtlich Stromlieferungsverträgen geschickt. Generell waren die Vorteile dieser Angebote weit geringer als die der Sonderkunden. Sank bei den Sonderkunden der Strompreis - wie schon erwähnt - um bis zu 50 Prozent, erfolgte bei den Tarifkunden, bei den Klein- und Mittelbetrieben, nur eine geringere Verbilligung, und das auch nur bei einer mehrjährigen Bindung. So sank zum Beispiel der Strompreis bei einer Bindung von 2001 bis inklusive 2003 von 1,57 S auf 1,31 S. Das sind 26 Groschen, aber immerhin um 16 Prozent weniger. 

Aber zu diesen Preisen pro Kilowattstunde kamen dann diverse Zuschläge hinzu, unter anderem der sogenannte KWK‑Zuschlag in der Höhe von 10,22 Groschen. Als die Höhe dieses Zuschlags damals bekannt wurde - am Anfang wurde sogar von 12 Groschen gesprochen -, ging ein Aufschrei durch die Medien, dass Wien eine massive Strompreiserhöhung drohte. Man hat die Bevölkerung dann sofort beruhigt und erklärt, dass um diesen Betrag der Strompreis, genauer gesagt der Arbeitspreis, gesenkt werde und das Ganze letztendlich ein Nullsummenspiel wäre. Nun, so schön war es dann doch wieder nicht. Der Strompreis wurde nicht um 10,22 Groschen gesenkt, sondern nur um 6 Groschen, womit es durch diesen Zuschlag letztendlich zu einer Erhöhung von 4,22 Groschen kam. Noch mehr benachteiligt waren jedoch jene Stromkunden, die einen anderen Stromlieferanten als Wienstrom hatten. Diese mussten für den Strom tatsächlich um 10,22 Groschen mehr bezahlen. Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist standortschädlich für Wien. Erst durch eine bundeseinheitliche Regelung wurde der viel zu hohe KWK‑Zuschlag und der Zuschlag für erneuerbare Energie in Wien von insgesamt 10,94 Groschen auf 3,98 Groschen, also auf ein Drittel, gesenkt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Ähnliches droht bei den Gastarifen. Auch hier hat die Liberalisierung 2002 stattgefunden und der Regulator übt heftige Kritik an den Netztarifen für Gas. 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ich weiß, dass die Netztarife für Gas in Wien zu den niedrigsten in Österreich gehören. Das ist sicher auch von der Lage her geografisch bedingt. Aber, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, Pressemeldungen entnehme ich, dass der Energieregulator Boltz ab Oktober der EVN niedrigere Netztarife verordnen will und dies nicht nur der EVN, sondern allen weiteren 20 Netzbetreibern, also auch Wien. Bei den Gaskunden ist die Situation im Tarifbereich ähnlich wie bei den Stromkunden. In den Verträgen von Großkunden sind Preisgleitklauseln, die den Gaspreis ungeachtet der allgemeinen Tarifentwicklung gestalten. Haushalte und die Klein- und Mittelbetriebe unterliegen dem normalen Tarif und bezahlen für die Kilowattstunde Gas - das wird jetzt in Kilowatt, nicht mehr in Kubikmetern gerechnet - wesentlich mehr. 

Klein- und Mittelbetriebe sind aber derzeit noch zusätzlich benachteiligt. Im Erdgasabgabevergütungsgesetz sind in der derzeitigen Fassung die Klein- und Mittelbetriebe ausgenommen. Es gibt eine Expertise des Wirtschaftsförderungsfonds, die angeblich besagt, dass für Klein- und Mittelbetriebe diese Benachteiligung gering sein soll. Für die Klein- und Mittelbetriebe ist jegliche Entlastung wichtig. Wenn diese Vergütung wirklich so gering sein sollte, könnte sie zum Beispiel im Form von verminderten Heizkosten wieder vergütet werden.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, sehen wir die Maßnahmen des Bundes, die natürlich historisch durch Versäumnisse früherer Regierungen begründet, aber allen Bundesländern gleich auferlegt sind, als Chance für den Wirtschaftsstandort Wien, durch entsprechende Maßnahmen wie Abgabensenkungen, Förderungen et cetera die Unternehmen wieder nach Wien zurückzuholen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzendender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. - Bitte.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Herr Finanzstadtrat Rieder hat uns schon zum Thema der Jugendarbeitslosigkeit viel erzählt, was der WAFF alles tut, um gegenzusteuern. Auch vom Herrn Kollegen Stark haben wir jetzt einiges gehört, was zu tun wäre. Ich möchte das Problem auf der anderen Seite, am anderen Ende ansprechen, wo sehr wohl auch der WAFF gefordert ist. 

Ein Thema, das uns in Zukunft vehement beschäftigen wird, ist auf Grund der demografischen Entwicklung die Umstellung in der Arbeitswelt. Die Verlängerung der Lebenserwartung und der Rückgang der Geburtenzahlen wird vor allem bei der derzeit gedrosselten Zuwanderungsquote für die soziale und wirtschaftliche Entwicklung Österreichs und seiner Unternehmen nachfolgende Veränderungen bewirken, nämlich weniger Menschen im erwerbsfähigen Alter, Mitarbeiterinnen ab 45 werden die Mehrheit in der Belegschaft sein, immer weniger junge Arbeitskräfte, die Bevölkerungsgruppe 60 plus, 65 plus wird die stärkste Altersgruppe sein und der Bedarf an Dienstleistungen in den Bereichen Krankheit, Gesundheit, Pflege und Freizeitgestaltung wird sich vermehrt stellen. Die demografische Entwicklung ist daher für die Arbeitswelten in Europa eine Herausforderung. Die Gesellschaft und daher auch die Belegschaften in den Betrieben waren noch nie so alt wie jetzt, und zwar auf Grund der Personalreduktionen und der geringeren Einstellungsquote von jungen Arbeitskräften in den letzten Jahren. Es kommt also in den nächsten zehn bis fünfzehn Jahren zu gravierenden Änderungen in vielen Unternehmen. Leider sind viele Unternehmen heute noch nicht darauf vorbereitet. Die Politik hat ebenfalls noch kaum darauf reagiert. 

Diese Bundesregierung hat in ihrer dilettantischen Politik nicht bei den Stützen eines Hauses mit der Sanierung begonnen, sondern am Dach herumgebastelt, nämlich an der Pensionsreform. Dass diese Pensionsreform, egal wie armselig sie auch ausgefallen ist, eine starke Stütze in der Wirtschaft braucht, dürfte auch dem Dümmsten klar sein. Anstatt hier Maßnahmen zu treffen, die künftige Entwicklung einer älter werdenden Gesellschaft in der Arbeitswelt durch höhere Ausgaben für Bildung, Weiterbildung, Fortbildung, Forschung, Umstrukturierung, für altersgerechte Arbeitszeiten, Entwicklung betrieblicher Beratungsstrategien, Schwerpunkt der Prävention in der Gesundheitspolitik, Förderung von Ergonomie und Kreativität et cetera, zu stützen, als Ansporn für Firmen, sich positiv auf die Folgen des neuen arbeitsstrukturellen Wandels einstellen zu können, hat sie Maßnahmen getroffen, durch die Bundesregierung ihr Budget zu sanieren, um - sagen wir es einmal vereinfacht - es für Abfangjäger wieder auszugeben. 

Betriebliche Beschäftigungsprobleme und Benachteiligungen beginnen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bereits zwischen 45 und 50 Jahren laut einer Studie der Arbeiterkammer und des WAFF. Weltweit beginnt man sich auf Grund der demographischen Entwicklung mit dem Problem der älter werdenden Gesellschaft auseinander zu setzen. Die Arbeitnehmer werden immer älter. Das hinaufgesetzte Pensionsantrittsalter verstärkt das Problem. Allerdings verstärkt es bis jetzt allein die Arbeitslosenrate bei den 60‑Jährigen. Nach Aussage von vielen Unternehmen werden trotzdem die Facharbeiter knapp. Zwei Dinge, die sich anscheinend widersprechen.

Interessanterweise haben Ergebnisse einer altersgerechten Umstellung in den Firmen, die sich schon damit beschäftigt haben, eine phänomenale Verbesserung in den Produktionen ergeben. In Österreich haben sich einige große Firmen sehr wohl schon damit beschäftigt, wie die VÖEST Alpine bei der Schwerstarbeit oder sogar der KAV im Pflegebereich durch Stundenverkürzungen, wobei ich hoffe, dass das nicht auf Kosten des Personals geht. Eine japanische Firma hat zum Beispiel ihre Fließbandproduktion auf den Aufbau einer Arbeitszelle umgestellt, in einem Montageprozess vier Arbeitsprozesse zu vereinen. Das hat zu Arbeitsergebnissen geführt, die wesentlich besser waren als vorher, natürlich auch zu einem besseren Ergebnis im gesundheitlichen und psychischen Befinden der Arbeitnehmer.

Leider sind nach der Studie der Arbeiterkammer noch viel zu wenig Firmen mit der Umstellung ihrer Arbeitsstrukturen befasst. Vor allem kleinere Firmen lassen noch sehr wenig Flexibilität auf diesem Gebiet erkennen. Kürzlich habe ich zufällig in einer Nachrichtensendung gehört, dass das WIFI sich sehr wohl mit diesem Problem befasst und die Notwendigkeit massivst unterstreicht. Nach dessen Aussage müssen sich vor allem die Arbeitnehmer mit diesem Problem beschäftigen und angesprochen werden, denn interessanterweise oder vielleicht als Folge des jeweiligen Berufs interessieren sich die 45‑Jährigen nicht sehr für Fort- und Weiterbildung. Also muss auch hier das Bewusstsein anscheinend erst langsam darauf eingestellt werden. 

Was noch dazukommt, ist natürlich, dass leider bei den älteren Arbeitnehmern nicht gerade der Eindruck erweckt wird, dass man sie noch lange brauchen wird. Ich habe mir in der Zeitung vom letzten Wochenende die Inserate angeschaut, um sicherzugehen, ob sich etwas geändert hat. Es hat sich nicht viel geändert. 21‑ bis 29‑Jährige, 35‑ bis 45‑Jährige, ein Inserat war bis 55 und den Rest kann man anscheinend vergessen. Daher ist auch nach Meinung des WIFI in erster Linie ein Persönlichkeitstraining angesagt. Besonders Facharbeiter werden knapp, wenn nicht die älteren Arbeitnehmer mit ihren Erfahrungen und ihrem Know‑how in den Firmen gehalten werden und für Fort- und Weiterbildung, gerade bei älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, in den Betrieben gesorgt wird. Das WIFI stellt begleitende Maßnahmen für die Firmen und für die Beratungen zur Verfügung.

Die demografische Entwicklung wird immer mit einer Überalterung der Gesellschaft umschrieben. Das hat nicht gerade einen positiven Touch. Wer stellt sich schon gerne vor eine Gesellschaft, wo lauter alte Leute und wenig Junge unterwegs sind. Auch da ist noch einiges zu tun, einfach der Altersdiskriminierung entgegenzusteuern. Überalterung der Gesellschaft ist einfach ein Unwort, das nur Vorurteile und Ängste schürt. Dagegen hat die Politik leider noch nicht sehr viel unternommen. Es ist also dringend notwendig, dass auf dem Gebiet der Altersdiskriminierung in der Arbeitswelt Maßnahmen getroffen werden, und zwar zum Vorteil von Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen genauso wie für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. Daher ist auch der WAFF gefordert, auf diesem Gebiet verstärkt Zusammenarbeit mit den Betrieben zu forcieren. 

Da die alternde Gesellschaft ein europaweites Phänomen ist, wird auch bei einer Standortbestimmung von Betrieben die Sicherung von Humanressourcen - wie es so schön heißt - und die zwischenmenschliche Stabilität innerhalb der Belegschaft für viele Betriebe laut Industriellenvereinigung und Arbeiterkammer von strategischer Bedeutung sein. Hier ist die Politik gefordert, ein Klima für diese Umstellung innerhalb einer Gesellschaft zu schaffen.

Wir stellen daher den Antrag: 

"Der WAFF initiiert Maßnahmen in den Betrieben und in der Öffentlichkeit, um das Image der älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer positiv zu positionieren und unterstützt in den Betrieben begleitende Maßnahmen, damit ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Arbeitsprozess verbleiben können." 

Wir wünschen uns von der Stadt Wien, dass sie hier eine Vorreiterrolle auf dem Gebiet der Umstrukturierung in der Arbeitswelt übernimmt und für maßgebliche Unterstützung und Bewerbung derselben Vorsorge trägt. In diesem Sinn möge die Innovation Alter die Devise in einer neuen Gesellschaft sein und ihren Stellenwert bekommen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Fritz Strobl. Er hat noch sieben Minuten Redezeit. Ich erteile ihm das Wort.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ganz kurz zu den Ausführungen des Herrn Kollegen Stark: 

Zuerst zu den Kanalgebühren, weil er das angesprochen hat. Ich sehe ihn jetzt zwar leider nicht, aber trotzdem. Da gibt es einen Städtevergleich auf Basis eines Vierpersonenhaushalts bei einer 100-Quadratmeter-Wohnung mit einem WC und 150 Kubikmetern Wasserverbrauch. Dieser zeigt zum Beispiel, dass in Klagenfurt die Kosten 247 EUR sind und in Wien 198 EUR. Wir können also in diesem Wettbewerb ohne Zweifel bestens mithalten.

Das Zweite, warum ich mich eigentlich zu Wort gemeldet habe, ist die Rolle der Klein- und Mittelbetriebe, weil Sie das angesprochen haben. Ich gebe Ihnen in vielen Punkten, die Sie gesagt haben, natürlich Recht. Ich kann das unterstreichen, dass die Klein- und Mittelbetriebe der Motor der Wirtschaft, nicht nur in Wien, sondern in Österreich sind, auch die Zahlen, die Sie genannt haben, nämlich 2,3 Prozent der Wiener Betriebe, die mehr als 50 Mitarbeiter beschäftigen und somit alle anderen weniger. Nur ich ersuche Sie schon, dass Sie uns unterstützen, dass die Politik auf Bundesebene wiederum für diese Mehrheit der Betriebe gemacht wird, nämlich eine Wirtschaftspolitik nicht für die 2,3 Prozent, österreichweit gesehen sind es noch weniger, es sind zirka 1,5 Prozent im österreichweiten Vergleich, sondern eben für die über 98 Prozent der Klein- und Mittelbetriebe. Denn wenn man sich die Maßnahmen der Bundesregierung, die heute schon von Herrn DDr Schock gelobt wurden, anschaut, nämlich die nicht entnommenen Gewinne, stellt sich die Frage, wem das denn nützt. Haben Sie sich das schon einmal angeschaut? Wissen Sie das überhaupt? (GR DDr Eduard Schock: Nur kleinen Betrieben!)
Wir haben zum Beispiel 100 000 Betriebe in Österreich, das ist ein Drittel in etwa aller Unternehmen in Österreich, die Einnahmen‑Ausgaben‑Rechner sind. Die sind davon ausgeschlossen, haben keine Berechtigung, davon zu profitieren. Wir haben auch eine sehr hohe Anzahl von Kapitalgesellschaften. Diese kleinen GesmbHs sind auch nicht davon betroffen. Übrig bleiben Betriebe, die einen hohen Gewinn machen, und das ist nichts anderes als ein Ansparen für diese. Es wäre viel besser und viel gescheiter, wenn man zum Beispiel wieder einen Investitionsfreibetrag einführen und wenn man Investitionen mehr fördern würde. Und es gibt auch eine sehr hohe Anzahl in Wien, in etwa 25 bis 30 Prozent, die überhaupt keine Beschäftigten haben, das sind so genannte Einmann- oder Einfrauunternehmungen. Was hat man für die gemacht? Eine Lohnnebenkostensenkung. Wie profitieren sie davon? Überhaupt nicht, weil sie keine Beschäftigten haben. Warum führt man nicht zum Beispiel einen Risikokapitalfonds ein, damit es solche Betriebe in Zukunft leichter haben zu investieren und wenn sie investieren, dass sie bei den Banken auch dementsprechende Kredite mit dementsprechend günstigen Zinsen bekommen? 

Wenn Sie für die Klein- und Mittelbetriebe eintreten, dann unterstützen Sie uns bei diesen Forderungen an die Bundesregierung! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Vizebürgermeister hat das Wort.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Einen kurzen Augenblick hat mich der Herr GR Pfeiffer erschreckt, als er gemeint hat, er schaut nicht mehr länger zu. (GR Mag Helmut Kowarik: Genau! Da hat er alle geschreckt!) Da habe ich mir gedacht, jetzt wird er vielleicht zurücktreten. Also das will ich Ihnen ersparen, Herr Gemeinderat, aus diesem Anlass sicher nicht. (GR Gerhard Pfeiffer: Der Schreck würde ganz auf Gegenseitigkeit beruhen!) 
Ich kann Ihnen versichern, dass die Entwicklung des Technologieclusters in der Muthgasse erheblich weiter fortgeschritten ist, weit über das hinaus, was offensichtlich Ihr Stand ist. Mittlerweile haben die ÖBB die Grundstücke verkauft. Es gibt eine konkrete Ver-handlungsrunde mit Baxter und es hat auch ein Gespräch mit dem Rektor März gegeben, wo ich ihn ersucht habe, darauf hinzuwirken, ein klares und konkretes Finanzierungsangebot von seiner Seite auf den Tisch zu legen, sodass wir, wenn es möglich ist, alles gemeinsam in einem Atemzuge realisieren können und nicht nur die Frage des Baxter‑Standorts. 

Den Kollegen Stark möchte ich nur anschließend an das, was Fritz Strobl gesagt hat, daran erinnern, weil es um die Frage geht, was denn die Bundesregierung für die Klein- und Mittelbetriebe macht. Nun, ich nehme ein Beispiel aus vielen heraus, wo ich mir denke, dass man das auch anders hätte tun können. Es gibt die Rückvergütung der Energieabgabe an Wirtschaftsunternehmen, übrigens - Klammer auf - zu Lasten des öffentlichen Nahverkehrs, weil um diesen Betrag werden die Zuweisungen an die Gemeinden für den öffentlichen Nahverkehr gekürzt. Dieser Betrag steht aber nach der rechtlichen Konstruktion praktisch den Klein- und Mittelunternehmungen kaum offen. Es wäre daher, wenn man schon sozusagen die Frage der Rückvergütung auch unter dem Gesichtspunkt wirtschaftspolitischer Überlegungen angeht, eigentlich nahe liegender gewesen, das so zu fassen, dass auch Klein- und Mittelunternehmen darunter fallen. 

Etwas anderes: Sie haben von der Kommunalsteuer gesprochen. Die Kommunalsteuer ist eine Bundesabgabe und daher läge es in der Hand des Bundes, dem von Ihnen gewünschten Vorschlag zu folgen. Unser Interesse ist, dass das im Rahmen des Finanzausgleichs nicht auf den Rücken der Länder und Gemeinden ausgeht. Aber alles andere ist sozusagen Gestaltungsrecht des Bundes. 

Das gilt übrigens auch für die in einem anderen Zusammenhang, ich glaube von Dr Serles und auch von anderen, erwähnte Spitalsabgabe. Das ist eine bundesrechtliche Regelung. Das jetzt der Stadt Wien umzuhängen, ist sehr nett, sehr bequem, aber es trifft die Sache eigentlich nicht. 

Ähnliches gilt auch für die Frage der Regulierungen, die Sie angesprochen haben, was die Netzgebühren betrifft. Wir sind durchaus dafür, dass das klar geregelt wird. Allerdings liegt es beim Bundesminister Bartenstein. Er ist auch von der Landeshauptleutekonferenz, also auch von schwarzen und blauen Landeshauptleuten, aufgefordert worden, endlich das zu tun, was seine Verpflichtung ist, nämlich Richtlinien im Verordnungsweg zu erlassen, wie nun diese Netzgebühren zu definieren sind, weil die Vorgangsweise des engagierten Boltz ein bisschen den Charakter der Willkürlichkeit hat, ohne dass ich ihm das wirklich unterstellen will, aber so ist es halt einmal. 

Zu dem Thema, das Sie hier angesprochen haben, gehört es auch, dass man dazusagt, dass etwa die Kohlenabgabe, die neu eingeführt wird, sozusagen als reine Bundesabgabe konstruiert wird, während die Rückvergütungen, die ich erwähnt habe, auch bei der Kohlenabgabe vorgesehen sind und dort voll und ganz die Länder und Gemeinden treffen. Da ist sozusagen die Balance der Hilfestellung des Bundes in Frage, nicht nur gegenüber Wien, sondern den Ländern und Gemeinden gegenüber. Es ist daher nicht überraschend, dass die Stimmung im Gemeindebund und im Städtebund, was die Situation des Finanzministers betrifft, nicht gerade eine sehr freundliche ist. 

An die Adresse Margulies möchte ich nur sagen, der Stabilitätspakt ist ein Teil des Finanzausgleichs. Wenn man den Finanzausgleich nicht aushebeln und sagen will, wir können es uns als Bundesstaat leisten, mittendrin - sozusagen das Bild vom reißenden Fluss - die Pferde zu wechseln und plötzlich nach anderen Spielregelen vorzugehen - wobei ich mir denke, das käme dem Bund sehr gelegen -, dann kann man in diesem Bereich keine Änderung herbeiführen. Ich sage aus meiner Position wie auch der Position früherer Finanzstadträtinnen und Finanzstadträte, wir haben das Patentrezept nicht in der Neuverschuldung gesehen. Im Ge-
genteil, auch Rudi Edlinger und Gitti Ederer haben den Weg gesucht, den Schuldenstand möglichst abzubauen, weil über die Zinsbelastungen, die damit verbunden sind, der Spielraum, den man sich auf Dauer einhandelt, immer enger wird. Es gibt einen Vorschlag, auf Bundesebene zu sagen, Investitionen sind aus dem Stabilitätspakt herauszurechnen, wie das beispielsweise für die Hochwasserentschädigungen gemacht worden ist. Das gibt Sinn. Aber für den laufenden Betrieb ständig eine Neuverschuldung einzugehen, das halte ich nicht für wirklich sinnvoll. Ich möchte noch einmal unterstreichen, wir haben einen ausgeglichenen Haushalt, ob es jetzt den Oppositionspolitikern passt oder nicht. Ich erinnere, dass etwa die 366 Millionen EUR Tilgung dem entsprechen, was quasi die Fremdmittelaufnahme ist, nachzulesen auf Seite XIV. Das sind nicht frei erfundene oder zusätzliche Informationen, über die nur der Finanzstadtrat verfügt, sondern das steht alles in diesem hübschen roten Buch. 

Genau dasselbe gilt auch für die Frage der Rücklagen an die Adresse Aichinger. Das ist keine Entnahme, kein Verzehr der Rücklage, sondern, wie auf Seite 233 nachzulesen ist, eine Umbuchung. Dieser Teil der Rücklagen ist dem Unternehmen KAV als verfügbare Masse zugeführt worden, hat aber nicht bedeutet, dass das damit ausgegeben worden ist. Ich bitte, sich das im Detail anzuschauen. Es ist kein großes Geheimnis, das Einmaleins des Budgets genügt dazu. 

Wir sind hier alle Zeugen eines weiteren Versuchs der Opposition geworden, die immer wieder beschworene Wiener Belastungswelle plausibel zu machen. Es ist einmal mehr eigentlich nicht gelungen. Ich habe sehr aufmerksam zugehört. Ich habe mir gedacht, jetzt versuche ich mich in die Rolle des objektiven Beurteilers zu begeben. Selbst das Amalgam, das der Dr Serles und andere ihm nachfolgend hier zusammengestellt haben, nämlich zum Teil Gebühren, die es schon gibt, Gebühren, die erst beschlossen werden, eine Gebrauchsabgabe, die eigentlich nur denjenigen trifft, der illegal vorgeht, bundesrechtliche Belastungen sozusagen zusammenzuzählen, reicht nicht aus, um darzustellen, dass das wirklich eine dramatische Belastung ist, die etwa bei der Wirtschaft ins Gewicht fällt (GR Dr Wilfried Serles: Sagen Sie das den Stromkunden, den Gaskunden und den Mietern!), vor allem dann, wenn man sich überlegt, Herr Dr Serles, was Sie peinlicherweise vermieden haben aufzuzählen, was auf der Bundesebene an Belastungen alles geschehen ist. So gesehen denke ich mir, dass es durchaus ein ernstes Anliegen jeder Gebietskörperschaft sein muss, eine klare Maßnahme darin zu sehen, die Belastungen für die Bürger, auch dort wo es sich um Leistungen handelt, möglichst eng zu halten. Das kann aber nicht bedeuten, dass automatisch immer der Steuerzahler einspringen muss, denn vielfach handelt es sich um Leistungen. 

Ich möchte jetzt auf einen Punkt zu sprechen kommen, der sehr markant von der Frau StRin Rothauer formuliert worden ist. Ich möchte das zusammenfassen, damit wir einmal sehen, worum es da geht. Es ist Themenverfehlung, wenn man über Maßnahmen des Bundes spricht, aber nur dann, wenn man über Maßnahmen des Bundes spricht, welche die Bevölkerung belasten. Wenn man über Maßnahmen des Bundes spricht, die positiv sind, dann hat niemand von der ÖVP oder von den Freiheitlichen etwas daran gefunden, das hier breitzutreten. Aber wehe ein Mitglied der sozialdemokratischen Fraktion hat sich hingestellt und darauf hingewiesen, dass es Maßnahmen gibt, die die Bevölkerung belasten. Dann ist es laut Frau Oberschullehrerin Rothauer eine Themenverfehlung! Das kann doch nicht wahr sein! 

Ich möchte das einmal am Beispiel der Gebühren darstellen. Wenn wir uns in Wien jetzt ernsthaft damit auseinander setzen, ob diese oder jene Gebühr, ob ein Leistungsentgelt zu hoch ist oder nicht, dann ist es immer eine Frage, dass für eine Leistung ein Entgelt in Rechnung gestellt wird. Ich frage Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP und von der Freiheitlichen Partei, wo denn die Gegenleistung bei jenen Gebühren und Abgaben ist, die der Bund abhebt. Wo ist denn die Gegenleistung für die Energieabgabe, für die Gasabgabe, für die Kohlenabgabe, für die Mineralölsteuer? (GR Dr Matthias Tschirf: Wie ist das beim KWK‑Zuschlag?) Darüber kann man vielleicht noch diskutieren, weil sich dadurch punktuell eine Investitionsverpflichtung ergibt. Aber wo ist denn die Gegenleistung? Da wird einfach abkassiert! Wir diskutieren über Leistungen, die im Zuge aus verschiedenen Faktoren teurer geworden sind. Wenn jetzt von einer Überdenkung die Rede war, auch von einem Redner der Opposition, dann muss man darauf hinweisen, Sie haben dabei übersehen, dass es natürlich auch um die Abschreibung von Investitionen geht und dass sich daraus sozusagen eine Überdeckung ergeben kann. 

Um es nicht allzu lang zu machen, möchte ich noch einen Punkt ansprechen. Hilmar Kabas ist leider nicht da. Ich möchte ihn nicht hinter seinem Rücken pointiert angehen, aber es ist hier die These vertreten worden, dass sich der Klubobmann Kabas vielleicht in Besitz eines anders eingefärbten Rechnungsabschlusses befunden hat, denn manches, was er hier gesagt hat, hat nicht wirklich die Sache, wie sie hier dokumentiert ist, getroffen. Es gibt natürlich auch eine andere These, dass es ihm genauso gegangen ist, wie dem Parteivorsitzenden der Wiener Volkspartei, dem Staatssekretär Finz. Dem wurde nämlich eine Aussage in den Mund gelegt, die ich ihm einfach nicht zusinne. Das ist nämlich eine Aussendung des ÖVP‑Klubs gewesen, worin gestanden ist: "Die Stadtregierung macht Wien zur teuersten Stadt." Also das kann man einem ehemaligen Beamten des Rechnungshofs und Staatssekretär nicht wirklich zusagen. Das muss irgendein anderer Unglückswurm gewesen sein. Ich habe den Verdacht, meine sehr geehrten Damen und Herren von den Wiener Freiheitlichen, dass bei den Papieren zur Vorbereitung der Rede Ihres Klubobmanns irgendjemand ein Papier unterschoben hat, das in Wirklichkeit aus dem Klub der sozialdemokratischen Nationalratsabgeordneten stammt und eigentlich die Situation der Bundesregierung beschreibt. Wenn das anders der Fall ist, dann nehme ich das sofort wieder zurück, aber der Verdacht besteht bei mir, dass ihm hier etwas unterschoben worden ist, denn das kann nicht wahr sein. 

Jetzt gibt es den Ehrenrettungsversuch des Dr Serles zu sagen, es gibt auch Investitionen der Bundesregierung, die - das muss noch einmal, Herr DDr Schock, gesagt werden - weniger ausmachen als das, was die Stadt Wien mit ihren Unternehmungen gemeinsam, nämlich 2,44 Milliarden EUR im Jahr 2002, investiert hat. Aber was auf dem Gebiet der Steuerpolitik eigentlich zur Entlastung der Wirtschaft geschehen ist, von dem habe ich nichts gehört. (GR Dr Wilfried Serles: Steuerreform mit Wirksamkeit 2004!) 
Ein anderer Punkt vielleicht noch, nur um das ganz kurz zu machen: Ich glaube, Margulies war es, der davon gesprochen hat, es sei im gewohnt geringen Umfang in den U‑Bahnbau investiert worden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das habe ich nicht gesagt!) Haben Sie das nicht gesagt? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein!) Dann bin ich schon wieder beruhigt. Weil wenn man bedenkt, welche Bedeutung der U‑Bahnbau als Motor für die österreichische Wirtschaft hat, seit es den U‑Bahnbau in Wien gibt, dann wäre es schändlich, wenn man dem unterstellen würde, es sei der gewohnt geringe Umfang. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber 70 Millionen EUR weniger sind veranschlagt!)
Eine Bemerkung zur Beschäftigungspolitik: Ich will diese Diskussion nicht noch einmal vertiefen, gestatten Sie mir nur ein oder zwei Bemerkungen dazu. (GR Dr Wilfried Serles: Sie brauchen nur zu sagen, dass Sie uns einen Schmäh erzählt haben!) Die eine Bemerkung ist, weder ist die Wiener Wirtschaft exterritorial noch immun gegenüber dem, was die Bundesregierung tut. (GR Dr Matthias Tschirf: Warum ist die Arbeitslosigkeit bei uns höher als auf Bundesebene?) Ich kann Ihnen keine einzige Maßnahme nennen, die von Seiten der Bundesregierung spezifisch zu Gunsten der Wiener Wirtschaft gesetzt worden ist. Kommen Sie heraus und nennen Sie uns eine Maßnahme, wo die Bundesregierung gesagt hat, nachdem was Sie alles verkündet haben, geht es der Wiener Wirtschaft wirklich so schlecht, der Arbeitsmarkt ist furchtbar und wir ergreifen eine besondere spezifische Stützungsmaßnahme für Wien. Es gibt keine spezifische Maßnahme! Selbst wenn man über alles andere diskutiert, müsste man eigentlich laut Ihren Wortmeldungen annehmen, dass die Bundesregierung antreten würde und sagt, dass Wien das Rückgrat der österreichischen Wirtschaft, der Finanzsituation in Österreich ist (GR Dr Wilfried Serles: Wien war das Rückgrat!) und man spezifisch zur Unterstützung Wiens etwas unternimmt. Ich weiß nichts, was da geschehen sein sollte. Kommen Sie heraus und sagen Sie das in irgendeinem Beitrag!

Was wir in der Situation machen, weil davon die Rede war, ist, wir versuchen kreativ zu sein, auch in der Finanzpolitik. Ein Beispiel ist das Crossborderleaseergebnis. Heute Nacht findet das Closing statt. Wien wird mit diesem Zeitpunkt in New Yorker Zeitrechnung 28 Millionen Dollar, ist gleich 24 Millionen EUR, überwiesen bekommen, als Nettowertvorteil auch kein Fehler. Ich sage Ihnen, es liegt nicht an der Finanzpolitik der Stadt, um hier Investitionen vorzunehmen. 

Letzte Bemerkungen zu einem Thema, das mir wichtig ist: Es ist im Zusammenhang mit den Strukturreformen, die die Wirtschaftsunternehmen der Stadt betreffen, beklagt worden, dass damit die Opposition quasi ausgeschlossen wird. Ich muss noch einmal deutlich machen, das, wozu uns der Gemeinderat ermächtigt hat, betrifft nicht die Ausgliederung von Tätigkeiten, die derzeit im Rahmen der Stadtverwaltung ausgeübt werden und jetzt in eine Unternehmensform gestellt werden - dort könnte die Opposition sagen, sie spricht derzeit mit -, sondern wo wir derzeit durch die generelle Ermächtigung tätig sind, sind Strukturreformen bei Unternehmungen, wo sich jetzt schon die Opposition in ihren Rechten möglicherweise eingeschränkt fühlt. Wo wir es tun können, werden wir die Information selbstverständlich leisten. Wir haben einen ersten Schritt in diese Richtung getan, und ich denke, dass selbstverständlich die Kontrollrechte, wie sie durch das Kontrollamt oder durch den Rechnungshof ausgeübt werden, existieren. Jetzt so zu tun, als wenn die Opposition quasi in ihren Mitwirkungsrechten durch diese Ermächtigung des Gemeinderats demontiert wird, das geht am Thema vorbei. Wenn es zu Ausgliederungen kommt, wird das jeweils konkrete Beschlüsse des Gemeinderats mit sich bringen. Hier können wir dann generell diskutieren. 

Es ist in diesem Zusammenhang - damit komme ich schon zum Schluss - die Demokratiegefährdung bemüht worden. Ich glaube, es war der Klubobmann Chorherr, der das gesagt hat. Meiner Meinung nach kollidiert das, was eigentlich der Misstrauensantrag der Österreichischen Volkspartei gegen die Kollegin Mag Brauner bedeutet, viel mehr mit demokratischen Grundsätzen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Österreichischen Volkspartei (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unglaublich!), denn in Wirklichkeit bedeutet es, dass man den politisch Ressortverantwortlichen dafür verantwortlich macht, dass es eine gewerkschaftliche Demonstration gegeben hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Nein, das ist die Unwahrheit!) Denn ich kann mir nicht vorstellen, dass die Tatsache, dass jemand als Politiker dabei ist, bereits zu einem Misstrauensantrag führt, denn so gesehen würde das natürlich bedeuten, dass all diejenigen, die Sympathien für die Aktionen der Gewerkschaft empfunden haben, von Ihnen mit einem Misstrauensantrag bestraft werden. (GR Dr Matthias Tschirf: Dass die Feuerwehr instrumentalisiert wird, sollte gerade Ihnen, Herr Vizebürgermeister, als Jurist, ein Thema sein!) Das kann doch nicht sein, weil das würde zu einer österreichweiten Welle der Misstrauensanträge ausufern. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie sind viel zu klug, um nicht zu wissen, worum es uns geht!) Worum es geht und das soll man auf den Punkt bringen, ist, dass Sie eigentlich mit dem Misstrauensantrag ein Verhaltensmuster dokumentieren, das bedeutet, dass der Ressortverantwortliche eine derartige gewerkschaftliche Demonstration zu unterbinden gehabt hätte, obwohl es sich um die Teilnahme von nicht im Dienst befindlichen Mitarbeitern der Wiener Feuerwehr gehandelt hat, die Gewerkschaft für die Inanspruchnahme der Mittel aufgekommen ist und kein Schaden eingetreten ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unglaublich!) Im Klartext deckt sich das schon. Sie brauchen das gar nicht zu bestreiten. Das deckt sich mit den Verhaltens-
mustern einiger Mitglieder der Bundesregierung, die entsprechende Maßnahmen in diese Richtung gesetzt haben. (GR Dr Matthias Tschirf: Bleiben Sie bei der Wahrheit! Es geht um die Instrumentalisierung der Feuerwehr, die dazu da ist, Leben und Eigentum zu schützen!) Im Klartext heißt Ihr Misstrauensantrag die Untersagung des Streikrechts für öffentlich Bedienstete. Sagen Sie offen, dass das Ihr Ziel ist, weil alles andere ist durch eine Maßnahme des Misstrauensantrags nicht gedeckt! (GR Dr Matthias Tschirf: Wollen Sie haben, dass Polizeibeamte oder Bundesheerbedienstete so auftreten?) Wenn das Ihr Weg ist, Herr Klubobmann, zu sagen öffentlich Bedienstete können sich in Fragen der Pensionsreform, wo es um ihre eigene Zukunft und die Zukunft künftiger Generationen geht, nicht zur Wehr zu setzen, dann ist das eine massive Verletzungen demokratischer Grundrechte! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich angesichts der unglaublichen Fülle von Themen, die im Bereich Verkehr und Stadtplanung zu diskutieren wären, die 40 Minuten bei weitem nicht ausreichen ließen, auf einige wenige konzentrieren und möchte auch, wie bei meinem Generaldebattenbeitrag, vielleicht sogar auf Nachahmung hoffend, mit 20 Minuten auskommen.

Ich möchte auf ein Thema eingehen, das bei der Generaldebatte kurz besprochen wurde. Wie schaut es mit Prioritäten aus? Da war es durchaus interessant zu hören, dass es einen breiten Konsens gibt, den Zentralbahnhof in der Tat vorzuziehen. Das sage ich in Richtung Stadt, der ich in dem Bereich kaum einen Vorwurf machen kann. Das ist ein extrem wichtiges Projekt Richtung Erweiterung, Richtung innere Stadtentwicklung. Irgendwann wird man eine Frage beantworten müssen. Prioritär können nur einige Dinge sein, man kann nicht einen Riesenbereich machen und sagen, alles ist prioritär. Wir haben, meine Damen und Herren, kein Problem, die Frage zu beantworten, was rückgereiht werden muss oder rückgereiht werden kann. Ich wäre in einer gewissen Weise auch als Schicker entspannt, was eine gewisse Rückreihung betrifft, weil da fällt schon eines nach dem anderen um. 

Die sechste Donauquerung ist so ein Projekt, wo ich deswegen so gelassen bin, weil ohnehin alle Voraussetzungen derzeit erodieren, die eine rasche Umsetzung ermöglichen. Momentan orte ich von Seiten Niederösterreichs massiven Druck, diese - Anführungszeichen - innen gelegene Variante nicht zu forcieren. Einige Damen und Herren hier im Hause betreiben das auch. Ich sitze da erster Klasse fußfrei, halte das ganze Projekt für einen Käse, für nicht notwendig. 

Ich möchte nur ein Beispiel nennen, das mich ermutigt, meine Damen und Herren, viel grundsätzlicher und viel radikaler mit Verkehrsforderungen zu sein, wo man oft das Gefühl hat, dass Verkehrsplanungen mit einer gewissen Müdigkeit geschehen. Das wäre falsch zu sagen, aber es gibt eben Prognosen, die sich nicht über Bord werfen lassen.

Meine Damen und Herren, die zwei Streiktage haben eines gezeigt und mich enorm ermutigt. Verkehrsströme sind viel gestaltbarer als man es hätte annehmen können. Nehmen Sie die Dimension her. Dass am zweiten Streiktag kein einziges Öffi, Straßenbahn, U‑Bahn, Bus, Bahn, gefahren ist, heißt, die halbe motorisierte Kapazität ist ausgefallen. Wenn man das als Anschlag oder als ich weiß nicht was machen wollte, als unglaubliches Chaos, weil alles steht, so ist nichts in dem Ausmaß gestanden. (GR Gerhard Pfeiffer: Das heißt, wir brauchen keine Öffis? Oder was sonst?) Was will ich sagen? Menschen sind fähig, sich auf veränderte Situationen anzupassen. Und da zu sagen: Wo ist die Naturgesetzlichkeit? In dem Punkt danke ich aus vielen Gründen der Gewerkschaft, die uns das vorexerziert hat. Wo steht die Notwendigkeit der weiteren Zunahme des Autoverkehrs auf der Tangente? Nirgendwo steht die. (GR Gerhard Pfeiffer: Und der Öffis?) Wir haben ohnehin schon sechs Donauquerungen, Herr Kollege Pfeiffer. Die können und werden reichen. (GR Gerhard Pfeiffer: Nein!) Wir brauchen keine weitere. Noch einmal, ich sitze erste Reihe fußfrei. 

Momentan gab es einen richtigen Bericht der SUP - die ich nach wie vor in ihrer Gesamtheit für richtig und sinnvoll erachte -, die gesagt hat, die Außenliegende ist verheerend, bringt verkehrspolitisch nichts, ist siedlungspolitisch ein Nonsens. Jetzt hat sich Wien auf die Innenliegende konzentriert. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist gescheit!) Gescheit, okay! Die ASFINAG - wie ich von der ASFINAG höre - ist über diesen Bericht überhaupt nicht erfreut, Niederösterreich, der Kollege Pröll, schon gar nicht. Es wird auf Teufel komm raus gestritten, Innenliegende gegen Außenliegende. 

Ich habe das Gefühl und habe offen mit dem Kollegen Maresch diskutiert, die Bürgerinitiativen formieren sich dort jetzt. Das wird nicht einmal die nächste, sondern das wird die übernächste Bundesregierung entscheiden. 2012, 2013, 2014, da rege ich mich heute nicht wirklich auf. Streitet nur über die Trassen! Aber vielleicht halten wir fest, wo es über alle Verkehrsexperten, über alle politischen Kräfte hinweg einen Konsens gibt, nämlich dass der Zentralbahnhof vorgezogen wird.

Was soll man zurückstellen? Die sechste Donauquerung und die Lobauautobahn. Was soll man vorreihen, Herr Kollege Reiter? Den Zentralbahnhof. Das wäre doch ein Deal, von dem alle profitieren. Im Grunde genommen passiert die Rückreihung dessen ohnehin. Herr Kollege Parzer, Sie werden sich mit Ihrem Verkehrsverhalten einfach darauf einstellen müssen. Sie bekommen die U‑Bahn dort. Dann werden einige Damen und Herren vom Dienstwagen auf die U‑Bahn umsatteln und viel schneller sein. Ich garantiere Ihnen, ob die sechste Donauquerung kommt oder nicht, sogar aus etlichen Bereichen der Donaustadt bin ich mit dem Rad geschwinder im Rathaus als im Stau. Ich trete auch bei Temperaturen wie heute den Beweis an. (GR Gerhard Pfeiffer: Wenn wir noch die S80 ausbauen, gehen wir mit!)

Die S80 ist auch so ein Projekt, das rasch und mit wenig Geld realisiert werden kann. Wesentliches vorreihen, weniger Wesentliches rückreihen, und zwar insofern weniger Wesentliches, als das ohnehin zerredet und zerstritten wird. (GR Gerhard Pfeiffer: Herr Kollege Chorherr, und die B3d?)

Sie werden lachen, ich halte die B3d, wenn es darum geht, Erschließungsprojekte und Straßenprojekte nüchtern zu betrachten, sicherlich für ein vorrangigeres Projekt als eine sechste Donauquerung und insbesondere eine Lobauautobahn. Dass man auch im Straßenbaubereich im 22. Bezirk etwas tun muss, steht außer Streit, egal ob dieses Riesenprojekt, um das es hier geht, passt, wo ich mit zunehmender Gelassenheit dessen automatische Rückreihung sehe. Reihen wir das zurück! Reden wir über Fragen der B3d! Reden wir aber insbesondere über das, wo sich die Stadt Wien verpflichtet hat, nämlich die Öffi‑Maßnahmen vorzuziehen, insbesondere die Fragen der Straßenbahn in Transdanubien, aber auch andere.

Jetzt komme ich aber zu jenem Bereich, der uns allen in diesen Tagen wirklich Sorgen machen müsste, weil nicht nur Wien, sondern alle Städte vor den Entwicklungen, vor dem Fehlen der bisherigen Politik, kapitulieren müssen. In vielen Bereichen haben wir die CO2‑Emissionen, Stichwort "Treibhauseffekt" nicht in den Griff bekommen. Aber sagen wir es einmal so: Im Industriebereich gibt es effiziente Maßnahmen, im Bereich der erneuerbaren Energieträger passiert auch einiges. Wo wir eine Explosion haben, ist der Verkehrsbereich.

Da will ich ein Projekt ansprechen, das die Hauptproblematik der Stadt Wien aufgreift und gegensteuert. Das ist die Zersiedelung. Ich glaube, dass bei den Erkenntnissen, die wir aus den Strömen der Verkehrszählung gehabt haben, dass Wien jedes Jahr 8 000 Menschen ans schöne Umland verliert, an das Haus im Grünen, das alle suchen, wirklich ansetzen müssen. Alle fahren in Ermangelung von öffentlichem Verkehr mit dem Auto ins Umland. Im Umland haben wir einen Modalsplit von neun zu eins. Im Umland - stichwortanknüpfend bei der Frau Kollegin Cordon, demografische Entwicklung - gibt es schon Gebiete, wo ungefähr die Hälfte der Einfamilienhäuser von allein lebenden Menschen bewohnt ist. Stellen wir uns die Gesellschaft in 20, 30, 40 Jahren vor, die alternde Gesellschaft, wo in jedem dieser schönen Einfamilienhäuser, das für Kleinfamilien konzipiert ist, ein Single nach dem anderen wohnt. Da gilt es, ein Gegenprojekt zu entwickeln. 

Ich habe das vor zwei Wochen in einer Pressekonferenz vorgestellt. Ich freue mich über ein enormes Echo und möchte es hier noch einmal zur Diskussion stellen. Wien hat in seinem Herzen ein wunderbares, schönes, zentral gelegenes öffentlich erschlossenes Entwicklungsgebiet, das rechte Donauufer. Ich empfehle Ihnen, einmal am Wochenende mit dem Fahrrad nicht in die eine Richtung, die Donauinsel, sondern die andere Richtung zu fahren, das rechte Donauufer und nicht den schönen Blick auf die Donau zu richten, sondern auf den Handelskai. Ich will hier nicht irgendwelche Ausdrücke der unteren Körperhälfte verwenden. Damit mache ich mich nicht beliebt. Nennen wir es einmal so, ich nehme die obere Körperhälfte. Wien dreht der Donau seinen Rücken zu, um nicht einen anderen Körperteil anzusprechen. Wie ein Messer schneidet der Handelskai, die Bahn dort, den 22. Bezirk von der Donau ab. Wenn man es fotografiert und sich das dort vorstellt, würden wir dort einen Stadtteil entwickeln. Ich habe den 24. Bezirk genannt. Man macht das Fenster in der Früh auf, schaut auf die Donau hinaus, aus dem zweiten, vierten, achten oder zwölften Stock. Es ist ruhig. Die Kinder können hinuntergehen, schwimmen, skaten, laufen, alles. Einen riesigen Vorteil hätte dieses Projekt, denn selten verbessern Bauprojekte die Lebensqualität der jetzt schon Anrainenden. Eine Platte könnte man auf viele Bereiche legen, Herr Stadtrat, natürlich nicht auf alle Bereiche, natürlich nicht auf 20 Kilometer, aber auf viele Bereiche, wo es völlig unbenutzte Bahnhofsareale gibt, wo am schönsten Bauplatz Wiens Riesenkabeltrommeln vor sich hingammeln, die Ratten hin- und herlaufen und der eigentlich unbekannt ist, wo auf 40, 80, 100 Metern derzeit eine Unstadt steht. Durch eine Überplattung könnte Ruhe für die Anrainer, die jetzt schon dort befindliche Bevölkerung, passieren. Weiters ist es eine Möglichkeit, für die Menschen aus dem 2. und 22. Bezirk, sich Richtung Donau, Richtung rechtes Donauufer, zu bewegen. 

Da kann einem viel einfallen, wie dieses rechte Donauufer aussehen könnte. Ich glaube, am Wolfgangsee gibt es das, wo ein großer Swimmingpool im See ist. Stellen wir uns dieses rechte Donauufer vor, wo etwas aus Schiffen gemacht werden kann, wo ein eigener großer Stadtteil entstehen kann, der einen zentralen Vorteil hat. Von diesem Stadtteil bin ich mit dem Fahrrad in 15 Minuten im Zentrum. Ich habe dort drei U‑Bahnlinien, U1, U2, U6. Ich habe die Donauuferautobahn, die öffentlich erschlossen ist. Würde man so mutig sein wie in Karlsruhe, könnte man Straßenbahnen auf der Bahntrasse schicken, die ins Zentrum angebunden sind. Ich könnte dort einen wirklichen Gegenentwurf zur Zersiedelung starten. Das, was die Menschen im Umland suchen, Ruhe, Grün, verbunden mit urbanem Leben, mit öffentlicher Erschließbarkeit, wäre ein großer Wurf. Und das, was der Stadtentwicklung fehlt, ist ein großer Wurf! Die Donauinsel war so etwas. Lassen Sie mich das noch einmal sagen, weil vor allem aus dem Rathaus kam: Finanzierung, Finanzierung, Finanzierung. 

Da will ich Ihnen eine Geschichte über die Donauinsel erzählen, die vor unserer politischen Zeit beschlossen wurde. Es gab zum - Anführungszeichen - teuren Projekt, das jetzt realisiert wurde, wo alle wissen, was die Donauinsel heißt, ein viel billigeres Projekt, weil es heute immer heißt, Wirtschaftlichkeit vor allem. Das billige Projekt wurde vom Bund in den Sechziger Jahren vorgeschlagen und hat geheißen, links und rechts, also rechts und flussabwärts links vom Inundationsgebiet, vom Überschwemmungsgebiet, wie es damals geheißen hat, eine zwei Meter hohe Wand zu machen. Das wäre wirtschaftlicher. Das wäre billiger gewesen. Das teurere Projekt wurde aus Lebensqualitätsgründen umgesetzt. Wer kann sich heute vorstellen, dass es nicht die Donauinsel gibt, sondern rechts und links Spundwände auf 20 Kilometer, die das Hochwasser abhalten und den Zweck vielleicht genauso erfüllt hätten. Was will ich damit sagen? Es gab eine Zeit, wo Fragen der Lebensqualität, Fragen was besser für Wien ist, mutiger entschieden wurden und nicht nur nach Fragen der Wirtschaftlichkeit. Ich stelle mir vor, dass wir heute die Donauinsel diskutieren würden. Es ginge darum, zwei Drittel zu verbauen, ein Drittel unbebaut zu lassen. Und weil wir die Grünen sind, sagen wir, nicht zwei Drittel verbauen, bitte nur die Hälfte verbauen. Stellen Sie sich aus heutigen Wirtschaftlichkeitsüberlegungen heraus ein riesiges Grünareal auf über 20 Kilometern völlig unverbaut vor. So etwas von unwirtschaftlich! Das ist ja ungeheuerlich! Man hat es trotzdem gemacht. Und das vermisse ich. 

Jetzt kommt dieser Vorschlag und ausschließlich wird gefragt, wie wir das finanzieren wollen. Wie hat die Porr die Porrplatte finanziert, wo der Herr GenDior Pöchhacker sagt, das sei das richtige Projekt am falschen Platz. Man kann aber davon lernen. Am linken Donauufer, die Seidlerbauten, sind auch so ein Projekt. Ich stelle mir vor, dass dieser 24. Bezirk - Achtung Metapher, damit ist nicht gemeint, dass man einen Bezirksvorsteher nimmt - einen hochwertigen, qualitätsorientierten Stadtteil am rechten Donauufer entwickelt. Barcelona hatte den Mut zu einem großen Wurf. Im Windschatten der Olympischen Spiele hat es sich dem Meer geöffnet. Wir haben jetzt gesehen, Hamburg macht einen Wurf. Und Wien unterschätzt die Qualitäten des Wassers. Dort können wir schöne Brücken für Fußgänger und Radfahrer machen. Das kann ein tolles urbanes Gebiet werden, das Urbanität, das Lebensqualität mit Freiraum verbindet. Wir werden dranbleiben. 

Es hat sehr großes Echo von Bauträgern, sehr großes Echo von Architekten, von Stadtplanern gegeben. Ich freue mich, dass drei Universitäten, die TU Wien, die BoKu und auch die Uni Bratislava - was mich besonders freut - jetzt einmal vom Städtebaulichen her das entwickeln, nicht zuerst ein Scheibchen hernehmen und das gleich verbauen, sondern einmal städtebaulich diskutieren, was dieser Grünraum war. Da kann man auch an die Erfahrungen vom Donauwettbewerb Anfang der Achtziger Jahre anknüpfen. 

Ich glaube, dass so ein Großprojekt sinnvoll wäre und ich glaube nicht, dass es irgendeine Kraft in diesem Haus gäbe, die sich dem verschließen könnte, vor allem deswegen, weil wir eine Antwort auf die Zersiedelung finden müssen. Ich werde mir erlauben, öfter zu diesem Projekt Stellung zu nehmen, weil es mir ein besonders wichtiges ist.

Ganz kurz möchte ich noch, weil mich auch ein Gemeinderat der Sozialdemokratie heute darauf angesprochen hat, zum Projekt Brauerei im 23. Bezirk etwas sagen. Da rächt sich jetzt eines. Da rächt sich, nicht entsprechende Bürgerinformation vorgenommen zu haben. Leider. Dort gibt es eine Reihe von Bürgerinitiativen. Man hätte sich dort viel ersparen können, wenn man frühzeitiger informiert hätte. Wir halten das noch immer, trotz Fehler, die passiert sind, für ein gutes, entwicklungsfähiges Projekt und sagen eines noch einmal dazu. Ich habe es dem Herrn Stadtrat schon gesagt. Wer den Liesinger Platz kennt, der weiß, dass nur jetzt mit diesem Milliardenprojekt die Chance des Umbaus der Liesinger Brauerei und auch dieses Unplatzes besteht. Man gehe einmal über den Liesinger Platz und stelle sich vor, das ist das Bezirkszentrum. Ich beschreibe es jetzt nicht, aber alle werden mir Recht geben. Dort soll eigentlich etwas passieren. Wann, wenn nicht jetzt, wird das saniert? Ich habe das schon angeregt. Das ist gar nichts Geheimnisvolles. Wenn es uns gelingt, genauso wie bei KDAG einen Gemeinderatsbeschluss vorzubereiten und der Gemeinderat beauftragt die verschiedenen Dienststellen, stellt aber auch die bauträgerbegleitenden Maßnahmen, insbesondere die Finanzierung für den Platz und einige andere begleitende Dinge sicher, dann können wir uns vorstellen, zuzustimmen. Wenn das nicht der Fall ist, werden wir das ablehnen, um das ganz klar festzulegen. 

So, jetzt schaue ich auf die Zeit. Ich habe versprochen, 20 Minuten. Eineinhalb Minuten leiste ich mir noch zu einem ganz anderen Thema. Die Überraschung war vor ein paar Wochen eine Diskussion, die München losgetreten hat. Die Verwaltung München ist auf Open Source umgestiegen, vor allem auf Linux und hat das vor allem mit enormen Kosteneinsparungen für die Stadt begründet. Jetzt konnte ich mich an die Diskussion erinnern, die wir im Gemeinderatsausschuss hatten, weil das ist beim Kollegen Schicker, dass bereits einiges Weniges, aber einiges, auch auf Open Source umgestellt wird. Die Frau Kollegin Ringler hat einen Antrag vorbereitet, der eingebracht wird, wo wir uns zum Ziel nehmen, einmal offen zu legen, was dafür spricht, dass eine Stadt wie Wien hier vorprescht. Warum? Was München Einsparungen bringt, kann in Wien sicherlich auch Einsparungen bringen. Tun wir das! Setzen wir auch einen Beitrag für eine andere Technologieentwicklung! Gehen wir auf Open Source! Überprüfen wir, was in Wien möglich ist! Angesichts dessen, was wir jedes Mal im Planungsausschuss an Millionen beschließen, sollten wir das einmal ernsthaft ins Auge fassen! Dieser Antrag soll eine Gelegenheit dazu sein. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag Gerstl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Heute vor 118 Jahren wurde dieser Gemeinderatssitzungssaal zum ersten Mal verwendet, wie ein Kollege draußen auf der Tafel feststellen konnte. Viele Jahre sind hereingezogen. Viele Vorschläge wurden hier gemacht. Der Sitzungssaal ist ein bisschen in die Jahre gekommen. Wir haben in der Zwischenzeit viele Vorschläge zu Verbesserungen gemacht, auch die Vorschläge, dass man die Diskussion zum Rechnungsabschluss etwas strafft. Doch zwei Fraktionen haben sich besonders quergelegt. Eine Fraktion, die wollte, dass unbedingt zwei Tage diskutiert wird, ist im Moment leider sehr spärlich vertreten. Die andere Fraktion, die auch unbedingt wollte, dass zwei Tage diskutiert wird, ist ungefähr zur Hälfte belegt. Ich glaube, es ist an der Zeit, dass man sich das wirklich überlegt, wie man die Diskussionen sinnvoll weiterführt und vor allem auch wie man in der Sache etwas weiterbewegt. 

Gerade das Thema "Verkehr" ist ein ganz wesentliches Thema, das eigentlich nicht besonderer Showelemente hier am Rednerpult bedarf, sondern wo es einfach darauf ankommt, dass man die richtigen Sachlösungen findet, auch abseits von jeder Ideologie. Da möchte ich dem Herrn StR Schicker einmal ein Lob aussprechen, dass es ihm im letzten Jahr, glaube ich, gelungen ist, wirklich sehr intensiv die Grundlagen dafür zu erheben und er versucht hat, sie an alle Fraktionen heranzutragen. Er hat einen Masterplan mit vielen Experten initiiert und ist gerade dabei, einen Stadtentwicklungsplan 05 zu initiieren, wo man die Grundlagen nochmals überdenkt. 

Ich bin zwar sicher, dass er das selbst auch getan hat, aber es ist, glaube ich, auch interessant, ein bisschen in die Geschichte zu schauen und zu sagen, weil wir jetzt wieder neu planen: Sind diese Pläne, die wir uns zuvor gegeben haben, in der Zwischenzeit auch erfüllt worden? 

Da habe ich mir den Stadtentwicklungsplan aus 1994 genommen und habe einmal hineingeschaut, welch tolle Ziele darin stehen, ob man die schon alle abhaken kann oder ob man die vielleicht neu schreiben muss. Eines habe ich jedenfalls sehr interessant für unseren Berichterstatter, jetzt in Vertretung StR Schicker, aber für den Berichterstatter VBgm Rieder, gefunden, dass es im Stadtentwicklungsplan 1994 zum Thema "Wien darf die Arbeit nicht ausgehen" ganz klar heißt: "Wir geben in Wien das Ziel der Vollbeschäftigung nicht auf und passen unsere städtischen Strukturen nicht an eine Zweidrittelgesellschaft an. Im Gegenteil, wir haben ausreichend Standorte für hochqualifizierte, dem internationalen Wettbewerb Stand haltende Arbeitsplätze. Die Erhaltung der Vollbeschäftigung ist auch eine demokratiepolitische Aufgabe, denn demokratische Systeme sind durch lang andauernde hohe Arbeitslosigkeit extrem gefährdet."

Meine Damen und Herren, schade, dass ich dieses Ziel heute nicht mehr aus dem Mund des VBgms Rieder gehört habe. Schade, dass ich aus dem Mund von VBgm Rieder eigentlich hören musste, dass viele Betriebe nicht mehr die Qualität in Wien aufweisen, die sie aufweisen sollten und der Standort Wien in Frage gestellt wird. Schade, dass viele Betriebe in das Umland abgewandert sind, nicht zuletzt auch durch Unterstützung von einzelnen Mitgliedern der Regierungsfraktion hier. Ich nenne nur das Beispiel "Campus 21, Brunn am Gebirge". Das wurde von einem ehemaligen Mitglied dieser Stadtregierung, nämlich von der Frau StRin Ederer zum Schaden für Wien aktiv unterstützt. Das ist ein Punkt, über den wir uns den Kopf zerbrechen müssen.

So auch in der Verkehrspolitik, wenn ich im Stadtentwicklungsplan aus 1994 lese, dass das Wichtigste die U‑Bahnerweiterung ist. Herr Stadtrat, das haben Sie sich auch vorgenommen! Ganz richtig, ist in Ordnung! Aber an zweiter Stelle steht im Stadtentwicklungsplan 1994 bereits der Ausbau des S‑Bahnnetzes. Ich könnte das heute alles eins zu eins übertragen, was hier steht: "Die S‑Bahn hat den Vorteil der regionalen Bedienung. Insbesondere in Verbindung mit einem Park‑and‑ride‑Netz trägt sie wesentlich zu einem hohen Einpendleranteil mit dem öffentlichen Verkehr bei, und dieser Effekt kann durch den Ausbau der S‑Bahn in Wien und der Region noch verstärkt werden." Und so weiter und so fort. 

Meine Damen und Herren, was ist beim S‑Bahnaus-bau in der Vergangenheit geschehen? Was ist im letzten Jahr geschehen, wo die Stadt Wien nunmehr mehr als ein Jahr mit den ÖBB verhandelt, um einen neuen Vertrag zu erzielen? Seit Beginn dieses Jahres sind wir eigentlich in einem vertragslosen Zustand, weil wir den alten Vertrag nur mehr weitertradieren, weil es uns nicht gelungen ist, als Stadt Wien hier ein Übereinkommen mit den ÖBB zu bringen, ich sage nicht aus sachpolitischen Gründen, sondern, wie ich befürchte, aus ideologischen Gründen, weil man nicht gewillt ist, mit dem, dem Bund zugehörigen, Unternehmen der ÖBB ein Abkommen zu schließen, das für Wien so wichtig wäre. Sie schreiben selbst, sehr geehrter Herr Stadtrat, in Ihrem Entwurf zum Verkehrsmasterplan, dass 65 Prozent aller Einpendler mit dem motorisierten Individualverkehr nach Wien gelangen. 65 Prozent! Das heißt, wenn wir den Stau und den Verkehr in Wien wirklich besser gestalten wollen, dann wird es eindeutig notwendig sein, dass wir bei diesen Einpendlern versuchen, sie auf den öffentlichen Verkehr umzulegen, wenn es uns möglich ist, dass die Einpendler im öffentlichen Verkehr mehr Anteil nehmen können. Dazu bedarf es allerdings einer eindeutigen Attraktivierung. 

Herr Stadtrat, wenn Sie weiter zuwarten und diese Verbesserungen mit den ÖBB nicht in Angriff nehmen, dann wird sich der Anteil des Modalsplit in Wien verschlechtern und nicht verbessern, wie Sie es sich vorgenommen haben! Wir haben uns daher als Österreichische Volkspartei vorgenommen, dass wir diesen Vertrag ehest möglich in Geltung bringen lassen können. Aus diesem Grund bringen wir einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, in dem die Stadt Wien umgehend aufgefordert wird, den bereits ausständigen gesetzlich vorgeschriebenen und in anderen Bundesländern längst üblichen Verkehrsdienstevertrag mit den ÖBB abzuschließen. In diesem sollen sämtliche Vorgaben der Stadt Wien punkto Streckennetz, Intervallen und Standort der Wiener Schnellbahnlinien festgelegt werden. Bei der Festlegung des vereinbarten Investitionszuschusses soll auf die wachsende Bedeutung des S‑Bahnverkehrs geachtet werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Lassen Sie mich noch einmal aus dem Stadtentwick-


lungsplan 1994 zitieren, wenn es um das Umland geht. Das haben Sie ganz richtig erkannt, dass in der Zukunft die Frage Wien nicht von dem abhängt, was wir allein in Wien gestalten, sondern dass es ganz wesentlich davon abhängt, wie wir diese Region entwickeln. Hier hat es im Jahr 1994 noch geheißen: "Je mehr die Grenzen fallen und übernationale Einheiten und Regelungen an Bedeutung zunehmen, desto mehr werden im Gegenzug Städte wie Wien, eingebunden in eine aktive Region, an Gewicht gewinnen." Das ist formal vollkommen richtig. Das Problem ist nur, dass es praktisch nicht effizient geworden ist, denn diese stärkere Rolle von Wien, die wir uns alle gewünscht hätten, haben wir bis heute nicht erreicht, obwohl Wien gemeinsam mit Pressburg zu einer der größten, dominierendsten Regionen in diesem Euro-
pa werden wird. In keinem anderen Platz Europas ist es so, dass zwei Hauptstädte so nahe nebeneinander liegen. Nur 60 Kilometer voneinander getrennt entsteht hier ein Gebiet, das einem Konglomerat von insgesamt wahr-
scheinlich rund 5 Millionen Menschen Einzug gebietet. Das heute nicht zu beachten, den Ausbau der Infrastruktur heute nicht vorzusehen, ist ein Fehler, den wir uns nicht länger leisten können! 

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass in diesem Masterplan Verkehr auch die Rahmenbedingungen, mit denen wir es in den nächsten Jahren zu tun haben, ganz klar aufgezeigt sind. Die Rahmenbedingungen bei der Motorisierung sind: Von 1991 bis 2001 haben wir in Wien die Anzahl der PKW um 15 Prozent gesteigert. Das heißt, wir haben derzeit rund 640 000 PKWs in Wien. 

Aber die Schätzungen, die über das Jahr hinausgehen, nämlich bis 2020, die beunruhigen mich noch viel, viel mehr, nämlich dass wir bis 2020 rechnen müssen, dass weitere 130 000 minimal bis maximal 190 000 PKW in Wien zugelassen werden. Das bedeutet eine weitere Steigerung um 30 Prozent. 

Das macht für mich eindeutig klar, dass das, was mein Vorredner gesagt hat, nicht in Erfüllung gehen kann oder nicht in Erfüllung gehen darf. Man darf nicht Straße gegen Schiene oder umgekehrt ausspielen. Beides ist wichtig, meine Damen und Herren. Eine 6. Donauquerung und wahrscheinlich auch eine siebente dazu, die wir in 20 Jahren brauchen – das sage ich auch hier an dieser Stelle, was unbedingt notwendig sein wird –, ist genauso wichtig wie der Ausbau des Zentralbahnhofes und der Durchstich des Lainzer Tunnels. Keine Frage: Beide Maßnahmen sind wesentlich, und dafür müssen wir uns in beiden Bereichen einsetzen.

Meine Damen und Herren! Aber dieser Masterplan Verkehr enthält nicht nur die grundsätzlichen Analysen, wie dass diese Wiener Bevölkerung auch immer älter wird, dass 2030 fast ein Drittel aller Leute über 60 sein wird, dass wir dafür eine Politik brauchen, die behindertengerecht und altersgerecht ist, aber dabei gleichzeitig nicht vergessen dürfen, auch auf eine kindergerechte zukünftige Stadt zu verweisen, um nicht weiter in das Umland absiedeln zu lassen und die Bevölkerung oder die Jungfamilien nicht dazu zu bringen, ihre Kinder gerne im Umland aufwachsen zu lassen, sondern hier in dieser Stadt.

Und wenn wir im Verkehrsmasterplan dann so Vorschläge finden, wie zum Beispiel Road-Pricing zu erhöhen auf 29 Cent, dann ist das ein Punkt, meine Damen und Herren, den wir von der Österreichischen Volkspartei eindeutig nicht unterstützen können, weil wir damit in einen Wettbewerbsnachteil gegenüber den restlichen Ländern Europas kommen und weil es für uns bedeuten würde, dass das nicht nur eine Gefährdung des Wirtschaftsstandortes ist, sondern vor allem – und das möchte ich auch dem StR Rieder ins Handbuch schreiben – auch eine Gefährdung von Arbeitsplätzen in Österreich ist. Weil wer Arbeitsplätze in Österreich haben möchte, der muss auch die Wirtschaft stärken, und dazu ist es notwendig, die Wirtschaft wettbewerbsfähig zu halten. Und mit 29 Cent sicher nicht, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wir haben für den Masterplan Verkehr einmal genehmigt 12 Millionen S oder 872 000 EUR. 872 000 EUR für einen Plan, wo wir uns, glaube ich, alle erwarten, dass konkrete operative Ziele umgesetzt werden, konkrete operative Ziele, die sich viele Bürger wünschen. Und dafür hat meines Erachtens einmal ganz, ganz richtig der Herr Stadtrat versucht, die Bürger mit einzubeziehen in Bürgerbeteiligungsprozessen in den einzelnen Bezirken. Doch der Recall aus den Bezirken ist leider alles andere als gut. Viele, viele Bürger haben dort den Eindruck gewonnen zuerst einmal: Ja, wir dürfen hier unsere Vorschläge einbringen. Das ist etwas ganz Tolles. Wir können hier sagen, was uns wirklich bewegt. Doch in der zweiten Linie wurden sie nach der zweiten und dritten Sitzung enttäuscht. Ihre Vorschläge, die sie eingebracht haben, wurden meistens damit abgetan, indem man gesagt hat: Das sind Detailsachen, macht euch das mit dem Bezirk aus, das betrifft uns nicht als Verkehr für die Gemeinde Wien, hier machen wir nur die großen Ziele.

Aber, meine Damen und Herren, wofür haben wir dann die Bürgerbeteiligungsprojekte gemacht in den Bezirken, wenn wir nicht interessiert sind an den einzelnen Vorschlägen in den Bezirken, wenn uns das wirklich egal ist? Dann hätten wir es gleich den Bezirken geben können. 

Und gleichzeitig müssen wir feststellen, dass wir bei der Dezentralisierung grundsätzlich wieder den Weg retour einschlagen. Wir sagen in den Bürgerbeteiligungsprozessen: Liebe Bürgerinnen und Bürger, gehen Sie bitte zum Bezirksvorsteher, gehen Sie zur Bezirksvorsteherin, machen Sie über eine Partei einen Antrag in der Bezirksvertretung. Aber wir beschneiden gleichzeitig die Rechte der Bezirke. Wir zentralisieren sie wieder, aber wir machen es eben so, wie wir es uns gerade als nett vorstellen. 

Das ist nicht das, was sich die Bürgerinnen und Bürger vorstellen. Das ist nicht das, was sie gerne haben wollen. Sie wollen ernst genommen werden. Und da bitte ich Sie, dass Sie das auch wirklich ernsthaft aufnehmen. 


Sie haben ja jetzt noch etwas Zeit, bis Sie den Masterplan Verkehr hier im Gemeinderat vorlegen. Sie haben vor, ihn im September in die Stadtentwicklungskommission zu bringen, und ich bitte Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat, diese Wünsche der Bevölkerung bis dahin auch aufzunehmen.

Aber Sie haben in diesem Verkehrsmasterplan auch Vorschläge drinnen, die einerseits sehr positiv sind, aber andererseits, glaube ich, einer größeren Öffentlichkeit noch nicht bekannt sind. Daher möchte ich nicht nur über die positiven Ziele dieses Verkehrsmasterplanes sprechen, nämlich wie Ausbau des öffentlichen Verkehrsnetzes, eine neue Parkraumpolitik, ein Mobilitätsmanagement, eine Logistikoffensive – das ist alles sehr, sehr gut. Doch Sie schreiben hier im Masterplan Verkehr, wo Sie rückblickend von 2020 versuchen, darzustellen, was in den vergangenen Jahren geschehen ist, das heißt, was Sie sich wirklich vornehmen, da schreiben Sie, dass diese Erfolgsbilanz 2020 folgenden Wermutstropfen haben wird: 

Die Entwicklung der Stadt Wien hat zu mehreren drastischen Schritten gezwungen:

1. Einführung von mehrfach besetzten Kraftfahrzeugfahrstreifen auf der Südosttangente und der A22,

2. Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung auf das gesamte dicht bebaute Gebiet und

3. – jetzt passen Sie auf, auch das ist offensichtlich bereits beabsichtigt – Einführung einer Durchfahrtsmaut für die Bezirke 1 bis 9 und 20.

Sie haben sicher noch nichts gehört davon, aber das können Sie nachlesen im Masterplan Verkehr, Entwurf 20. April 2003, Seite 178: Einführung einer Durchfahrtsmaut für die Bezirke 1 bis 9 und 20.

Ein Teil der Debatte drehte sich um die Frage, ob die Mauthöhe von der Nachfrage, also von der aktuellen Verkehrsbelastung abhängig gemacht werden soll und ob die Mauthöhe mit zunehmender oder abnehmender Straßenbelastung steigen soll. "Schließlich entschied sich die Stadt, die Mauthöhe mit abnehmender Verkehrsbelastung steigen zu lassen, um den Widerstand für das Durchfahren in den Schwachlastzeiten zu erhöhen und eine Verlagerung zu den freien Kapazitäten der öffentlichen Verkehrsmittel in diesen Zeiten zu unterstützen."

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, das ist nicht wirklich beabsichtigt. Ich hoffe, das finden wir beim nächsten Entwurf des Masterplans Verkehr nicht mehr auf Seite 178 und auch nicht auf einer anderen Seite. Das kann nicht ernst gemeint sein.  Das muss man, glaube ich, wirklich von einer anderen Seite betrachten, und ich bitte Sie sehr, schauen Sie sich das nochmals genau an, was hier, wahrscheinlich von Experten, vorgelegt worden ist.

Meine Damen und Herren! Wir haben in Wien leider auch feststellen müssen, dass wir beim Thema Verkehrssicherheit nicht so gut liegen, wie wir uns das manchmal wünschen täten. Die Anzahl der Verletzten und Toten in Wien ist zwischen 1998 und 2002 um mehr als 10 Prozent gestiegen, in absoluten Zahlen von 5 971 auf 6 716. Das ist, glaube ich, eine Zahl, die uns zu denken geben soll. Es ist eine Zahl, die, glaube ich, Sofortmaßnahmen in den zuständigen Magistratsabteilungen erfordert, um in Hinkunft weitere Verletzte und Tote vermeiden zu können. Auch – und das sage ich auch dazu – wenn die Gesamtzahl in den vergangenen 30 Jahren zwar abgenommen hat, ist doch diese Zahl in den letzten vier Jahren sehr, sehr bedenklich und verpflichtet uns, rasch konkrete Maßnahmen zu setzen.

Meine Damen und Herren! Die Region Wien wird in den nächsten Jahren, nämlich bis 2020, um rund 12,5 Prozent an Einwohnern steigen, das Umland allein um 16,6 Prozent, und nach dieser Definition wird die Stadt und das Umland von 2,2 auf 2,5 Millionen steigen. Wir diskutieren heute Gott sei Dank nicht mehr, ob wir die U-Bahn noch an die Stadtgrenze verlängern sollen, sondern heute ist es in der Zwischenzeit in diesem letzten Jahr klar geworden, dass man auch U-Bahnen an die Stadtgrenze legen soll. Dafür danke ich Ihnen, Herr Stadtrat, denn das war vor drei Jahren oder vor zwei Jahren noch nicht einmal selbstverständlich. 2001, zu Beginn Ihrer Amtszeit, war das leider noch nicht selbstverständlich. Jetzt ist es selbstverständlich geworden, dass wir die U-Bahnen an die Stadtrandgebiete legen, aber leider nur im Norden und im Süden und im Osten. Es wird die U1 verlängert im Norden, es wird die U6 verlängert im Norden, es wird die U1 im Süden verlängert. Aber leider wird keine U-Bahn verlängert im Westen der Stadt. Sie haben das zwar schon öfters erklärt, Sie wollen auch keinen Cable-Liner, Sie wollen nichts dazu. Aber ich halte es für notwendig, dass auch in diesen Gebieten der Westen der Stadt nicht länger das Stiefkind der Stadt bleiben soll. Und ich sage das auch, weil Sie sich ja selbst ganz sicher bewusst sind, dass die U-Bahn-Verlängerung nach Stammersdorf nicht so hundertprozentig klar ist von Seiten der Stadtentwicklungszahlen, ob sich das hundertprozentig rechnet. 

Also ich bitte Sie, dabei nachzudenken, wenn Sie bei dem einen Punkt A sagen, auch auf der anderen Seite wirklich B zu sagen, das wäre ein Vorteil für die ganze Stadt, und hier nicht Idealismen einziehen lassen oder ideologische Aspekte, von denen wir hoffen, dass Sie als Stadtrat es nicht wirklich notwendig haben, auf diese einzugehen. 

Meine Damen und Herren! U-Bahn-Ausbau, Stadtbahn-Ausbau, Nordostumfahrung. Wahrscheinlich eines der größten Projekte, das wir unmittelbar vor dieser Stadt haben, nämlich die Nordostumfahrung Wien. Auch die gebietet uns, dass wir ideologische Zwänge ablegen. 

Es ist ganz richtig, dass wir ein super Verfahren gemacht haben, nämlich im doppelten Sinn, SUPer NOW, ein sehr tolles Verfahren, ein ausgezeichnetes Verfahren, aber dass es auch andere Interessen gibt. Und es liegt nun an uns, diese unterschiedlichen Interessen zusammenzuführen, damit es uns nicht passiert, dass Autobahnen an der Stadtgrenze früher sind, als wir vielleicht eine Trassenverordnung für Wien freigegeben haben. Das sollte uns nicht passieren. Dann steht die Autobahn an unserer Stadtgrenze, und es wird danach durch Wohngebiet gefahren ohne eine Hochleistungsstraße. 

Und es liegt nun an Ihrem Geschick, Herr Stadtrat, mit den Niederösterreichern und dem Bund hier eine entsprechende Lösung zu finden, eine Lösung, die für alle tragbar ist, eine Lösung, die nicht zu Mehrverkehr führt, sondern die den Verkehr fließen lässt, und eine Lösung, die zu weniger Verkehr für Anrainer führt und zu einer Entlastung betroffener Gebiete jenseits der Donau. 

Aber wenn ich zuvor gesagt habe, einige Ideologien führen uns dazu, dass wir manchmal unerklärliche Entscheidungen hier vorfinden, so war das auch so am Tag, als wir den Streiktag in Wien gehabt haben. Meine Damen und Herren, hier ist von Seiten des Stadtrates vorgeschlagen worden, ich glaube, wenn ich mich so richtig erinnere: Falls es nicht regnet, verwenden Sie in der Stadt das Fahrrad, ich verwende es selbst. Als Verkehrsstadtrat hätte ich mir eigentlich erwartet, dass Sie einen Dienst im öffentlichen Verkehr, zu dem Sie eigentlich verpflichtet sind, auch zur Verfügung stellen. Vor allem, da die Stadt Wien ja an die WIENER LINIEN, um es wienerisch auszudrücken, einen Batzen Geld zahlt, um die Verkehrsleistung auch sicherzustellen, einen Batzen Geld, nämlich der insgesamt über 4 Milliarden S beträgt pro Jahr, und einen Investitionszuschuss von noch einmal 1,7 Milliarden S. Aber mehr als 300 000 Wiener Netzkartenbesitzer hatten keine Möglichkeit, an diesem Tag mit dem öffentlichen Verkehr unterwegs zu sein. 

Der Wiener Seniorenbund wird daher eine Klage einbringen gegen die WIENER LINIEN, wo wir die Senioren und natürlich nicht nur die Senioren, sondern alle Netzkartenbesitzer dabei unterstützten werden, dass sie die Leistungen, für die sie gezahlt haben, auch wirklich in Zukunft erhalten können. 

Aber auch die Stadt Wien ist einen Vertrag eingegangen mit den WIENER LINIEN. Die Stadt Wien hat sich verpflichtet, für eine bestimmte Fahrleistung ihnen diese Subvention zu zahlen. 

Aus diesem Grund bringen wir einen Beschlussantrag ein, wo wir den Finanzstadtrat als Eigentümervertreter auffordern, dass die WIENER LINIEN ihren Monats- und Wochenkartenkunden den anteiligen Preis für jene Zeit zurückerstatten, in der die WIENER LINIEN auf Grund Ihrer Streikmaßnahmen nicht in den gewohnten Intervallen verkehrten oder den Verkehr ganz eingestellt haben. Darüber hinaus ist auf Basis der Vereinbarungen des ÖPNV-Vertrages der Stadt Wien anteilig jenes Geld zurückzuerstatten, um dessen Gegenwert die vereinbarten Verkehrsdienstleistungen der WIENER LINIEN auf Grund des Streikbeschlusses nicht erfolgen konnten. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, in den weiteren Beratungen zu Stadtentwicklung und Verkehr die Sachpolitik walten zu lassen und die Ideologie zurückzudrängen. In diesem Sinne bedanke ich mich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man heute dem Kollegen Chorherr in seiner Einleitung zugehört hat, da hat er ja an sich, soweit ich mich erinnern kann, gesagt, er schaut ganz gelassen der Entwicklung betreffend der 6. Donauüberquerung oder der siebenten oder der Umfahrungsstraße entgegen, weil das ist irgendwann 2013, 2014, und bis dahin kann sich ja sehr viel ändern. 

Diesem Standpunkt, den er heute hier dargelegt hat, hat er am Schluss seiner Rede insofern ein bisschen widersprochen, weil er ja seine Vision – es ist wirklich seine Vision – der Überplattung des Handelskais demonstrativ zur Schau gestellt hat und sehr detailliert beschrieben hat. Also hier hat er sich insofern widersprochen, als er bereits ausgeht von Daten, von Fakten, die noch gar nicht am Tisch liegen. Auf der anderen Seite ist es ihm relativ Wurscht, was in der Donaustadt, in Floridsdorf und im Nordosten verkehrsmäßig passiert. 

Ich habe nur den Eindruck, dass er Recht hat mit seiner Darlegung, dass alles sehr weit weg ist. Offensichtlich hat auch die Stadt Wien nach diesem System und nach diesem Gedankengut gehandelt, sonst würden wir nicht dort stehen, wo wir heute stehen. Denn wenn die Stadt Wien in den späten achtziger und Anfang der neunziger Jahre schon vorausschauend geplant hätte, würden wir uns heute mit dem Masterplan in dieser Dimension, mit diesen vielen Prioritäten beziehungsweise mit diesen vielen Projekten, denen wir erst Prioritäten geben müssen, nicht auseinander setzen, es gäbe viel weniger in dieser Richtung jetzt zu diskutieren, und auch der Finanzbedarf wäre nicht so hoch. 

Und ich bin froh – auch das ist angesprochen worden – betreffend Donauinsel. Die Stadt Wien ist damals wirklich über ihren Schatten gesprungen und hat eine Vision verfolgt, und ich bin deswegen stolz darauf, weil ja dem Projekt der Donauinsel bekanntlicherweise zwei Parteien zugestimmt und es sehr forciert haben, das war die SPÖ und die FPÖ. Die ÖVP hat ja bekanntlich der Donauinsel nicht zugestimmt. Und auf das können wir an sich auch gemeinsam stolz sein, dass hier gemeinsam etwas geschaffen wurde. Zum Glück haben wir dann nicht daran gedacht, ob das in 20 oder 30 Jahren passieren wird, sondern man ist gleich an die Arbeit gegangen. 

Meine Damen und Herren! Im Masterplan, in der SUPer NOW und in allen anderen Positionspapieren, die es in den letzten Monaten und Jahren gegeben hat, gibt es natürlich viele Gemeinsamkeiten, und es wäre eigentlich auch politisch falsch, jetzt alles zu verdammen, weil in einem dieser Papiere vielleicht ein Satz oder eine Überlegung steht, die einem selbst nicht gefällt oder die auch ideologisch oder verkehrstechnisch uns nicht gefällt. Daher sollte man zuerst einmal das Gemeinsame 


herausarbeiten, und es gibt sicherlich gemeinsam Prioritäten, die man mit dem Bund verfolgen kann und die man hier angehen kann. Das ist ganz sicher der Zentralbahnhof, ein altes freiheitliches Anliegen, ein altes Anliegen unseres leider viel zu früh verstorbenen ehemaligen Klubobmannes und Parteiobmannes Rainer Pawkowicz, der das bereits Anfang der neunziger Jahre in diese Richtung geplant haben wollte. Es ist sicherlich unbestritten die sechste Überquerung der Donau, und zwar nicht nur wegen des Nordostens Wiens, sondern auch als Entlastung für die Bezirke 20, 2 und 21, weil hier ja täglich ungefähr, wenn man der Studie folgt, 450 000 Autos allein über die Nord- und die Praterbrücke fahren. Daher ist es auch unumstößlich und eine Gemeinsamkeit, die wir sicherlich mitverfolgen werden. 

Selbstverständlich auch der Ausbau der Raffineriestraße, selbstverständlich der Ausbau der U-Bahnen U1, U2 und U6. Und ich weigere mich, Herr Kollege Gerstl, man soll nicht U-Bahnen oder Bezirke ausspielen, wenn man endlich einmal eine Überlegung gefunden hat, in Floridsdorf bis an den Rendezvousberg zu gehen und dann zu sagen, ja, der Westen Wiens brauchte es auch. Na alle. Wer nicht? Wer braucht keine U-Bahn? Natürlich ist es bequem. Ob sich die U-Bahn in Floridsdorf rechnet oder die U-Bahn in Hernals, Währing oder sonst wo, das ist im Augenblick gar nicht die Frage. Ich bin auch der Meinung, dass man öffentliche Verkehrsmittel gar nicht immer nur nach Kosten-Nutzen prüfen sollte, sondern daraufhin, ob der Bedarf besteht. 

Die Sozialdemokraten haben sich jetzt endlich durchgerungen, sich unserer Forderung anzuschließen, dass man die U6 in Floridsdorf verlängert. Ob das jetzt 2010 ist, 2011 oder 2012, da ist sich die Mehrheitsfraktion ja noch gar nicht einig, denn bei der Eröffnung der Ausstellung, wo ich anwesend war, ist schon von 2009 die Rede gewesen. Ich lese im Masterplan 2011 bis 2013. Vielleicht schaffen wir es bis 2010 gemeinsam mit der Bundesunterstützung. Werden wir schauen. 

Nur, dort ist es notwendig, weil das Gebiet weitläufiger ist als im Westen Wiens, obwohl ich zugebe, dass natürlich auch dort eine U-Bahn wunderschön wäre. Sie wäre auch schön in anderen Gebieten, aber auseinander dividieren sollte man jetzt dieses Paket nicht mehr. 

Meine Damen und Herren! Interessant war auch die Wortmeldung des Kollegen Gerstl, der gesagt hat, jetzt führen wir endlich U-Bahnen an den Stadtrand. Und wenn ich mir das Positionspapier oder den Masterplan durchlese, gibt es ja auch schon die Idee – es ist ja furchtbar gewesen früher, wenn man die Idee nur angeschnitten hat –, dass die U-Bahn Richtung SCS im Süden nach Brunn geht, verbunden wird mit der Wiener Lokalbahn nach Baden. Wenn wir das einmal gefordert haben – etwa eine Seilbahn, wenn Sie sich daran erinnern können, es war einmal eine geplant von der Perfektastraße, von Wienerflur hinunter –, hat es immer geheißen: Kaufkraft geht weg, Kaufkraftverlust für Wien, eine Anbindung an die SCS, Vösendorf, Wiener Neudorf, kommt ja gar nicht in Frage. Jetzt steht sie im Masterplan als Zukunftsvision drinnen.

Der Herr GR Gerstl hat gesagt, dieses Umdenken war ja erst möglich seit ungefähr eineinhalb Jahren. Mich freut dieses Umdenken. Mich wundert es nur deswegen, weil ja der vorhergehende Stadtrat in der Planung fünf Jahre, wenn ich mich nicht täusche, Ihr Fraktionskollege Dr Görg war. 

Meine Damen und Herren! Auch der S-Bahn-Ausbau ist sicherlich etwas, wo wir im Großen und Ganzen gemeinsam mit dem Bund an die Arbeit gehen müssen, und beim Park and Ride sowieso.

Lassen Sie mich jetzt zu einem wichtigen Punkt kommen im Masterplan, aber auch einem wichtigen Punkt in den nächsten Jahren, das ist der Nordosten Wiens. Das ist sicher neben den anderen von mir genannten Punkten etwas, an dem Wien planerisch nicht vorbeigehen kann, in dem Wien unbedingt agieren muss. 

Nur, was Sie geplant haben, Herr Stadtrat, oder die Fachleute, und wir haben uns das jetzt insgesamt schon zwei- oder dreimal – auf wienerisch – gegeben, das heißt, stundenlang haben wir uns die Projekte angesehen, das war sehr interessant, überhaupt keine Frage. Ich bin den Beamten und allen, die mitgearbeitet haben an dieser Studie, sehr dankbar, weil es das erste Mal die Möglichkeit gibt, durchaus viele Faktoren hier gebündelt zu sehen und eine Fülle von Maßnahmen oder eine Fülle von Projekten und Varianten zu prüfen. Da gibt es nichts einzuwenden. 

Leider ist die Variante, die jetzt von der Stadt Wien favorisiert wurde und die auch dem Bundesminister Gorbach vorlegt wurde als der Wunsch Wiens, jene, mit der wir uns absolut nicht anfreunden können, weil es in Wirklichkeit ja keine Umfahrung ist, von der wir immer ausgegangen sind, sondern es ist einfach ein Durchstich, es ist ein Durchstich durch den 22. Bezirk, der herauskommt beziehungsweise verkehrsmäßig einen Knoten haben wird, aus Ihrer Sicht am Flugfeld Aspern, und dann Richtung Norden weitergehen wird.

Meine Damen und Herren! Es kann nicht sein, dass Planungsfehler der Stadt Wien fortgesetzt werden, und es sind Planungsfehler, da können Sie daran rütteln oder nicht rütteln, wie Sie wollen. Es ist in den letzten 20 Jahren in diesem Gebiet Wiens nichts, sagen wir einmal nichts Geplantes entstanden. Denn wenn ich mir jetzt die Strukturdaten anschaue, die im Masterplan in der Kurzfassung drinnen sind, spricht eigentlich alles – ich werde dann am Schluss darauf zurückkommen – gegen diese Variante und für eine echte Umfahrung Wiens. 

Sie haben verabsäumt zwischen 1991 und 2000, und Sie kannten die Bevölkerungsentwicklung, dass im Nordosten Wiens, also immer Floridsdorf und Donaustadt, über 43 000 Leute zuziehen werden beziehungsweise die Wohnbevölkerung steigt. Sie wussten ganz genau, dass bis ins Jahr 2021, jetzt ausgehend von 1991, in der Bevölkerungsprognose, die durchaus stimmt, die also durchaus in Ordnung ist, zirka 75 000 bis 76 000 neue Bewohner in diesen beiden Bezirken zuziehen werden. Sie wussten weiters aus Ihren Daten und Statistiken, dass gleichzeitig in Wien-Nordost zwischen 1991 und dem Jahr 2000 6 573 neue Arbeitsplätze geschaffen wurden und es insgesamt bis 2021 20 873 werden sollen. 

Sie schreiben selbst unter diesen Bildtafeln, dass weitere 40 000 Arbeitsplätze in diesem Bereich fehlen und dass eigentlich der Verkehr auf dieser neuen, von Ihnen geplanten Straße nur zu 15 Prozent Regionalverkehr ist, der Rest ist Pendeln, der Rest ist Transit, Durchfahrt durch den Bezirk Richtung Wien. Und das spricht eigentlich, meine Damen und Herren, gegen diese Variante, gegen den Ausbau dieser Stichstrasse Richtung Aspern, wenn hier nur 15 Prozent Regionalverkehr ist, der Rest aber durch den Bezirk geht und die restlichen Wiener oder die Restlichen aus den neuen EU-Ländern hier nur durch den Bezirk fahren, um in andere Teile Wiens oder nach Süden zu kommen. 

Ein weiterer Punkt: Erholungslandschaft Lobau oder Erholungslandschaft Marchfeld oder sonstige Schotterteiche. Auch das widerspricht eigentlich dieser Stichstrasse, denn Sie haben selbst in Ihren Unterlagen angeführt, dass die neuen Entwicklungen entlang der U-Bahn-Achsen entstehen sollen, sowohl Arbeitsplätze also auch Wohnen und Grünland. Das heißt, wir können auch das Asperner Flugfeld – und dagegen wehren wir uns überhaupt – nicht sanft gestalten, wir können dort durchaus sanft industrialisieren, das Gelände ist weitaus größer, als man es sich normalerweise vorstellt und aus einem Plan hervorgeht. Man kann dort sowohl mit der B3 als auch mit der Verlängerung der U2 sehr wohl eine geordnete, aber eine sehr rücksichtsvolle Stadterweiterung und Industrialisierung angehen. 

Und was die B3 betrifft, ist diese Straße ja als Querverbindung zwischen S1 und S2 äußerst wichtig und steht ebenfalls auf unserer Seite außer Debatte.

Meine Damen und Herren! Die B3 hat nur dann einen Sinn, wenn es eine echte Umfahrung gibt, denn ansonsten, wenn es die echte Umfahrung nicht gibt, den Zustrich, dann hat die B3 in Wirklichkeit maximal 50 Prozent ihrer Bedeutung oder ihrer Wirkung, die man ihr in den Plänen gibt. 

Daher steht für uns eines als Ergebnis dieser Studie und des Masterplans und des SUPer NOW fest: Die 6. Donaubrücke – das habe ich schon zuerst gesagt – ist als Entlastung für die Bezirke 2, 20, 21 durchaus möglich. Der Ausbau der Raffineriestraße in einem Zug ist ebenfalls notwendig. Und Wien wird nicht umhin können, auf Grund dessen, was ich bisher angedeutet habe, endgültig eine echte Umfahrung über eine 7. Donaubrücke im Bereich Fischamend anzugehen und mit dem Bund Gespräche zu führen. Denn was jetzt gebaut wird im Süden von Wien, ist ja keine Umfahrung mehr, weil es 15 Jahre zu spät erfolgt. Es hat bestenfalls Regionalcharakter und Zubringcharakter. Vor 15 Jahren wäre es vielleicht noch eine Umfahrung von Wien gewesen. Heute sind das Siedlungsgebiete, und diese ganze Umfahrung mit Untertunnelung, Überbrückung, Deckelung und und und ist ja nur mehr eine Notvariante und kann nicht ernstlich von Ihnen als Wien-Südumfahrung angedacht sein. 

Das heißt, Wien braucht einen Ring, ausgehend von Traiskirchen über Fischamend bis in den Norden. Und es ist möglich – ich habe mich Fachleuten gesprochen –, innerhalb von ein bis eineinhalb Jahren hier ausschreibungsreife Projekte zu starten, mit zwei privaten Beteiligungsfirmen, eine im Norden und eine im Süden, wobei die im Norden ja bereits aktiv ist, wie Sie wissen, und die im Süden sicherlich relativ rasch gegründet werden könnte, wenn man endlich die Trassenführung über die 7. Donaubrücke angehen würde. Denn ins Haus steht uns die auf jeden Fall, und ich möchte nicht wieder erleben – ich werde es nicht erleben hier im Haus, aber viele unserer Nachfahren –, dass man dann 2015 und 2016 darüber diskutiert, wo man jetzt endlich die Umfahrung von Wien macht. Die müssen wir heute für die zukünftige Generation und für die Wirtschaft in Wien jetzt schon planen. Und ich weiß nicht, warum Sie sich dagegen sträuben, weil ja auch Niederösterreich an diesem Projekt sehr interessiert ist. 

Und da kommt noch etwas dazu: die Achse, die Wirtschaftsachse, Verkehrsachse, aber auch persönliche Bindungen zwischen Wien und Pressburg. Dieser Raum wird – das ist heute schon gesagt worden – von zirka 3,5 bis 4,5 Millionen Leuten, Werktätigen, Pensionisten, die sich ansiedeln entlang der Strecke, Firmen und und und in den nächsten 20 Jahren besiedelt werden. Es wird einer der größten und aktivsten Wirtschaftsstandorte, Lebensstandorte in Mitteleuropa. Und daher wird das Lieblingsprojekt des Landeshauptmannes Pröll, das ich durchaus unterstütze, ganz sicher irgendwann Realität, und zwar die Verbindung direkt von Wien nach Pressburg im Norden und nicht die jetzige Spange Kittsee, die durchaus auch in Ordnung ist. Die hat Wien favorisiert, nur leider kommt die an der falschen Seite von Pressburg heraus, nämlich im Süden. Die nördliche Variante, vom Land Niederösterreich gefordert und gefördert – und auch wir sind der Meinung, dass das durchaus Sinn macht, diese Stichstrasse –, würde im Norden von Pressburg hineingehen, wo auch die Wirtschaftszonen von Pressburg sind und wo sich ebenfalls die Industriegebiete ansiedeln. Und wenn das gebaut wird, und ich zweifle nicht daran, dass Niederösterreich durchaus die Härte hat, sich hier durchzusetzen, zumindest in den nächsten zehn Jahren, dann haben wir einen direkten Verkehrsfluss von Pressburg nach Wien. Und wissen Sie, wo der dann hereinkommt, wenn man keine echte Umfahrung über die 7. Donaubrücke hat? Ziemlich genau bei der B3 und ziemlich genau dort, wo man dann ins Flugfeld Aspern eintaucht und hinunter Richtung Lobau und Raffineriestraße fährt. Und das wäre für Wien ein Wahnwitz.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch ein bisschen etwas zu den Kosten sagen, weil heute der Herr StR Rieder direkt geweint hat, wie viele Steuern er ausgeben muss und er kriegt nichts zurück und wie furchtbar es ist, der Bund zahlt jetzt nichts.

Ich habe mir das einmal angeschaut auf Grund Ihrer Kostenschätzungen, Herr Stadtrat. Schauen wir uns einmal an die Kosten aller Maßnahmen, die im Masterplan drinnen sind, Bund – Wien, was zahlt wer? Kurz zur Auffrischung für alle hier im Saal. Es ist nicht unwichtig, das zu wissen. 

Bei der Schnellbahn finanziert der Bund, die Bundesregierung 80 Prozent der Kosten, bei der U-Bahn 50 Prozent der Kosten, beim Park and Ride ist es Vereinbarungssache und bei der Straßenbahn null Prozent. Allerdings steigt hier Niederösterreich bei gewissen Projekten ein, wie zum Beispiel bei der Verlängerung der Linie 71 nach Schwechat oder der Linie 16 nach Groß-Enzersdorf.

Und wenn wir uns vom Masterplan jetzt die Gesamtkosten des Ausbaus anschauen: Schnellbahn 251 Mil-lionen EUR, davon zahlt der Bund 201 Millionen EUR, die Stadt Wien 50 Millionen EUR. Park and Ride 19 Mil-lionen EUR, davon zahlt der Bund 7 Millionen EUR und Wien 12 Millionen EUR. U-Bahn-Bahnen, abgezogen die Wageninstandsetzung, die der Bund nicht übernimmt, bleiben 2 046,5 Millionen EUR, davon zahlt der Bund 50 Prozent und das Land Wien 50 Prozent, also jeder zirka eine Milliarde EUR.

Wenn ich jetzt die Straßenprojekte angehe und im Großen und Ganzen die Umfahrung, egal welche Variante Sie wählen. Entweder Sie wählen die Untertunnelung der Lobau, die an sich relativ kostenintensiv sein wird, oder Sie wählen die Variante der 7. Donaubrücke mit der Umfahrung, so werden Sie jeweils auf zirka 1,5 Mil-liarden EUR kommen. Das sind auch ungefähr Ihre Zah-
len. Sie kommen bei der Lobau auf 1 220 Millionen EUR inklusive Ausbau der Raffineriestraße. Die ist bei uns auch dabei, und ich habe es auf 1,5 Milliarden EUR geschätzt.

Lassen Sie mich dazu noch etwas sagen: Der Schwachpunkt Ihrer Variante ist ja neben dem Verkehrsaufkommen, neben dem Naturschutz und dem Nationalpark Lobau, der hier wirklich vielleicht, man weiß es nicht, aber unter Umständen beschädigt sein könnte, der Tunnel an sich. Sie werden kaum einen privaten Investor finden, der das Risiko dieses Tunnelbaus eingeht, wenn nicht vorher wirklich alle Maßnahmen technisch, ökologisch, ökonomisch geprüft sind, weil der muss ja das Risiko komplett tragen und das wäre an sich etwas ganz Neues in dieser Richtung, diese Länge der Untertunnelung, vor allem unter der Donau. Sie wissen ganz genau, dass 25 Prozent aller Autofahrer an sich eine Tunnelangst haben, das heißt, die fahren überhaupt nicht in einen Tunnel hinein. Der nächste Punkt bei der Tunnelschwäche ist die Technik, das habe ich zuerst schon gesagt, weil wir heute noch nicht wissen, wieweit ist das machbar und die Kosten. Daher habe ich 1,5 Milliarden EUR angesetzt, und ich dürfte nicht sehr daneben liegen. 

Der Gesamtaufwand ist jetzt insgesamt 4 250 Mil-lionen S, und davon – und das sind Tatsachen, an denen kann auch der Herr StR Rieder nicht vorbei – zahlt der Bund über 65 Prozent, höre und staune, die Regierung, und die Stadt Wien 35 Prozent. Wobei ich die 444 Mil-lionen, die die Stadt Wien für die Straßenbahn veranschlagt, noch drinnen habe, weil wenn ich die Summe abziehe, ist der Prozentsatz für den Bund noch wesentlich höher als jetzt. 

Daher wollte ich das zurechtrücken, was der Herr StR Rieder heute hier gesagt hat, dass der Bund immer an allem schuld ist. Ohne Bundesunterstützung, ohne das Bundesbudget kann Wien den ganzen Masterplan in Wirklichkeit in den Papierwolf werfen, und wir können nicht einmal die Schnellstraße oder die Raffineriestraße allein bauen. So ist die Tatsache, Herr Stadtrat, und das sollten Sie endlich einmal zur Kenntnis nehmen. Gemeinsam werden wir etwas schaffen. Wenn jeder sein Süppchen kocht und jeder dem anderen sagt, was er nicht zahlt, dann werden wir in Wien in den nächsten 20 Jahren wirklich ein Verkehrschaos haben und nichts schaffen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ein Wort zum Herrn StR Rieder. Er ist jetzt nicht hier, aber vielleicht hört er mich. 

Der Herr StR Rieder hat diese hohen Einzahlungen ins Budget seitens der Stadt Wien beweint. Das verstehe ich überhaupt nicht. Er ist der wandelnde Zentralist. Er ist ja eine Ikone des Zentralismus. Die Situation muss ja für ihn direkt ein Labsal sein, wenn er da einzahlen darf, weil in Wirklichkeit ist er kein Föderalist, sondern ein Zentralist. Darum wundert mich, dass er heute so weinerlich war. Es müsste für ihn ja wunderschön sein, wenn er etwas in ein Zentralbudget einzahlen darf, und von dort wird es wieder weitervergeben. Und Wien ist nicht autonom, Herr Stadtrat, es ist eines von neun Bundesländern. Es gibt einen Finanzausgleich. Den haben Sie genauso mitunterschrieben. Ich verstehe diese Wehleidigkeit überhaupt nicht. Das ist nichts anderes, wenn Sie einzahlen, als gelebte Solidarität der Wiener mit allen anderen österreichischen Bundesländern. Weil die anderen zahlen genauso ins Bundesbudget ein wie Wien.

Zum Abschluss, meine sehr geehrten Damen und Herren, frage ich mich jetzt: Warum ist diese Variante zustande gekommen, die S1, innenliegend? Da habe ich mich schon oft gefragt, und es hat immer geheißen, es gab keinen Auftrag dazu, das ist halt so herausgekommen, das ist die optimale Variante nach allen anderen.

Da hat heute einer meiner Vorredner schon etwas sehr Richtiges gesagt. Er hat gemeint, es ist problematisch, wenn es immer mehr ausgelagerte Dienststellen, immer mehr ausgelagerte Institutionen, Gesellschaften gibt, auf die wir keinen Einfluss haben. So Leid es mir tut, Herr Stadtrat, man muss sagen: Auch Ihnen entgleitet ja schön langsam die Planungskompetenz, weil es gibt so viele andere Institutionen, auf die auch Sie, zumindest formal, keinen großen Einfluss haben. Ich möchte da nur zwei Sachen nennen, und vielleicht ist das der Grund, warum Sie auf die S1 innen kommen.

Ursprünglich war die Variante Freudenau – Biberhaufenweg für die MA 18, Planung, die optimale Variante. Die ist nicht zum Tragen gekommen. Ich muss sagen, gut, dass sie nicht zum Tragen gekommen ist. Aber die Begründung ist ja interessant: Der Wiener Hafen hat sich dagegen quergelegt. 

Na ja, meine Damen und Herren, stellen Sie sich vor, die Variante wäre eine wesentlich bessere, wäre umweltverträglich und und und, und dann sagt ein Unternehmen: Der Wiener Hafen, sehr wichtig, aber trotzdem, das kommt überhaupt nicht in Frage, wir haben da andere Prioritäten. Und die Stadt Wien streicht schon ihre Varianten. 

Das kann es ja wirklich nicht sein. In diesem Falle war es vielleicht gut, aber an sich, vom System her, ist das wirklich nicht zukunftsträchtig, wenn uns Gesellschaften vorgeben, wo geplant werden kann und wo nicht geplant werden kann.

Wenn ich mich nicht ganz täusche, hat der WBSF, eine großkoalitionäre Einrichtung, die noch immer existiert, sehr viele Grundstücke im Bereich Aspern gekauft, nicht alle, aber sehr viele. Schauen wir uns an, wer den Rest dort gekauft hat. Da gibt es nämlich sehr kleine Inseln drinnen, die nicht der WBSF gekauft hat, sondern andere. Da muss man im Archiv nachschauen. Ich bin sicher, wir werden es herausfinden.

Es könnte ein Grund sein, dass auch die Österreichische Volkspartei für diese Variante ist und auf diesen Zug aufspringt, obwohl ich gehört habe, dass sie auch jetzt für die 7. Donaubrücke ist, allerdings in weiterer Entfernung, dass eben der WBSF auf Milliarden-Grundstücken sitzt, die irgendwo vergeben werden müssen. Wenn man aber dort sanft industrialisiert, wenn man dort eine Thermensiedlung macht, Kleingärten macht, kleinere Betriebe ansiedelt, werden sich die nie die Grundstückspreise leisten können, die der WBSF von der Stadt Wien verlangen müsste, damit sie überhaupt auf ihre Kosten kommen. Es ist nur ein Denkansatz von mir, Herr Stadtrat, und Sie werden mir vielleicht darauf Antwort geben, ob das auch einer der Gründe war, dass wir diese Variante mitten durch den Bezirk hier legen.

Zum Abschluss, Herr Stadtrat, möchte ich eine Frage an Sie stellen. Sie wissen ja, dass der Herr Bgm Häupl und der Herr Lhptm Pröll auch die Trauzeugen von Bundespräsident Klestil waren, wenn ich mich nicht irre. Und da haben Sie die Heiratsurkunde paraphiert. Und es gibt laut Aussage des SPÖ-Bürgermeisters in Groß-Enzersdorf – er hat das bei einer Versammlung gesagt – ebenfalls von diesen beiden Trauzeugen ein paraphiertes Papier, wo bereits paktiert ist, dass die Umfahrung von Wien auf niederösterreichischem Gebiet stattfinden wird und soll.

Ich frage Sie: Kennen Sie dieses Papier, das die beiden Trauzeugen Häupl und Pröll unterschrieben haben? Ist das eine Mystifikation des SPÖ-Bürgermeisters aus Groß-Enzersdorf oder stimmt es? Und wenn es stimmt, dann brauchen wir nicht so lange zu diskutieren, dann bauen wir die 7. Donaubrücke und eine echte Umfahrung von Wien. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR VALENTIN. Ich erteile es ihm.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich denke mir, wenn der Kollege Madejski gemeint hat in einer seiner letzten Sequenzen seines durchaus bedeutenden Redebeitrags, dass dem zuständigen amtsführenden Stadtrat - und der hat das offensichtlich bemerkt - zunehmend die Planungskompetenz und die Koordinationskompetenz im Planungs- und Verkehrsressort abhanden kommt, dann sollte man doch an das Wochenende denken, wenn es um Kompetenz geht, um Planungskompetenz, um Verkehrskompetenz. Und da fällt einem doch gleich der Minister Gorbach und sein findiger Staatssekretär, der Kukacka, ein. Und wenn ich mir dann anschau das nette Wortgeplänkel, wenn es um den Punkteführerschein geht, wo offensichtlich die beiden Herren nicht einmal ein gemeinsames Ministerium zeitgleich aufsuchen, weil der eine sagt, er wird noch in diesem Jahr das verwirklichen, und der Herr Kukacka sagt, er weiß nichts davon, und es steht nicht im Koalitionsabkommen drinnen, dann darf ich der Bundesregierung, den Herren im Bund, raten und wünschen, sie sollten einmal die Qualität der Kompetenz und der Koordination Wiens erreichen und dann weiterreden, wenn es um diese Fragen geht. 

Und, meine Damen und Herren, wenn zeitgleich zu dieser Frage der Kompetenz und zu dieser Frage der Unterstützung des Bundes für Wien, was Verkehrsanliegen betrifft, der Herr Madejski gesagt hat, ohne Bund geht gar nix – ja, das stimmt. Wir merken es derzeit. Wir merken derzeit, wie wenig geht, wenn versucht wird, Verkehrsinvestitionen an Wien vorbeizulenken. Wir erleben ja tagtäglich, was es bedeutet, was der Bund gerade im Verkehrsbereich mit Wien derzeit spielt.

Und wenn der Herr Gerstl meint, dass in den Visionen einer Verkehrspolitik die Frage der Vollbeschäftigung fehlt, dann sage ich: Ja, es ist visionär geworden, denn was neu ist, ist die schwarz-blaue Bundesregierung, die ganz und gar keine Investitionen in diesem wertvollen Bereich setzt, und gerade Investitionen sind das, was die Vollbeschäftigung und die Arbeitsplatzsicherung ausmachen. 

Und ich frage Sie: Wo sind die 30 Milliarden geblieben, die zu zahlen sich die Bundesregierung verpflichtet hat? Nichts ist mehr der Fall! Nichts ist der Fall! Keine einzige Summe ist nach Wien geflossen! 

Und ganz im Gegenteil. Wenn wir uns ansehen, was der Bund mit wichtigen verkehrspolitischen Zielen in Wien vorhat, dann macht einen das Angst und Bang. 

Ich zitiere da den Staatssekretär Kukacka, der angekündigt hat, dass der so genannte Bundeszuschuss für die Bahn um 500 Millionen EUR pro Jahr reduziert werden soll. Und zeitgleich hat selbiger Staatssekretär vor, die ÖBB zu filetieren in fünf Aktiengesellschaften, die sich mit den Bereichen Güterverkehr, Personenverkehr, Aktiengesellschaft für Infrastruktur, für Personalwesen und Immobilien beschäftigen werden. Und diejenigen, die fallweise ein bisschen über den Tellerrand Österreichs hinausblicken und sich anschauen, wo es das schon einmal gegeben hat, denen wird das Spiel bekannt vorkommen. Genau dasselbe System der Filetierung in einzelne Aktiengesellschaften, genau dasselbe System des Ausspielens der unterschiedlichen Bereiche hat es ja schon einmal gegeben. Und es ist ein System, wo selbst denkende konservative Parteien in Europa gesagt haben, dieses System taugt nichts. Es ist das System der Verelendung des Massenverkehrs in einer Region, die wir in Großbritannien, rund um London erlebt haben, als die Regierung Thatcher genau dasselbe gemacht hat, was Sie jetzt gerade vorhaben. Und was bedeutet das? Wer sich jemals im Großraum London den Nahverkehr angesehen hat, wer die Stationen besucht hat, wo früher ein Großteil der Pendlerinnen und Pendler in den Großraum London hineingependelt sind und die, die draußen arbeiten, hinausgependelt sind, die haben erlebt, was das bedeutet: Verödete Bahnhöfe, Bahnhöfe, wo Geleise herausgerissen sind, weil nur noch jene Bahnstrecken funktionieren, die einen Gewinn abwerfen. Und gerade der Nahverkehr, der Massennahverkehr, ist kein gewinnträchtiger Part in diesem Spiel, das wissen wir. Und gerade der soll jetzt ausgehungert werden. 

Und wenn der Kollege Chorherr am Beginn seiner Ausführungen gesagt hat, er würde gerne in der Prioritätenreihung etwas tun, so habe ich die große Angst, dass gerade der Bahnhof Wien eines der Punkte sein wird, wo sich in der Prioritätenreihung was tun wird. Nicht nach vor, sondern dank dieser Bahnfiletierung ganz im Gegenteil. Es wird keine Querfinanzierungen mehr geben, dass der gewinnbringende Fernverkehr dann den Nahverkehr subventionieren wird, und es passiert das, was heute schon passiert. Es wird dann verstärkt angeklopft werden an die Kommunen, an die Länder und gesagt werden: Wenn ihr weiterhin den Nahverkehr haben wollt, wenn ihr kein Verkehrschaos im Großraum Wien haben wollt, dann zahlt dafür, dann zahlt dafür soviel, dass wir das spielen können. 

Ein weiterer Punkt, meine Damen und Herren, wo sich der Bund aus Kernkompetenzen, aus Verantwortlichkeiten zurückzieht – aber nicht mit uns Sozialdemokraten in Wien. Wir lehnen diese Form der Zurückziehung aus wichtigen Bereichen ab. Und wir werden ganz im Gegenteil die Menschen davon informieren, wer dafür zuständig, wer dafür verantwortlich ist, dass vieles an Infrastruktur nicht mehr so gut funktioniert wie in der Vergangenheit. (Beifall bei der SPÖ.)
Und ich schau mir das dann an, vor allem zu den Damen und Herren der Österreichischen Volkspartei gesagt, wie der Lhptm Pröll darauf reagieren wird, wenn seine Bürgerinnen und Bürger den Arbeitsplatz, die Infrastruktur, die sie in Wien finden, nicht mehr erreichen werden und nicht mehr erreichen werden in dem Maße, wie sie es gewohnt sind. 

Und ich schau mir an, wie wir uns dann mit dem Individualverkehr rund um Wien tun werden, mit den Straßen. Wir werden, wenn das durchgeht, das erleben, was der Großraum London jeden Tag erlebt, nämlich einen Verkehrszusammenbruch, ein Chaos, ein stundenlanges Stehen auf den Autobahnen. Und das ist der Weg, den Sie vorweisen. 

Gleichzeitig bejammern Sie, meine Damen und Herren, dass Wien bei den Arbeitsplätzen und in der Arbeitsplatzstatistik nicht jenes Maß an Positionen erreicht, das Sie sich vorstellen. Und gleichzeitig machen Ihre Damen und Herren in der Bundesregierung, Ihre Damen und Herren im Parlament, die Mehrheitsbeschaffer gerade dieser Politik sind, genau das Gegenteil. Sie strafen Wien, strafen Wien offensichtlich für politische Aufmüpfigkeit, und das werden wir den Wählerinnen und Wählern, das werden wir den Bürgern der Stadt Wien immer wieder erzählen. (Beifall bei der SPÖ.)
Herr Kollege Gerstl, genauso entlarvend war doch Ihre Sequenz, wo Sie mit Krokodilstränen gesagt haben, die Stadt Wien hat einen Vertrag mit den WIENER LINIEN, die Bürgerinnen und Bürger der Stadt haben einen Vertrag mit den WIENER LINIEN, und jetzt ist dann einen Tag die Verkehrsaufgabe, das Bewältigen von Autobuslinien, von U-Bahnen, aber auch von Straßenbahnlinien nicht passiert, weil der Streik stattgefunden hat. 

Und in Wirklichkeit haben Sie sich mit dieser Äußerung einmal mehr demaskiert. Sie haben Ihr Bewusstseinsbild, was die Grundrechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer betrifft, demaskiert. Hier geht es nicht darum, dass an einem Tag eine Transportaufgabe nicht erfüllt worden ist. Da ist es darum gegangen, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in ganz Österreich gegen eine unsoziale, gegen eine menschenverachtende Reform protestiert haben. Und wir werden – und da können Sie sicher sein – immer auf der Seite der Interessen der Arbeitnehmerinnen und der Arbeitnehmer sein und Ihre Tränendrüsenargumentation als das demaskieren, was es ist, nämlich eine Heuchelei und in Wirklichkeit der Versuch, demokratische Rechte in Österreich zu schmälern. Aber nicht mit uns, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Die Frage nach der Lage der Nordostumfahrung. Auch heute hatte man in der Diskussion den Eindruck, als wäre das eine Befindlichkeit der Politikerinnen und Politiker, die genauso wie die meisten Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt Fachleute sind, wenn es um Verkehrsfragen geht. Und gerade, meine Damen und Herren, weil es das nicht ist, weil es keine Befindlichkeit ist, wo die Nordostumfahrung tatsächlich zu liegen kommt, hat es SUPer NOW gegeben. Und wenn wir uns die Ergebnislage ansehen, dann ist das nicht eine Frage von Trauzeugen, die sich irgendwo einmal gefunden haben und irgendwelche Routen festgelegt haben, sondern ein Expertenverfahren, das europaweit vorbildlich war. Und da ist nun mal herausgekommen, dass das Szenario vier, dass die OPTI-NOW mit Abstand die besten Werte hat und ausschließlich in einem Bereich, der aber kompensiert werden kann, hinter einer Variante hinterdrein hinkt. 

Und gehen wir es doch gemeinsam durch und spielen wir das Szenario durch, was passieren würde, wenn ein Straßenprojekt außerhalb Wiens gelegt werden würde. Lassen wir die Erfahrungen sprechen, die wir doch haben, wenn es um Straßenprojekte geht, und was das an infrastrukturellen Nachziehprozessen dann nach sich zieht, sehen wir uns das doch an. Wenn wir haben wollen, dass Infrastruktur an den Stadtrand der Stadt und nach Niederösterreich abwandert, wenn wir haben wollen, dass zusätzlich Kaufkraft abfließt, wenn wir haben wollen, dass neue Verkehrsbelastungen geschaffen werden, dann machen wir das. Dann machen wir eine Umfahrung um Wien. Aber das müssen Sie dann gerade den Donaustädter Bürgerinnen und Bürgern erklären, warum das passiert. Sie werden ihnen erklären müssen, warum ihre Kerne nicht entlastet werden. Sie werden ihnen erklären müssen, warum die dichtverbauten Gebiete der Donaustadt nicht entlastet werden. All das werden Sie ihnen erklären müssen. Und Sie werden auch sagen müssen, dass es auf der einen Seite ein Expertenverfahren gegeben hat, dessen Kompetenz hier wohl keiner in Abrede stellt, und dass auf der anderen Seite die Befindlichkeit der FPÖ da ist, die in Wirklichkeit eine Befindlichkeit aus dem Bauch heraus ist und durch nichts gestützt ist. Das werden Sie erklären müssen. Aber das, meine Damen und Herren, ist keine verantwortungsvolle zukunftsorientierte Planungspolitik, das ist keine zukunftsorientierte Verkehrspolitik in der Stadt. Und deshalb werden Sie uns auch in dieser Frage nicht als Partnerin oder Partner wiederfinden, sondern ganz im Gegenteil, wir werden auch in dieser Frage versuchen, dem zum Durchbruch zu verhelfen, was für die Bürgerinnen und Bürger, was gerade für die, die transdanubisch wohnen, eine wichtige Sache ist, ja nicht nur eine wichtige Sache, sondern in Wirklichkeit eine Existenzfrage ist. 

Und deshalb werden wir SUPer NOW weiterverfolgen. Wir werden uns an die Ergebnisse dieses Prozesses halten zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger in Floridsdorf und Donaustadt. (StRin Karin Landauer: Die sind arm!) Die sind nicht arm. Die wären arm, liebe Kollegin, wenn das passieren würde, was Sie vorhaben. Dann wären sie in der Tat arm. Nämlich eine Befindlichkeit aus dem Bauch heraus, eine Befindlichkeit, wo gesagt wird: Machst du das, dann bekommst du die Subvention. Machst du etwas anderes, dann bekommst du es nicht. Ist die Stadt Wien brav, dann bekommt sie Zuwendungen des Bundes; wenn nicht, dann ist es anders. 

Und so verstehe ich ja auch Ihre Aufforderung: Gehen wir gemeinsam zum Minister und machen wir gemeinsame Sache. Wir werden die Interessen der Bür-gerinnen und Bürger vertreten, aber keine Befindlichkeit, die aus dem Bauch heraus funktioniert, meine Damen und Herren. 

Und wenn wir zu einem anderen Großprojekt gehen. In einem Punkt gebe ich dem Kollegen Madejski Recht, in dem Punkt nämlich, dass sich in den letzten zweieinhalb Jahren gerade im Verkehrsbereich und im Planungsbereich mehr verändert hat als in den Jahren davor. Ein Nachholprozess, meine Damen und Herren, ist in einer perfekten Art und Weise geführt worden. Es wurde sehr, sehr viel auf die Reihe gebracht. Das Zusammenführen von Stadtentwicklung und Verkehr hat sich als eine sehr, sehr gute Sache erwiesen. Die Steigerung des Radfahrverkehrs, das Einführen der City-Bikes, das Bedarfschaffen nach zusätzlichen Radkapazitäten. Das Positionspapier Masterplan Verkehr. Die vierte Ausbauphase der U-Bahn. Der Abschluss der SUPer NOW. Die Vorarbeiten und die Planung und die Finanzierungsvorschläge zum Bahnhof Wien. Der Mediationsprozess Vienna Airport. Das 50-Orte-Programm. All das, meine Damen und Herren, sind eine beredte Sprache dafür, dass sozialdemokratische Planungs- und Verkehrspolitik unter StR Schicker sicherlich eine neue Zeit eingeläutet hat, wo viel weitergegangen ist zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger. (Beifall bei der SPÖ.)
Und wenn wir uns gerade die Fragen des Masterplans Verkehr ansehen, dann ist der Masterplan Verkehr in doppelter Hinsicht beispielgebend. Er ist beispielgebend, wenn es darum geht, was Bürgerbeteiligung betrifft. Er ist beispielgebend, wenn es darum geht, dass dezentral mannigfaltige Diskussionen abgeführt worden sind. Und er ist beispielgebend dafür, dass zielorientiert auf vielen Ebenen gearbeitet worden ist, dass auf der einen Seite hochrangig auf Expertinnen- und Expertenebene gearbeitet worden ist, aber dass nicht vergessen wurde, die demokratiepolitisch wertvolle Rückbindung mit jenen Menschen zu schaffen, die schlussendlich von diesen Planungen betroffen sind. 

Und wenn ich mir den Fahrplan ansehe, dann sind zwei Dinge festzuhalten. Zum Ersten, dass der Masterplan Verkehr nicht einen Austausch des Verkehrskonzeptes 1994 betrifft, sondern eine Weiterentwicklung, eine Konkretisierung. Viel von dem, was 1994 gesagt und getan worden ist, ist erfüllt. 

Vieles an neuen Herausforderungen hat sich in den letzten Jahren entwickelt, und gerade dem trägt der Masterplan Verkehr im hohen Maße Rechnung. 

Wir haben die dezentralen Veranstaltungen auf Bezirksebene gehabt. Und da auch ein ehrliches Wort. Bei den vielen Ideen, die gekommen sind, wird es die eine oder andere Idee geben, die man nicht umsetzen kann. Ich weiß das aus meinem eigenen Bezirk, wo ich bei Veranstaltungen dieser Art dabei war. 

Und wenn Bürgerinnen und Bürger beispielsweise eine Verkehrsberuhigung und die Sperre einer Fahrspur auf der Adalbert-Stifter-Straße im 20. Bezirk einfordern, dann muss man dazu sagen: Das wäre wahrscheinlich für die Anrainer eine durchaus interessante Perspektive, wird aber im Gesamtkonnex der Stadt nicht sinnvoll sein. Und auch da wird man klar und deutlich sagen können, und das bedeutet ja nicht, dass man den Vorschlag abwertet, dass einiges und das eine oder andere halt auch nicht geht. 

Und wenn ich auf der einen Seite fordere, dass es Gedankenfreiheit, dass es eine Vielfalt der Diskussion geben soll, und gleichzeitig sage, aber das, was am 20. April in einem Statusbericht über den Masterplan Verkehr drinnen gestanden ist mit diesen Mautbereichen, das darf nicht diskutiert werden, dann orte ich auch ein merkwürdiges Demokratieverhältnis. Beschlossen, zur Kenntnis genommen ist das Positionspapier. Da ist nichts drinnen gestanden über Mautregelungen. Und wenn Planerinnen und Planer als eine Vision, wie etwas sein könnte, in einem klischeehaften Beitrag meinen, das könnte etwas sein, was für Wien in Frage kommt, und dass man sie einmal andiskutiert, dann ist das in Ordnung, dass das diskutiert wird. Es gibt einen Meinungsbildungsprozess auf der Ebene der Beamtinnen und Beamten, der Fachleute, der Expertinnen und Experten, es gibt einen Meinungsbildungsprozess im Bereich der Bürgerinnen und Bürger und es gibt schlussendlich eine Beschlussfassung, eine Beschlussfassung derer, die auf Grund einer freien demokratischen Wahl dafür legitimiert sind, nämlich der Damen und Herren dieses Hauses. Und das wird dann Gegenstand sein, was wir zu diskutieren haben. Und ich bekenne mich dazu, dass man gerade auch in der Stadtplanung und in der Verkehrspolitik Visionen haben sollte. Da muss man nicht zum Arzt gehen, um diese zu haben, sondern ganz im Gegenteil, Visionen, das Durchdenken, auch wenn das eine oder andere morgen oder übermorgen noch nicht umsetzbar ist, gerade das macht die Qualität von Stadtplanung und Verkehrspolitik in dieser Stadt aus. Und das wollen die Bürgerinnen und Bürger auch, wie wir bei den letzten Wahlen deutlich gesehen haben. 

Meine Damen und Herren! Wir können über vieles reden, beispielsweise auch darüber, was der Kollege Chorherr eingebracht hat mit der Frage der Überplattung des Handelskais. Und als einer, der die Diskussionen gerade um die Verbauung und die Bebauung des rechten Donauufers im 20. Bezirk mitbekommen hat, weiß ich auch, warum das großflächig damals nicht realisiert werden konnte. Da geht es auch darum, dass ich technisch gewisse Probleme habe, um die Bahntrasse zu überwinden. Das heißt, ich bekomme Gefällesituationen, die einfach dann für die Verbauung nicht rasend geeignet sind. Ich bekomme gleichzeitig auch einen Kostenfaktor, der nicht unerheblich ist. Und ich habe als Bezirksverantwortlicher, und deshalb hat man sich ja dann schlussendlich dagegen entschlossen, auch etwas anderes mit zu überlegen. Wir haben, gerade weil wir uns zur Stadt der kurzen Wege bekennen und gerade weil wir der inneren Stadterweiterung das Wort reden und nicht dem weiteren starken Hinausschieben von Siedlungsstrukturen an den Stadtrand, in innerstädtischen Bereichen eine Dichte erreicht, wo wir uns auch überlegen müssen: Wie schaut das Grünraumangebot aus? Und gleichzeitig überlegen wir uns, dass sich gerade in diesem Stadtteil Wiens Freiräume hoffentlich in Zukunft erhalten werden, die auch zur Stadtplanung freigegeben sind, wo man auch überlegen muss, welche Struktur ich da schaffe. Ich denke an den Nordwestbahnhof beispielsweise. Ich denke aber auch an viele Teile des Nordbahnhofes, die zur Nutzung offen stehen und wo Planungen und Konzepte bereits laufen. 

Und gerade wenn ich mir die Dichte dieser Gebiete ansehe, dann muss ich mir auch überlegen: Wie kann ich Grünraum, wie kann ich Freiraum schaffen? Was aber nicht heißt, dass ich mir nicht die Frage der Überplattung, auch im Sinne dessen, was ich vorher gesagt habe, in einem freien Austausch von Gedanken, in einer Diskussionsphase, die nicht gleich morgen die Umsetzung haben muss, durchaus mit ansehen kann.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch auf einen anderen Punkt kommen, der mir wesentlich ist. Wir haben, relativ unbemerkt, weil es außer Streit gestanden ist, den größten Mediationsprozess weltweit in Wien laufen und erfolgreich laufen. Die Stadt Wien, Niederösterreich und der Flughafen Wien haben sich gemeinsam entschlossen, eine Möglichkeit zu schaffen, wie Bürgerinnen und Bürger mit einbezogen werden können, wenn es darum geht, auch unangenehme, auch störende Auswirkungen eines Verkehrsbauwerks, einer wirtschaftlichen Notwendigkeit zu diskutieren. 

Und, meine Damen und Herren, das Ergebnis ist ein sehr, sehr überraschendes und ein sehr, sehr positives. Von den 50 Prozessteilnehmern, von den 50 an der Mediation beteiligten Gruppen haben sich 47, und 2 Gruppen überlegen noch, dazu entschlossen, einen Verteilungsplan von Pflichten und Lasten im Zuge der Fluglärmbelastung auf sich zu nehmen. Und sie haben eines mehr gesagt. Sie haben gesagt, und das würde ich mir bei vielen Diskussionen auch in der Stadt im kleinräumigen Bereich wünschen, alle die, die da mitgewirkt haben, haben gesagt: Wir erkennen die wirtschaftliche Notwendigkeit des Flughafens für Wien an. Wir erkennen an, dass das ein Faktor ist, den wir berücksichtigen müssen, wollen wir in der Ostregion, wollen wir in der Vienna Region eine positive Entwicklung haben. 

Und die Ergebnisse für Wien sind erfreulich. Ab 2004 werden wir eine massive Entlastung in nahezu allen Teilen Wiens haben, ob das jetzt die Frage der Nachtflugrestriktion ist, das heißt, dass es in den westlichen und südlichen Bezirken keine Landungen mehr geben wird von 21 bis 7 Uhr in der Früh, dass wir gleichzeitig auch im 22. Bezirk ganz wesentlich in der Nacht die Landungen über dem Wiener Stadtgebiet reduzieren werden können, dass wir 3 500 Landungen über West- und Süd-Wien weniger im Jahr haben werden, dass wir schonende Anflugsverfahren haben werden, die Gewähr dafür sind, dass darüber hinaus Verbesserungen für die Bürgerinnen und Bürger stattfinden können. All das, meine Damen und Herren, ist etwas sehr, sehr Positives.

Aber ich möchte im Zusammenhang mit dem Flughafen ganz besonders deshalb, weil es auch Thema der Diskussion der letzten Wochen und Tage ist, eines einmal mehr sagen: Neben der Frage, wie können wir den Betrieb des Flughafens prosperierend gestalten und gleichzeitig möglichst ökologisch schonend für die Menschen, haben wir einen zweiten Bereich zu berücksichtigen, nämlich den Flughafen als Bedeutung für Osteuropa-Zentralen in Wien. Und da gibt es eine ganz bemerkenswerte Studie, die dieser Tage im ORF am Wochenende präsentiert worden ist, wo mitgeteilt worden ist, dass 90 Großkonzerne ihre Osteuropa-Zentralen in Wien haben. Und auf die Frage, warum sie das haben, wo es doch jetzt in den Erweiterungsländern der EU durchaus auch schon Rechtssicherheit gibt, wurde Folgendes einmal mehr festgehalten: 

Zum einen ist es die Tatsache, dass Wien eine sichere Stadt ist. Und da haben wir heute schon diskutiert, dass dank der Politik des Innenministers Strasser gerade das ins Wanken gerät und die Verbrechensziffern in Wien nicht gerade die besten sind, und wir wissen ja auch weshalb. Umso mehr auch aus wirtschaftspolitischer Sicht der Appell, dass der Innenminister die Dienstposten der Exekutive in Wien wieder füllt und wieder ausreichend Polizei auf Wiens Straßen schickt. (StR Johann Herzog: Der Bund ist immer der Böse!) Na, wenn man die Wahrheit sagt, dann tut es Ihnen ja Leid oder es schmerzt Sie. Das merke ich durchaus. Aber auch wenn es Ihnen unangenehm ist, bleibt Wahrheit trotzdem Wahrheit, und wir werden sie auch immer wieder aussprechen. Dort, wo der Bund versagt, wo er Schaden für Wien bringt, werden wir es immer klar und deutlich sagen, damit auch die Bürger in dieser Stadt wissen, woran sie sind. 

Und, meine Damen und Herren, das Zweite, was die Betriebe gesagt haben, was die Verantwortlichen gesagt haben, war die hohe Lebensqualität. Nummer zwei weltweit zu sein, das hat durchaus einen Wert.

Aber das Dritte, meine Damen und Herren, war schon, dass der HAP Schwechat die Verbindung zu osteuropäischen Ländern und Destinationen bei keiner anderen Destination, bei keiner anderen Location so gut ausgeprägt fand wie in Wien, und deshalb fühlen sie sich in Wien auch gut betreut und wohl. 

Und da auch der Appell an die Bundesregierung und diejenigen, die nicht unwesentlich für die Geschicke der Austrian Airlines verantwortlich sind. Wenn tatsächlich durch eine verfehlte Wirtschaftspolitik, wenn tatsächlich dadurch, dass der Austrian Airlines immer mehr an Kom-petenz und an Möglichkeiten genommen wird, schlussendlich auch deshalb, weil die Ziele einer Wirtschaftspolitik und einer Geschäftspolitik der Austrian Airlines momentan seitens der Bundesbeteiligung nicht wirklich optimal sind, wenn Austrian Airlines in der Tat nicht mehr mehrheitlich in österreichischem Besitz ist, wenn also so privatisiert werden würde, wie Sie es sich gerne wünschen und vorstellen, dann würde das bedeuten, dass wir zirka 30 Prozent der Flugverbindungen Richtung Osten verlieren, und das würde bedeuten, dass wir gerade in diesem wichtigen Sektor Zehntausende von Arbeitsplätzen mittel- und langfristig an andere Städte abgeben werden. Und davor sei in dieser Zeit, sei heute gewarnt, weil es jetzt noch rechtzeitig ist, um gegenzusteuern. Und an die Vertreter vor allem der ÖVP und der FPÖ der Appell, dass Privatisierung der Ideologie willen, Privatisierung ohne Ziel und ohne Strategie dazu führt, Wirtschaftsstandorte in Österreich zu schädigen und nicht zuletzt auch der Vienna Region langfristig Schaden zuzufügen.

Meine Damen und Herren! Wir haben gerade im Bereich der Planung, gerade im Bereich der Verkehrspolitik eine Reihe von Maßnahmen, eine Reihe von Plänen auf den Weg gebracht. Nicht zuletzt die Frage des Gratis-Stadtrades, des City-Bikes Wien, wo man in der Tat nach der ersten Phase gesehen hat, wie viel an Bedarf, wie viel an Bereitschaft umzusteigen, wie viel an der Möglichkeit, die wir uns bis 2010 vorgenommen haben, den Radfahrverkehr von 4 auf 8 Prozent zu verdoppeln, wie viel dort drinnen ist. Das Projekt läuft, das Projekt ist angenommen. Es wird mit der neuen Konzeption, mit dem neuen System, mit der neuen Strategie besser funktionieren. Es wird zielorientierter funktionieren, es wird gerade die erste Stunde des Fahrens fördern und dann progressiv teurer werden, gerade das erreichen, was wir uns vorstellen, dass viele Wienerinnen und Wiener merken, dass das Fahrrad eine Alternative ist, eine Alternative auch im tagtäglichen Mobilitätserfordernis. 

Wir werden durch das 50-Orte-Programm und durch andere Maßnahmen das Zu-Fuß-Gehen in der Stadt weiter attraktivieren. Gerade internationale Vergleiche haben gezeigt, dass da sehr, sehr viel an Potenzial drinnen ist. Das gehen wir offensiv an. Und wenn wir uns ansehen, wie dieses 50-Orte-Programm läuft, dann ist auch zu sagen, dass wir gut in der Zeit sind. Mit Start 2001 wurden diese 50 Orte definiert. Wir haben bereits sechs Projekte fertiggestellt. Die aktuelle Bearbeitung erfolgt in fünf Bezirken aktuell, in den Bezirken 3, 4, 5, 6 und 9, und drei weitere Bezirke, der 7., der 8. und der 10. Bezirk, werden 2003 dazukommen. 

Ein Zwischenstand, meine Damen und Herren, der deutlich macht, dass das ambitionierte Ziel, 2006 dieses 50-Orte-Projekt und -Programm fertiggestellt zu haben, realistisch ist, dass wir gut unterwegs sind und dass die Wienerinnen und Wiener damit ein Stück Lebensqualität in dieser Stadt mehr bekommen, was schlussendlich auch Grund dafür ist, dass wir im internationalen Ranking, ich sagte es bereits, auf Platz zwei zu liegen kommen.

Meine Damen und Herren! Budgetdebatten, Rechnungsabschlussdebatten sind naturgemäß auch Möglichkeiten, Bilanz zu ziehen. Ich sage es auf den Punkt gebracht abschließend: Nach einer Zeit der Stagnation ist seit der Übernahme des Ressorts durch StR Schicker eine Dynamik eingekehrt. Es sind viele Projekte auf den Weg gebracht worden, wo wir gut unterwegs sind. Es ist vieles an Leistungen, vieles an Festlegungen, vieles an Positionierungen in dieser Stadt passiert, und das gepaart mit einer Demokratisierung, die alle Bereiche der Diskussion sowohl in der Verkehrspolitik als auch in der Planungspolitik durchflutet hat.

Meine Damen und Herren! Wenn ich in der Halbzeit der Funktionsperiode sage, dass wir gut unterwegs sind, dann ist das nicht übertrieben und lässt den Schluss zu, dass das, was im Regierungsprogramm steht, erfüllt wird, dass wir, wie gesagt, einen guten Schritt weitergekommen sind, um das zu erreichen, was die Wählerinnen und Wähler, die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt erwarten, nämlich gute Politik für die Wienerinnen und Wiener zu machen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr Mag Neuhuber. Und er weiß ja: Ab jetzt ist die Redezeit 20 Minuten.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Der Herr Kollege VALENTIN hat gerade Visionen in der Politik und im Besonderen in der Planungspolitik eingefordert, und irgendwie hat diese Forderung bei mir jetzt gewirkt. Während seiner Rede hatte ich tatsächlich Visionen. Zuerst einmal hatte ich die Vision, dass der Herr Kollege VALENTIN für höhere bundespolitische Weihen vorgesehen ist, weil ich glaube, er hat nämlich gerade für eine Nationalratsrede trainiert. Dann kam aber die zweite Vision dazu, dass er vielleicht gerade dabei ist, innerhalb der SPÖ einen Karrieresprung irgendwo nach oben vorzunehmen, weil das war eine Parteitagsrede, was er soeben hier abgeliefert hat, und nichts anderes. 

Sollten Sie also für irgendwelche größeren Aufgaben in unmittelbarer näherer Zukunft vorgesehen sein, so gratuliere ich namens meiner Fraktion jetzt schon recht herzlich. Vielleicht haben wir irgendetwas übersehen. Wenn dem aber nicht so ist, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, dann haben Sie wieder einmal eine Chance vergeben, in diesem Haus Sachpolitik zu machen und nicht nur Polemik und Bundespolitik. Wir sind hier im Wiener Landtag, meine Damen und Herren! Nehmen Sie einmal das endlich zur Kenntnis! (Beifall bei der ÖVP.)

Das bringt mich aber zu etwas, das heute schon mehrfach angezogen wurde, nämlich zu dem Ritual, dem wir uns da wieder zweitägig jetzt stellen, meine Damen und Herren. Und nicht nur mir, sondern allen, die hier ans Rednerpult gehen heute Nachmittag, bietet sich, glaube ich, derselbe Ausblick: relativ leere Bankreihen. Und besonders heute bei den Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, der GRÜNEN und Freiheitlichen, die - soweit mir bekannt wurde - ja besonders darauf bestanden haben, dass diese Diskussion zweitägig geführt wird. Natürlich verstehe ich das Argument, und ich sehe es ein, dass wir als Opposition nicht auf unsere Rechte verzichten wollen. Aber ganz ehrlich, meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen: Welches Recht ist es, hier vor halbleeren Bankreihen zu reden? Das Fernsehen hat abmontiert, Journalisten sind nur mehr sehr spärlich vertreten. Welches Recht ist es? 

Ich glaube, wir sollten uns sehr ernsthaft, sei es in der Präsidiale oder auch im größeren Rahmen, darüber unterhalten, wie wir in Zukunft Rechnungsabschlussdebatten und Budgetdebatten vonstatten gehen lassen. So hat es keinen Sinn, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Eingefordert wurde Sachlichkeit und weniger Ideologie in der Planungsdebatte. Ich fange damit an und konzediere einmal heute als erstes, dass ein Großteil gerade der Flächenwidmungen gemeinschaftlich beschlossen wird im Ausschuss und damit auch im Gemeinderat. Gar keine Frage. Also, in einem weiten Teil haben wir Commonsense, gemeinsame Praxis und Anschauungen. 

Aber dort, wo es nicht so ist, meine Damen und Herren, die Flächenwidmungen, wo Oppositionsparteien oder in manchen Fällen sogar die Opposition geschlossen dagegen ist, die haben es in sich. 

Herr Kollege VALENTIN, Sie haben groß von Bürgerbeteiligung bei der Gemeinde Wien und Stadt Wien gesprochen. Was ist denn Bürgerbeteiligung für Sie? Wo fangt es denn an? Wie viele Hunderte, Dutzende, Tausende, Zehntausende Unterschriften müssen denn für oder gegen ein Projekt eingebracht werden, damit Sie wirklich Bürgerbeteiligung ernst nehmen? Beteiligen heißt ja nicht nur formal und alibimäßig mit den Menschen reden, sondern sie wirklich einbinden, sie mitentscheiden lassen, meine Damen und Herren. 

Und das geschieht bei den Flächenwidmungen dort, wo es nämlich hapert, dort, wo es kritisch ist bei einzelnen Flächenwidmungen, immer weniger, sonst hätten wir nicht jetzt eine ganze Reihe solcher kritischer Fälle, begonnen mit der Sensengasse. Also, ich will gar nicht alle aufzählen, weil sonst überschreite ich selbst diese 20 Minuten. Die Sensengasse. Das Bauernvertreibungsprogramm im 21. und 22. Bezirk, ja? 

Wir haben demnächst auch wieder ein durchaus umstrittenes Projekt in Liesing, über das wir noch diskutieren werden, wo es auch eine sehr umfangreiche Bürgerbeteiligung gibt, nicht nur im Rahmen des Flächenwidmungsverfahrens, sondern auch darüber hinaus in Form von verschiedenen Initiativen. 

Ich denke, dass wir gut beraten sind, und nicht nur wir von der Opposition, sondern insbesondere Sie in der Regierung, dass wir wirklich, dass Sie beginnen, die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger in Flächenwidmungsfragen ernst zu nehmen und sie mitbestimmen zu lassen. 

Zweiter Themenkomplex bei der Flächenwidmung: die Flächenanlasswidmung. Auch da haben wir regelmäßig derartige Projekte, die maßgeschneidert werden. Zuletzt wieder das Town-Town-Projekt. 

Jetzt habe ich, aus der Wirtschaft kommend, dagegen noch relativ wenig einzuwenden, wenn wirklich dann sozusagen das drinnen ist, was vorher draufgestanden ist. 

Wir haben vor kurzem am Handelskai eine Flächenwidmung für eine österreichische Konzernzentrale vorgenommen. Das würde ich verstehen. Nur, wenn diese Konzernzentrale oder das Grundstück bereits vor dem Verkauf steht oder schon tatsächlich verkauft wurde und wir haben dann eigentlich für die maßgewidmet, wozu dann diese Art der Flächenwidmung? Wozu diese Spezialisierung in den Flächenwidmungen bis ins kleinste Detail, die wir einstweilen immer wieder in den verschiedenen besonderen Bestimmungen haben? 

Und genauso wie bei diesem Verkauf am Handelskai, den ich gerade erwähnt habe, oder beim Town-Town-Projekt und bei vielen, vielen anderen mehr haben wir hier schon öfter moniert, dass der Planwertausgleich nicht kodifiziert ist in Wien. Ich weiß schon, jetzt kommt der Herr Stadtrat wieder mit dem Mehrwert Simmering. Aber es gibt außer dem Mehrwert Simmering immer wieder viele andere Projekte, wo nicht klar definiert ist, was zahlt oder was gibt eigentlich der Developer, der einen hohen Plangewinn hat? Jedes Mal ist das so eine undurchsichtige Mauschelei zwischen Beamten, zwischen der Stadtregierung, zwischen dem Bezirksvorsteher, so wie das der Herr Bezirksvorsteher Wurm vor kurzem ausgedrückt hat in einer Zeitung: "Investoren wollen soviel wie möglich, die öffentliche Hand schaut was geht." 

Na, gratuliere, wenn die Flächenwidmungspolitik nach dem "Wir schauen was geht"-Prinzip abläuft. 

Ich denke, auch darüber sollten wir nicht mehr hundert Mal diskutieren, Herr Stadtrat, sondern wirklich zu einer Lösung kommen und das möglichst rasch angehen. 

Jetzt komme ich zu einem Thema, meine Damen und Herren, das ich auch schon öfter hier angeschnitten habe und das mich in zunehmendem Maße, um ehrlich zu sein, frustriert, dieses dauernde Déjà-vu-Erlebnis, und das ist der Wiener Prater. Wenn ich einen Zeitungsartikel hernehme, der erst vor kurzem, vor wenigen Tagen, erschienen ist, so ist das ein weiteres Puzzlestück in 
der nicht endenwollenden Pratergeschichte. Samstag, 31. Mai, "Chronik Wien", "Kurier". Dort steht: "Bei einer dreitägigen Informationsreise in verschiedene Themenparks Dänemarks und Deutschlands sollten umsetzbare Ideen und Konzepte für den Wiener Wurstelprater gefunden werden." 

Es ist, glaube ich, sechs Jahre her, ich habe es von dieser Stelle schon mehrfach erzählt, da hat eine Delegation mit VBgm Görg, damals Planungsstadtrat, StRin Ederer, Präsident Nettig und anderen eine ähnliche Tour gemacht. 

Ich frage mich, Herr StR Schicker: Warum ist in den letzten zweieinhalb Jahren nichts mehr geschehen? 

Nach dieser damaligen Informationsreise kam das Praterkonzept durch die Herren Sallaberger und Schwarz. Es sah Insellösungen vor, gar nicht so unähnlich dem, was zuletzt wieder präsentiert wurde. 

Warum geht derartig viel Zeit verloren? Warum wird immer wieder zugewartet? Momentan nämlich wirklich zum Schaden der einzelnen Praterunternehmer. Jetzt wird es nämlich immer ärger, weil die können auf Grund des Planungs- oder Umsetzungsstopps, den es dort gibt, derzeit gar nicht mehr neue Projekte angehen. Alles gestoppt, bis dieser große Masterplan endlich einmal umgesetzt wird. 

Wir haben das alles schon mehrfach gehabt. Wann geht es los, Herr Stadtrat? 

Das einzig Neue an der Diskussion, das räume ich jetzt wirklich ein, das einzig Neue an dieser Diskussion ist, Sie haben sich aus der Planung verabschiedet. Weder in diesem Artikel noch in den Pressemeldungen der letzten Zeit oder in den Pressekonferenzen sind Sie überhaupt noch aufgetreten. Es hat anscheinend hier einen heimlichen Ressortwechsel gegeben. Die Frau VBgm Laska ist einstweilen die Planungsoberstadträtin geworden und nimmt sich ganz besonders um dieses Areal an, das ihr, wie sie in einer Anfragebeantwortung gemeint hat, im Sinne ihrer Querschnittsmaterie natürlich besonders am Herzen liegen würde. Dieses Besonders-am-Herzen-Liegen der Frau Vizebürgermeister werden wir uns genau anschauen, was da die Motive dahinter sind, dass sie sich so besonders um den Prater kümmert und dass jetzt immer mehr Kompetenzen in diesem Be-reich an das Sportressort im Besonderen gezogen werden. Wir werden uns ganz genau anschauen die Querverbindung, die es da gibt. Ein Schelm, wer Schlechtes dabei denken würde und etwa familiäre Interessen oder sonst irgendetwas dahinter vermutet. Das tut sicher kein Mensch in diesem Haus. Aber wir werden uns das sehr genau ansehen. Und es gibt ja Gott sei Dank auch immer wieder Informationen von Beamten und Praterunternehmen, denen dieser Sumpf schlicht und einfach zu viel wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Also ich bin neugierig, ob Sie zum Thema Prater noch etwas zu sagen haben. 

Und einen weiteren Punkt, den ich aber aus Zeitökonomie jetzt wirklich nur mehr sachlich anspreche und hier um eine kurze Beantwortung bitte. Wir haben nämlich in Ihrem Ressort noch nicht drüber reden können, aber ich habe hier einen Akt aus dem Finanzressort, die Verordnung des Gemeinderates, in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe vorzuschreiben. Ich nehme an, Sie kennen das Papier. § 5: "Bei Erwerb von elektronischen Parkscheinen zu zahlende Entgelte trägt pro elektronischem Parkschein für eine Abstellzeit von einer halben Stunde" und und und, dann geht es weiter. Und bei Punkt f ist dann für eine Abstellzeit von drei Stunden 2,40 EUR. 

Wir möchten nur wissen, ob es hier eh nicht – was man ja auch vermuten könnte – zu einer schleichenden und dauerhaften Einführung einer Dreistundenabstelldauer für PKW kommt und wie dieses elektronische System in Zukunft kontrolliert werden soll. Aber, wie gesagt, ich will wirklich noch nichts vermuten, einfach einmal nur, weil wir heute da die Gelegenheit dazu haben, um Beantwortung bitten. Aber ich bin sicher, dass das eine Sache ist, die auch noch einmal auftauchen wird. 

Zum Abschluss aber noch wirklich ein positiver Punkt auch aus dem Planungsressort. Wir haben ja heute gesagt, wir wollen nicht nur kritisieren. Ich muss wirklich sagen: Der Umbau der Büroräumlichkeiten im Planungsressort ist hervorragend gelungen. Also manchmal gelingt dort auch etwas. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender!

Ich darf kurz auf den Kollegen VALENTIN eingehen, der einige Bemerkungen gemacht hat, die nicht uninteressant waren. 

Das Letzte, was er zum Schluss behandelt hat, war die Frage der inneren Stadterweiterung, die uns am Herzen läge. Ich glaube, man wird feststellen können, dass bis jetzt diese innere Stadterweiterung im Großen und Ganzen stecken geblieben ist und dass sich garantiert in Zukunft ein dramatisches Scheitern abzeichnet. Und zwar kann man das durchaus herauslesen aus dem Supremat 2002, wo die Daten der Jahre 1991 bis 2000 beziehungsweise 1981 bis 2021 aufgelistet sind. Wenn man liest, dass Wien insgesamt ein Plus von 75 000 plus 4,9 Prozent hat und Wien Nordost ein Plus von fast 20 Prozent, und das in zehn Jahren von 1991 bis 2000, sieht man, dass die letzten Jahre so gelaufen sind, dass die Stadterweiterung an Ihnen vorbeigegangen ist. Wenn man dann die Entwicklung bis 2021 anschaut, dann heißt das, dass sich in Wien in Zukunft insgesamt ein Plus von 3 Prozent ergeben wird, was die Wohnbevölkerung betrifft, dass aber auf die Bezirke 21 und 22 insgesamt 23 Prozent Zuwachs entfallen, eine Zahl von ungefähr mehr als 30 000 Einwohnern, denen in Wien insgesamt 55 000 gegenüberstehen werden.

Das heißt also, die innere Stadterweiterung ist hoch gelobt worden und wird sehr hervor gehoben, aber sie hat im Grunde genommen noch nicht stattgefunden.

Das Zweite war eine interessante Bemerkung für einen sozialdemokratischen Gemeinderat. Er hat gesagt: Die Infrastruktur in dieser Stadt funktioniert nicht mehr so wie früher. Eine ganz erstaunliche Erkenntnis von einem Sozialdemokraten, da hört man das ja eher nicht so. Eine Erklärung auch, die im Widerspruch steht zu den Wortmeldungen, die wir heute gehört haben, wo man doch eher den Eindruck hatte, beginnend mit dem Herrn Vizebürgermeister und durchgehend durch alle Redner der sozialdemokratischen Mehrheitsfraktion, dass die Entwicklung und alles, was es in Wien gibt, einfach paletti ist. 

Und dann die Schlusserkenntnis, die der Herr Kollege VALENTIN gleich an den Anfang seiner Rede sozusagen gesetzt hat. Er hat festgestellt: Ohne Bund geht nichts. Und ich glaube, da hat er völlig Recht. Diese Erkenntnis scheint sich nunmehr bei den Sozialdemokraten langsam durchzusetzen. Und auch die Bewertung des Bundesministers Gorbach dürfte ja in diese Richtung gehen. Ein Weg, eine Erkenntnis, für die die Sozialdemokraten mit Garantie positiv zu beobachten sein werden. 

Ich darf auch darauf hinweisen, dass aus ähnlichen Quellen, nehme ich an, eine Meldung gespeist wurde, vom 11. Juni in der "Kronen-Zeitung", wo steht: "Kein Geld für Wiener Bahnhöfe", und man befürchtet jetzt, dass der Erlös der ÖBB-Immobilien von der Bundesregierung lediglich zur Reduktion von Schulden verwendet wird.

Ich möchte feststellen, dass der Bundesminister Gorbach in einer noch nicht lange – am 12. Juni hat das stattgefunden – zurückliegenden Pressekonferenz hier Klartext gesprochen hat. Es ist gar keine Frage, dass hier die Beteiligung des Bundes festgeschrieben ist und dass die Projekte des Generalverkehrsplanes so wie sie sind durchgeführt werden werden, beziehungsweise dass auch die Finanzierung der Pläne des Generalverkehrsplans als gesichert zu betrachten sind und dass die Bereitschaft des Bundesministers und des Bundesministeriums vorliegt, eine Vorziehung von Großprojekten in Wien zu gewährleisten, sprich also, den Zentralbahnhof Wien, den Bahnhof Wien vorzuziehen. Das bedeutet natürlich, dass diese Vorziehung erfolgen kann, wenn eine Reihung erfolgt, eine Prioritätenliste aufgestellt wird, das heißt also, wenn Wien, die Stadt Wien und die sozialistische Mehrheit sich entschließt, von sich aus Verantwortung dahin gehend zu übernehmen, dass sie hinsichtlich der Projekte, die sie vorreiht, wie den Zentralbahnhof, auch zur Kenntnis zu nehmen hat, dass sie dann Projekte nehmen muss, die sich hinten anstellen müssen. Ohne das wird es nicht gehen.

Entscheidend ist natürlich, dass es entsprechende Umwidmungen seitens der Stadt Wien gibt. Und da wird seitens des Ministeriums klar gesagt, dass dann auch die ÖBB über Projekte hinaus zu konkreten Taten schreiten werden.

Den Befürchtungen, wonach Wien-Projekte gefährdet sind, ist Minister Gorbach in seiner Pressekonferenz mit aller Klarheit entgegengetreten, und ich glaube, dass das eine wichtige und gute Antwort für Wien ist, eine wichtige Sache. Es ist auch so, dass die Möglichkeiten, die von sozialistischer Seite, von Bgm Häupl, ventiliert wurden, die in Richtung Public Private Partnership gehen, bei der Gestaltung des Zentralbahnhofes selbstverständlich auf Zustimmung stoßen werden. Hier ein solches Finanzierungsmodell zu machen und aufzubauen ist sicherlich eine wertvolle und gute Sache. 

Entscheidend ist aber, dass es endlich gelingt, entsprechend dem Letter of Intent zu einer gemeinsamen Bindung von Bund, Land und ÖBB zu kommen. Hier sind Schritte erforderlich, und hier muss man sich bemühen, keine Zeit und keine Termine zu verlieren.

Wien wird aber nicht nur die nötigen Umwidmungen vornehmen können, um also Rechtssicherheit auch für den Grundbesitzer ÖBB zu schaffen, sondern es wird selbstverständlich auch Klarheit zu schaffen sein seitens der sozialistischen Stadtverwaltung, in welchem Ausmaß ein eigener finanzieller Beitrag zu diesem Großprojekt Zentralbahnhof dabei sein wird und in welchem Ausmaß. Und ich glaube, Gorbach sagt ja auch die Verwendung eines großen Teils der Umwidmung von Veräußerungserlösen für den Bahnhofsneubau zu, und ich glaube, dass er mit seinem Versprechen hoffentlich Recht behält, dass dann dieser Zentralbahnhof noch in diesem Jahrzehnt einer Verwirklichung zugeführt werden kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Zum Thema Hauptbahnhof selbst liegen Pläne und Vorstellungen der ÖBB da. Es geht um eine Verschiebung des Personenbahnhofes Richtung Südtiroler Platz, vor allem die Kassenhalle wird in dieser Richtung dann gelegen sein. Und damit wäre etwas erreicht, worüber wir Wiener uns auf alle Fälle freuen, wenn das endlich eintritt, dass diese groteske Fehlplanung vergangener Jahrzehnte, nämlich eine U-Bahn-Linie eine ganze Station weg vom Bahnhof zu legen, beseitigt wird, eine Groteske, die Generationen von Reisenden mit Zugverspätungen und schweren Gepäckabschleppungen bezahlen mussten, weil sich irgendwer nicht rechtzeitig mit den Verkehrsplanungen so beschäftigen konnte, dass die Lösung einer U-Bahn-Linie zum Bahnhof schon vor Jahrzehnten verwirklicht worden wäre. 

Und daher: Ein Bahnhof Wien als Durchgangsbahnhof mit Verknüpfung von U-Bahn und S-Bahn ist also meiner Meinung nach nur dann denkbar und möglich, wenn das Zusammenführen zwischen Bahnhofsprojekt auf der einen Seite und einer Neulösung des ganzen Areals und Komplexes Südtiroler Platz mit S- und U-Bahn-Lösung angegangen wird. Eine Beseitigung dieses Schandflecks Südtiroler Platz, wie er sich heute darstellt, ist, glaube ich, eine Notwendigkeit, um das Bild unserer Stadt für die Reisenden, die aus dem Ausland kommen, zu verbessern. 

Rasches Umsetzen, wie gesagt, der Inhalte eines Letters of Intent ist notwendig. Bund, Land und ÖBB werden sich zusammenfinden müssen in der Bereitschaft, hier zu handeln. Die Bereitschaft des Ministers ist angekündigt, und es gibt keinen Grund, daran zu zweifeln. 

Die Reihung der Vorhaben des Generalverkehrsplanes – ich habe das schon gesagt – wird notwendigerweise von Wien rasch angegangen werden müssen, um hier zur Klarheit zu kommen.

Entscheidend für mich und für uns Freiheitliche ist aber eine Feststellung. Der Bahnhof Wien ist ein ganz, ganz wichtiges Projekt, das vorgezogen gehört. Schon Pawkowicz, unser verstorbener Obmann und Klubobmann, hat in den neunziger Jahren diese Idee vertreten. Aber eine Weiterentwicklung vom Zentralbahnhof über die Areale des Bahngeländes bis zu einem Gesamtkonzept, das eben zwischen Südbahnhof und Bahnhof Meidling eine Gesamtstruktur aufbaut, erscheint unumgänglich. Eine solche Weiterentwicklung eines Südgürtels neu haben wir bereits 2001 in einer Serie von Pressekonferenzen vorgestellt. Ich glaube, dass es wichtig und notwendig wäre, durch entsprechende Schritte eine solche Intention in die Wege zu leiten.

Die Gemeinde Wien wäre eben notwendigerweise verpflichtet und aufgefordert, durch entsprechende Umwidmung und Planungsvorgaben die Dinge, die sich sicherlich über lange Jahre und vielleicht Jahrzehnte hinziehen, einer Verwirklichung zuzuführen. (Beifall bei der FPÖ.)
Allein im Bereich des Bahnhofes Wien, also des Zentralbahnhofes, steht ein Areal von 55 Hektar zur Ver-fügung, eine wirklich einmalige stadthistorische Chance, eine einmalige städtebauliche Gelegenheit, hier ein hochwertiges zentrales Gebiet seiner Aufwertung zuzuführen. Vorausgesetzt, Umwidmungen finden statt, würde hier ein neuer Schwerpunkt für den Süden Wiens entstehen, bei dem 50 000 Leute und mehr pro Tag die Verkehrsmittel des Südbahnhofareals benützen werden, wo also der ganze Süden massiv davon profitieren würde und die unmittelbar daran gelegenen Bezirksteile vor allem Favoritens, die dringend einer Aufwertung bedürfen, diese endlich bekämen. Abgewohnte Stadtteile, wie wir sie rund um den Südbahnhof und dahinter haben, würden einer neuen Lebensqualität, einer neuen Zukunft entgegengeführt werden und hätten wirklich eine Chance für sich als Stadt und für die Menschen, die darin wohnen. 

Eine gemischte Nutzung sollte in diesem Areal eine Gegebenheit sein. Aber freiheitlicherseits sind wir der klaren Meinung, dass die zentrale Aufgabe, der zentrale Hauptpunkt des Areals Südbahnhof – Zentralbahnhof selbstverständlich ein Forschungs- und Technologiezentrum sein sollte, ein Vorschlag von unserem StR Schock, 

den er schon oft vorgebracht hat und der sich mit dem deckt, was der Herr VBgm Rieder heute hier dazu gesagt hat, nämlich dass auch er ganz besonders eben eine Technologieoffensive in Wien vorantreiben will. Ich glaube, eine solche Nutzung des Areals hinter dem Südbahnhof für ein solches massives Forschungs- und Technologiezentrum nebst Ansiedlung von entsprechenden Firmen wäre eine echte Aufgabe. 

Es liegen ja auch sonst schon eine Reihe von Plänen vor. Es gibt eine Großbank, die sich für ein Areal interessiert, das frei wird durch den verschobenen Südbahnhof zum Zentralbahnhof hin. Es wird selbstverständlich auch die Möglichkeit und die Notwendigkeit sein, Wohnzwecke hier zu verfolgen.

Auf alle Fälle liegt hier eine einmalige Chance für Wien vor, die Technologieoffensive nicht nur zu besprechen, sondern konkret auch anzugehen und sie in die Wege zu leiten mit einem Technikzentrum, das dort errichtet werden sollte.

Aber, wie gesagt, wir reden nicht nur von den 55 Hektar, die sich am Zentralbahnhofgelände befinden, sondern wir glauben, dass hier eine Gesamtsicht des Südgürtels notwendigerweise in Angriff genommen werden sollte. Hier ist ein Riesenareal gegeben, wo ein zentrales Stadtentwicklungsgebiet in bester Lage entstehen kann, in Gebieten, die selbstverständlich gelitten haben im Lauf der Jahrzehnte durch die Abschnürung durch die Südbahn, durch Abwohnen, durch diverse Randlagen, die sich aus der Verkehrssituation ergeben haben. Es ist dort eine ganz, ganz zentrale Stadtentwicklungsmöglichkeit gegeben. Es liegt eine Revitalisierungsachse von 122 Hektar da, die nicht nur für das Gebiet selbst und für die umliegenden Bezirksteile, sondern auch für ganz Wien eine unglaubliche Dynamik entstehen lassen könnte, nicht nur für die Nachbarbezirke, sondern für ganz Wien einen Wirtschaftsfaktor bilden könnte, den Wien heute nötiger denn je braucht. 

Im Einzelnen betreffen von diesen 122 Hektar 55 Hektar das Zentralbahnhofgelände, 35 Hektar den Matzleinsdorfer Frachtenbahnhof, der in einem völlig abgewirtschafteten Zustand ist, mit leerstehenden Lagerhallen, verrosteten Schienensträngen und einer Zukunft, die völlig offen ist. Es ist hier, genauso wie es im Bereich des Zentralbahnhofes der Fall ist, auch im Bereich Matzleinsdorf ein ganz tolles Stadtentwicklungsgebiet gegeben, das zu entwickeln ist, auszubauen, wobei hier die Schwerpunkttätigkeit sicherlich in Betriebsansiedlung, Wohnen und auch gewissen Freizeitmöglichkeiten liegen könnte. 

Ein wesentlicher Punkt in diesem Bereich wäre selbstverständlich noch, für den vom Süden hereinkommenden Verkehr einen Bereich für Park and Ride zu schaffen. 

Die Gebiete zwischen Matzleinsdorf und Südbahnhof, dem späteren Zentralbahnhof, sind ein langes, schlauchartiges Areal, das ebenfalls vorgeplant gehört, das man verwenden könnte für wichtige Grünangelegenheiten, für Grünanlagen, die in diesem Gebiet sicherlich 


von höchstem Wert wären. 

Vorausgesetzt natürlich, es gelingt, die Untertunnelung der Südbahn durchzusetzen, die ja heute einen Sperrriegel und eine richtige Chinesische Mauer darstellt, die die Bezirke 10 und 12 auf der einen Seite und 4 und 5 auf der anderen Seite voneinander absperrt. Die Durchlässigkeit ist nicht gegeben, und ein Abwohnen, ein gewisser Verfall von Vierteln sind sicherlich durch diese unglückliche Verkehrssituation gegeben. Wenn die beseitigt wird und die Tieferlegung gelingt, eine Überplattung vorgenommen wird zum Teil, dann wäre hier ein ganz, ganz wesentlicher Weg, dass eben die Bezirke wieder zusammenwachsen und ein neues, qualitativ hochstehendes Stadtgebiet entstehen könnte.

Es wäre natürlich auch von Wert und es wäre für die dort wohnende Bevölkerung von großem Nutzen, wenn es gelänge, auch eine Tieferlegung des überregionalen Straßenverkehrs ins Auge zu fassen. Das wäre auch noch ein Punkt, der ganz, ganz wichtig wäre, um die Abgashölle und Lärmhölle des Südgürtels einer Veränderung zuzuführen, damit die Gebiete dort wieder bewohnbar werden.

Auf lange Sicht gesehen wäre natürlich auch eine Lösung für die Triester Straße von Wert, eine Verschwenkung beim Golfplatz hinunter zur Eichenstraße. Aber das ist Zukunftsmusik, das ist eine langfristige Planung und Idee. 

Aber, wie gesagt, die Tieferlegung, der Ausbau von 122 Hektar zu einem hochwertigen Stadtgebiet wären Aufgaben, deren sich eine Stadt wirklich unterziehen könnte, und eine Aufgabe, die eine gewaltige Dimension, wie sie Wien schon lange nicht gehabt hat, umfasste. Das wäre etwas, was zukunftsweisend gestaltet werden könnte und als Stadtentwicklungsprojekt für ganz Europa eine wirkliche Aufgabe und ein Blickpunkt wäre und, wie gesagt, entsprechende massive Dynamikelemente für die gesamte Wiener Wirtschaft umfasste. 

Das ist natürlich ein langfristiges Projekt, das nur abteilig zu verwirklichen ist, aber bitte, die Grundlagen in Planung und Widmung für ein solches Projekt müssen heute, jetzt und nun gestaltet werden. Gehen wir das bitte an. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich darf noch eine abschließende Bemerkung machen. Der Kollege Neuhuber hat sich darüber beschwert, dass angeblich die Plätze der Freiheitlichen unbesetzt sind. Ein Blick nach links macht mir eher den Eindruck: Auch die ÖVP ist nicht gerade überlaufen zurzeit. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag ist vom GR Christian Deutsch. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Rechnungsabschluss 2002 spiegelt auch eine sehr erfolgreiche Bilanz der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr mit StR Rudolf Schicker wider und gibt damit auch die Möglichkeit, auf eine Reihe von strategischen Projekten hinzuweisen, die erfolgreich abgeschlossen, aber auch neu begonnen wurden.

Die Erweiterung der Europäischen Union eröffnet gerade für Wien eine Reihe von hervorragenden Chancen, und es ist daher für Wiens internationale Positionierung auch das mit Abstand wichtigste Projekt dieses Jahrhunderts. Daher geht es auch um eine Stärkung des Wirtschaftsraumes zwischen den Städten, um die Entwicklung einer gemeinsamen Europaregion, in der die Wirtschaft, der Arbeitsmarkt und – worauf ich noch besonders zu sprechen kommen werde – die Verkehrsinfrastruktur zusammenwächst.

Das heißt, eine offensive regionale Infrastrukturpolitik ist daher auch eine unabdingbare Voraussetzung nicht nur für den Wirtschaftsstandort Wien, sondern für die gesamte Ostregion. Wenn Sie mit Vertretern von internationalen Konzernen reden, dann werden Sie feststellen, dass gerade die Erreichbarkeit des Wirtschaftsstandortes immer mehr auch zu einem Schlüsselfaktor für die regionale Entwicklung wird und immer mehr auch zu einem noch bedeutenderen Kriterium im internationalen Standortwettbewerb. 

Sie wissen, Wien liegt im Schnittpunkt mehrerer europäischer Verkehrskorridore, und diese Knotenfunktion erfordert auch die Bewältigung eines zunehmenden Güterverkehrs und daher einen Ausbau von Güterterminals. Und auch hier hat Wien die Hausaufgaben erledigt, denn Wien hat im Rahmen des kooperativen Planungsverfahrens "Initiative TEN-Knoten Region Wien" jene Vorarbeiten geleistet, die notwendig sind, operative Schritte auch im Hinblick auf eine systematische Zusammenarbeit mit den Nachbarknoten einzuleiten. Ein Ausbau der Straßen- und Bahnverbindungen zu den östlichen Nachbarn, aber auch eine Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße auf die Schiene zählen zu den wichtigsten Aufgaben der nächsten Jahre, wenn die Ostregion nicht den Anschluss an bestehende oder neu entstehende Wirtschaftsräume Europas verpassen will. 

Und, Kollege Neuhuber, ob es Ihnen nun gefällt oder nicht, auch hier ist die Bundesregierung gefordert, und hier kann sich die Bundesregierung nicht aus der Verantwortung entbinden. Die Bundesregierung kann sich auch hier nicht aus der Verantwortung verabschieden. Es ist hier mehr Sensibilität gegenüber den verkehrspolitischen Interessen der Ostregion seitens der Bundesregierung erforderlich, im Interesse der Bevölkerung, im Interesse des Wirtschaftsstandortes, im Interesse auch der Umwelt, wenn ich an Probleme wie Lärm- und Schadstoffemissionen oder die Beeinträchtigung der Luftqualität oder auch an Berechnungen der Europäischen Union denke, die mit einer Zunahme des Schwerverkehrs in zweistelligen Prozentzahlen rechnet. Daher: Der Ausbau der Infrastruktur in der Ostregion muss von der Bundesregierung forciert werden, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Stadt Wien, Planungs- und Verkehrsstadtrat Rudolf Schicker, hat ein Positionspapier zum Masterplan Verkehr – es wurde heute schon mehrfach angesprochen – vorgelegt, in der der Wiener Zentralbahnhof einen sehr wesentlichen Stellenwert einnimmt. Für den Ausbau des Zentralbahnhofes wurde auch schon längst ein sehr innovatives und realistisches Verkehrskonzept vorgelegt – einige Redner sind ja auch darauf eingegangen –, sodass aus heutiger Sicht der Bahnhof Wien bis zum Jahr 2010 realisiert werden könnte, also rechtzeitig bis zur Inbetriebnahme des Lainzer Tunnels. 

Und StR Schicker hat auch einen Vorschlag gemacht, wie dieser Zentralbahnhof finanziert werden könnte, indem Grundstücke der ÖBB dazu herangezogen werden, Immobilien eingesetzt werden, um die dringendst notwendigen Schienenprojekte auch rasch realisieren zu können. 

Für den Güterverkehr – und dieser Bereich wurde noch nicht angesprochen – geht es auch um die Realisierung der Güterterminals Wien-Inzersdorf und Wien – Hafen Freudenau. Beide sind von größter Bedeutung. Und wenn es für die Freudenau derzeit anscheinend eine gesicherte Finanzierung gibt, so trifft dies für den Terminal Inzersdorf noch in keiner Weise zu, obwohl für den Bau beider Güterterminals von Seiten der Stadt auch alle Vorarbeiten erledigt sind. Es ist auch sehr bedauerlich, dass, was die Realisierung oder Umbauten der Bahnhöfe betrifft, einzig für den Praterstern eine gesicherte Finanzierung existiert. 

Das heißt, bei all diesen Infrastrukturprojekten ist mit Ausnahme von verbalen Kundgebungen noch nicht sehr viel geschehen. Wissen Sie, Herr Kollege Madejski, ein Generalverkehrsplan ohne ein entsprechendes Finanzierungskonzept ist relativ unbrauchbar, ist auch nicht der Erweiterung der Europäischen Union angepasst. Auch baureife Projekte, die es seit vielen Jahren gibt, wurden noch nicht begonnen. 

Ich werde Ihnen noch ein weiteres Beispiel bringen. Durch diesen Nichtausbau der Infrastruktur in der Ostregion wird nicht nur der Wirtschaftsstandort gefährdet, sondern auch die Lebensqualität im städtischen und im ländlichen Raum verschlechtert. 

Ich begründe auch, warum ich zu dieser Auffassung komme, wenn mit der geplanten Kürzung des so ge-nannten Bundeszuschusses für die Bahn um 500 Mil-lionen EUR pro Jahr laut Aussage des Herrn Staatssekretär Kukacka im Wesentlichen natürlich die gemeinwirtschaftlichen Leistungen und der Bereich der Infrastruktur betroffen sind. Den bisherigen Planungen zufolge sollten allein für Wien und für den Ausbau des Knotens Wien auf der Basis des Generalverkehrsplanes beziehungsweise auch zusätzlicher Vereinbarungen wie dem Bahnhof Wien, dem Schnellbahnausbau, innerhalb der nächsten zehn Jahre inklusive dem Lainzer Tunnel mehr als 2,5 Milliarden EUR in die Bahninfrastruktur investiert werden, und mit dem nun erwähnten Kürzungsprogramm sind natürlich einige Projekte massivst gefährdet, wie eben der Zentralbahnhof, der Ausbau der Pottendorfer Linie, der Laaerberg-Tunnel, der Ausbau des Schnellbahnnetzes in Wien und dem Wiener Umland beziehungsweise die erwähnten Güterterminals Inzersdorf und Freudenau. 

Und wissen Sie, das Problem ist natürlich auch das, dass sich die derzeitige Regierung ja im Wesentlichen nie an das 1998 vereinbarte 30-Milliarden-Schilling-Paket gehalten hat und deshalb auch dieser immense Investitionsstau bei der Schieneninfrastruktur mit den erwähnten Auswirkungen auf die gesamte Ostregion entstanden ist. Sie wissen, 1998 wurde ein 30-Milliarden-Schilling-Paket vereinbart. Die jetzige Bundesregierung hat sich nicht daran gehalten. 

Und auch hier hat StR Schicker einen Vorschlag gemacht, um die wesentlichen, dringendst notwendigen Schieneninfrastrukturprojekte zu finanzieren, indem Wien vorschlägt, die LKW-Maut, die ja im Generalverkehrsplan angedacht ist mit 22 Cent, auf insgesamt 29 Cent zu erhöhen. Diese Differenz von 7 Cent pro Kilometer soll dann zur Querfinanzierung von der Straße zur Schiene verwendet werden. Dadurch könnten rund 210 Mil-lionen EUR zusätzlich für rasche Maßnahmen für den Ausbau der Schieneninfrastruktur verwendet werden. Es handelt sich dabei übrigens auch um einen Gemeinderatsbeschluss bei dem Beschluss des Positionspapiers Masterplan Verkehr. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch die Straßenanbindungen – ich bin bereits vorhin kurz darauf eingegangen – in Richtung Osten – Ungarn, Slowakei – sind natürlich zu verbessern und erschließen auch neue Wirtschaftsräume. Die S1 ist dabei ein sehr zentrales Element, die auch zur Entlastung städtischer und regionaler Straßen beiträgt, aber auch die Erreichbarkeitsverhältnisse in der Region verbessert. 

Wie ich überhaupt der Meinung bin, dass die Durchführung von Straßenprojekten, Umbauten und Fahrbahninstandsetzungen auch wichtige Infrastrukturmaßnahmen für den Wirtschaftsstandort Wien sind. Und seit der Verländerung der Bundesstraßen konnte dieser Straßenbau durch Wien besonders forciert werden. Hier ist einiges weitergegangen. 

Es wurden auch die Anträge für Lärmschutzfenster, die beim Bund bis zu acht Jahren liegen geblieben sind, nun entsprechend aufgearbeitet. Es wurden Maßnahmen gesetzt im Bereich Hadikgasse, Gürtelunterführung, Heumarkt, Schwarzenbergplatz, Reichsbrücke – es gäbe noch viele Beispiele –, aber auch beim Ausbau von Straßen im Zuge der Errichtung der S7, der Umbau des Kreuzungsplateaus Sagedergasse – Altmannsdorfer Straße, die Herstellung von Straßen im Stadterweiterungsgebiet bis zum Umbau der Perfektastraße, der letztendlich auch Betriebsansiedelungen bewirkt hat.

Ausgehend von den neuen wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen, nämlich der EU-Erweiterung, der Städtekonkurrenz, der Stellung Wiens in einer neuen Europaregion, soll daher auch der Stadtentwicklungsplan 2005 die großen Entwicklungsziele der nächsten Jahre konkretisieren. Und dabei handelt es sich nicht, wie Kollege Gerstl gemeint hat, darum, dass das Leitbild von 1994 ausgeweitet und in dem Sinn auch fortgeschrieben wird, sondern es geht dabei um eine stärkere Einbeziehung der Region in ein räumliches 


Leitbild. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit einer Vielzahl an Initiativen hat StR Schicker Schwerpunkte für die Zukunft unserer Stadt gesetzt. 

Für die Aspang-Gründe und den Bereich Mehrwert Simmering wurden Strukturpläne beschlossen, um mittel- bis langfristige Entwicklungstendenzen einzuleiten. Und gerade dieses Beispiel zeigt, wie die U3 als leistungsfähiges, modernes Massenverkehrsmittel auch direkt zur städtebaulichen Entwicklung beigetragen hat. Mit dem Beschluss des Wiener Hochhauskonzeptes im April 2002 wurden die Rahmenbedingungen für die Errichtung von Hochhäusern und ihre Integration in die Wiener Stadtstruktur definiert. Mit der Entwicklung der Donaucity wird das Stadtzentrum noch stärker mit dem Donauraum verknüpft. Der städtebauliche Wettbewerb Westbahnhof gemeinsam mit der ÖBB wurde abgeschlossen. Für den Bereich von Schönbrunn und hier speziell für das Schönbrunner Vorfeld wurde ein Projekt erarbeitet. Wien erhält auch mit der Messe Wien nicht nur ein modernes Kongresszentrum, sondern auch ein städtebaulich interessantes Ensemble. Und es gäbe noch viele Beispiele, die zeigen, wie offensiv und innovativ für die Zukunft dieser Stadt gearbeitet wird, bis zum städtebaulichen Leitprojekt der Brauerei Liesing, auf das der Kollege Chorherr auch eingegangen ist, wo es um die Entwicklung eines Areals von rund 10 Hektar geht. Dieses Projekt beruht auf dem Ergebnis eines städtebaulichen Wettbewerbs aus dem Jahr 2000. Bereits wenige Wochen nach der Prämierung im Jänner 2001 wurden sowohl das Projekt als auch die Vorschläge einer zukünftigen möglichen Nutzung öffentlich präsentiert. Es hat also hier im Gegenteil sogar eine sehr frühzeitige Information gegeben, eine sehr frühzeitige Meinungsbildung, sodass das Projekt auch in den darauffolgenden zwei Jahren mehrfach überarbeitet wurde und nun die Grundlage für einen neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan darstellt, über den wir dann auch hier im Herbst dieses Jahres voraussichtlich diskutieren werden können. 

Ich komme damit zu einer Frage, die einige Redner vor mir angesprochen haben, nämlich generell zur Frage der Bürgerbeteiligung und der Mitbestimmung im Planungsprozess, sprich zu Demokratie in der Planung, und meine daher, dass das Mitspracherecht von Anrainern, von interessierten Bürgern, von Initiativen noch nie so groß war wie jetzt und auch die Information im Planungsprozess noch nie so umfassend war wie jetzt bei StR Rudolf Schicker. Es gibt dafür auch eine Fülle von Beispielen. Ich kann auf Grund der beschränkten Redezeit nur auf einige eingehen. 

Mit der Bürgerbeteiligungsinitiative "Mobil in Wien" zum Masterplan Verkehr 2003 wurde nicht nur die Mitsprache ermöglicht, sondern es wurden unter sehr intensiver Einbindung der Bevölkerung auch Leitbilder und Strategien für eine Vielzahl von Themenbereichen diskutiert. 

Die lokale Agenda 21 wird ausgeweitet, und es wurde der Verein "Lokale Agenda 21 in Wien zur Förderung 

von Bürgerbeteiligungsprozessen" geschaffen, sodass seit dem Frühjahr dieses Jahres auch in Margareten, Neubau, Rudolfsheim-Fünfhaus und Donaustadt zusätzlich zum Pilotprojekt Alsergrund lokale Agenda 21-Prozesse durchgeführt werden. 

Ein besonders eindrucksvolles Beispiel ist das der KDAG, wo es ein sehr umfassendes Bürgerbeteiligungsverfahren und einen kooperativen Planungsprozess gegeben hat, der alle Beteiligten der Stadt, des Bezirkes, die Bürger, die Bauträger und auch Initiativen einbezogen hat, wo als Instrument der Qualitätssicherung auch ein Gebietsmanagement eingerichtet wurde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch das Hochhauskonzept sieht die Mitsprache der Bevölkerung dezidiert vor, wenn davon die Rede ist, dass der Projektentwurf noch vor dem Widmungsansuchen unter Anschluss der Gutachten und Nachweise vom Projektträger öffentlich zu präsentieren ist und wenn nach Beschluss der Flächenwidmung der Projektträger am geplanten Ort des Hochhauses auch eine Informationsstelle einzurichten hat. 

Mit dem Programm "Zielgebiet Gürtel" wurde im Jahr 2002 ein umfassendes Bürgerbeteiligungsmodell zur Revitalisierung und Attraktivierung des Gürtelbereiches gestartet. Anfang dieses Jahres hat sich der Gürtelbeirat bereits konstituiert. Vor kurzem fand der erste Gürtelmarktplatz statt, und die Gürtelwerkstätten haben ihre Tätigkeit auch bereits aufgenommen. 

Und last but not least: Mit der Planeinsicht Online im Rahmen der öffentlichen Auflage sind nunmehr Einsicht - und Stellungnahmen zu Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen auch über Internet, also rund um die Uhr, möglich. Es wird dadurch mehr Transparenz und Bürgerbeteiligung bei Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen erreicht. 

In diesem Zusammenhang ist natürlich für sämtliche Planungsprozesse, wie wir wissen, die Höhendimension immer von besonderer Bedeutung, damit die Information der Bevölkerung auch möglichst realitätsnah gewährleistet werden kann. Daher wird für das Wiener Stadtgebiet ein digitales dreidimensionales Stadtmodell erarbeitet, das die Visualisierung der projektierten Gebäude ermöglicht. Mit diesem 3-D-Stadtmodell wird letztendlich auch eine zukunftsorientierte Planungsgrundlage für die Stadt zur Verfügung gestellt. 

Das heißt, alle diese Beispiele zeigen, dass es eine direkte Mitsprache gibt, aber auch eine unmittelbare Befassung der Planer mit den Wünschen, Anregungen, Beschwerden oder auch Befürchtungen, die letztendlich unverzichtbare Bestandteile der Planungsabteilungen geworden sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme damit bereits zum Schluss und meine, dass die innovativen Wege der Wiener Stadtplanung und die konsequente Realisierung in den Abteilungen des Magistrats auch die Voraussetzungen sind für neue Firmensitze, für Betriebsansiedelungen und damit mehr Beschäftigung in dieser Stadt, für neue Technologien und Forschungsein-


richtungen, für Geschäfte, Lokale und Wohnungen bis hin zur sozialen Infrastruktur und Grünraumgestaltung. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Ing WOLFRAM. Ich erteile es ihm. 

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben heute schon sehr viel gehört über Masterplan, über Zentralbahnhof, wir haben gehört über enorm viele Pläne, die vor uns liegen, aber mit der Realisierung hapert es ein bisschen.

Herr Stadtrat, vor genau einem Jahr habe ich Ihnen hier punkto Misere des Wiener Individualverkehrs, weil ja Schulschluss war und auch jetzt wieder ist, Noten für Ihre Wiener Verkehrspolitik gegeben und festgestellt, dass man mit so einem schlechten Zeugnis nicht aufsteigen könnte, sondern sitzen bleiben müsste. 

Ich habe das Sitzenbleiben aber anders gemeint, als Sie dies aufgefasst haben dürften. Ich habe gemeint, es soll sich etwas bewegen in unserer Stadt. Es bewegt sich aber nichts. Selbst die Autos stehen allmorgendlich und nachmittags im Verkehr. Sie, Herr Stadtrat, sind sitzen geblieben auf all den Problemen, die eben der Straßenverkehr in unserer Stadt mit sich bringt. 

Natürlich haben Sie es ja auch nicht leicht. Wenn man den Herrn Bezirksvorsteher Benke, den Radlwegguru und Rückbaufetischisten aus dem 9. Bezirk, als Parteigenossen hat, dann kann man Ihren Kummer schon verstehen. Der Herr Bezirksvorsteher Benke hat es geschafft, in wenigen Jahren in und um den 9. Bezirk den Verkehr völlig lahm zu legen, nur um den Autoverkehr in seinem Bezirk zu minimieren, was vollkommen fehlgeschlagen ist, weil dort die Autos nicht mehr durchfahren, sondern als Endloskolonne durchstehen. 

Jetzt tritt Ihr Parteifreund – aus welchen Gründen immer, soll es altersbedingt oder reine Parteiorder sein, egal – zurück. Benke wird gehen, und die neue Vorsteherin wird viel zu tun haben, die wildgewordenen Projekte Benkes wieder zu zähmen und diese in die richtigen Bahnen zu lenken. 

Wie wenig Sie sich damals, Herr Stadtrat, bei dem Wahnsinnsprojekt der Parkplätze auf der Rossauer Lände gegen den Herrn Benke durchsetzen konnten, hatte man ja gesehen. Nur durch den Druck der Öffentlichkeit, der Medien und der Autofahrerklubs wurde damals der absolute Wahnsinn um viel Geld wieder zurückgenommen. 

Was aber immer noch nicht in Angriff genommen wurde, ist der Skandal am inneren Gürtel vor der Nussdorfer Straße. Hier hat sich die Anordnung vom Herrn Benke, den rechten Fahrstreifen zur Kurzparkzone umzufunktionieren, als gefährlich und stauerzeugend schon seit der Einführung herausgestellt. Meine Kritik ist seit einem Jahr unbeachtet geblieben. Jetzt greifen auch die Medien und die Bezirkspolitiker aus den angrenzenden Bezirken das Thema auf.

Also, ich bin gespannt, ob Sie jetzt reagieren werden, Herr Stadtrat. Dabei habe ich Ihnen vor einem Jahr nicht nur Kritik, sondern auch Lösungsvorschläge angeboten. Nichts ist geschehen, gerade noch ärger ist dort diese Situation geworden. Jetzt stehen die Autos schon tagsüber in allen Spuren bis zur Volksoper zurück. Sie müssen sich das anschauen, Herr Stadtrat, und nicht immer nur mit dem Rad vom 4. Bezirk in den 1. Bezirk fahren. Da werden Sie diese Katastrophe dort nicht sehen!

Daher fordern wir Freiheitlichen:

1. Parken ab 19.00 Uhr bis 6.00 Uhr früh, 9. Bezirk seitig;

2. Die Buslinien 35A und 37A sollen auf dem Gleiskörper der D-Wagen-Zubringertrasse vorbei an der Glatzgasse geführt werden. Derzeit sperren alltäglich die aus der U-Bahn-Unterführung kommenden Busse den Autoverkehr am Gürtel;

3. Die Rechtsabbiegespur in Richtung Nußdorfer Straße stadteinwärts aufheben und für den Geradeaus-Verkehr wieder aktivieren;

4. Bei der Ampelanlage am Liechtenwerder Platz für den Gürtelverkehr eine um einige Sekunden längere Grünphase schalten, damit die Autos die Heiligenstädter Straße zwischen Nußdorfer Straße und Liechtenwerder Platz rasch verlassen können, um den Einbiegeverkehr vom 19. Bezirk nicht zu behindern.

Auch auf der Gürtelbrücke herrscht das tägliche Verkehrschaos. Die von der Lände auf die Gürtelbrücke auffahrenden Autos müssen sich mit einem täglichen Stau von mehreren Kilometern, ja bis zu zwei oder drei Kilometer, abfinden. Eine Möglichkeit wäre, dass auf der Gürtelbrücke ab der Klosterneuburger Straße nur eine Fahrspur für die Autofahrer von der Adalbert Stifter-Straße kommend zur Verfügung steht. Das Verkehrsaufkommen aus dieser Richtung ist nicht sehr hoch und eine Fahrspur ausreichend. Die verbleibende Spur wäre für eine Busspur geeignet. Mit dieser Maßnahme bekämen die Autofahrer von der Heiligenstädter Lände kommend und auf die Gürtelbrücke auffahrend eine eigene Spur bis zur Döblinger Hauptstraße und der Bus wäre in diesem Bereich beschleunigt. 

Ebenso forderte ich schon lange am Gürtel Hinweisschilder zu den einzelnen Bezirken. In der Bezirksvertretung Ottakring ist diesbezüglich ein freiheitlicher Antrag mehrheitlich angenommen worden. Wir werden sehen, wie lange es dauert, bis es zu der Realisierung kommt.

Auch habe ich mehrmals im Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr darauf hingewiesen, dass bei der Kreuzung Brünner Straße mit der Nordbrückenauffahrt das Bundesstraßenschild B3 irreführend ist, weil die Anbindung zur Prager Straße noch fehlt, sodass ein Ortsunkundiger nicht zur Stadtausfahrt, sondern über die Nordbrücke in die Stadt geleitet wird. Ein Abdecken des Schildes bis zur Fertigstellung der Anbindungsstraße wäre ein Akt der Minute. Nach über einem Jahr seit meiner Kritik ist das nicht geschehen. Es wäre eine Kleinigkeit mit großer Wirkung.

Kurz zu den WIENER LINIEN. Der ULF hat auf den fahrenden Linien bei der Bevölkerung einen sehr großen Anklang gefunden. Nur leider wird beobachtet, dass in der verkehrsarmen Zeit, also untertags, die alten Garnituren anstatt der modernen ULF-Garnituren vermehrt eingesetzt werden. Dort, wo der ULF bereits fährt, stellen Mütter mit Kinderwagen, ältere Menschen und Rollstuhlfahrer bei den Haltestellen immer wieder die Frage, wann die nächsten Niederflurwagen kommen und warten so lange, bis sie in die bequemeren Garnituren einsteigen können. Herr Stadtrat, machen Sie Ihren Einfluss bei den WIENER LINIEN geltend und stellen Sie zum Wohle der betroffenen Bevölkerung diesen Unfug ein.

Abschließend möchte ich bemerken: Der Ausschuss „Stadtentwicklung und Verkehr“ hat viele interessante Projekte und viele Aufgaben zu erfüllen. Die Realisierung des Außenrings ist enorm wichtig, aber vergessen wir nicht die innerstädtischen Verkehrsprobleme, von denen ich nur wenige Punkte aufgegriffen habe. 

Herr Stadtrat, tun Sie was, weil geschehen ist in den von mir kritisierten Verkehrsbereichen im letzten Jahr nichts! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich zunächst für eine aus meiner Sicht sehr konstruktive Debatte bedanken. Es scheint mir auch sinnvoll, dass man die großen Linien der Stadtentwicklung außer Streit stellt und sich in den Grundzügen zu einer gemeinsamen Orientierung bekennt, wie beispielsweise zum Zentralbahnhof. Ich denke, dass es auch Sinn macht, dass man sich dazu bekennt, dass ein modernes Planungsverständnis davon ausgehen muss, dass Mitbestimmung und Mitsprache stattfinden kann und muss (Aufregung bei GR Mag Alexander Neuhuber.), und zwar rechtzeitig. Genau das erfolgt, Herr Neuhuber, wenn Sie sich die Entwicklung KDAG und Liesinger Brauerei anschauen. Hier gibt es große Unterschiede zur Vorgangsweise meines Vorgängers. Damals sind in dem Wettbewerb 120 000 Quadratmeter als Nutzfläche hineingeschrieben worden. Jeder wusste, dass das an diesem Ort zuviel ist. Ich habe das auf unter 100 000 heruntergedrückt und wir haben, bevor die Widmung in die öffentliche Auflage gegangen ist, eine Ausstellung organisiert, und wir haben noch vor Ende der öffentlichen Auflage im Bezirk mit dem von Ihnen kritisierten Bezirksvorsteher Wurm eine Veranstaltung organisiert, wo die Experten noch einmal Rede und Antwort gestanden sind, also ein Versuch, möglichst allen die Chance zu geben, sich zu informieren, um noch rechtzeitig ihre Stellungnahmen einbringen zu können.

Genau das ist mein Planungsverständnis, und ich gehe davon aus, dass das à la longue auch Ihres werden wird. Denn eines ist auch klar: Die Sensengassenbewegung hat sich erst gebildet, nachdem die öffentliche Auflage vorbei war, und das ist ein Zeitpunkt, wo gerade aus den Untersuchungskommissionssitzungen deutlich herausgekommen ist, dass das eigentlich im Verfahren zu spät ist. Auch dort haben wir ein halbes Jahr Moratorium gegeben und den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, ihre Ideen noch einmal zu formulieren und einzubringen. Was kann einem denn Besseres passieren, als dass der Investor seine Bereitschaft erklärt, die Agendagruppe in das Wettbewerbsverfahren zum einzelnen Objekt mit einzubeziehen? Wenn das dann aus parteipolitischen Gründen – es war gerade Wahlkampf – von der Opposition nicht so gesehen wird, dann haben wir Pech gehabt, aber von der Idee her kann ich nur sagen, dass Sie nach der Wahl wahrscheinlich auch zu der Ansicht gekommen sind, dass das einer der besten Wege war, den man zu einem so späten Zeitpunkt im Verfahren suchen konnte.

Nun zur Bauernvertreibung. Herr Kollege Neuhuber, machen Sie sich doch mit solchen Äußerungen nicht lächerlich! Sie wissen doch ganz genau, dass von diesen rund 260 Grundstücken, die in den 3 Flächenwidmungen mit "Swwl" betroffen waren, ein einziges grundbücherlich belastet war und von diesem ist die Grundeigentümerin im 1. Bezirk, Elisabethstraße, wohnhaft. Und dann sagen Sie mir, dass das eine Bauernvertreibung ist! Sagen Sie mir, dass das eine Bauernvertreibung ist, wo sich nichts verändert hat! Dieser Grünzug ist von diesem Gemeinderat im Jahre 1994 im Stadtentwicklungsplan und 1997 noch einmal im Grünraumkonzept beschlossen worden und jetzt wird er realisiert. Jetzt ist er in die "Swwl"-Widmung aufgenommen worden, wo kein Enteignungsrecht durch die Stadt besteht, wo die Wirtschaft in der Landwirtschaft genauso wie bisher weitergeführt werden kann, und wo die Möglichkeit geschaffen wurde, dort im Hintaus Gebäude zu errichten, wie sie für den landwirtschaftlichen Betrieb notwendig sind. Also erzählen Sie doch nicht immer diese Geschichte von der Bauernvertreibung! Wir sichern die Flächen für die Bauern ab! Das ist das, was wir tun und nicht sozusagen die Fruchtfolge Bauland unterstützen. Das muss man doch sehen!

Und auch zu den Planungsgewinnern. Ich bin sehr auf Ihrer Seite, dass wir nach den Erfahrungen mit Mehrwert Simmering, nach den Erfahrungen mit KDAG, nach den Erfahrungen, die wir jetzt bei der Widmung Brauerei Liesing sammeln werden uns dorthin bewegen, wo Tirol schon ist, nämlich die Ermächtigung im Gesetz zu verankern, dass wir aus Anlass der Flächenwidmung dort die Möglichkeit schaffen, auch privatrechtliche Verträge abzuschließen. 

Mir hat auch sehr gut gefallen, dass wir hier im Raum einiges von großen Würfen gehört haben. Ich möchte nur zwei hervorheben. Der eine, die Überbrückung und die Herstellung des 24. Bezirks. Ich kann dem in den Dimensionen, die sich verwirklichen lassen, einiges abgewinnen. Jedenfalls wird das kein ganzer Bezirk sein können, aber man muss auch zur Kenntnis nehmen, dass dieses Projekt allein auch wiederum Tunnelstrecken erzeugt, auch wiederum Straßen in Tunneln hervorruft. Und man muss sich auch bei dem Projekt vom Kollegen Herzog, wo er explizit gesagt hat, die Südbahn soll untertunnelt werden, dann eigentlich fragen, warum gerade die FPÖ so lange Widerstand gegen den Lainzer Tunnel gemacht hat, denn dort führen wir dann auch wieder die Bahn in einem Tunnel. Das ist das, was beim Lainzer Tunnel endlich passieren sollte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Freiheitlichen Partei, ich erkenne vollkommen an, dass der Minister Gorbach ehrlichen Willen hat, den Zentralbahnhof zu realisieren. Ich erkenne vollkommen an, dass er sagt, das eine oder andere Projekt muss dann in Wien zurückgestellt werden. Nur, Sie müssen sich den Generalverkehrsplan Österreich anschauen! Welche Projekte können denn dort noch zurückgestellt werden? Ich habe ja hier von Ihnen und von der ÖVP und von der gesamten Opposition immer die Kritik gehört, dass diese Projekte in Wien viel zu spät kommen. Welche soll ich denn dann Ihrer Meinung nach dafür, dass der Zentralbahnhof früher kommt, aussuchen und zurückstellen? 

Also sind wir doch ehrlich miteinander: Sie haben im Generalverkehrsplan Österreich ein, zwei Strecken auf Wiener Gebiet, die zur Realisierung anstehen und die außerdem finanziert sind. Die eine ist die Zufahrt zum Containerterminal in der Freudenau. Wir werden doch nicht dieses Projekt, das in der Planung abgeschlossen ist und eine große Chance für die Entlastung auch der Wohnbevölkerung beim Nordwestbahnhof darstellt, zurückstellen. Außerdem würden die Mittel nicht dafür ausreichen, den Zentralbahnhof herzustellen. Und die zweite Strecke ist der Lainzer Tunnel, wo im Übrigen das Ministerium den Bescheid noch immer nicht erlassen hat. Aber das werfe ich nicht dem Minister vor, sondern das liegt wahrscheinlich auf der Beamtenebene. Aber sollen wir den Lainzer Tunnel nicht machen, wo wir wissen, dass der Zentralbahnhof nur dann Sinn macht, wenn der Lainzer Tunnel für Güter- und Personenverkehr ausgebaut ist? Auch hier hört man aus dem Ministerium, dass möglicherweise der Lainzer Tunnel nur für den Güterverkehr ertüchtigt werden soll. Ja, was macht denn das für einen Sinn, eine Strecke für den Güterverkehr auszubauen und die Fernzüge dann weiterhin über die Verbindungsbahn über Hietzing zu führen? 

Also, das wären die beiden Projekte, wo man zurückstellen kann, oder es sind aus dem 30-Milliarden-Paket die Stationsgebäude der Schnellbahn gemeint. Wir haben als Wien den Vorschlag gemacht, dass man die Station Traisengasse aus den Ziel 2-Mitteln finanzieren und unterstützen soll. Wissen Sie, was die Bundesbahn gesagt hat? „Wir haben nicht die nötigen Mittel dafür.“ Das kann es doch bitte nicht sein! Da stehen für 50 Prozent Finanzierung EU-Mittel zur Verfügung und die Bundesbahn sagt „Nein“. Das ist nicht der Weg und ich glaube, hier muss man bei allem guten Willen des Ministers gemeinsam mit der Bundesbahn, mit dem Ministerium und mit der Stadt einen gemeinsamen Weg finden. 

Ich kann nur sagen, wir sind willens dazu. Der Herr Bürgermeister hat in der Pressekonferenz das ja deutlich zum Ausdruck gebracht. Es gibt schon morgen die Gelegenheit, bei einem weiteren Termin zwischen der Wiener Stadtregierung und dem Minister es so weit zu bringen, dass wir den Zentralbahnhof zügig in Angriff nehmen können. Wir stehen bereit dazu, wir werden das gerne mittragen. 

Und zum Wurstelprater, Herr Kollege Neuhuber: Wissen Sie, es ist mittlerweile eine alte Leier zu sagen, dass im Prater nichts weiter geht. Wenn man schon...(GR Mag Alexander Neuhuber: Es ist ja so!) Na passen Sie einmal auf! In weniger als zwei Monaten wird der Radiologenkongress mit mehr als 30 000 Teil-nehmern in der Messe eröffnet. Überlegen Sie einmal, wo denn das vor zwei Jahren noch war? Vor zwei Jahren war das noch nicht einmal eine Baustelle, und dann sagen Sie, dort ist nichts weitergegangen! Wir haben den Wettbewerb für das Messehotel abgewickelt. Wir haben die Vorplatzgestaltung erledigt und die Straße dazu wird gebaut. Es stehen die beiden Garagengebäude dort, und und und. Es ist zur Zeit vollkommen klar, wer für den Wurstelprater selbst die Detailplanung macht. Und dass hier ein Wechsel von der Planung hin zu dem Ressort passiert, wo Entertainment, Unterhaltung und Sport ressortiert, das ist doch nur selbstverständlich, denn hier geht es dann um die konkrete Ausprägung des Entertainments. Das ist nicht ausschließlich mehr eine Beurteilung der Planung, sondern vielmehr der Wirtschaftlichkeit dieser Unterhaltungseinrichtungen. Darum ist es in diesem Fall bei der Frau Vizebürgermeisterin besser angelagert. Die Planung selbst wird sich weiterhin mit den Bereichen Krieau bis hinunter zum Stadion, Stadionvorplatz und so weiter beschäftigen. 

Zum Masterplan Verkehr: Ich nehme sehr gerne zur Kenntnis, dass der allgemeine Tenor dieses Masterplans Verkehr akzeptiert wird. Ich nehme auch zur Kenntnis, dass man natürlich dann, wenn das U-Bahn-Konzept fertig gestellt ist - die vierte Ausbauphase, wie das schon der Fall ist -, schon die nächsten Projekte gerne moniert. Herr Kollege Gerstl, es ist ein Unterschied zwischen der U6 und der U4-Westverlängerung. Bei der U6 gibt es keinen hochleistungsöffentlichen Verkehr, während sich bei der U4 von Hütteldorf westwärts die Schnellbahnstationen, bei denen wir mit der Bundesbahn die Park & Ride-Anlagen ja ausgemacht haben, gerade in Fertigstellung befinden. Nur wiederum ein kleiner Hinweis: Dort haben wir wieder das Problem, dass die Bundesbahn jetzt sagt, Park & Ride-Anlagen interessieren sie nicht mehr. Darum werden sie dafür die Bundesmittel auch nicht einsetzen wollen. Auch hier denke ich, wenn wir gemeinsam, Ministerium und Stadt Wien, der Bundesbahn sagen, dass das so nicht geht, 30-Milliarden-Paket ist 30-Milliarden-Paket, dann müssten wir das in Umsetzung bringen können. 

Lassen Sie mich eines noch zum 2020-Szenario sagen, Kollege Gerstl. Der Masterplan Verkehr, den Sie möglichst alle, hoffe ich, mit großer Mehrheit hier beschließen werden, wird diese Szenarien natürlich nicht beinhalten. Aber wir müssen sehen, welche Entwicklungsschritte möglich sind und welche denkbar sind. Und wir leben in dem Jahr, wo in einer der Welthauptstädte, nämlich in London, diese Citymaut eingeführt worden ist. Offensichtlich bisher mit gutem Erfolg und mit exorbitanten Kosten, die wir den Wienerinnen und Wienern noch nicht zumuten wollen und hoffentlich nie zumuten wer-


den müssen. Aber ein Szenario für 2020, 17 Jahre voraus, wird ohne das nicht mehr auskommen. Auf diese Gefahr sollten diese Szenariendarstellungen auf den hinteren Seiten des Masterplanentwurfs hinweisen. 

Lassen Sie mich zum Abschluss noch etwas zur 6. Donauquerung sagen. Ich finde es fantastisch, dass es uns gelungen ist, in der Stadtentwicklungskommission das Ergebnis der strategischen Umweltprüfung zu einem gemeinsamen, einstimmigen Beschluss zu führen. Das ist aus meiner Sicht ein wesentliches Produkt des vergangenen Jahres, denn damit ist anerkannt, dass die 6. Donauquerung Sinn macht und notwendig ist. Damit ist auch anerkannt, dass der Nationalpark ein sehr, sehr schützenswertes Gut ist und eben so geschützt werden soll, dass er nicht an der breitesten Stelle durchfahren werden soll und möglichst dort unterfahren werden soll, wo wir am wenigsten Eingriffe haben. 

Wenn ich mir jetzt das weitere Ergebnis der SUPer Now anschaue, dann kommt auch sehr klar heraus, warum eine Variante parallel zum Flugfeld Aspern eine höhere Nutzanwendung für Wien, für die Bewohnerinnen und Bewohner, hat als eine außenliegende Trasse. Sie haben selbst darauf hingewiesen, Kollege Madejski, dass für mich auch von Beginn an die Variante, die den Nationalpark komplett ausspart, nicht in Frage gekommen ist, weil sie die Menschen am meisten belästigt. Die Variante mit dem kürzesten Stich unter der Lobau und der Tunnellage entlang des Flugfelds Aspern ist aus unserer Sicht die optimale Variante für ein schwieriges Problem. Ich habe überhaupt nichts dagegen, wenn wir über die 7. Donauquerung diskutieren, aber wir sollten zuerst einmal die 6. Donauquerung in einer für die Umwelt verträglichen und menschenverträglichen Form vor allem für die dort Wohnenden realisieren.

Ich mache Ihnen das Angebot, dass wir an diesem Projekt noch weiter gemeinsam arbeiten, nur eines ist notwendig dafür: Verzichten wir auf allzu plakative Festlegungen, die wiederum nur viele, viele andere Menschen belästigen würden. 

Ich habe den Zeitungen entnommen, das der frühere StR Prinz nach der Veranstaltung in Aspern, die Sie organisiert hatten, gesagt hat, man sollte entlang der Stadtgrenze fahren, also die Autokino-Variante. Dort sind wir am längsten - mehr als 4 km - unter dem Nationalpark und sind außerdem noch bei mehr Menschen dran als wir es mit unserer Variante wären. Das waren die beiden Gründe, warum wir gesagt haben, die innenliegende Variante mit allen sicherheits- und umweltpolitischen Maßnahmen ist einfach die Bessere. Von den Kosten her rechnet sie sich, weil sie kilometermäßig deutlich kürzer ist - als Fensterbankerl - gegenüber den außenliegenden Varianten.

Schauen wir uns das gemeinsam noch an. Ich habe überhaupt kein Interesse daran, dass es da zu heftigsten Streitereien und Diskussionen kommt. Das macht ja keinen Sinn. Wir wissen alle, dass wir diese 6. Donau-querung brauchen. Also nehmen wir dieses Problem gemeinsam auf und schauen wir, dass wir es da ge-

meinsam durchsetzen.

Letzter Punkt dazu: Das vielzitierte Pröll-Häupl-Papier, das ein SPÖ-Bürgermeister zitiert. Ich kann nur darauf hinweisen, dass heute das Treffen der drei Landeshauptmänner war und das Dokument heute dort unterzeichnet wurde, dass die drei Landeshauptmänner von Wien, Niederösterreich und Burgenland sich dem Ergebnis der SUPer Now anschließen. Also nehmen wir das einmal zur Kenntnis. Wir sind in einer Situation, wo Wien und Niederösterreich nicht auseinanderdividierbar sind, und versuchen wir, gemeinsam zu Lösungen zu kommen. Sie wissen, Herr Madejski, die Lösungen, die uns Müller anbietet, sind manchmal doch nur grenzwertig, wenn ich an die seinerzeitige Lösung mit der Aspangbahn denke. 

Abschließend, sehr geehrte Damen und Herren, denke ich, dass wir auch am Streiktag sehen konnten, dass Verkehr in einer Stadt auch in Grenzsituationen funktionieren kann. Wir haben aber nicht - und da irrt der Kollege Chorherr - feststellen können, dass soviel Verkehr verlagerbar wäre, denn viele Verkehre sind verschoben worden, viele Aktivitäten haben nicht stattgefunden. Daher führt kein Weg daran vorbei, die Umweltverbundverkehre primär auszubauen, aber auch dem Straßenverkehr seinen Raum zu geben. An dem arbeiten wir, an dem versuchen wir weiter zu kommen und das ist auch eines der Ergebnisse des Streiktags, dessen Zielsetzungen ich mit vollem Herzen unterstützen konnte. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur GGr Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der GGr Gesundheits- und Spitalswesen. 

Ich schlage vor, die Debatte zur GGr Gesundheits- und Spitalswesen mit der Postnummer 2 - das ist der Jahresabschluss zur Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2002 - gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? 

Das ist nicht der Fall. 

Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorzugehen.

Wir kommen nun zur Beratung der GGr Gesundheits- und Spitalswesen. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gesundheitspolitik - da geht es immer um das große Geld und da geht es immer um wichtige Entscheidungen, die zu treffen sind. Ich möchte Sie heute eingangs einmal nicht als erstes mit den Zahlen beschäftigen, sondern mit den Plänen, die sich die Stadt Wien gestellt und 


die sie uns vorgestellt hat, nämlich mit dem Wiener Krankenanstaltenplan, der uns kürzlich in einem interfraktionellen Gespräch vorgestellt wurde. 

In diesem Wiener Krankenanstaltenplan sind große Ziele, die wir alle sehr unterstützen können, voran gestellt. Da heißt es zum Beispiel, dass das Ziel eine gleichmäßige, bestmögliche, wirtschaftlich sinnvolle medizinische Versorgung der Bevölkerung sein soll. Da steht drinnen, dass die Krankenhäuser entlastet werden sollen, indem man Aufgaben in den ambulanten und rehabilitativen Bereich verlagert. Da ist davon die Rede, dass es keine isolierten Fachabteilungen in dislozierten Lagen geben soll, und es wird empfohlen, dass die Krankenanstalten hinsichtlich medizinischer und ökonomischer Synergieeffekte mehr zusammenarbeiten sollen.

Dann stellt dieser Entwurf des Krankenanstaltenplans fest, dass es Sinn machen würde, unwirtschaftliche Krankenanstalten einer Revision zu unterziehen, insbesondere wenn sie zu geringe Fallzahlen haben oder zu wenig Versorgungswirksamkeit.

Letztlich ist gefordert, dass man die Bevölkerungsstrukturen und die Besiedlungsdichte bei der Planung der Versorgung berücksichtigen soll. 

All dies sind Ziele, die die GRÜNEN sehr gut unterschreiben und die wir für wichtig und für richtig halten. Der Wiener Krankenanstaltenplan in seinem Vorschlag macht in der Umsetzung keines dieser Ziele wahr. Der ernüchternde Befund ist die Tatsache, dass hier bestehende Missstände festgeschrieben werden, Probleme nicht in Angriff genommen werden und Hinsichtl und Rücksichtl statt Planung herrscht. Nachzulesen ist dieses Defizit in der Gesundheitspolitik folgerichtig dann auch im Jahresbericht 2002 des Unternehmens Krankenanstaltenverbund.

Nun jetzt doch ein paar Zahlen, damit Sie wissen, von welchen Größenordnungen wir hier sprechen: Im Jahr 2002 hat das Unternehmen Krankenanstaltenverbund ein Minus von sage und schreibe 900 Mil-lionen EUR gemacht. Wer in diesen Dimensionen noch in Schillingen rechnet: Das sind 12,6 Milli-arden Schillinge. 12,6 Milliarden, das ist das Minus des Krankenanstaltenverbundes. 

Die Verhältnisse verbessern sich nicht etwa, denn der Ausgabendeckungsgrad, der im Jahr 2001 ohnehin schon mit 64,31 Prozent recht schlecht war, verschlechtert sich im Jahr 2002 nämlich auf 60,86 Prozent. Wir geben buchstäblich immer mehr aus als wir finanzieren können.

Schauen wir uns diese Verluste im Einzelnen an, damit klar wird, wo hier der Hund begraben liegt: 

Die Teilunternehmung 1, die Krankenhäuser und Pflegeheime, machen einen Verlust von 659 Milli-onen EUR. 

Die Teilunternehmung 2, das Allgemeine Krankenhaus, macht einen Verlust von 218 Millionen EUR. Hochgerechnet sind das ungefähr 30 Prozent Defizit für das AKH und 70 Prozent Defizit für die Krankenanstalten und die Pflegeheime.

Wenn man über die Zahlen allerdings die Versorgung, die damit erfüllt wird, darüber legt, dann schauen die Zahlen durchaus schon schlimmer aus. Mit diesen 30 Prozent Defizit werden 2 165 Betten im AKH abgedeckt, während die anderen 70 Prozent 12 000 Betten mit einem Defizit von 70 Prozent bewirtschaften. Und da sind im AKH - und das ist wichtig - der klinische Mehraufwand und die Kosten für die Ärzte und das Forschungspersonal noch nicht eingerechnet. 

Das heißt, das AKH macht ein gigantisches Defizit, ist ein Staubsauger für die Mittel im Krankenanstaltenverbund und nimmt den anderen Einrichtungen systematisch die Möglichkeit zu investieren und zu reinvestieren.

Der Krankenanstaltenverbund macht das, was ein privater Haushalt nie tun dürfte. Ich habe im Ausschuss dazu gesagt: Was passiert eigentlich mit einem Privathaushalt, der nicht etwa, um sich eine Urlaubsreise zu gönnen, sondern um die Miete zu bezahlen, die Bausparverträge der Kinder auflöst? Das geht heuer und vielleicht geht es nächstes Jahr noch. Und wenn man den Bausparvertrag, den die Oma gespendet hat, noch dazu rechnet, dann vielleicht auch noch im dritten Jahr. 

Der Bausparvertrag des Unternehmens Krankenanstaltenverbund ist die Rücklage und auch sie wird aufgebraucht. Aber nicht etwa für besondere Ausgaben, für besondere Investitionen, für hervorragende Aufgaben, sondern schlicht um den Betrieb aufrecht zu erhalten. 

Irgendwann einmal wird der Bausparvertrag des Unternehmens Krankenanstaltenverbund auch aus sein und trotzdem müssen Gehälter bezahlt werden, Betten vorgehalten und medizinischer Bedarf bezahlt werden.

Auf die Frage der Opposition, wie Sie das denn nun zu finanzieren gedenken, kommen keine schlüssigen Antworten und kommen keine nachvollziehbaren Konzepte, die diese Misere hier in Angriff nehmen würden.

Die arme Verwandtschaft im Unternehmen Krankenanstaltenverbund sind die Pflegeheime und Geriatriezentren. Warum sind sie die armen Verwandten? Sie sind Teil der Teilunternehmung 1 mit den Krankenanstalten zusammen. Diese Pflege- und Geriatriezentren fristen ein unwürdiges Dasein, denn sie sind baufällig, sie sind alt, es sind nach wie vor 8-Bett-Zimmer, sie leiden an Personalmangel und sie leiden an fehlender Reputation. Wer will denn dort schon arbeiten? Und noch viel schlimmer: Wer will denn dort schon leben? Sie sind kein gutes Krankenhaus, und sie sind eine noch viel schlechtere Heimat im positiven Sinn für die Menschen, die dort wohnen. 

Wir haben sehr, sehr gehofft, dass das Pflegeheimgesetz, auf das wir schon so lange warten und das uns in einem ersten Entwurf präsentiert wurde, dieser Misere endlich abhilft und dass menschliche, moderne und zumutbare Bedingungen für die Menschen in den Pflegeheimen in Wien endlich Einzug halten. Das ist nicht der Fall. Erstens warten wir auf das Gesetz nach wie vor. Es wurde uns für dieses Jahr, für dieses erste Halbjahr versprochen. Wir warten immer noch und das, was uns vorgelegt wurde, lässt Übles erwarten. Das, was uns mit 


dem Pflegeheimgesetz vorgelegt wurde, ist eine Festschreibung der Missstände, ist eine Festschreibung von Baufälligkeiten und ist eine Festschreibung von fehlenden Rechten für die Bewohner und Bewohnerinnen und ihre Angehörigen. 

Das, Frau Stadträtin, werden wir nicht akzeptieren und das werden wir bekämpfen! Sie werden sich vor der alten Bevölkerung der Stadt rechtfertigen müssen, wenn Sie hier solche Verhältnisse dulden! (Beifall bei den GRÜNEN, bei StR Dr Peter Marboe und GRin Ingrid Korosec.)
Wir glauben, um dieser Situation abzuhelfen braucht es ein modernes Pflegeheimgesetz und es braucht eine Verordnung, die die Dinge umsetzt, die die Maßnahmen in die Hand nimmt und die sich nicht damit zufrieden gibt, dass hier die medizinische Versorgung unbestritten gut ist, sondern dass es auch Lebensqualität und moderne private Sphären in den Pflegeheimen gibt.

Wir glauben, das eine ist das Pflegeheimgesetz und seine Verordnung und das andere, Frau Stadträtin, ist aber auch die Struktur im Unternehmen Krankenanstaltenverbund, die dazu geändert werden soll.

Die Geriatriezentren und Pflegeheime sollen eben nicht mehr länger die armen Verwandten sein, und wir stellen daher den Antrag, dass man eine eigene Teil-unternehmung für die Geriatriezentren und Pflegeheime einrichtet, die es ermöglicht, hier selbst zu planen, eigenständig zu wirtschaften und auch den Raum innerhalb des Krankenanstaltenverbundes einzunehmen, der ihr gebührt.

Jetzt komme ich zum Allgemeinen Krankenhaus. Das Allgemeine Krankenhaus, ich habe es schon gesagt, braucht viel Geld und hat gute Reputation. Ich sehe den Herrn Professor Krepler da hinten. Wir, die Wiener GRÜNEN, sind die allerletzten, die missachten wollen, was das AKH für die Bevölkerung leistet. Trotzdem muss darauf hingewiesen werden, dass die Probleme, die zu lösen wären, dringend anstehen. Nach wie vor gibt es keine Aussicht, wie es mit dem Bund weitergehen wird, wenn der jetzige Vertrag ausläuft, und das tut er 2005. Wie wird es denn weitergehen? Wie werden die Kosten aufgeteilt? Welche Aufgaben wird die Stadt übernehmen? Welche Aufgaben wird der Bund übernehmen? Es gibt da keine Antworten, die auf eine zukunftsweisende Lösung hinweisen.

Gleichzeitig hört man aus Medienberichten die schlimmsten Dinge, nämlich dass der Sachaufwand rationiert wird, dass plötzlich das Papier fehlt, um Befunde zu drucken und dass die medizinischen Bedarfsartikel knapp werden. Was wir noch hören und was wir schon mehrmals kritisiert haben ist ja die Tatsache, dass laut darüber nachgedacht wird, Fremdpatienten und Fremdpatientinnen – also fremd sind sie nicht, sondern bloß vielleicht aus Niederösterreich – in den Häusern des Krankenanstaltenverbunds freundlich, aber bestimmt, die Tür zu weisen. Das ist keine Politik, die sich die Stadt hier leisten kann!

Der größte Verlustbringer hinter dem Allgemeinen Krankenhaus im Sinne der Verlustzahlen ist - traurig aber wahr - die Semmelweis-Frauenklinik, dieses renommierte, wohlgeachtete Haus, das jetzt zum Leben zu wenig und zum Sterben zu viel hat. Der Versuch, ihr mit Dr Adam eine Leitung und mit der Kooperation mit der Rudolfstiftung auch eine Struktur zu geben, wäre nur dann von Erfolg gekrönt, wenn man dem Haus gleichzeitig eine Zukunftsperspektive gibt. So aber werden Abteilungen geschlossen, schleichend reduziert, schleichend zu Tode gewartet. Das ist keine Planung für eine geburtshilfliche Versorgung der Stadt, die irgendeinen Sinn macht. Das ist Geldverschwendung, das ist Zynismus gegenüber dem Personal und noch mehr Zynismus gegenüber den betroffenen Frauen, die dort gebären wollen.

Ringen Sie sich durch, Frau Stadträtin, hier Nägel mit Köpfen zu machen und zu sagen, was Sache ist: Soll das Haus weiterleben, dann geben Sie ihm die Dotation. Planen Sie das Haus zu schließen, dann verstecken Sie sich nicht hinter Perspektiven, die nicht länger als zwei, drei Jahre halten! Wenn Sie ein gutes Konzept vorlegen, dann werden Sie auch hier die Unterstützung der GRÜNEN haben.

3. Punkt und jetzt komme ich weg vom Unternehmen Krankenanstaltenverbund: Fonds Soziales Wien. Wir warten noch mit unserer endgültigen Beurteilung, was wir davon halten sollen, bis wir das Konzept am Tisch haben. Unsere grundsätzliche Kritik an den Ausgliederungen ist bekannt und trifft auch auf den Fonds Soziales Wien zu. Unsere Bedenken sind in der letzten Zeit nicht kleiner geworden, denn wir hören keinerlei Botschaften, dass diese Missstände, die die GRÜNEN schon anlässlich eines Sondergemeinderats im Jänner massiv angeprangert haben und die vom Kontrollamt und von der Consultingfirma Anderson aufgezeigt wurden, tatsächlich in Angriff genommen werden. Bis jetzt ist noch keine Rede davon, dass Gemeinderäte und Gemeinderätinnen aus den Vorständen der Sozialdienste hinausgehen sollen und dass sich die Parteien, die ihr Personal, ihre Mandatare hier drinnen haben, dafür entscheiden, hier zwischen politischer und umsetzender Ebene und kontrollierender Ebene eine klare Trennung einzuziehen. Wie nachteilig diese Strukturen sind, hat ja das Kontrollamt massiv aufgedeckt: 300 Prozent Tarifschwankungen für ein und dieselbe Leistung, das ist etwas, das die verantworten müssen, die dafür zuständig sind. Wir GRÜNEN finden solche Verhältnisse untragbar und sie gehören längst schon einer Vergangenheit an. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Geben Sie beim Fonds Soziales Wien allen Bewerbern, die sich für die Betreuung zu Hause, für die Sozialdienste interessieren, die Möglichkeit, auch am Verfahren teilzunehmen und klügeln Sie es nicht unter denen aus, die immer schon den besseren Zugang und die besseren Informationen hatten und - und das ist jetzt besonders wichtig und hat mit dem zu tun, was Christoph Chorherr heute morgen schon gesagt hat - die Wien-GesmbH: Wir wissen schon, was gut ist. Wir machen unsere Politik möglichst in ausgelagerten Institutionen, und im Gemeinderat beschäftigen wir uns dann vielleicht mit kleinen Nebensächlichkeiten, damit den Mandataren und Madatarinnen nicht langweilig wird und damit sie nicht merken, dass die Entscheidungen woanders fallen. 

Der Fonds Soziales Wien wird künftig eine große Aufgabe haben, und wir stehen nicht an, trotz aller Kritik an dieser Struktur zu sagen, wir wollen an Institutionen, die dazu da sind, Dinge in der Stadt politisch umzusetzen, mitarbeiten. Und wir stehen nicht allein damit. Die Oppositionsparteien ÖVP und FPÖ sind in diesem Punkt der Meinung der GRÜNEN und haben sich hier unserem Beschlussantrag angeschlossen. (GR Günther Barnet ist erstaunt.) Sie schauen erstaunt? Es ist trotzdem der Fall. Manchmal findet sogar die FPÖ den richtigen Weg. (GR Günther Barnet: Bei Ihnen nicht!) Bei uns... Wunderbar, wenn Sie...(GR Günther Barnet: Wir sitzen ja nebeneinander!) Wir sitzen nebeneinander, das ist Faktum. 

Zum Beschlussantrag, in dem wir Folgendes wollen: Wir wollen, dass die Oppositionsparteien - der SPÖ bleibt es unbenommen, für sich auch eine Vertretung zu entsenden - im Kuratorium des Fonds Soziales Wien entsprechend der Mandatsstärke vertreten sind. Wir sagen das nicht, weil wir so gerne in Gremien sitzen, sondern weil wir aus anderen Fonds wissen, wie wichtig demokratische Kontrolle, Aufsicht, Transparenz und unbequeme Fragen sein müssen, und wie wichtig die sind und wie gut es ist, wenn da nicht alles geschwind so nebenbei abgewickelt werden kann. 

Wenn es die SPÖ mit Demokratie in dieser Stadt und mit Demut vor dem Wähler ernst meint, dann wird sie sich diesem Antrag sicherlich nicht verschließen können, der den Fonds Soziales Wien betreffend vorhat, dass einerseits die Parteien vertreten sind und andererseits der Fonds durch dieses Kuratorium sozusagen auch tatsächlich den demokratischen Spielregeln entspricht. Dieser Beschlussantrag wird von den Oppositionsparteien ÖVP und FPÖ miteingebracht. (Beifall bei den GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ.)
Ein letzter Nachtrag zum Unternehmen Krankenanstaltenverbund. Ich habe so viele Beschlussanträge, dass der jetzt hintennach kommt. Ich ersuche auch hier um Unterstützung. Das Unternehmen Krankenanstaltenverbund legt ein Budget vor. Herr Generaldirektor, wir reden jedes Mal darüber und Sie wissen es auch von meiner Person: Wir glauben - und das ist eine sicher sehr große Aufgabe, die Sie hier schon geleistet haben, indem Sie die Teilunternehmungen in Ihren Plänen und in Ihrer Abrechnung einzeln darstellen -, dass die Rechnung tiefer gehen muss, und Sie wissen unsere Forderung: Stellen Sie die Budgets der Häuser einzeln dar. Das sind ja keine kleinen Klitschen, das sind große Häuser. Weisen Sie das Budget für das Wilhelminenspital aus. Weisen Sie das Budget für die Rudolfstiftung aus, für das Donauspital, und und und, damit man sieht, zu welchen finanziellen und inhaltlichen Rahmenbedingungen hier gewirtschaftet wird, und tun Sie es so bald wie möglich und vertrösten Sie uns bitte nicht auf „In einigen Jahren“! 

Ich habe zuerst davon gesprochen, wie wichtig es ist, dass die Opposition in den Einrichtungen, in den Fonds vertreten ist. Ich sage das deshalb, weil ich selbst als Gemeinderätin in zwei dieser Einrichtungen im Vorstand bin. Die eine davon ist der PSD, der psychosoziale Dienst und, Frau Pittermann, ich stehe nicht an, Sie dort sehr zu unterstützen und Sie auch öffentlich und hier im Gemeinderat sehr zu loben, weil Sie Schritte in die richtige Einrichtung machen. Ich würde mich gerne umdre-
hen, aber dann hört man nichts. Also ich hoffe, Sie neh-
men meine Freude auch zur Kenntnis, wenn ich Ihnen den Rücken zudrehe. Sie haben nämlich in einer inter-
fraktionellen Sitzung Leitlinien für die Weiterentwicklung des PSD vorgelegt, die die GRÜNEN auf Punkt und Beistrich nur unterstützen können und wo Sie unseren Applaus haben und wo Sie für die Umsetzung all unsere, auch öffentliche, Unterstützung haben. 

Diese Leitlinien des PSD lassen an Klarheit nichts zu wünschen übrig. Da soll die Versorgung optimiert und vereinheitlicht werden. Da soll es Standards geben, die für alle verbindlich sind. Da soll es ein Konzept für die Verbesserung der Freizeitangebote geben. Da soll es Fortbildung geben, Beratung und Liaisondienste und ein Ausbaukonzept inklusive Stufen- und Zeitplan bezüglich der kinder- und jugendpsychiatrischen Versorgung. Ich muss Ihnen das nicht im Detail vorlesen, Sie können sich sicher dieses lesenswerte Papier selbst besorgen. 

Ich möchte Ihnen sagen, dass ich Sorge habe, dass die Frau Stadträtin mit diesem Papier nicht landen wird. Die Beharrungskräfte im PSD sind bemerkenswert, Sie sind geradezu unfassbar bemerkenswert. Wer sitzt da drinnen? Manchmal hat man den Eindruck, man ist in einem schlechten Film. Unter „drinnen“ meine ich den Vorstand des PSD. Wie wenig wird hier mitgeteilt, wie wenig Bereitschaft zu konkreter Umsetzung ist da, und wie sehr muss sich die Frau Präsidentin bemühen, hier überhaupt einen Fuß auf den Boden zu bekommen! Ich glaube, dass es notwendig ist, hier Nägel mit Köpfen zu machen, und ich glaube, dass es notwendig ist, dem PSD hier auch klare Auflagen zur Umsetzung zu machen, denn der Leistungsbericht für das Jahr 2002, der auf grünes Bestreben hin durchaus umfangreicher und aussagekräftiger geworden ist, zeigt große strukturelle Defizite im PSD auf, die ich im Detail hier nicht erläutern möchte, denn das haben wir in der Vorstandssitzung gemacht. 

Ein paar wenige Daten dazu: Da gibt es - wie ist das so schön im Bericht des Chefarztes über die Leistungen gestanden? – „jahrzehntelange Traditionen und Gepflogenheiten“ in den einzelnen Ambulatorien, die aber dazu führen, dass 2 Ambulatorien 50 Prozent aller Hausbesuche durchführen, während andere so gut wie keine machen. Da kann man jetzt sagen, gut, der eine ärztliche Leiter findet halt das gut, während der andere das andere gut findet. Aber wie komme ich eigentlich als psychiatrisch kranker Mensch dieser Stadt dazu, mich einer Tradition oder Gepflogenheit zu unterwerfen, die möglicherweise sehr willkürlich ist, statt die von der Frau Pittermann gewünschten qualitativ einheitlichen, gut begründeten medizinischen Standards hier zu bekommen? Das sind Verhältnisse, die können wir hier nicht dulden! 

Da gibt es Wohnheime für psychisch kranke Menschen - eine sehr, sehr gute Einrichtung -, die aber nur zu 60 Prozent ausgelastet sind! Und das findet außer den GRÜNEN niemand schlimm! 60 Prozent! 40 Prozent sind einfach nicht belegt und das angesichts des Faktums, dass es in Institutionen wie der Meldemannstraße - ich weiß nicht, ob Sie schon einmal dort waren, ich war dort, in der Meldemannstraße, künftig ziehen sie um, aber es wird am Faktum nichts ändern, dass hier psychisch kranke Menschen untergebracht sind - nicht einmal eine Beratungs- oder Ambulanzstunde oder eine Ambulatoriumsstunde oder irgendeinen Liaisondienst des PSD gibt! Schlicht nichts. Nichts! Und schon gar nicht haben die psychisch kranken Obdachlosen aus der Meldemannstraße so ohne weiteres Zugang zu den nicht ausgefüllten Plätzen beim PSD. Die stehen halt luxuriös leer. 

Da wird die Zeitschrift „Psychosoziale Arbeit“ kommentarlos nach einem Jahr vom Markt genommen. Da freut man sich als am Thema interessierte Gemeinderätin, weil das ja ein Periodikum ist, für das es Geld gibt, für das es Mitarbeiter gibt - dumm gelaufen, heuer nicht erschienen! 

Im PSD müssen dringend – und die Frau StRin Pittermann hat das vor und sie hat meinen vollen Applaus - Reorganisationsmaßnahmen greifen. Sie müssen greifen, weil wir keine Lizenz zum Gelddrucken haben, sondern weil wir mit den Mitteln, die wir zur Verfügung haben, eine möglichst gute und für alle gleich gute Versorgung gewährleisten müssen. Da muss darüber zu reden sein, wie die Dienstzeiten der Ärzte und Ärztinnen eingehalten werden. Und da muss darüber zu reden sein, wie die einzelnen Einrichtungen arbeiten und ob sie das tun, wofür sie da sind oder das, was ihnen gerade einfällt. Da fehlt es an der Führung im PSD. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ein letztes Sittenbild dazu und dann habe ich schon einen Punkt hinter den PSD gemacht: Ich habe mir in meiner Eigenschaft als Mitglied des Vorstands erlaubt, in zwei Einrichtungen des PSD vorbeizuschauen, zu kommen, freundlich „Grüß Gott“ zu sagen und wenn jemand Zeit für ein Gespräch hat, ein Gespräch zu führen. In der einen Einrichtung hat mich eine Mitarbeiterin empfangen, der ist ob dieses unerwarteten Besuchs in Wirklichkeit – das ist jetzt meine subjektive Interpretation – durchaus die nackte Angst im Gesicht gestanden. Auf meinen Hinweis, ich warte bis jemand Zeit hat oder ich komme zu einem anderen Zeitpunkt, war keinerlei Auskunft zu geben, keinerlei Auskunft zu bekommen, nicht einmal Banalitäten wie Öffnungszeiten oder Auftrag der Einrichtung – nichts von alledem: „Bitte gehen Sie. Bitte gehen Sie.“ (GRin Ursula Lettner: Sie wollten ja etwas anderes!) Gut, ich wollte ein bisschen mehr als die Öffnungszeiten, Frau Lettner. Sie sind zufrieden mit solchen Auskünften, ich nicht. (GRin Ursula Lettner: Nein!) 

In der zweiten Einrichtung war ein sehr bemühter, erfreuter ärztlicher Leiter, der gerne, sehr gerne mit mir gesprochen hätte, er hat nur gerade einen Patienten zu versorgen gehabt und selbstredend würde ich mich nie vordrängen. Wir haben daher einen anderen Termin ausgemacht. Tags darauf, oh Wunder, ist der Termin abgesagt worden. Ich habe mich dann aufgehört zu wundern, als mir die Frau Präsidentin mitgeteilt hat, dass der Herr Chefarzt bei ihr wegen meines Besuches vorstellig war und dass man seitens des PSD nicht wünscht, dass solche Besuche stattfinden. Ich will Ihnen einfach die Begründung dafür nicht ersparen: „Die Frau GRin Sigrid Pilz könnte dort jemanden kennen und das wäre Verletzung des Datenschutzes.“ Hören Sie sich diese Begründung an! Ich weiß nicht, ob Sie schon einmal bei einem Hautarzt waren. Möglicherweise hat der Nachbar neben Ihnen eine Geschlechtskrankheit und Sie kennen ihn. Vielleicht waren Sie auch schon einmal in einem gynäkologischen Wartezimmer oder in einer Ambulanz im AKH oder sonstwo und am Ende haben Sie den- oder diejenige neben sich gekannt. Das ist ja wohl kein Argument, mit dem man Besuche von Vorstandsmitgliedern in Einrichtungen des PSD unterbinden kann, und ich habe im Vorstand auch gesagt, dass ich meine Besuche fortsetzen werde. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Letztes Thema, Frau Stadträtin, und auch das ist ein Thema, von dem ich weiß, dass Sie das, was wir hier GRÜNEN wollen, in Ihrem Herzen unterstützen: Es geht um den Spiegelgrund und es geht um das Gedenkprojekt, das dort etabliert wird. Sie erinnern sich, man hat im letzten Jahr die sterblichen Überreste der für vermeintliche und für zynische Forschung missbrauchten Opfer der NS-Zeit bestattet und man hat im Otto Wagner-Spital eine Gedenkstätte eingerichtet. Aber weil eine Gedenkstätte nicht sein soll, was in diesem Fall ein sinnleerer Ort des Vergessens sein soll, hat man sich vorgenommen, hier mit dem Holocaust Education Center auch etwas zu machen, damit die Jugendlichen und die Kinder in Wien von guter, qualitativ hochwertiger interaktiver Auseinandersetzung mit diesem Thema profitieren sollen. Dieses Projekt, dieses Holocaust Education Center, braucht Finanzierung. Natürlich, wenn etwas gut sein soll, wenn sich etwas nicht im Gestus erschöpfen soll, dann braucht es Geld. Da bleibt halt, Frau Stadträtin, die Gemeinde Wien wieder einmal im Sprung stecken. Wir machen es, aber wir machen es nur ein bisschen. Man hat für dieses Projekt, für das die Fachleute 22 000 EUR als notwendige Budgetierung errechnet haben, 7 000 EUR seitens der MA 7 und der MA 13 zur Verfügung gestellt. Mit 7 000 EUR wird man nicht weit hupfen können, und man wird diese Aufgabe nicht mit der nötigen Verantwortung erledigen können, die unserer Stadt im Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus zusteht. 

Frau Stadträtin! Ich glaube, dass das Gesundheitsbudget der drittschlechteste Topf ist, aus dem man hier die Dinge finanziert. Aber es soll mir Recht sein, denn es wird für, mit Verlaub gesagt, sinnlosere Dinge auch im Gesundheitsbudget Geld ausgegeben. Noch viel besser wäre es, wenn das ein gemeinsames Projekt verschiedener Stadträte und Stadträtinnen wäre, die es sich zu Herzen nehmen, dass wir sagen: Finanzieren wir dieses Projekt, sind wir nicht kleinlich. Erinnern Sie sich, was ich gesagt habe, welche Geldmittel im Unternehmen Krankenanstaltenverbund sind oder in anderen Einrichtungen der Gemeinde? Und da soll es uns um 22 000 EUR ankommen, damit wir das, was wir uns vorgenommen haben, auch wirklich tun und nicht bloß symbolisch? 

Frau Stadträtin, schließen Sie sich mit Ihrer Fraktion unserem Antrag an und dotieren Sie das Projekt! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Hahn am Wort. 

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! 

Der Herr VBgm Rieder hat heute am Schluss seiner Rede gesagt: „Der Rechnungsabschluss ist der Ausdruck des Engagements der Mitarbeiter der Stadt und im übrigen Beispiel für ein weiteres erfolgreiches Jahr sozialdemokratischen Wirkens in dieser Stadt.“ Nun, dem Lob an die Mitarbeiter kann ich mich ja durchaus an-schließen, insbesondere was die Mitarbeiter im Bereich des Ressorts Gesundheit anbelangt, vor allem jenen, die direkt beim oder mit den Patienten arbeiten, aber auch all jenen, die sozusagen dahinter Sicherstellung garantieren, dass alles funktioniert und das, obwohl sie mitunter unter widrigsten Umständen zu arbeiten haben. 

Nun, aber StR Rieder - und das war das Interessante für mich - hat in seiner Zusammenfassung eigentlich gar kein Wort über die notwendigen Auseinandersetzungen fallen gelassen, mit denen eigentlich so ein Rechnungsabschluss zu betrachten wäre, nämlich auch über eine Diskussion über die Herausforderungen der Zukunft. Dieses Nichttätigsein ist aber insbesondere für den Gesundheitsbereich ja durchaus symptomatisch. 

Ich habe mir den nur halbernsten Spaß gemacht, mir meine letzten drei Reden vom Rechnungsabschluss 2001, vom Voranschlag 2002 und wiederum vom Voranschlag 2001 und Rechnungsabschluss 2002 anzuschauen und wir könnten nun die Reden hernehmen und sie könnten sich eine beliebige heraussuchen, ich würde sie dann verlesen und Sie würde nicht feststellen, dass sie schon ein Jahr oder eineinhalb Jahre alt ist, sie ist leider Gottes von einer unglaublichen Zeitlosigkeit, was symptomatisch ist für...(GR Franz Ekkamp: 2002 können Sie nicht haben!) Auch diese meine heutige Rede wird wahrscheinlich leider Gottes ähnlich zeitlos sein, weil sich auch im nächsten Jahr nichts geändert haben wird. Als Beispiel darf ich Ihnen anbieten - ziemlich genau ein Jahr alt - den Rechnungsabschluss 2001 am 24.6.2002. Damals habe ich festgestellt: „Ich kenne nichts Strukturkonservativeres als die Wiener Stadtregierung, die Wiener Gemeindeverwaltung und im Gesundheitswesen ist das ja besonders deutlich sichtbar.“ Damals hat es übrigens Beifall bei der ÖVP gegeben. Frau Stadt...(Heiterkeit bei GR Franz Ekkamp: Also dafür jetzt das Gleiche.) Aber das kann man an anderer Stelle wiederholen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Volkmar Harwanegg: Spät aber doch!) 

Und dann ging es weiter: „Frau Stadträtin, in Zeiten, wo die Grenzen der Verfügbarkeit öffentlicher Mittel erreicht sind, offenbaren Sie Ihre grenzenlose Ratlosigkeit immer wieder durch das Hinausschieben etwa der Vorlage eines Wiener Krankenanstaltenplans“ - das war vor einem Jahr, es ist noch immer gültig (Beifall bei den GRen DDr Bernhard Görg und Dr Matthias Tschirf.) – „und eines Wiener Pflegeheimplans.“ 

Seit Jahren warten wir auf ein modernes, zeitgemäßes Pflegeheimgesetz. Wir haben schon gehört, das wurde uns für Ende Juni dieses Jahres angekündigt. Ich habe nicht die leiseste Indikation, dass das noch in den letzten fünf Werktagen passieren wird. Und desgleichen warten wir, glaube ich, jetzt schon zwei oder drei Jahre - es war vor einem Jahr - auf ein auf die aktuellen Bedürfnisse abstellendes Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz. Also all das habe ich vor einem Jahr gesagt. Man kann also ein Jahr dazuschreiben und dann hätten wir den Status wieder. 

Insbesondere was das Nichtvorliegen eines Pflegeheimplans anbelangt, muss man schon sagen, hier verpassen Sie Dinge, die katastrophal sind. Sie kennen die Anderson-Studie, Sie wissen, was da drinnen steht, Sie wissen es hoffentlich wahrscheinlich besser als ich und Sie wissen, dass wir bis 2005, 2006 5000 Pflege-wohnungen schaffen sollten, und ich habe wiederum nicht die leiseste Indikation, dass auf diesem Sektor nur das Geringste passiert wäre. 

Sie haben auch vor einem Jahr anlässlich dieser Rechnungsabschlussdebatte angekündigt, dass es ein Gesundheitsnetz Wien geben wird. 

Mit großem Pomp und Trara gab es eine Presseaussendung, wo das angekündigt wurde. Ich habe damals schon meine Zweifel gehabt, dass es mehr als heiße Luft ist und wurde leider Gottes bestätigt. Es ist von all dem nichts wieder erkennbar. Ich frage mich auch, wo neue nachhaltige Projekte hinsichtlich einer besseren Verschränkung zwischen dem niedergelassenen und dem stationären Bereich sind. Einer Ihrer Abteilungsleiter, Frau Stadträtin, hat vor kurzem auf meine diesbezügliche Frage gesagt: "Wir haben in Wien Lambarene‑Status." 

Aber, Frau Stadträtin, ich bezweifle auch, dass Sie noch das Gesetz des Handelns in Ihrem Ressort und darüber hinausgehend haben. Wenn ich mir nur die Debatte um die Neugliederung Ihres Ressorts vor Augen halte, dann lag die Federführung dabei wohl bei der Frau VBgmin Laska, und das ist wohl eine reichlich merkwürdige Konstellation, wenn jemand, der etwas abgibt, auch dafür verantwortlich ist, wie die Neustrukturierung in dem anderen Bereich sein wird. Das wäre so ähnlich, wie wenn jemand eine Firma verkauft und sich gleichzeitig darum kümmert, wie die kaufende Firma diese zu kaufende Firma in ihr Firmenimperium integriert. Das ist eine Situation, die eigentlich extrem ungewöhnlich ist und offensichtlich tief auf Ihr Standing in der eigenen Fraktion blicken lässt. 

Diese Federführung Laska offenbart sich auch in der offenkundigen Uneinbringlichkeit von schlanken 45 Millionen EUR von der MA 12. Wir haben im Rechnungsabschluss des Krankenanstaltenverbunds ausgewiesen bekommen, dass es eine offene Forderung an die MA 12 gibt, und es ist offensichtlich nicht möglich, diese Forderung einbringlich zu gestalten. Sie haben deshalb eine entsprechende Wertberichtigung eingeleitet.

Damit komme ich auch schon zum KAV, der in seinem Lagebericht beim Ausblick 2003 in einer dankenswert schonungslosen Offenheit die gesamte Malaise offenlegt. Ich darf wiederum zitieren: "Auch für 2003 kann aus heutiger Sicht und auf Basis des Wirtschaftsplanes 2003 davon ausgegangen werden, dass ein weiterer Rücklagenverbrauch zur Ausfinanzierung des KAV erforderlich sein wird. Ohne Setzung von Maßnahmen ist auf Basis der derzeitigen Kosten- und Einnahmenentwicklung mit den gegebenen Zuschüssen keine Ausgabendeckung möglich. Der KAV befindet sich daher derzeit in einer Konzeptphase mit der Zielrichtung, eine Anpassung der Ressourcen so einzuleiten, dass mittelfristig eine Deckung der Aufwendungen durch die Erlöse ermöglicht wird."

Meinen Berechnungen und Ihren Aufzeichnungen zufolge wird spätestens zu Beginn des Jahres 2005 die gesamte Rücklage aufgebraucht sein. Im herkömmlichen Sinn könnte man davon sprechen, dass dann der KAV eigentlich Pleite ist. Das ist von den Verantwortlichen des KAV durchaus richtig erkannt und kommuniziert worden. 

Frau Stadträtin, ich darf Sie daher fragen: Wo steht diese Konzeptphase? Mittelfristig ist fast zu lange. Es müsste eigentlich am Ende dieses Jahres feststehen, wie es im Bereich des KAV weitergeht. Vielleicht ist das eine Information, die Ihnen neu ist, aber Mitte nächsten Jahres müssen Sie eine Entscheidung treffen, ob die Finanzierungsvereinbarung von 2001 bis 2005 weitergeführt werden soll oder nicht. Wenn es keine neue Regelung gibt, dann ist meinem Wissensstand gemäß die Situation die, dass diese Finanzierungsvereinbarung weiterlaufen würde. Das würde aber bedeuten, dass der KAV dann Mittel bekommt, die heute schon als nicht ausreichend erkannt werden. Die Situation würde sich dann in der nächsten Finanzierungsperiode noch viel schwieriger, drastischer und problematischer gestalten, als das heute schon der Fall ist. Ich glaube, es ist dringend notwendig, dass Sie noch dieses Jahr wissen, wie es weitergeht, weil Sie Mitte nächsten Jahres hier eine Entscheidung treffen müssten.

Vielleicht darf ich Ihnen aber auch ein paar Vorschläge zur Ergebnisverbesserung machen. Beginnen wir, gemessen am Gesamtbudget und an den Volumina im Spitalsbereich, umgeschlagen mit Peanuts, mit dem Betreuungsvertrag durch die MA 6. Wer immer diesen Vertrag aus der Sicht der MA 6 gemacht hat, ich gratuliere ihm. Eine fünfjährige Kündigungsfrist ist nicht schlampig. Ich darf den Verantwortlichen dazu gratulieren. Sie haben sich hier sozusagen die Vereinbarung eingehandelt, dass es zu einer Betreuung des KAV durch die MA 6 kommt. Dafür gibt es pro Jahr 10,5 Millionen EUR, das sind 140 Millionen S. Vielleicht würde das einem Drittvergleich nicht ganz Stand halten, aber wie gesagt, wir haben eine sehr interessante Kündigungsfrist, was auch heißt, dass man in der Phase dazwischen keine Neuverhandlungen machen kann.

Aber dann wird es noch interessanter. Es gibt eine Position, die heißt: "pauschale Kosten für die zentralen Dienststellen". Da heißt es - ich darf wieder aus dem Rechenschaftsbericht zitieren -: "Die der UKAV pauschal angelasteten Kosten zentraler Dienststellen sowie der Organe der Stadt Wien betragen im Geschäftsjahr 2002" - ich sage das jetzt nicht so verklausuliert - "122 Mil-lionen EUR" - oder, wenn Sie so wollen, 1,7 Milliarden S –."Sie betreffen im Wesentlichen hoheitliche Dienstleistungen diverser Magistratsabteilungen der Stadt Wien, die Inanspruchnahme hoheitlicher Infrastruktur sowie die Aufwendungen auf Grund der Vertretung durch die Organe der Stadt Wien." (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Entschuldigung, aber das ist ja nichts Neues!) Ich komme schon auf den Punkt. Es würde mich bei aller Pauschalierung nur interessieren, was zum Beispiel der zu Grunde gelegte Stunden- oder Tagessatz der Frau Stadträtin ist, wenn Sie für den KAV tätig ist und was der zu Grunde gelegte Stunden- oder Tagessatz des Herrn Bürgermeisters ist, wenn er die Entscheidungen der Frau Stadträtin wieder korrigieren muss. Ich weiß auch, dass diesen Aufwendungen entsprechende Subventionen gegenüberstehen, aber vielleicht - das ist meine Anregung - könnte man in den künftigen Verhandlungen eine Möglichkeit finden, dass es zu einem positiven Saldo zu Gunsten der Geschäftsgruppe kommt.

Wie gesagt, es gibt andere, wesentlich hausgemachtere, Positionen, wo auch kurzfristiges Einsparungspotenzial möglich wäre. Die Kollegin Pilz hat das schon angesprochen, ich darf nur sagen Stichwort "Semmelweis‑Klinik" und "Gersthof". So wie wir es jetzt betrachten und handhaben, ist das eine Situation, wo jährlich ein zweistelliger Euromillionenbetrag unnötigerweise ausgegeben wird.

Sie haben selbst - wir haben dem auch zugestimmt, weil wir nicht so sein wollen - im Februar noch rückwirkend eine Anreizrücklage von wieder schlanken 28,8 Millionen, nicht Schilling, sondern Euro, gebildet. Wofür diese Anreize sein sollen, konnte uns bis heute niemand sagen. Es sind immerhin 400 Millionen S. Ich könnte mir vorstellen, dass mit dieser Anreizrücklage doch das eine oder andere Animo verbunden wäre, die eine oder andere kostensenkende Maßnahme einzuleiten. Ich weiß allerdings nicht, wer dann von der teilweisen oder kompletten Auflösung dieser Rücklage profitieren wird. Jedenfalls gratuliere ich all jenen, die seinerzeit sozusagen diese Wortschöpfung geschaffen haben, dass sie ein plötzlich verfügbares Geld, das von Seiten der Finanzverwaltung dem KAV zur Verfügung gestellt wurde, mit dem doch sehr charmanten Begriff der Anreizrücklage benannt haben. Ich habe schon viele Budgets und Bilanzen in meinem Leben gesehen, aber auch hier habe ich etwas Neues, durchaus Kreatives, kennen gelernt. Vielleicht kann ich es auch einmal nützen.

Es handelt sich hier überhaupt um ein Phänomen, wie man Anreize im Rahmen des Gesundheitsressorts im weitesten Sinn des Wortes unterschiedlich handhabt. Es gibt hier die Ordensspitäler, die man auch entspre-


chend motivieren wollte. Das hat man dadurch getan, dass man ihnen die Mittel gekürzt hat. Es steht nämlich ganz bewusst in den Begründungen, es sollte ein Anreiz geschaffen werden, noch kostengünstiger zu gestionieren. Ich habe ehrlich gesagt zwar nie verstanden, warum die Ordensspitäler das akzeptiert haben, aber das müssen sie mit sich selbst ausmachen. Fakt ist - das ist wohl unbestritten -, dass die Ordensspitäler bei gleichzeitigem Erbringen hochwertiger, durchaus vergleichbarer medizinischer Leistungen zu den Gemeindespitälern außerordentlich günstig gestionieren. Aber hier hat man aus Gründen des Anreizschaffens die Mittel gekürzt. Wie gesagt hat man im Bereich des AKH ohne es noch genau zu wissen, eine Anreizrücklagenbildung von 400 Millionen S geschaffen, von denen noch niemand weiß, wie sie verwendet werden sollen. Nehme ich nur zu Grunde, dass die Ordensspitäler etwa 15 Prozent der Patientenbetreuung in Wien durchführen, dann wären das umgelegt auf die 400 Millionen Schilling - das rechnet sich leichter - 60 Millionen S oder 4,2 Millionen EUR, so in der Größenordnung. Das wäre mehr als jener Betrag, der ihnen verkürzt wurde. Ich denke, auch sie würden sich über eine derartige Anreizstimulierung freuen. 

Apropos Phänomen, auch nur in Paränese, aber weil die Frau Stadträtin das Hanusch‑Krankenhaus immer als durchaus vorbildhaft darstellt: Man kann über den KAV vieles sagen, man kann auch über die Ordensspitäler vieles sagen, aber die Budgeterstellung und der Rechnungsabschluss, also die Bilanzerstellung, passen im Großen und Ganzen immer zusammen. Was sich jedoch die Verantwortlichen im Hanusch‑Krankenhaus geleistet haben, ist durchaus nicht uninteressant. Die sind nämlich gleich um 30 Prozent daneben gelegen. Die haben angetragen, dass sie vom WIKRAF 29 Millionen EUR bekommen. Sie haben aber nicht ganz 21 bekommen. Das ist immerhin eine Differenz von 8 Millionen EUR, was in Schilling ausgedrückt deutlich mehr als 100 Millionen ist. Das einfach wegzustecken, ist beachtlich, aber die Wiener Gebietskrankenkasse verfügt über begnadete Betriebswirtschaftler und ich hoffe nur, dass sich hier nicht ein Kleinkonsum für uns alle auftut. 

Nun nochmals zur Zeitlosigkeit von Gesundheitsreden. Ich darf wiederum meine vom Voranschlag 2002, die am 21. November 2001 war und jetzt schon eineinhalb Jahre alt ist, zur Hand nehmen. Damals habe ich über die Rahmenbedingungen, die man im Gesundheitsbereich bilden muss und für die man sorgen soll, gesprochen und habe dann formuliert: "Und ich glaube, es wird nicht damit getan sein, das nur im Wege eines Krankenanstaltenplans zu lösen, von dem wir ja wiederholt gehört haben," - das ist immer noch der gleiche, auf den wir warten, eineinhalb Jahre ist es her - "dass er zumindest in Form eines Beamtenentwurfs Ende des Jahres das Licht erblicken wird," - das sollte 2001 sein – "sondern was hier von Nöten sein wird, ist wohl ein gesamter, umfassender Wiener Gesundheitsplan, der nicht nur den Bereich des KAV, sondern auch die anderen WIKRAF‑Spitäler, aber auch alle anderen Wiener Gesundheitseinrichtungen, insbesondere im niedergelassenen Bereich, umfasst." - Ich erwähne und zitiere das, weil ich denke, die Aufgabe der Opposition ist es nicht nur zu kritisieren, sondern auch, wie ich meine, positive Anregungen zu vermitteln. 

Wir bringen deshalb einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, in dem wir die Einrichtung einer Arbeitsgruppe anregen, die einen derart integrativen Gesundheitsplan für Wien mit einem Zeithorizont von zehn Jahren erarbeiten soll. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich stehe mit meinen Vorschlägen nicht alleine. Es gibt, wie ich fürchte, andere zeitlose Papiere, und da bin ich auf ein Papier gestoßen worden, das von, wie ich denke, sehr engagierten - manche von ihnen kenne ich ja - Mitarbeitern der Stadt Wien aus dem Gesundheits- und aus dem Finanzbereich erarbeitet wurde, vor ziemlich genau einem halben Jahr. Als ich es gelesen habe, habe ich mit ganz wenigen Abstrichen geglaubt, es ist ein Arbeitsprogramm meiner Fraktion. Ich könnte fast alles unterschreiben. Die Mitarbeiter haben in ihrer Zusammenfassung unter anderem formuliert, was mögliche Lösungsansätze für das Wiener Gesundheitswesen sein könnten, das Ganze unter der Überschrift "Versorgung koordinieren und Gesundheitsplanung integrieren". Wie gesagt, nur stichwortartig: "Förderung des Wettbewerbs zwischen extramuralem und intramuralem Bereich, Qualitätssicherung, trägerübergreifend abgestimmtes EDV‑System, verstärkte bundesländerübergreifende und trägerübergreifende Krankenanstaltenplanung, Vernetzung von Informationen, Standortbereinigungen und Qualitätssteigerung im Krankenhauswesen, Outsourcing und Insourcing auf Basis einer zentralen Ressourcenplanung, etwa Ausgliederung der Serviceleistungen von marktfähigen Dienstleistungen, Nichtkernaufgaben wie zum Beispiel Wäscherei, Reinigung, Bewachung, Gärtnerei, Logistik, Aus- und Weiterbildung, aber auch technische Dienstleistungen, Labor, Vorsorgeleistungen, OP‑Vorbereitungen bis hin zur kooperativen Ausgliederung auf überregionaler Ebene," - dann ein Punkt, weshalb ich glaube, dieses Papier wird wirklich zeitlos gültig bleiben und nie umgesetzt werden - "Personaleinsatzplanung optimieren durch kapazitätsorientierte Dienstzeiten" - man höre und staune, Mitarbeiter der Stadt Wien - "Harmonisierung von Ausbildungs- und Personalbedarfsplanungen, Verbesserungen des Bettenschwesternschlüssels und der Ärztedichte und zügige Umsetzung von bereits kommunizierten Rationalisierungspotenzialen im Wiener Krankenanstaltenverbund". 

Wie gesagt, dem ist kaum etwas hinzuzufügen, außer vielleicht ein Letztes: In der letzten Fragestunde hatte ich das Glück und das Vergnügen, dem Herrn Bürgermeister Fragen stellen zu dürfen. Da hat sich ein durchaus interessanter Dialog ergeben, im Zuge dessen ich angekündigt habe, dass wir bei nächster Gelegenheit - das ist heute - einen Antrag einbringen werden, dass wir in Wien einen umfassenden Gesundheitsplan erstellen wollen. Der Herr Bürgermeister hat dann geantwortet: "Vor diesem Hintergrund bin ich überzeugt," - das hat sich auf etwas anderes bezogen - "dass eine Anregung zur Erstellung eines umfassenden Gesundheitsplans durchaus eine vernünftige ist und dass man darangehen kann, zu arbeiten.“ Meine Damen und Herren von der SPÖ, ein Mehr an Entscheidungshilfe als das Wort Ihres Vorsitzenden kann ich ihnen nicht bieten! - Ich danke Ihnen. (Beifall bei ÖVP und GRin Dr Sigrid Pilz.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer gemeldet. Ich erteile Ihr das Wort.

StRin Karin Landauer: Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Den Ausführungen der Frau Kollegin Dr Pilz bezüglich des PSD kann man fast nichts mehr hinzufügen, weil diese Vorstandssitzungen mehr eine Farce sind. Ich muss dazu sagen, ich bin seit vielen Jahren im Vorstand des PSD, aber eine solch informative Vorstandssitzung wie vergangene Woche habe ich noch nie erlebt. Das ist sicherlich auch darauf zurückzuführen, dass die Frau Präsidentin, StRin Pittermann, gesagt hat, dass es jetzt einmal möglich sein muss, alles zu besprechen. Das war für mich wirklich ein Aha‑Erlebnis, wobei es viele Punkte gäbe, die man noch hinterfragen könnte. 

Bezüglich der Leitlinien zur psychiatrischen Versorgung in Wien muss ich Ihnen widersprechen. Sie haben gesagt, dafür sind nur die Grünen. Wir glauben einfach auch, dass hier eine Verbesserung nötig ist. Ich wiederhole mich. Ich sage immer wieder, ich bin sehr froh, dass es die Psychiatriereform gegeben hat, aber ich finde, dass die Menschen allein gelassen sind. Speziell das, was jetzt gemacht wird, zum Beispiel im PSD, dass man sich dem Nachtstreetwork widmet, finde ich einen Schritt in die richtige Richtung. Aber hier wird noch sehr viel zu tun sein. 

Bezüglich der drei Anträge, die Sie einbringen: 

Bei der geplanten Aufgabenerweiterung des Fonds Soziales Wien konnten wir schon mit auf den Beschlussantrag gehen. 

Bezüglich der Autonomie der Pflegeheime, Geriatriezentren der Stadt Wien, werden wir den Beschlussantrag gerne unterstützen. Wir haben diesbezüglich, sicherlich in anderen Worten, aber, ich glaube, schon zwei bis drei Anträge eingebracht, die natürlich immer abgelehnt worden sind. Vielleicht sind Sie jetzt erfolgreicher. Ich würde es Ihnen wünschen. 

Genauso geht es um den Antrag bezüglich der Finanzierung des Projekts am Spiegelgrund. Diesen Antrag werden wir auch unterstützen, weil all das, was Sie gesagt haben, von uns nur unterstrichen wird und wir vor vielen Jahren, als StR Rieder noch Gesundheitsstadtrat war, sehr viele Initiativen gesetzt haben. 

Bezüglich des Antrags von Herrn Dr Hahn muss ich gestehen, ich bin sehr froh, dass wir alle den Computer haben, aber irgendwie funktioniert die Kommunikation mit dem Computer nicht. Ich habe mir jetzt erlaubt, im Klub um diesen Antrag zu bitten, damit wir wissen, ob wir diesem zustimmen können.

Das Hanusch-Krankenhaus ist etwas, was wir im WIKRAF immer wieder besprechen. Wir sind der Meinung, dass eine Krankenkasse kein Krankenhaus führen sollte, vor allem nicht, wenn es so betriebswirtschaftlich geführt wird wie das Hanusch‑Krankenhaus. Wenn ich meinen Kollegen, Herrn GR Blind anschaue, weiß ich, er leidet jedes Mal, wenn wir Kritik am Hanusch-Krankenhaus äußern. Es geht aber nicht um die medizinische Versorgung und um die Betreuung der Patientinnen und Patienten, sondern es geht einfach darum, wie dieses Spital betriebswirtschaftlich geführt wird.

Nun zum Rechnungsabschluss und zum Jahresabschluss des Krankenanstaltenverbunds: Wenn man sich die Zahlen anschaut, stellt man fest, es gibt eine kleine Diskrepanz. Der Herr Dr Hahn ist der Meinung, der Krankenanstaltenverbund ist Anfang 2005 konkursreif. Wir sind der Meinung, dass dies bereits 2004 sein wird, weil die Rücklagen ständig aufgebraucht werden. Man fragt sich, was die Verantwortlichen in dieser Stadt machen, die hier die Absolute haben und schon sehr stolz darauf sind, dass sie über 70 Jahre lang den Finanzstadtrat in dieser Stadt stellen. Ich glaube nicht, dass eine Konkursreife ein Ruhmesblatt ist. Ich bin davon überzeugt, dass dieser Rechnungsabschluss wirklich Anlass zu großer Sorge gibt, dass nämlich der hohe medizinische Standard in Wien nicht weiter aufrecht erhalten werden kann. 

Wir dürften da irgendwie nicht alleine sein, denn die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten hat am 26. und 27. Mai am Stock‑im‑Eisen‑Platz eine Veranstaltung mit dem Titel "Spital der Zukunft" gemacht. Es wurden dort auch Fotos gemacht. Ich möchte Ihnen das nicht vorenthalten. (Die Rednerin stellt eine Tafel mit sechs aufgemachten Fotos vorne auf das Rednerpult.) Es wurde dort das "Spital der Zukunft" aufgestellt, mit einem Feldlazarett und Särgen. (GRin Anica Matzka‑Dojder: Sagen Sie auch dazu, warum!) Ich komme schon dazu, ich verheimliche nichts! Ich sage es so, wie es ist, aber ich denke mir, die Gewerkschaft hat gezeigt, wie es um den Krankenanstaltenverbund steht. Wenn ich jetzt sage, warum die das gemacht hat, muss ich ehrlich gestehen, verstehe ich überhaupt nichts, denn die Pensionssicherungsreform hat unter Garantie nichts mit dem Krankenanstaltenverbund oder mit dem Krankenwesen zu tun, weil auch ein Pensionär krankenversichert ist und Anrecht auf eine adäquate medizinische Betreuung hat. (Beifall bei der FPÖ. – GRin Ursula Lettner: Die machen sich alle Sorgen!)
Das Schlimme ist, bei diesem "Spital der Zukunft" ist der Pfeil 60 - Hinweis in den Sarg. Ich muss ehrlich gestehen, ich habe hier noch nie, egal ob von Ihnen oder von einer Opposition, gehört, dass wir englische Verhältnisse wollen. Das kann und darf in Wien einfach nicht passieren! Alles, was wir dazu tun können, werden wir auch tun! Bei dieser Veranstaltung wurde aber nicht nur das "Spital der Zukunft" vorgestellt, sondern man sprach auch über die Patientenentsorgung. Ich möchte das Wort noch einmal sagen. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten sprach von einer "Patientenentsorgung". Wir haben das im Gesundheitsausschuss thematisiert. Ich habe gesagt, dass wir eine Sachverhaltsdarstellung bei der Wiener Staatsanwaltschaft eingebracht haben. Bis dato gibt es keine Richtigstellung dieser Presseaussendung. Es gibt nur - dafür möchte ich mich ganz herzlich bedanken - von der Frau StRin Dr Pittermann die Zurückweisung dieses Wortes im Ausschuss. Wie gesagt, ich bin sehr gespannt, welche Argumente Sie für solch drastische Mittel bringen können. Ich denke, dass Sie schon vorausschauend des Rechnungsabschlusses, weil der war zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht vorhanden, die triste Situation der Wiener Spitäler und der Wiener Spitalsfinanzierung dargestellt haben. 

Wir sind im Hinblick auf den Stellenwert der Gesundheit und der steigenden Nachfrage nach Gesundheitsleistungen der Ansicht, es müssen alle Kräfte zusammenarbeiten, Experten und Expertinnen von Gesundheit, Finanzierung und so weiter, dass es zu einer weiteren Sicherung des hohen Standards kommt, damit dieser bestehen bleibt. Der Reformbedarf ist insofern so dringend, weil der Löwenanteil des Budgets in die Wiener Krankenanstalten fließt, und wenn man sich die Altersstruktur bis 2030 anschaut, weiß man, dass diese Ausgaben um mehr als ein Fünftel wachsen werden.

Frau Stadträtin, wir würden Sie bitten - wir bringen es nicht in einem Antrag ein, sondern wir bringen es einfach mündlich ein, denn vielleicht ist das mehr von Erfolg gekrönt -, einen Runden Tisch mit Gesundheitsexperten einzuberufen, die immer wieder darauf hinweisen, dass ganz starke Radikaloperationen im System verlangt werden, um den hohen Standard zu erhalten. Sie selber sagen, dass alle volkswirtschaftlichen Finanzströme, auch Aktien, Gewinne, Stiftungsgewinne in die Finanzierung des Gesundheitssystems einfließen sollen. Denkbar sind für Sie auch eine höhere Besteuerung krankmachender Stoffe wie Alkohol und Nikotin, die zweckgebunden dem Gesundheitssystem zur Verfügung gestellt werden sollen. Ich glaube, dass all diese Überlegungen bei einem Runden Tisch besprochen werden und zu einem positiven Ergebnis für die Patientinnen und Patienten führen sollten. 

Sie haben bei der jährlichen Klubklausur in Rust der Öffentlichkeit mitgeteilt, dass die Sozialagenden von der Frau VBgmin Laska zu Ihnen wandern, und zwar mit Jänner 2004. Wir haben das im Sozialausschuss und im Gesundheitsausschuss schon hinterfragt, wie diese Wanderung vonstatten gehen soll. Es heißt immer nur: "Bitte warten!" Der Geschäftsführer der neuen Holding wird der Drogenkoordinator Peter Hacker. Wir sind der Meinung, dass damit die Macht in den Fonds Soziales Wien wandert, sprich zum Geschäftsführer Peter Hacker, und Sie, Frau Stadträtin, werden die politische Verantwortung übernehmen. Ich glaube, dass der Rechnungsabschluss dazu angetan ist, dass Sie der Öffentlichkeit sagen, wohin die Reise im Wiener Sozial- und Gesundheitsbereich gehen soll, denn wenn man sich die Zahlen im Rechnungsabschluss anschaut und die von uns vermutete Konkursreife mit 2004 gegeben ist, ist es bereits fünf nach zwölf für die Patientinnen und Patienten in Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Matzka‑Dojder am Wort.

GRin Anica Matzka‑Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe meinen Vorrednerinnen, Frau Dr Pilz und Frau StRin Landauer, sehr genau zugehört. Wenn ich Sie so von unserem gut funktionierenden Wiener Gesundheitssystem reden höre, dann glaube ich, dass Sie entweder woanders leben (StRin Karin Landauer: Ich fürchte, Sie leben woanders!) und mit den Menschen in dieser Stadt nicht reden oder vielmehr, dass Sie nicht willens sind, ehrliche Vergleiche anzustellen. Sie haben, glaube ich, nur eines im Sinn, nämlich unser gut funktionierendes Wiener Gesundheitssystem schlecht zu reden. (StRin Karin Landauer: Haben Sie einen anderen Rechnungsabschluss als wir?)
Wir schaffen in Wien tragfähige Gesundheitspolitik, Frau Stadträtin, sowohl in finanziellen als auch in organisatorischen Rahmenbedingungen, die eine zukunftsorientierte Gesundheitsbetreuung und ‑förderung sichern. Unsere Angebote und Leistungen sind in der Gesundheitspolitik österreichweit und international beispielhaft. Wir sind, bei allem Respekt, besser als alle Bundesländer, obwohl die derzeitige politische Schwerpunktsetzung der Bundesregierung das nicht gerade leicht macht. 

Lassen Sie mich nur einige Bereiche aus dem Rechnungsabschluss 2002 herausgreifen: 

Ich möchte mit der Frauenförderung und Frauengesundheit beginnen. Gesundheitsversorgung für die Frauen in unserer Stadt ist und bleibt ein Schwerpunkt. In Wien gibt es ein klares politisches Bekenntnis zu einer querschnittsorientierten Frauen- und Gleichstellungspolitik, in der sowohl Frauenförderung als auch Gender Mainstreaming einen wichtigen Platz einnehmen. Gesellschaftsspezifische Gesundheitsprogramme und Prävention gehören in der Wiener Gesundheitspolitik schon längst zum Standard.

Lassen Sie mich jetzt einige der wichtigsten Projekte aus diesem Bereich aufzählen: 

Das im Jahr 2000 begonnene Brustkrebsfrüherkennungsprogramm "Die Klügere sieht nach" wurde nun als Modellprojekt erfolgreich abgeschlossen und hat Vorbildwirkung für ganz Österreich und international.

Das nächste Projekt "Informationsfolder zu psychosozialer Hilfestellung bei Krebs" ist die erste erstellte Kurzbroschüre dieser Art in Österreich und sichert Informationen über Hilfestellung und Anlaufstellen für Erkrankte und deren Angehörige. Ebenfalls in diesem Rahmen wurde eine Selbsthilfegruppe für an Krebs erkrankte Migrantinnen eingerichtet. Es wurden Informationsprogramme in muttersprachlichen Foldern verfasst, die soziale und psychische Unterstützung vermitteln.

"Prävention bei postnataler Depression" ist ein Projekt, das bei drei Geburtshilfeabteilungen, nämlich Donauspital, Semmelweis‑Klinik und KFJ, eingerichtet ist und durchgeführt wird. Derzeit sind 3 000 Frauen erfasst. 30 Prozent der erfassten Frauen zeigen ein hohes Risiko auf.

Um sozial schwächeren Migrantinnen bei der Familienplanung zu helfen, wurde ebenfalls ein Projekt gestartet und eine Broschüre über Kontraseptionsmöglichkeiten in Muttersprache erstellt, damit ihre Schwangerschaft eine gewollte Entscheidung ist. 

"Prävention bei Essstörungen" ist ein schon 1999 erfolgreich gestartetes Projekt und wurde auch 2002 durchgeführt. Hier wurde ein Video erstellt, das Betroffene und Expertinnen zu Wort kommen lässt und zur präventiven Aufklärung dienen soll.

"Verbesserung der Gesundheitsvorsorge und Beratung für Frauen mit Behinderungen" ist ein wichtiges Projekt für behinderte Frauen, das die Besserung der gynäkologischen Vorsorge und Versorgung behinderter Frauen zum Ziel hat.

Abschließend möchte ich noch unsere nachhaltigste Initiative erwähnen, nämlich das "FEM - Frauen, Eltern, Mädchen" und das "FEM Süd" im KFJ. Hier ist das wichtigste Element nach wie vor, dass es im Zugang keine sozialen und keine sprachlichen Barrieren gibt, dass die Einrichtung wirklich für alle offen ist. 

Man kann die Fülle dieser Projekte sehen. Mit sehr viel Engagement und wenig Geld wurden sehr gute Projekte und Versorgungssicherungen für Frauen erstellt. 

An dieser Stelle möchte ich der Frau Prof Wimmer‑Puchinger und ihrem Team für die erfolgreiche Arbeit 2002 danken! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich wende mich nun einem anderen Bereich zu. Für eine ganz besonders wichtige und hervorragend durchgeführte Säule der Wiener Gesundheitspolitik halte ich die Betreuung und Pflege im extramuralen Bereich und die gesamte Arbeit der MA 47. Ich möchte Ihnen daher einen kurzen Überblick darüber geben, was diese städtische Einrichtung im Berichtsjahr geleistet hat und bitte zunächst um Nachsicht, dass ich Sie mit einigen Zahlen befassen werde.

Die MA 47 erbrachte direkte Betreuungsleistungen an 39 000 Personen. Sie hatte 25 Kontakte nach Spitalsaufenthalten. 49 500 Menschen wurden mit Sozialarbeit in Krankenanstalten, Sozialruf und Kontaktbesuchsdiensten kontaktiert. Insgesamt wurden 50 000 Ange-hörige mitbetreut und entlastet. Der Kundenkreis umfasst in diesem Umfeld insgesamt 165 000 Personen. Dazu kamen als weitere Leistungen gemeinsam mit den Vereinen 1,4 Millionen Zustellungen von Essen auf Rädern, 3,9 Millionen Stunden Heimhilfe und Hauskrankenpflege und fast 2,9 Millionen finanzierte und verrechnete Verpflegstage, davon 949 000 bei Privatträgern. 

2002 wurden weitere Tätigkeiten dieser Abteilung erfolgreich durchgeführt, wie zum Beispiel die Eröffnung einer Reihe von Gesundheits- und Sozialzentren, Geriatrietageszentren in verschiedenen Bezirken.

Österreichweit ist das Wiener Pflege- und Betreuungskonzept für die ambulanten Dienste und Erarbeitung eines Mindeststandards der Pflege- und Betreuungsdokumentation beispielgebend.

Neben dieser umfassenden Versorgung, Pflege und Betreuung wurden auch noch einige Nebenleistungen erbracht, die für die Funktionsfähigkeit des gesamten Systems oder für die strategische Weiterentwicklung wichtig sind, wie zum Beispiel die behördliche Aufsicht über 78 Heime mit 19 000 Betten, die in Hunderten Kontrollen wahrgenommen wurden, oder, um noch einige Beispiele herauszugreifen, die Betreuung von Holocaustopfern gemeinsam mit der Esra oder den mobilen Hospizdienst gemeinsam mit der Caritas. Für all diese Leistungen wurde ein Budget von 383 Millionen EUR verbraucht, davon 98,3 Prozent für primäre Leistungen. 

An dieser Stelle möchte ich noch einen Dank ausdrücken. Das sind 13 800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in diesem Bereich für die gesamte Stadt tätig waren. Ihnen, meine Damen und Herren, soll unser besonderer Dank gelten! (Beifall bei SPÖ und StRin Karin Landauer.)
Eng verbunden mit diesem Betreuungsfeld ist die Versorgung der älteren Generation. Altern in Würde ist für uns ein unanfechtbares Recht der älteren Generation. Diesem Recht tragen wir mit der Betreuung von Pflegebedürftigen, bei der Altersversorgung und der Verantwortung für Hilfsbedürftige Rechnung. Es ist leider notwendig geworden, diese Selbstverständlichkeit in Erinnerung zu rufen, denn die derzeitige Bundesregierung sieht das beileibe nicht so, wie eine ganze Reihe von Eingriffen und Einschnitten das auch beweisen. Es wird an der durchaus richtigen Erkenntnis angeknüpft, dass der Anteil der älteren Menschen in unserer Gesellschaft immer mehr zunimmt. Das ist zweifellos nicht zu ändern, sondern begrüßenswert, es kommt aber darauf an, welche Schlüsse man aus diesen Erkenntnissen erzielt. Daher setzt die Stadt Wien bewusst auf eine zukunftsorientierte Versorgungspolitik, und das Ergebnis kann man auch messen. Weil es mehr alte Menschen geben wird, beginnen wir schon heute mit dem Ausbau der Akutgeriatrie und werden im Jahr 2005 rund 500 Betten haben. Wir werden in den nächsten Jahren in 14 Kranken-häusern Akutgeriatrie und Remobilisation eingerichtet haben. Wir schaffen und unterstützen Einrichtungen der Sterbebegleitung und fördern und forcieren humanistische Altersforschung. 

Ich komme selbst aus einer Langzeiteinrichtung und habe dort jahrelang gearbeitet. Ich habe viele ähnliche Einrichtungen im In- und Ausland gesehen und glaube, dass ich mit gutem Gewissen und mit Recht feststellen kann, dass wir in Wien eine würdige Versorgung im Alter bieten, die einen Vergleich nicht scheuen muss. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Geriatriezentren, die mittlerweile 15 geriatrischen Tageszentren und die Gesundheits- und Sozialzentren, stellen ein dichtes institutionelles Versorgungsnetz dar. Dieses wird noch durch 31 Häuser des Kuratoriums der Wiener Pensionistenwohnhäuser ergänzt. Heute stehen in unserer Stadt insgesamt 9 300 Pflegeplätze, davon 6 000 in den Geriatriezentren des Krankenanstaltenverbunds, und 10 100 Wohnheimplätze zur Verfügung. 19 000 Menschen werden durch Heimhilfe betreut.

Ich möchte übrigens auch an die Kolleginnen und Kollegen der Bundesregierungsparteien, die hier vertreten sind, eines richten: Wien hat einen wesentlichen Schritt gesetzt, um weitere Belastungen der jüngeren Generation für die Lebenssicherung der älteren Menschen zu vermeiden. Wir verzichten im Pflegebereich auf den Kostenersatz durch die Kinder. Wir tun das, weil wir nicht wollen, dass sich eine Generation aus Gründen der eigenen Existenzsicherung den Tod der Eltern wünscht und weil wir keine sozialen Barrieren bei der Inanspruchnahme von stationären, Pflege‑ und ambulanten Diensten wollen. Natürlich kostet dieses Leistungspaket für unsere ältere Generation viel Steuergeld. Aber wir Sozialdemokratinnen sehen dazu keine Alternative, vor allem nicht die neoliberale Alternative, welche die Bundesregierung anpreist. Denn glaubt wirklich jemand, dass es der Mehrheit der Bevölkerung möglich ist, durch Eigenvorsorge soviel anzusparen, dass sie dann im Alter all die heute in Wien zur Verfügung stehenden Leistungen auf einem privaten Dienstleistungsmarkt suchen, finden und einkaufen kann? Ich glaube das nicht. Hier unterscheiden sich sozialdemokratische und neoliberale Konzepte so klar, dass das jeder unterscheiden kann! (Beifall bei der SPÖ.)
Bevor ich noch einmal zu einigen dieser Unterschiede zurückkomme, möchte ich noch ein paar Worte zu einer besonderen Dimension der Wiener Gesundheitspolitik, nämlich zur Prävention, verlieren. Ein wichtiger Teil unseres Verständnisses von Gesundheitspolitik ist ganz allgemein die Forcierung präventiver Maßnahmen und Aktivitäten. Neben der Palette von Initiativen in der Frauengesundheit, die ich Ihnen gerade dargestellt habe, hat die MA 15 im vergangenen Jahr und in den letzten Monaten ganz besondere Initiativen gesetzt. Hier steht die Verwaltung mitten im Leben, genau dort, wo die Menschen sind und Beratung und Informationen brauchen, seien es Gesundheitsberatung, Beratung im Ernährungs- und Belastungsbereich, Seminare zur Arbeitsmedizin, Bürgerbusaktionen oder Gesundheitsberatung für Bedienstete der Stadt Wien, die Kleinkinderberatung, die Zahnvorsorge oder einige Informationsbroschüren, Zeitungsserien, Forschungsprojekte, Aufstellung des vierten mobilen Gesundheitsuntersuchungsteams, die Hygienerichtlinien für Piercer und Tätowierer oder Hepatitis‑B‑Informations- und Präventionsveranstaltungen, seien es die Erweiterung des Impf- und Leistungsprogramms oder die zahlreichen Einsätze auf Grund unbegründbarer Alarme betreffend Milzbranderreger. All das zeigt, wie breit diese Stadt ihre Gesundheitspolitik anlegt, wie es unserem politischen Verständnis entspricht, ganzheitlich, präventiv, integrativ, mehrdimensional und immer an den alltäglichen Bedürfnissen der Einzelnen orientiert. 

Wien hat einen besonders hohen Standard der Gesundheitsvorsorge. Während im übrigen Österreich nur 2,2 Ärzte mit Kassenvertrag auf 100 Einwohner kommen, sind es in Wien 3,5 Ärzte. Während andere Kassen Leistungen einschränken, konnte oder musste die Wiener Gebietskrankenkasse in den letzten Jahren bei den Arztkosten um 80 Prozent, bei den Spitälern um 15 Prozent und bei den Medikamenten um 48 Prozent steigern. Wir können dieses hoch entwickelte System noch finanzieren, aber es ist klar, dass jeder negative Eingriff von außen in unglaublicher Geschwindigkeit zu spürbaren Störungen führen kann, und solche Eingriffe geschehen derzeit am laufenden Band. Sie sind von der Bundesregierung verursacht, schwächen die Finanzkraft der Kassen, verzehren die Mittelaufteilung im Finanzausgleich und stören das empfindliche Gleichgewicht zwischen niedergelassenen Ärzten, Ambulanzen und Spitälern. Angesichts dieser Eingriffe, die nichts anderes bewirken, als dass wir größte Energie dafür verwenden müssen, wenigstens die schlimmsten Folgen für die Bevölkerung abzuwimmeln, fällt es in der Öffentlichkeit gar nicht mehr auf, dass es im Bund keine aktive Gesundheitspolitik mehr gibt. Hat irgendjemand auch nur von einer einzigen positiven, konstruktiven, die Situation verbessernden Aktivität der mittlerweile über 100 Tage im Amt amtierenden Frau Gesundheitsministerin gehört? - Ich nicht. Gibt es eine einzige Initiative für Frauen und Gesundheit? Sie ist immerhin für beides zuständig. Und wir haben dafür auch noch einen Staatssekretär. 

Abgesehen von diesen Behinderungen der Wiener Stadtpolitik durch den Bund ist das wirkliche Drama die derzeitige Bundespolitik, welche die Lebenschancen und Lebensbedingungen der Menschen beeinträchtigt. Auch hier möchte ich nur ein Beispiel aus meinem Alltag geben. Die Abschaffung der vorzeitigen Alterspension trifft unter vielen anderen gerade die Angehörigen der Pflegeberufe schwer. Wer mit 18 im Pflegedienst zu arbeiten beginnt, wird oft aus physischen Gründen nicht in der Lage sein, bis 61,5 oder sogar bis 65 Jahre zu arbeiten. (GR Walter Strobl: Aber auf der ganzen Welt!) In diese Richtung wirken die Senkungen der Steigerungsbeiträge, die Erhöhung der Abschläge und die Verlängerung des Durchrechnungszeitraums. Bei der jetzt vorgelegten Pensionsreform bedeutet das Pensionsverluste in maßgeblicher Höhe. Die Folge wird sein, dass sich künftig noch weniger Menschen für diesen Beruf entscheiden. Das, meine Damen und Herren, ist von Nachteil für uns alle! Es werden - das hat die Arbeiterkammer ausgerechnet - Frauen mit niedrigen Einkommen in besonderem Maße betroffen sein. Bei den vielen zugewanderten und gut integrierten Mitarbeiterinnen im Pflegebereich wird das dazu führen, dass viele nicht einmal eine theoretische Chance haben, nach vielen schweren Arbeitsjahren ihre volle Pension zu erreichen. Hier werden die Menschen, die ohnehin schon ein schweres Schicksal hinter sich haben, in programmierte Armut gedrängt. 

Wenn im Gesundheits- und Sozialsystem eingespart und eingeschränkt wird, trifft das wieder in besonderem Maße die Frauen und diejenigen, die auf das System angewiesen sind. Jetzt rede ich gar nicht vom Personal der Stadt Wien, sondern von den privaten Pflegeinstitutionen. Hier sind über 90 Prozent der Beschäftigten weiblich, zwei Drittel zwischen 40 und 60 Jahre alt. Wenn hier auf Grund des Bundesrechts Änderungen eintreten, haben all diese Institutionen ein massives Problem. 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren von der Opposition, der nächste Wahltag kommt und wird zu einem Zahltag! (Beifall bei der SPÖ. - GR Walter Strobl: Aber erst in drei Jahren!) 

Wenn auch in drei Jahren, aber auf jeden Fall wird es ein Zahltag sein! 

Mein letztes Wort soll aber nicht eines der Kritik, sondern eines des Dankes an all diejenigen sein, die dazu beitragen, dass die Versorgungs- und die Leistungsangebote im Wiener Gesundheitsbereich so gut, so sicher, so qualitätsvoll und so menschlich sind. Der Dank richtet sich an die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt, aber auch an die privaten Partner über alle weltanschaulichen, konventionellen und institutionellen Grenzen hinweg. Ihre Leistung kann sich sehen lassen! Der vorliegende Rechnungsabschluss ist das klare und herzeigbare - um im Jargon zu bleiben - Röntgenbild davon. Über den Dank hinaus wollen wir Ihnen noch versprechen, die Wiener Sozialdemokratie wird es nie zulassen, dass Konzepte der New Public Economy über Ihre Zukunft entscheiden. Nicht der freie Markt, sondern die privaten Bedürfnisse des Schwächeren, der kleinen Leute und Hilfsbedürftigen in unserer Gesellschaft ist unsere Sichtweise. - Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. - Bitte. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Meine Vorrednerin hat völlig Recht, wenn sie sagt, das Gesundheitssystem ist gut und wir sollen es nicht in Grund in Boden sprechen. Man bemüht sich. Aber Sie haben augenscheinlich meinem Kollegen nicht zugehört, dass es nach wie vor kein Pflegeheimgesetz, keinen Pflegeheimplan, keinen Krankenanstaltenplan und auch kein Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz gibt. Es besteht also ein ganz großer Nachholbedarf. Auf Missstände, die sind, hat mein Kollege Hahn bereits hingewiesen. Das heißt, es ist zwar gut, aber noch wesentlich verbesserungswürdig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die SPÖ hat bei ihrer Klausur in Rust unter dem Titel "Altwerden in Wien - gesund und selbstbestimmt" weitreichende Umstrukturierungen im Gesundheits- und Sozialbereich ab dem Jahr 2004 beschlossen. Der Herr GR Oxonitsch war in seiner Rede völlig überrascht, warum die Oppositionsparteien dem Rechnungsabschluss 2002 nicht zustimmen, da er ja so in Ordnung ist. Aus den Reden, die Sie bisher von der Opposition gehört haben, sehen Sie, dass es sehr viele Einwände gibt. (GR Godwin Schuster: Manchmal durch Uninformiertheit!) Herr GR Oxonitsch, ich kann Ihnen jetzt bereits sagen, dass zumindest meine Fraktion auch im Jahr 2003 dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen wird. (GR Godwin Schuster: Aus Tradition!) Nicht aus Tradition. Es muss ja immer wieder Begründungen geben, weil sonst ist es nicht richtig. Es muss Begründungen geben. Es ist nicht zu erfahren, was sich auf dem Gesundheits- und Sozialsektor tut, wie weit die Umstrukturierung der MA 12 und der MA 47 bereits erfolgt ist, welche Aufgaben der Fonds Soziales Wien zusätzlich übernimmt oder was er abgibt und welche neuen Schwerpunkte gesetzt werden. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Sie können doch alles im Ausschuss fragen! Das ist nicht neu!) Ich habe die Frau Stadträtin vor kurzer Zeit gefragt, was sich ändert und was Sie mir davon berichten kann. Sie hat mir gesagt, Sie weiß es nicht, das ist alles auf Beamtenebene und wird bis zum Ende 2003 erledigt sein. 

Frau Stadträtin, ich möchte diese Formulierung als diplomatisch ansehen, und Sie wollten mir einfach sagen, es geht mich nichts an. Es kann doch wirklich nicht sein, dass Sie als Stadträtin, ganz egal, wie groß Ihr Bereich ist, das nicht wissen und mir nicht sagen können, was im Laska‑Bereich bleibt und was in den Pittermann‑Bereich kommt. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das hat doch die Frau VBgmin Laska schon ausführlich berichtet! Oder waren sie bei der Mitteilung nicht da?) Es kann doch nicht sein, dass Sie diese Entscheidungen ausschließlich den Beamten überlassen. Als Stadträtin haben Sie die Verantwortung, ganz egal, wie groß Ihr Ressort ist und was Sie noch dazu bekommen. Außerdem haben Sie die Pflicht, die Opposition zu informieren (GRin Dr Elisabeth Neck-Schau-kowitsch: Das hat man bei der Bundesregierung gesehen!), eine Pflicht, die Sie eigentlich verweigern, indem Sie sagen, Sie wissen nichts. Das finde ich ungeheuerlich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist etwas, was uns vor allem auch interessiert, weil die Stadt Wien es bisher verabsäumt hat, mehr betreute Wohnformen für Senioren zu errichten. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das stimmt ja überhaupt nicht!) Wir wollen unbedingt wissen, ob das einer Ihrer neuen Schwerpunkte ist, die so ungeheuer wichtig sind. Es hat sich herausgestellt dass der Pflegebetreuungsschlüssel bei öffentlichen Einrichtungen wesentlich geringer ist als bei privaten Trägern. Das heißt, dass im öffentlichen Raum auch Klienten sind, die eine Pflegestufe 1 oder 2 haben, die keineswegs die intensive Betreuung durch ein Pflegeheim brauchen, die daher dort überbetreut sind, wenn es andere Möglichkeiten für sie gäbe, sie aus dem Pflegeheim herauskämen und eine andere Wohnform wählen könnten. 

Das heißt, wenn weniger Pfleglinge in den Pflegeheimen sind, dann wäre dieses Personal, das bereits bis an die Grenze des Leistbaren gefordert ist, entlastet. Sie müssen sich also nicht um Klienten bemühen, die eigentlich dort überversorgt sind, sowohl von der Pflege als auch vom ärztlichen Standpunkt, und die durch diese Überversorgung Selbstständigkeit verlieren. Sie lassen nach, es wird ja sowieso alles für sie gemacht. 

Frau Stadträtin, Sie sind jetzt schon mehr als aufgefordert, das Gesundheits- und Sozialsystem auf den Bedarf der Wienerinnen und Wiener anzupassen und nicht alles auf Beamtenebene laufen zu lassen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die demografische Entwicklung dieser Stadt zeigt, dass sicher in Zukunft vielmehr hoch qualifizierte Pflegeplätze erforderlich sind, die allerdings von den Menschen erst in einem späteren Alter in Anspruch genommen werden. Die Gesundheitsvorsorge und die Betreuung sind sehr gut. Die Lebenseinstellung wird anders, die Menschen leben gesünder und daher länger. Es ist daher notwendig, dass auch eine Zwischenstation für ältere Menschen geschaffen wird (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Was sind denn die Häuser zum Wohnen?) und nicht, dass sie sofort in Pflegeheime kommen, denn sie wollen das überhaupt nicht. Sie wollen so lange als möglich zu Hause bleiben. Wenn es nicht mehr geht, weil sie nicht mehr alleine wohnen können, brauchen wir eine Zwischenstation, und zwar betreutes Wohnen für Senioren. Ich muss Ihnen sagen, das werden Plätze sein, wo wir in den nächsten 20 Jahren mindestens 5 000 zusätzliche Wohnplätze brauchen, damit diese Leute nicht in Pflegeheime kommen. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Dann haben Sie sich aber die ÖBIG‑Studie nicht gut angeschaut!) Doch, ich habe mir die ÖBIG‑Studie angeschaut. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Wir haben ausreichend Plätze zum Wohnen, aber wir werden in fünf Jahren mehr Pflegeplätze brauchen!) Wir werden mehr Pflegeplätze brauchen. Aber was machen Sie mit Leuten, die nicht alleine zu Hause sein können, die nur etwas desorientiert sind, weil sie vergesslich sind, weil es nicht möglich ist, dass sie alleine zu Hause bleiben, weil sie zum Teil sehr gefährlich leben. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schau-kowitsch: Es gibt die geriatrischen Tageszentren!) Sie drehen den Herd auf, wenn das Essen gewärmt ist, oder nicht auf, wenn sie es wärmen wollen und wenn der Herd nicht aufgedreht ist, dann bleibt es kalt. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Sie haben sich die Studie nicht gut angeschaut!) Aber was machen Sie, wenn ein Mensch bei Desorientierung sehr wohl den Herd aufdreht, das vergisst und es zu einem Brand kommen könnte? Oder ein Mensch, der sich verletzt? (GR Günther Barnet: Dann ist die Feuerwehr da!) Die Feuerwehr, sofern sie nicht anderweitig beschäftigt ist, da haben Sie völlig Recht, ist sehr schnell dort. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Aber Sie wissen, dass es dafür das ausgezeichnete Angebot der geriatrischen Tageszentren gibt!) 

Es gibt sehr viel, was die Gemeinde Wien macht, aber dadurch, dass die Menschen wesentlich älter werden, brauchen wir auch noch Zwischenstationen, und das sind diese betreuten Seniorenwohngemeinschaften. Die sind billiger als ein Aufenthalt in einem Pflegeheim, wo mit einem monatlichen Satz von 2 200 EUR gerechnet wird. Da ist nicht die Errichtung eines Spitals oder eines Pflegeheims drinnen, da sind keine Reparaturkosten drinnen, da sind auch keine Neuanschaffungen drinnen, das ist eigentlich ein Pflegesatz, den sie oft nicht brauchen. Betreutes Wohnen kommt daher wesentlich günstiger als die Plätze in den Pflegeheimen.

Die Ziele der ÖVP sind, dass ältere Menschen, die vor allem derzeit mit Pflegestufe 1 oder 2 in Pflegeheimen wohnen, sehr wohl in Wohngemeinschaften leben könnten, dass ihnen dies ermöglicht wird. Es werden dadurch auch die Pflegeheime entlastet und es entstehen weniger Kosten für die Stadt. Ältere Menschen, die nicht mehr allein wohnfähig sind, sollen nicht sofort in ein Pflegeheim kommen, es ist oft ein geriatrisches Tages-

zentrum für sie auch zu wenig, sondern es soll ihnen in betreuten Wohngemeinschaften ihre Selbstständigkeit erhalten werden. Was uns vor allem ein ganz besonders Anliegen ist, ist, dass eine Aufnahme in ein Pflegeheim so lange hintangehalten werden sollte, so lange es gesundheitlich und pflegerisch erforderlich ist. Das sind einige unserer ganz wichtigen Grundsätze. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir erwarten nun von einer Neuordnung des Gesundheits- und Sozialsystems ein großes Einsparungspotenzial. Ich hoffe, die Gemeinde Wien ist dadurch nicht überfordert, aber sonst wäre es nicht notwendig. Es ist daher unsere Forderung, dass Sie einen Teil dieser Mittel für betreute Seniorenwohngemeinschaften zur Verfügung stellen, die immer mehr benötigt werden.

Ich mache jetzt einen ganz kleinen Sprung ins Private. Ich war vorige Woche in einer betreuten Seniorenwohngemeinschaft, wo eine Frau mit Pflegestufe 3, die jetzt 79 Jahre alt ist, vorher elf Jahre lang in einem Pflegeheim der Stadt Wien war. Ich bin davon überzeugt, dass das auf Grund ihres gesundheitlichen Zustands mindestens fünf bis sechs Jahre lang notwendig war. Sie hat dort in Sechs‑ oder Vierbettzimmern gelebt. Ihr Gesundheitszustand hat sich sehr schnell gebessert. Diese Frau hat das Glück gehabt, dass sie dort einen Arzt gefunden hat, der alles unternommen hat und versucht hat, einen Platz in einer betreuten Seniorenwohngemeinschaft für sie zu finden. Er musste monatelang warten, bis er ihn gehabt hat, aber er hat ihn bekommen. Ich habe mit dieser Frau gesprochen. Sie ist dort glücklich. Sie ist jetzt seit zehn Monaten dort und ist wesentlich selbstständiger als im Pflegeheim. Sie kocht sich etwas und sie geht einkaufen. Hat sie Probleme, wird sie von jemandem begleitet und kann mitbestimmen. Was das Interessante bei dieser Frau war, ist, sie hat gesagt: "Im Pflegeheim hatte ich ein Taschengeld von 120 EUR. Das wurde mit zugestanden. Hier in dem betreuten Wohnheim bleiben mir, obwohl ich an die Wohngemeinschaft zahle, anteilig auch Miete, Strom und alles, fast 500 EUR über." Sie hat ein Sparbuch angelegt und will sparen, falls sie das doch braucht und für ihre Gesundheit investieren kann. Ihr Wunsch war, dort weiter wohnen zu können und nie wieder in ein Pflegeheim müssen. Ich will jetzt nicht sagen, nie wieder ein Pflegeheim, weil das so schlecht ist, aber ich wünsche ihr, dass sie ihr Leben so beschließen kann, wie sie es sich wünscht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich fasse noch einmal kurz zusammen: Betreute Seniorenwohngemeinschaften kommen kostengünstiger als ein Pflegeplatz bei der Gemeinde Wien in einem Pflegeheim. Es ist persönlicher und familiärer. Es ist dort möglich, wesentlich individueller auf die Klienten einzugehen. Die eigene Mobilität wird gestärkt, die Eigenverantwortung nicht abgegeben und es tritt auch keine Hospitalisierung ein, das heißt, keine Überversorgung in der Pflege. Die Frau, von der ich vorher gesagt habe, dass sie elf Jahre lang in einem Pflegeheim war, hat sich zwar angepasst, sagt aber nach elf Jahren Pflegeheim zu 


jeder Frau Schwester. Es gibt also für sie keinen Unterschied mehr. Auch das sind Sachen, die wir vermeiden wollen.

Selbstverständlich sind bei Schaffung von mehr betreuten Seniorengemeinschaften auch Standards und Qualitätsfestschreibungen notwendig. Das ist wirklich erforderlich. Die Kommunikation zwischen Spital, niedergelassenem Arzt und Wohngemeinschaft muss besser gefördert werden und die Zuschüsse bei Wohngemeinschaften müssen so gehalten werden, dass auch diplomierte Sozialarbeiter eingesetzt werden können, was derzeit nicht der Fall ist. Man wünscht sich einen Sozialarbeiter bei einem Schlüssel eins zu zwanzig. Momentan wird von der Gemeinde Wien nicht einmal ein Zecherl von einem Sozialarbeiter gefördert. Jenes Geld, das die öffentliche Verwaltung nun zusätzlich in betreute Wohnformen investiert, erspart langfristig Kosten auf dem Pflegesektor und gibt den Bewohnern von betreuten Seniorenwohngemeinschaften mehr Lebensqualität! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag Kowarik. - Bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Rechnungsabschluss ist Gelegenheit, Bilanz zu ziehen. Gerade im Gesundheitssystem ist es wichtig, dass man das eine oder andere aufzeigt, was nicht ganz in Ordnung ist und was geändert gehört. Unabhängig davon, dass das Wiener Gesundheitssystem sicherlich europaweit hervorsticht und eines der besten der Welt ist, wenn man so sagen kann, muss es doch sein, dass man das, was an Fehlern anliegt, aufzeigt und versucht zu verbessern. Wenn jemand über das Wiener Gesundheitssystem das eine oder andere spricht, was vielleicht der Mehrheit hier im Saale nicht passt, so heißt das nicht, dass es schlecht ist, sondern, dass das eine oder andere geändert gehört. Es sind heute schon eine Reihe von Punkten angesprochen worden, die meiner Ansicht nach seit Jahren offen liegen, seit Jahren nicht bewältigt werden und sozusagen als Dauerprobleme für das Wiener Gesundheitssystem gelten. Trotzdem sie schon angesprochen worden sind, möchte ich doch das eine oder andere noch einmal ansprechen. 

Wir haben noch immer keinen Krankenanstaltenplan. Es gibt kein Pflegeheimgesetz. Nach wie vor muss man in den geriatrischen Einrichtungen von einem Pflegenotstand sprechen. Es gibt keine Planung für zukünftige Finanzierungen im Wiener Gesundheitssystem. Es gibt auch keine Planung im Bereich der Personalpolitik. Es gibt auch keine Klärung der Finanzierung der Gastpatienten. 

Ein paar Bemerkungen zum Pflegeheimgesetz: Voriges Jahr, genau vor einem Jahr, glaube ich, war es, hat es eine Sitzung der Geriatriekommission gegeben, wo auch verschiedene Leiter von Pflegeheimen anwesend waren und ihre Sorgen und Nöte zum Besten gegeben haben. Unter anderem wurde dort vehement ein Pflegeheimgesetz eingefordert, und wir haben die Gelegenheit gehabt, im Rahmen eines interfraktionellen Gesprächs über dieses Pflegeheimgesetz zu sprechen. Es ist leider Gottes wiederum Zeit vergangen und letztendlich noch nicht zu einem Abschluss oder Vorlage dieses Gesetzes gekommen. Ich fürchte, dass hier noch sehr heftige Diskussionen sein werden und dass wir wahrscheinlich, ohne etwas vorwegnehmen zu wollen, diesem Pflegeheimgesetz nicht zustimmen werden, weil damals bei diesem interfraktionellen Gespräch völlig falsch keine dazugehörigen Verordnungen vorgelegt worden sind, und wir glauben, dass so ein Pflegeheimgesetz ohne die entsprechenden Verordnungen, wo taxativ drinnen steht, wie die Qualitätsstandards sein sollen, wie die bautechnische Ausstattung sein soll, wie ein etwaiger Personalbedarf sein soll, eigentlich zu nichts taugt. Man wird sehen, was vorgelegt wird, aber ich fürchte eben, dass das doch nur ein Stückwert sein wird. 

Gerade was den Personalbedarf betrifft, möchte ich schon der Kollegin Matzka‑Dojder erwidern, dass es schon vor Jahren verabsäumt wurde, eine Planung durchzuführen. Ich erinnere mich noch sehr gut daran, als es Diplomverleihungen gab, wo Herr StR Rieder mit besorgter Miene festgestellt hat, dass es nicht so einfach sein wird, allen einen Arbeitsplatz bei der Stadt Wien anzubieten. Jetzt stehen wir vor der Situation, dass wir zu wenig diplomiertes Personal haben und dass alles Mögliche unternommen werden muss und unternommen werden soll, um entsprechendes Personal zu bekommen. Es war vor kurzem eine Tagung von der Gewerkschaft, wo sehr wohl von einem Pflegenotstand gesprochen und auch festgehalten wurde, was notwendig wäre, um diesen Pflegenotstand zu beenden, wieder entsprechendes Personal zu bekommen und auch den Beruf etwas attraktiver zu machen. Wir haben schon öfters in Wien darüber gesprochen. Immer wieder wurden von unserer Fraktion entsprechende Forderungen aufgestellt. Ich erinnere mich auch noch an die Worte der verschiedenen Leiter der Pflegeheime anlässlich der Geriatriekommission, wo sehr vehement das eine oder andere gefordert wurde. 

Ich möchte jetzt doch etwas festhalten und aufzeigen, zum Beispiel eine Aufwertung des Berufs. Trotz der neuen Gesetze ist nach wie vor der Beruf nicht so angesehen, wie er es eigentlich sein sollte. Nach wie vor gibt es keine entsprechenden Dienstmodelle, die es auch einer Wiedereinsteigerin - vornämlich Wiedereinsteigerinnen - möglich machen, bei Aufrechthaltung eines Familienlebens ihren Beruf wieder auszuüben. Es ist auch hier notwendig, dass durchlässige Ausbildungsmodelle mehr angeboten werden. Vielleicht ist es auch notwendig, darüber zu diskutieren und es einzuführen, dass das Pflegepersonal einen Abschluss mit einer Art Matura hat, die eine weitere Ausbildung, einen weiteren Bildungsweg möglich macht. Das ist sicherlich interessant. Vielleicht wird der Beruf dadurch etwas attraktiver oder noch mehr attraktiver. 

Es wurde letztes Jahr gefordert, so genannte Jungdiplomiertenstationen einzurichten. Es ist bis jetzt noch nichts geschehen. 

Etwas, was damals sehr vehement gefordert wurde, auch im Rahmen dieses Gewerkschaftstags ausgesprochen wurde und immer wieder angesprochen wird, aber noch nicht verwirklicht ist, ist meiner Ansicht nach die so genannte Geriatriezulage. Es wird darüber gesprochen. Es wird festgestellt, dass verhandelt wird. Tatsächlich aber wird es hinausgeschoben, und ich glaube nicht, dass es vor 2005 zu irgendwelchen Abschlüssen kommen wird, weil augenscheinlich der KAV oder die Stadt Wien das nicht machen wollen. Meiner Ansicht nach wäre es notwendig, um die Mitarbeiter entsprechend aufzuklären, sie nicht hinzuhalten und zu sagen, das kommt, es wird verhandelt und so weiter, sondern sie sollte endlich tatsächlich eingeführt werden. 

Es ist heute schon von dem fehlenden Krankenanstaltenplan gesprochen worden. Man muss sagen, dass dieses Fehlen des Krankenanstaltenplans eigentlich ein Planungschaos hier in Wien aufzeigt. Wir haben das mit den so genannten Planungen für das Elisabethspital beziehungsweise für das Orthopädische Spital in Gersthof erleben können, wo einerseits von der Frau StRin Pittermann Planungsvorschläge gegeben wurden und dann der Herr Bürgermeister plötzlich andere Vorschläge durchgesetzt hat, eine Art und Weise der Planung des Gesundheitssystems beziehungsweise der Krankenanstalten, die sich nach der Pensionierung der verschiedensten Abteilungsleiter oder ärztlichen Leiter von Anstalten gerichtet hat, aber in Wirklichkeit keine Planung ist. Dass hier eine Planung notwendig ist, ist insofern ganz wichtig aufzuzeigen, denn gerade auch eine Finanzplanung kann nur dann vorgenommen werden, wenn man weiß, was man eigentlich will. Ich erinnere daran, dass wir im Rahmen eines außerordentlichen Gesundheitsausschusses erst eine Kommission einrichten mussten, die dann geklärt hat, wie das mit dem Kaiserin‑Elisabeth‑Spital sein wird, also eine Art und Weise, die tatsächlich zeigt, dass in Wien Planungschaos herrscht und dass von einer unkoordinierten Spitalspolitik zu sprechen ist. 

Ich möchte hier auch noch etwas anderes aufzeigen, das ganz in Vergessenheit geraten ist und ebenso aufzeigt, wie hier geplant wird. Ich erinnere mich noch sehr gut an die verschiedensten Gespräche, Verhandlungen und Anträge, die für die Einrichtung einer Zentrale des Krankenanstaltenverbunds in der Poliklinik, sozusagen als eine Nachnutzung der Poliklinik, gestellt worden sind. Plötzlich ist das verschwunden. Kein Mensch weiß, was geschehen wird, was wirklich mit der Poliklinik sein wird, ob der Krankenanstaltenverbund tatsächlich eine zentrale Dienststelle bekommt oder nicht. Das ist ein Zeichen dafür, dass doch etwas mit der Planung im Argen ist. 

Es ist heute schon mehrfach die Weiterentwicklung der psychiatrischen Versorgung der Wiener Bevölkerung angesprochen worden, wo im Rahmen eines interfraktionellen Gesprächs verschiedene Pläne und Absichtserklärungen vorgelegt worden sind, die dann zum Beispiel auch im PSD besprochen worden sind und wo interessanterweise vom stellvertretenden Direktor des Krankenanstaltenverbunds auch schon Zahlen genannt worden sind, wie viele Betten in dem einen oder anderen Spital für psychiatrische Abteilungen in Hinkunft notwendig sein werden. Ich bin darauf gespannt, inwieweit sich das im Krankenanstaltenplan niederschlägt, ob man davon auch etwas hören oder sehen wird oder ob dann, wiederum ein Jahr später oder irgendwann, mit irgendwelchen Aktionen in die Planung eingegriffen wird. 

Ich meine auch, dass es für den Krankenanstaltenverbund eigentlich gar nicht möglich ist, zum Beispiel einen Wirtschaftsplan vorzulegen, denn über was soll er hier planen, wenn nicht sicher ist, ob das eine Spital gesperrt wird, ob das 2005 oder 2006 gesperrt wird, ob die eine oder andere Abteilung verlegt wird und so weiter und so fort. Man muss den Generaldirektor bewundern, dass er es trotzdem geschafft hat, einen Wirtschaftsplan vorzulegen, obwohl wir natürlich mit dem nicht einverstanden waren, weil es ein Globalplan ist. Leider ist auch der Bericht ein globaler Bericht, den wir ablehnen, weil wir eine detaillierte Aufstellung über die einzelnen Häuser, über die einzelnen Spitäler verlangen, um feststellen zu können, wie weit die einzelnen Häuser in der Lage sind mitzuhelfen, ökonomisch zu arbeiten. (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist schon die Problematik der zukünftigen Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems, speziell des Krankenanstaltenverbunds, angesprochen worden und es wurde auch schon aus dem Bericht zitiert, aber eines ist meiner Ansicht nach vergessen worden. Man müsste vollständig zitieren, denn da heißt es: "Ausblick auf das Jahr 2003: Für 2003 sind keine wesentlichen Änderungen der bestehenden finanziellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu erwarten." Das heißt mit anderen Worten, dass unter diesen Bedingungen wahrscheinlich - unter Anführungszeichen - ein Konkurs ins Haus steht, wenn nicht danach getrachtet wird, eine entsprechende Finanzierung durchzuführen. Ich möchte der Gesundheitsverwaltung und auch der Stadtverwaltung vorwerfen, dass sie seit Jahren eigentlich keine Diskussion über die Finanzierung des Gesundheitssystems durchführt, sondern lediglich die Budgets weitergeschrieben hat. Die einzige Diskussion, die es gegeben hat, liegt schon einige Zeit zurück. Das war im Rahmen der gesundheitspolitischen Kommission, wo doch das eine oder andere über die zukünftige Finanzierung gesprochen wurde. 

Wir selbst haben hier mehrfach unsere Modelle vorgelegt, wie eine Finanzierung durchgeführt werden kann, indem zum Beispiel alle Gelder, die für das Gesundheitssystem notwendig sind, die aus dem Steuertopf kommen und die von der Krankenkasse kommen, zusammengelegt und dann entsprechend verteilt werden, wo auch ein entsprechender Platz für den niedergelassenen Bereich gefunden werden muss und gefunden wird. Es ist so, dass es den Anschein hat, dass auf das Auslaufen der Staatsverträge, auf 2005, gewartet wird, damit man dann vielleicht sagen kann, die Bundesregierung ist schuld, dass nichts finanziert werden kann, obwohl hier eindeutig Eigenverschulden vorliegt, dass es zu diesen Finanznöten gekommen ist.

Damit komme ich noch einmal zurück auf die Gesundheitsplanung oder auf die Planung des Krankenanstaltenplans, denn diese mangelnde Planung führt auch dazu, dass Kosten entstehen, die durchaus vermieden werden können. Es wurde in der Debatte von der Erhaltung des Kaiserin‑Elisabeth‑Spitals und der Verlegung der Orthopädie gesprochen. Wenn diese Orthopädie unter den jetzigen Gegebenheiten als Orthopädisches Spital weitergeführt wird, wird das früher oder später doch einmal gesperrt werden. Es treten mehr Kosten, einfach so, 3 Millionen EUR pro Jahr, auf. Ich muss sagen, es ist nicht einzusehen, dass durch mangelnde Planungsbereitschaft dementsprechende Kosten auftreten, die uns entsprechend fehlen. 

Es ist schon über den Fonds Soziales Wien gesprochen worden. Ich möchte auch das nur kurz ansprechen, dass hier ein neuer Riesenkomplex entsteht. Wir müssen uns vergegenwärtigen, der Fonds Soziales Wien wird für die Drogenpolitik in Wien und für die Frauenpolitik verantwortlich sein. Bei der Weiterentwicklung der psychiatrischen Versorgung hört man auch, dass der Fonds Soziales Wien aktiv mitarbeiten oder beteiligt sein wird. Wir wissen noch nicht in welcher Art und Weise, hören aber, dass die sozialen Agenden der Gemeinde Wien von dieser Geschäftsgruppe übernommen werden sollen und damit dieser Fonds zu einem der wichtigsten sozialen und gesundheitspolitischen Instrumente in Wien wird. Da wird es sehr wohl notwendig sein, dass man den Fonds genau betrachtet und auch entsprechende Möglichkeiten findet, als Opposition mitzuarbeiten und zu überprüfen, dass alles mit rechten Dingen zugeht. 

Zum Abschluss möchte ich noch einige Worte zu den so genannten Fremdpatienten sagen. Wie ein roter Faden zieht es sich durch alle Gesundheitsdebatten, dass die Stadt Wien so viel Gelder für die so genannten Fremdpatienten, sprich Patienten aus Niederösterreich, zur Verfügung stellen muss. Es ist auch tatsächlich so, dass wirklich sehr viele Gelder zur Verfügung gestellt werden und das Wiener Gesundheitssystem von den Niederösterreichern auch angesprochen wird. Wir wissen, dass zum Beispiel das Sankt‑Anna‑Kinderspital mit 30 Prozent Fremdpatienten zu rechnen hat. Das SMZ Ost könnte man zum Beispiel als ein Regionalspital für einen großen Bereich von Niederösterreich bezeichnen. Seit Jahren wird moniert, dass so viel bezahlt werden muss und immer wieder steht die Forderung von uns, dass eben entsprechend verhandelt werden soll. Wir haben schon von Herrn StR Rieder gehört, dass man verhandelt, dass aber niemand von Niederösterreich bereit ist, zu zahlen. Frau StRin Pittermann hat das ebenfalls in mehreren Anfragen schon festgestellt. Es wurde mit der Gesundheitslandesrätin, mit dem Finanzlandesrat und so weiter verhandelt. Eigentlich ist es aber trotzdem ungeheuerlich, dass man einfach so davon spricht. Denn einerseits muss ich sagen, ist es nach wie vor nicht zu vertreten, dass das Wiener Budget so belastet wird, andererseits ist es aber auch nicht einzusehen, dass niederösterreichische Patienten, nur weil sie halt das Pech haben, in Niederösterreich zu wohnen, nicht die hochwertige Versorgung in Wien nützen und bekommen können. 

Ich selbst muss sagen, ich hatte das Pech, mich dieses Jahr mehrfach in Spitalsbehandlung begeben zu müssen und hatte das große Glück, in Wien zu wohnen, weil ich innerhalb von wenigen Stunden, innerhalb von zwei Stunden, von einer ärztlichen Untersuchung von einem niedergelassenen Arzt zu einer Operation in einer wirklichen hochwertigen Art und Weise gekommen bin. Ich will jetzt nicht jedem sagen, dass ich nur das Allgemeine Krankenhaus empfehlen kann, aber wenn ich mir vorstelle, mir wäre das zum Beispiel in einem niederösterreichischen Ort passiert, wäre ich wahrscheinlich auf dem einen Auge blind geworden, weil diese Möglichkeiten dort nicht gegeben sind und weil die Strukturen eben falsch sind. 

Es wurde davon gesprochen, in dieser Region Ost endlich einmal eine Gesundheitsregion Ost einzurichten. Das ist eine Forderung, die auch im ÖKAP, im Österreichischen Krankenanstaltenplan, Niederschlag findet, die aber meiner Ansicht nach überhaupt nicht durchgeführt wird. 

Zum Abschluss möchte ich einen Rat geben. Es ist heute schon von den beiden Landeshauptleuten gesprochen worden, die auch einen Regionalvertrag unterschrieben haben. Wenn es schon nicht möglich ist, dass die Gesundheitslandesräte zum Wohle der Patienten verhandeln, dann sind die Landeshauptleute aufgefordert. Ich fordere eben Bgm Häupl auf, der sich in der letzten Zeit sehr viel um die Gesundheitsplanung in Wien gekümmert hat, dass er sich mit Lhptm Pröll zusammensetzt und endlich verhandelt. Es wird sicherlich leicht sein. Der Bgm Häupl hat hier in Wien die absolute Mehrheit, der Lhptm Pröll hat die absolute Mehrheit in Niederösterreich. Da wird man ohne irgendwelche Behinderungen durch die Opposition oder sonst irgendetwas ganz klar zum Wohle des Patienten verhandeln können. Ich hoffe, dass wir beim nächsten Rechnungsabschluss davon sprechen können, dass solche Verhandlungen erfolgreich stattgefunden haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Laschan. - Bitte.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die heurige Rechnungsabschlussdebatte bietet wieder einmal Gelegenheit, die unterschiedlichen Herangehensweisen an die Sozial- und Gesundheitspolitik darzustellen, die Gelegenheit, die Wiener Gesundheitspolitik in einer sehr schweren Situation zu beleuchten, nämlich mit einer schwarz‑blauen Regierung, welcher der einzelne Mensch mit seinen Nöten und Problemen gleichgültig ist, mit einem Bundeskanzler, der sich über die Arbeitnehmerinteressen hinwegsetzt, mit einem Finanzminister, dem Selbstdarstellung das oberste Prinzip ist, mit einem Staatssekretär Finz, der Geld für Abfangjäger zusammenkratzt und mit einer ÖVP, welche die christliche Soziallehre irgendwo in ihrem Programm hat, aber dies offensichtlich schon vergessen hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat Ihnen denn den Satz aufgeschrieben? - GR Johannes Prochaska: Wissen Sie überhaupt, was das ist?) Besser als Sie, fürchte ich. 

Ein Grundpfeiler dieser christlichen Soziallehre ist immerhin das Subsidiaritätsprinzip. (GR Johannes Prochaska: Über das haben Sie jahrelang gespottet!) Ich sage nicht, dass es das Gelbe vom Ei ist. Aber immerhin besagt das Subsidiaritätsprinzip, dass übergeordnete gesellschaftliche Einheiten, zum Beispiel der Staat (GR Johannes Prochaska: Oder die Stadt!) oder die Stadt, aber auch der Staat (GR Johannes Prochaska: Oder der Bezirk!), Aufgaben wahrnehmen sollen - die Stadt tut es-, zu deren Wahrnehmung untergeordnete Einheiten, nämlich zum Beispiel die einzelnen Menschen und Familien, nicht in der Lage sind. Das bedeutet im Klartext staatliche Unterstützung und Fürsorge für die Einkommensschwächeren. Die Stadt tut es. (GR Johannes Prochaska: Wo? - GR Dr Matthias Tschirf: Ist das bei den Gebührenerhöhungen?) Die schwarz‑blaue Sozial- und Gesundheitspolitik hat sich davon losgelöst. Die Menschen werden zu Bittstellern an Härtefonds und karitative Einrichtungen degradiert. Schüssel und Grasser sind eiskalte Proponenten einer Ellbogengesellschaft unter dem Titel "mehr Privatinitiative". 

Sozialdemokratische Politik war und ist Politik für die Menschen, vor allem für die Schwächeren, die Abhängigen und Benachteiligten. (GR Dr Matthias Tschirf: Eine Politik der Arbeitslosigkeit!) Sozialdemokratische Politik steht für das Recht auf Arbeit, auf Bildung und auf gesundheitliche Versorgung auf höchstem Niveau. (Beifall bei der SPÖ.)
Ihnen ist es offensichtlich nicht Recht, dass wir in einer Demokratie leben (GR Johannes Prochaska: Jetzt wird es aber dumm!), wo die Wienerinnen und Wiener von der Bundespolitik betroffen sind (GR Johannes Prochaska: Jetzt wird es ungeheuerlich!), denn Sie wollen verhindern, dass man die Bundespolitik kritisiert, genau so, wie Sie gewerkschaftliche Maßnahmen diffamieren, weil Sie offensichtlich nicht wollen, dass die Arbeitnehmer ihre Interessen vertreten! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Was hat das mit der Sache zu tun?)
Ich möchte aus besonderem Anlass die Wiener Drogenpolitik, die vor allem durch das Engagement von Peter Hacker geprägt ist, hervorheben. Die Entstehung von Sucht ist multifaktoriell. Daher erfordert eine gute Drogenpolitik auch differenzierte Herangehensweisen. Im Fonds Soziales Wien sind sämtliche Aktivitäten in Sachen Suchtprävention und Suchtkrankenhilfe gebündelt worden. Eine gute Öffentlichkeitsarbeit und Präsenz des Fonds Soziales Wien bis auf die Bezirks- und Grätzelebene hat bewirkt, dass selbst freiheitliche Lokalpolitiker vom Prinzip "Einfangen und Wegsperren" abgegangen sind. (StRin Karin Landauer: Sie reden so einen Stumpfsinn! Das ist ein Wahnsinn!) Die Zielsetzung der Prävention von Sucht, der Beratung, der Behandlung, Betreuung, Rehabilitation und gesellschaftlicher Integration von Suchtgefährdeten und Suchtkranken ist mittlerweile weitgehend unumstritten, was nicht immer so war. 

Ich hatte das Vergnügen, mit freiheitlichen Lokalpolitikern und Lokalpolitikerinnen in einer Bezirksvertretung zu sitzen. Sie kennen sie selber. Da sind diese Worte gefallen. Unlängst bei einer Bürgerversammlung, wo Sie selbst anwesend waren, sind ärgere Dinge gefallen, die man in diesen Räumen nicht wiederholen kann. (StRin Karin Landauer: Sie müssen schon dazusagen, dass das keine Politiker waren, sondern Bürger! Das war eine Veranstaltung für Bürger!) Das waren Bürger, die von freiheitlichen Politikern aufgehetzt waren. (StRin Karin Landauer: Geh, bitte! - GR Kurth‑Bodo Blind: Das gibt es doch nicht einmal mehr in Moskau, dass sich jemand aufhetzen lässt!)

Ich möchte in diesem Rahmen auf ein neu entwickeltes Dokumentationskonzept des Wiener Drogenhilfesystems hinweisen, das die Bewertung der Ergebnisse von Maßnahmen ermöglicht. Dieses Dokumentationssystem gliedert sich in drei Bereiche. Die Basisdokumentation erfasst, welche Klienten mit welchem soziokulturellen Hintergrund betreut werden. Die Leistungsdokumentation erfasst quantitativ, was die einzelnen Einrichtungen für die Klienten tun. Die Verlaufsdokumentation wird sich inhaltlich mit der Betreuungs- und Behandlungstätigkeit befassen. Dokumentation ist ein wichtiges Mittel zur Qualitätssicherung. Die Qualität der Wiener Drogenpolitik und Drogenhilfe ist unvergleichlich, da es Ähnliches in den anderen Bundesländern nicht gibt. (StRin Karin Landauer: Das gibt es ja nicht! Sie genieren sich nicht einmal, wenn Sie so etwas sagen!) Diese Qualität ist zu großen Teilen ein Verdienst von Peter Hacker, dem ich heute für sein Engagement und seine hochqualifizierte Arbeit von ganzem Herzen danken möchte! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Wieso? Hört er auf?)
Die psychiatrische Versorgung in Wien ist nach den Grundsätzen dezentral, wohnortnah und ambulant vorstationär organisiert. Die Psychosozialen Dienste bieten ein vielfältiges Angebot an, Behandlung und Betreuung psychisch und psychiatrisch Kranker. Durch dieses Angebot können psychisch Schwerstkranke ambulant und damit gesellschaftlich eingegliedert bleiben. Die bestehenden Leistungen werden laufend durch neue ergänzt, da sich durch gesellschaftliche und demografische Veränderungen auch neue Problemfelder auftun. Ich sage nur als Beispiel die Gerontopsychiatrie, die Wohnungslosen und so weiter.

Ich möchte für Interessierte nicht nur auf den Leistungsbericht 2002 des PSD hinweisen, sondern für die hohe Aussagekraft und den hohen Informationsgehalt danken, da jede Art von Datenerfassung in einem so hochsensiblen Bereich wie der Psychiatrie besonders heikel und schwierig ist. Herzlichen Dank für diese Mühe! (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Es ist erstmalig, dass das mehr als drei, vier Blätter sind!)
Die MA 70, die Wiener Rettung, hatte im Jahr 2002 insgesamt 153 178 Einsätze. Das sind um sieben Prozent mehr als 2001. Durch die Inbetriebnahme eines Notarzteinsatzfahrzeuges auf der Rettungsstation Atz-
gersdorf konnten die Eintreffzeiten in den Bezirken 12, 13 und 23 wesentlich verbessert werden. Die Generalsanierung des Rettungshauptgebäudes und die Sanierung der Rettungsstation Penzing wurden fortgeführt beziehungsweise begonnen. Weiters wurden neun moderne Einsatzfahrzeuge angeschafft. 

Ich habe im vorigen Jahr die Wiener Rettungszentrale besucht und bei dieser Gelegenheit gesehen, welch große Bedeutung dort die Aus- und Weiterbildung hat. Das ist mir besonders wichtig, denn dort gibt es nämlich eine Einrichtung zum praxisnahen Üben der Bergung von Patienten aus Notsituationen, zum Beispiel eine Baustelle mit Gerüst, eine Wohnung mit diversen Zimmern, Toiletten und umgestürzten Möbelstücken, ein umgestürztes Auto und so weiter. Diese Form der praxisnahen Aus- und Weiterbildung garantiert den Wienerinnen und Wienern eine fachgerechte Erstversorgung und die Vermeidung von nicht wieder gut zu machenden Folgeschäden. Herzlichen Dank für dieses Engagement, da kann man sich in Wien sehr sicher fühlen! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Wiener Krankenanstalten sind ein wesentlicher Stützpfeiler in der gesundheitlichen Versorgung der Wienerinnen und Wiener. Die Weiterentwicklung in der Medizin schreitet immer rasanter voran. Viele Krankheiten, die früher ein Todesurteil waren, können heute therapiert und sogar oft geheilt werden. Es ist mittlerweile internationaler medizinischer Standard, dass spezielle Behandlungen in spezialisierten Zentren durchgeführt werden sollen. In diese Richtung gehen daher auch die Bemühungen der Gesundheitsstadträtin, damit jeder Patient und jede Patientin qualitativ hochwertig versorgt werden kann.

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch dem Kollegen Kowarik und anderen Vorrednern sagen, dass man sich in diesen Bemühungen auch ein bisschen über den Kantönligeist hinwegsetzen muss und dass das Wiener gesundheitspolitische Ziel im Vordergrund zu stehen hat. (StRin Karin Landauer: Leben Sie in Wien oder irgendwo anders?) Ich nehme mich da auch persönlich als Lokalpolitikerin nicht aus. Der Kantönligeist ist ein großer Hemmschuh für diese Bemühungen. Es braucht nicht jedes Grätzel sein Spital und es braucht nicht jedes Grätzel und jedes Dorf seinen Magnetresonanztomographen. Das muss zentral geplant werden. Spezialisierte Zentren bedeuten auch die interdisziplinäre Zusammenarbeit, räumlich als auch inhaltlich. Zum Bespiel erfordert ein Brustkrebszentrum die Mitarbeit von Gynäkologie, Onkologie, Chirurgie und Radiologie. So gemütlich und nett dezentrale Einrichtungen im Grünen auch sein mögen, die medizinische Qualität steht im Vordergrund. 

Ein sehr wichtiges Anliegen bleibt weiterhin - die Frau Kollegin Lakatha hat es schon erwähnt - die Verknüpfung des intra‑ und des extramuralen Bereichs. Die Zusammenarbeit mit den ambulanten sozialen Diensten, also der Betreuung zu Hause, funktioniert in Wien traditionellerweise gut. Die Zusammenarbeit zwischen den Krankenanstalten und den niedergelassenen Ärzten lässt meiner Meinung nach noch zu wünschen übrig. Die 

laufenden Projekte im Bereich Donauspital und im Westen von Wien sind vielversprechend und sollten zum Regelfall werden, um den vor allem die Patienten belastenden Drehtüreffekt zu vermeiden. 

Die Spitalsambulanzen haben trotz Ambulanzgebühr auch weiterhin großen Zuspruch gehabt. Die Wienerinnen und Wiener wissen die Leistungen, die erbracht werden, offensichtlich sehr zu schätzen. Der Lenkungs-effekt durch die Ambulanzgebühr in den niedergelassenen Bereich ist ausgeblieben, im Übrigen auch der Finanzierungseffekt. 

Schüssel hat vor der letzten Wahl in einer Aussendung verkündet, dass es in der nächsten Legislaturperiode keine neuen Selbstbehalte und keine Beitragserhöhungen geben wird. (GR Johann Driemer: Das hat er vergessen!) Das ist eine OTS‑Aussendung vom 9.7.2002 mit der Nummer 184 gewesen. "Keine neuen Selbstbehalte und keine Beitragserhöhungen". - Jetzt kommt beides. Das war ein Jahr später im Budgetbegleitgesetz. Alle können sich einen Reim darauf machen, was von den Versprechungen des Herrn Schüssel zu halten ist. (GR Johann Hatzl: Gar nichts!) Selbstbehalte für medizinische Behandlungen treffen Sozialschwache doppelt, weil sie einen höheren Anteil ihres Einkommens für Gesundheit aufwenden müssen und weil sie ein höheres Krankheitsrisiko haben. Das ist mittlerweile unumstritten. Selbstbehalte treffen einseitig Kranke und sind daher wider das Solidaritätsprinzip. Selbstbehalte belasten außerdem ausschließlich die Arbeitnehmerseite. Österreich liegt im Übrigen bereits jetzt mit über 18 Prozent Selbstbehalten an den Gesundheitsausgaben im Spitzenfeld der Europäischen Union. 

Sozialdemokratische Gesundheitspolitik stellt die Menschen in den Mittelpunkt und in Wien findet sozialdemokratische Gesundheitspolitik statt! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu später Stunde in aller Kürze. Ich habe mich zum Wort gemeldet, weil ich bei manchen Redenbeiträgen das Gefühl habe, dass Gesundheitspolitik eigentlich nur mehr als ökonomisches Risiko des Staates betrachtet wird und nicht unter dem Blickpunkt, dass man eigentlich danach trachten müsste, zwar sinnvoll verwendete, aber jedenfalls ausreichende Mittel für eine sinnvolle Gesundheitspolitik zur Verfügung zu stellen. Vor allem auf Bundesebene bei Blau‑Schwarz habe ich das Gefühl, dass nur mehr eingespart wird, wo eingespart werden kann. Auf Wiener Ebene sehe ich zum Teil die Ergebnisse dieser bundespolitischen Vorgaben nicht direkt im Gesundheitsressort, sehr wohl aber bei der Aufteilung der Gesamtfinanzen, zum Beispiel wo der Finanzstadtrat meines Erachtens nach jede Menge mitzureden hat. Gerade deshalb erscheint es mir wichtig, auf zwei Punk-


te hinzuweisen. 

Herr StR Rieder hat heute auf vieles geantwortet, aber zum Beispiel auf eine entscheidende Frage nicht: "Wo nehmen Sie die 45 Millionen EUR her, die die MA 12 dem Krankenanstaltenverbund schuldig ist?" 45 Millionen EUR sind fast die Hälfte des eigentlichen Abgangs, wenn man sich die Rücklagengebarung genauer anschaut. 45 Millionen EUR, wo sich das möglicherweise 2003 genau so fortsetzt, wo zwar viele Menschen hoffen, dass es zu einer Einigung kommt, nichtsdestoweniger aber klar sein muss, dass diese 45 Mil-lionen EUR für 2002, die übrigens nicht im Rechnungsabschluss vermerkt sind und auch für 2003 nicht budgetiert werden, zusätzlich zum Budget finanziert werden müssen. Oder man macht es überhaupt auf die fieseste Art und Weise, schleppt es bis zum 1. Jänner 2004, erhöht dann weder das Budget der MA 12 noch das Budget des KAV und sagt, beides ist im Verantwortungsbereich der StR Pittermann und sie solle sich mit sich selber einigen, wie der Ausgleich aussieht. Aber dass dann 45 Millionen EUR dem Gesundheitsbereich einfach fehlen, das kann meines Erachtens nicht so einfach hingenommen werden. In die Richtung hätte ich schon gerne eine Antwort, was diesbezüglich geplant ist, weil immerhin sind das 0,5 Prozent des Wiener Budgets. 

Wir gehen das Risiko des Crossborderleasings für 30 Jahre oder für 99 Jahre ein, je nachdem, wie man den Vertrag sieht, um jährlich im Schnitt 1 Million EUR zu lukrieren. Deshalb verleasen wir das gesamte Kanalsystem im 21. und 22. Bezirk. Aber eine Antwort darauf, wie diese Kosten bezahlt werden, denn da geht es nämlich um die Leistungen, die Krankenanstalten im Bereich Obdachlose, Sozialhilfeempfänger et cetera erbringen, nur dass das allen klar ist, wie das abgedeckt wird, die ist die Stadtregierung schuldig. Vielleicht gibt es aus dem Gesundheitsbereich eine diesbezügliche Antwort. Kommt die zur Zufriedenheit des Gesundheitsbereichs, dann werden die Probleme im Gesundheitsbereich kleiner, kommt diese nicht, dann würde ich nicht vom Konkurs in zwei Jahren sprechen, aber dann wird es trotzdem sehr schwierig sein, dieses Gesundheitssystem, so wie es jetzt aussieht, aufrecht zu erhalten. 

Der zweite Punkt, der unterstreichen soll, dass es nicht so einfach ist, wie manche Abgeordneten der Sozialdemokratischen Fraktion versucht haben darzustellen, dass sowieso alles in Ordnung ist: Wenn man sich die Investitionskosten anschaut und diese vergleicht, also Investitionszuschüsse, die es sowohl von der Gemeinde Wien als auch vom WIKRAF gegeben hat, und die Abschreibungen, dann merkt man, dass die Abschreibungen um 25 Millionen EUR die Zuschüsse der Gemeinde Wien für Investitionen für den WIKRAF übersteigen. Auch das ist eine gefährliche Tendenz. Wenn die Abschreibungen einmal größer sind als die Zuschüsse zur Finanzierung der Investitionen, und wenn man gleichzeitig weiß, dass die Leistungserlöse sowieso nie zur Gänze das abdecken können, dann entspricht das langsam aber sicher einer Zerstörung der bestehenden Infrastruktur. Ich hoffe, dass ich auch darauf Antworten bekomme, wie das in Perspektive ausschauen soll. Das Szenario, dass in der Einschätzungsprognose, wie es weitergeht, dargestellt wird, der lapidare Satz, dass, wenn sich nichts ändert, frei übersetzt zu wenig Geld da ist, ist mir eigentlich für eine Gesundheitsvorsorge im Bereich der Krankenanstalten zu wenig. 

In diesem Sinne wünsche ich mir auf diese zwei Fragen Antworten. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben keine Wortmeldung mehr. - Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Bevor ich zu meinen eigentlichen Zahlen übergehe, möchte ich versuchen, auf Ihre Fragen Antworten zu geben. 

Die Gesetze, die Sie eingefordert haben, sind zum Teil in Begutachtung, sie liegen nicht mehr in meinem Ressort, und zum Teil werden sie derzeit nicht weiterbearbeitet, wie das Pflegeheimgesetz, weil noch auf ein Verfassungsgerichtshofurteil gewartet wird, um dann das Gesetz in die Begutachtung zu geben. Das war der ausdrückliche Wunsch der Magistratsdirektion. 

Der Wiener Krankenanstaltenplan, den wir auch schon interfraktionell besprochen haben, ist natürlich mit dem österreichischen Krankenanstaltenplan abgestimmt. Er ist eine Rahmenbedingung. Das heißt nicht, dass wir innerhalb des Wiener Krankenanstaltenplans dann nicht Kapazitäten zurücknehmen dürfen, das heißt nur, dass man nicht Kapazitäten vermehren darf. Das Problem Wiens ist, dass es mit der Ostregion verbunden ist. Wir haben in Wien etwas über sieben Krankenhausbetten pro 1 000 Einwohner und in den umliegenden Bundesländern Niederösterreich und Burgenland nur ungefähr fünf Betten pro 1 000 Einwohner. Die Bundesländer sind jedoch nicht daran gebunden, ihren vorgegebenen Krankenanstaltenplan zu erfüllen und wir sind verpflichtet, obwohl wir es laut Wiener Krankenanstaltengesetz nicht wären, aber aus humanitären Gründen fühlen wir uns verpflichtet, die Patienten, die diese Bundesländer nicht versorgen, aufzunehmen. Das ist jedes Mal die große Unbekannte, mit der wir zu rechnen haben. Wir haben im letzten Mikrozensus gesehen, dass die Wiener Bürger in den letzten Jahren weniger als die in den Bundesländern das Spital aufgesucht haben. Schon an der Frequenz der Bundesländer sieht man, wie viel stärker diese in die Spitäler wandern, weil die haben ja noch das eigene Heimatbundesland. 

Es freut mich sehr, Herr GR Kowarik, dass Sie Ihre Versorgung so gelobt haben, aber ich sage Ihnen, auch für die Niederösterreicher ist es so, denn wenn diese mit einem Augenleiden an einem Freitag Nachmittag irgendwo im Waldviertel sind, werden sie nach Wien geschickt. Genau das ist es, was unsere Struktur so teuer macht, denn wir haben die Infrastruktur rund um die Uhr. Das war das Verdienst meines Amtsvorgängers StR Rieder. Das war ihm genau so wichtig wie mir damals im Nationalrat, als ich gegen die Gesetzesvorlage der eigenen Bundesministerin gestimmt habe, dass wir gegen die Rufbereitschaft sind, um dadurch zu ermöglichen, dass die Patienten rund um die Uhr von fachlich qualifizierten Menschen behandelt werden können. Das hat die umliegende Region nicht. Daher der Druck und der Drang ab der Mittagszeit, an den Wochenenden und in die Hochleistungsbereiche die Patienten hereinzudrücken. Mit einer Entfernung des Appendix bekommen Sie kaum einen niederösterreichischen oder burgenländischen Patienten. Die werden schon alle am Heimatort versorgt. Das geht auch mit der Infrastruktur, die vorhanden ist. Aber alles, was außer der Zeit kommt, sei es ein Netzhautriss - was eine der Anfragen war -, eine Schädeloperation oder ein Herzeingriff, all das kommt natürlich immer und jederzeit nach Wien. 

Ich habe auch anlässlich einer Ehrenzeichenverleihung gesagt, dass ich sehr davon angetan bin, wie die Synergien in Wien zwischen den privaten gemeinnützigen Häusern, den Ordenskrankenhäusern und den Einrichtungen des KAV genutzt werden. Sie leisten hervorragende Arbeit, aber meist ist es bei ihnen doch das, was man absehen kann, was bestellt ist, denn die Rettung fährt zum Beispiel nach 13 Uhr kein gemeinnütziges Privatspital an (StRin Karin Landauer: Bei den Barmherzigen Schwestern stimmt das nicht!), weil ab diesem Zeitpunkt auch dort die Versorgung nicht mehr in dem Maße gewährleistet ist. Dann ist man auch günstiger. Wir werden auch darauf schauen, wo wir in Wien Zentren haben, wo wir mehr Dinge rund um die Uhr leisten können und weniger, um Synergien zu nützen. Es kann nicht vernünftig sein, wenn ich alles in einer Stadt rund um die Uhr und überall anbiete, sondern man muss genau schauen, wo man die Punkte hat, wo man das anbietet und dass es die Patienten wissen. 

Auch das ist unser Problem im niedergelassenen Bereich. Die Patienten gehen nicht suchen, ob vielleicht eine Ordination oder eine Gruppenpraxis offen hat, sondern sie wissen, irgendjemand hat immer offen und das ist das Spital. Daher stimmen die Patienten mit den Füßen ab, wo sie hingehen und gehen in die Spitäler. Sie wissen genau, wenn sie dort hingehen und am Sonntag Beschwerden haben, dann ist dort auch das Röntgen offen, dann ist dort auch das Labor offen. Also warum sollen sie sich der Mühe unterziehen, irgendwo hinzugehen, wo man dann vielleicht einen Zuweisungsschein gibt, um eine Untersuchung machen zu lassen. Das ist eben der Vor- oder Nachteil einer Großstadt. 

Wir haben über das AKH gesprochen. Frau GRin Pilz hat gemeint, das AKH verbraucht so viel Geld, dass es den anderen das Wasser abgräbt. Das AKH braucht sehr viel Geld, aber das AKH hat auch die größte Infrastruktur, wo es wirklich alles rund um die Uhr anbieten kann. Darauf können und wollen wir nicht verzichten. Bedauerlich ist, dass der klinische Mehraufwand vom Bund herabgesetzt wurde. Es besteht eine Vereinbarung, wenn es zu keiner Einigung über eine Änderung des klinischen Mehraufwands kommt, dann ist dieser - zum damaligen Zeitpunkt hat man noch mit Schilling gerechnet - mit 800 Millionen S fortzuschreiben. Derzeit ist noch keine Einigung zu Stande gekommen. Ich fürchte, dass der Bund auf den 800 Millionen S, die sichtlich unterdotiert sind, beharren will, denn in den Budgetgesetzen sind die 800 Millionen S fortgeschrieben. Trotzdem kämpfen wir natürlich unverdrossen weiter darum, dass wir den gerechten Anteil am klinischen Mehraufwand bekommen. 

Sie wissen auch, dass es gedacht ist, das AKH in eine Betriebsgesellschaft auszugliedern. Da kommen jetzt in meinem Ressort wirklich etliche Dinge zusammen, denn zum gleichen Zeitpunkt, wo wir ausgliedern sollen und diese Verhandlung führen, wird die medizinische Fakultät in eine medizinische Universität übergeführt. Auch die müssen wieder schauen, welche Strukturen kommen, wie die Strukturen verändert werden, welchen Anteil sie an der Universität haben und wie die Ressourcen verlaufen. Das ist, ich will es nicht so sagen, wie es ein sehr bedeutender Sozialdemokrat gesagt hat, alles schrecklich kompliziert. Ich glaube trotzdem, dass es zu lösen ist und wir werden uns sehr bemühen, dass es zu lösen ist. Aber ich bitte Sie, diese Aspekte schon auch zu sehen, was es heißt, wenn man derartig viele Strukturen zur gleichen Zeit unter einen Nenner und einen Hut bringen muss und immer ein gewisses Misstrauen herrscht, dass der andere versuchen könnte, mich zu übervorteilen. 

Zur Frage wegen der Sozialagenden: Natürlich weiß ich schon, dass die gesamte MA 12 in dieses Ressort kommt, aber wie genau die Aufteilung ist, welche Aufgaben hoheitlich, welche Aufgaben operativ, welche Aufgaben Controlling sind, das wird jetzt erarbeitet, sicher in mehreren interfraktionellen Gesprächen besprochen und erfordert auch Beschlüsse des Gemeinderats. Nicht einmal wenn ich die finstere Absicht hätte, das an den Gemeinderäten vorbeizumachen, könnte ich es, weil mir dazu die gesetzlichen Grundlagen fehlen. Selbstverständlich werden Sie alle einbezogen, aber zuerst soll man ein bisschen klarer sehen, welche Aufgabe wo liegt und bei wem die politische Verantwortung ist. Ob sie beim Fonds Soziales Wien oder in einer Magistratsabteilung liegt, ist sie sowieso bei mir. Das ist mir vollauf bewusst. Wir arbeiten daran und ich hoffe, dass wir die bestmöglichsten und dankbarsten Wege für alle Beteiligten finden. Synergien gibt es in diesen Bereichen und diese Synergien wollen wir nützen. Dass es natürlich immer wieder unter den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Unsicherheiten gibt, wenn größere Änderungen bevorstehen, ist völlig klar. 

Dass die Semmelweis‑Klinik nach dem AKH der größte Verlustträger ist, war mir immer bewusst und ist mir bewusst. Je kleiner die Einheiten sind, desto mehr haben sie in der Relation Infrastruktur und desto größer ist der Verlust. Noch dazu - darauf bin ich jetzt gekommen - hat man das Ganze im Bau nicht sehr klug angelegt. Im Erdgeschoss ist der Kreißsaal, im ersten Stock das Kinderzimmer, im zweiten Stock der Operationssaal. Womit die Stationen dann sehr klein sind, dass sie noch teurer zu führen sind. Es ist vernünftig, dass man diese drei Funktionsräume mit einem Aufwachzimmer in eine Ebene gibt, was sicher zu mehr Einsparungspotenzial führt. 

Die Semmelweis‑Klinik wird nach wie vor sehr angenommen. Ich habe das Gefühl, dass die Abteilung sowohl mit dem Departmentsleiter als auch mit dem Primarius sehr zufrieden ist. Die Strukturen funktionieren sehr gut und wir werden schauen, inwieweit wir das günstiger führen können. Wenn nicht, wird man das Haus wahrscheinlich einmal einem anderen Haus einverleiben, aber mit dem bestehenden Personal. Aber wie gesagt, der WIKAP besagt nicht, dass man zurückgehen muss. Er sagt nur, dass man nicht ausweiten kann. Wir versuchen, Synergien zu nützen, wo es möglich ist. 

Genauso überlegt man, was einmal mit Gersthof sein wird. Es gibt ständig Besprechungen und Verhandlungen, wie man die bestmögliche Medizin für die Menschen in Wien mit dem besten Einsatz der Ressourcen verwenden kann. Es ist auch nicht 100‑prozentig verboten, darüber nachzudenken, was man outsourcen kann, ob man Wäsche fremdreinigen lässt oder von eigenen Betrieben. Ich war in einem Haus, wo man es fremdreinigen hat lassen. Man hat gesagt, da gibt es sehr gute Möglichkeiten, was mir auch von unserer Wäscherei bestätigt wurde. Da kann man in den Firmen Gewinne machen, wenn man die Wäsche feucht zurückgibt, weil sie dann mehr wiegt. Dann kommt es zu einem gewissen Schwund und man kann auch auf diese Art bessere Gewinne erzielen. 

Zum Gedenkprojekt Spiegelgrund: Wir haben schon lange verhandelt, auch mit der Boltzmanngesellschaft, weil wir dort eine Boltzmanninstitution für die Forschungsaufgaben errichten wollen. Das wurde mir zugesagt und es ist ausgemacht, dass Prof Berger und Prof Hubensdorf ein Konzept dafür erstellen, damit das dann in dieser Art eingerichtet werden soll. 

Der Runde Tisch – ich bin gerne immer wieder auch zu Gesprächen bereit – klingt im Moment ein bisschen abgedroschen, aber man kann immer voneinander lernen. Wir können die Ausschüsse nützen oder auch mehr interfraktionelle Gespräche führen und eben auch mit Experten, um zu überlegen, was man immer weiter verbessern kann. 

Ich möchte nur noch einmal sagen: Wir sind natürlich von Bundesvorgaben und von Strukturkommissionen abhängig. Es kommt nächste Woche wieder zu einer Strukturkommission. Da kommt ein höchst interessantes Projekt zur Beschlussfassung. Das Land Niederösterreich will die größte Strahlentherapieeinheit in Wiener Neustadt haben, und damit es kein Risiko eingeht, sollen sich an der Errichtung alle Bundesländer beteiligen, und wenn sie einmal nicht genügend Patienten erhalten werden, dann soll auch die Abgangsdeckung durch die Bundesländer erfolgen. 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass ich einem derartigen Projekt zustimmen werde, umso mehr, als man 2003 noch nicht weiß, ob 2012 diese Art der Therapie wirklich der Weisheit letzter Schluss ist, da die Medizin sich ungeheuer rasant weiterentwickelt.

Im Bereich der Pflegeeinrichtungen besteht natürlich der Wunsch, Patienten unter der Pflegestufe 3 nicht in

den Häusern des KAV zu versorgen, sondern sie zum Teil im Bereich einer Holding unterzubringen, und wirklich nur die Patienten mit den höheren Pflegestufen in den KAV-Institutionen zu versorgen. 

Es sind dort aber vor allem Patienten, die bei vielen als sozial nicht eingliederbar und als besonders unangenehm gelten, und diese Patienten bekommt natürlich der KAV. So wie ich es immer wieder habe: Wenn Patienten privaten Pflegeinstitutionen zu aufwändig oder zu unangenehm oder die Anverwandten zu unangenehm werden, dann müssen sie akut in den KAV aufgenommen werden. 

Und wir wissen, man kann natürlich kostengünstiger arbeiten, aber gerade Sie, Frau Lakatha, wissen es: Die Patientin oder die zu Pflegende mit diesem riesengroßen Dekubitus war eine, die im Verantwortungsbereich ihrer Schwiegertochter lag, und da ging es halt darum, dass man die teuren Antidekubitus-Matratzen nicht von Seiten des Hauses bestellen wollte, sondern von Seiten der Verwandten. Und die Diskussion muss schon einige Tage gedauert haben, weil von heute auf morgen kriegt man keinen pizzagroßen Dekubitus, das beginnt relativ langsam. Wenn man die Patientinnen und Patienten genau überwacht, kann man das sehr gut verfolgen und kann das auch verhindern. Das hat halt schon auch gewisse Mängel aufgezeigt, die es leider Gottes überall geben kann. Aber man kann nicht sagen, dass privat besser ist als öffentlich. Und ich glaube, jedes Institut, wenn es gut geführt ist, kann für die Menschen optimal sein.

Wir überprüfen auch laufend die Pflegeheime, besonders dann, wenn es zu Beschwerden kommt, die natürlich aus allen Bereichen kommen.

Es ist die Frage, wieweit die Pflege attraktiv ist. Die Pflege ist ein äußerst anstrengender Beruf. Es gibt Für und Wider für die 12-Stunden-Dienste. Die 12-Stunden-Dienste bringen es mit sich, dass man weniger oft Anfahrtszeiten hat, daher sind sie oft beliebt. Auf der anderen Seite ist das massiv verbrauchend für die Menschen, die das ausüben.

Noch eine Frage. Herr GR Kowarik, ich glaube, Sie waren das, der das wissen wollte wegen der Poliklinik. Zur Poliklinik habe ich schon ziemlich am Anfang meiner Amtszeit gesagt, ich kann es nicht verantworten, dass ich über 70 Millionen S für ein schönes Haus für die zentrale Verwaltung ausgebe, solange ich noch Patientenzimmer ohne Nasseinheiten habe. Und alles, was uns da baulich bleibt, bleibt für die Patienten, und wir werden uns noch zum Teil in den alten Häusern, wo man ist, damit abfinden. Die Poliklinik wird verkauft und das Geld kommt dem KAV, kommt der Einrichtung der Häuser zugute. Wie gesagt, auch ich wünsche mir, den Standard so rasch es geht auszubauen. Ich wäre sehr froh über einen rasch ausgebauten Standard, und ich hoffe doch, dass es uns gelingt, mit Umschichtungen zu erreichen, dass der Standard weiter verbessert wird.

Das St. Anna-Kinderspital ist wirklich für Österreich federführend. Aber zum Glück sind diese Erkrankungen 


bei Kindern so selten, dass wirklich ein Zentrum – und es gibt ja auch noch Behandlungseinheiten in Graz und Innsbruck – für die Kinder genügt. 

Auch ich wünsche mir die Verhandlungen. Nur, das sind nicht Verhandlungen, die die Gesundheitsreferenten miteinander führen über die Finanzen. Das geht nur innerhalb der Finanzreferenten. Also diese Vereinbarungen können von meiner Seite nicht getroffen werden.

Ich habe schon gesagt, dass der klinische Mehraufwand, also in Euro gerechnet, 52,8 Millionen EUR ist. Das läuft nicht aus, aber wir hoffen auf eine entsprechende Nachverhandlung.

Das Gesundheitsnetz Wien, das bekrittelt wurde, war ein Projekt gemeinsam mit der Ärztekammer und der Wiener Gebietskrankenkasse. Ich habe damals auch erwartet, dass es rascher zu Fortschritten kommt, weil ich eben keine EDV-Fachfrau bin. Also meine Vorstellung ist immer, wenn man so etwas in Angriff nimmt, kann man das sehr rasch umsetzen. Es wurde ein Pflichtenheft erstellt, und es kommt allmählich ins Laufen.

Die Verwaltungskostenbeiträge, hat mir der Herr Generaldirektor mitgeteilt, werden vorgeschrieben und 1 zu 1 ersetzt. Auch mir sind die 122 Millionen EUR fürchterlich „aufgestoßen“, aber er hat mir auch damals gesagt, das ist nur ein Durchlauferposten und kostet den KAV selbst nichts.

Für die Preisschwankungen von 300 Prozent von der MA 47, die das Kontrollamt damals bekrittelt hat, ist keiner hier. Wir sind jetzt soweit, dass innerhalb von 96 Prozent der Leistungsmenge nur mehr Schwankungen von 2 Prozent bestehen.

In den KAV-Häusern hat sich – weil die Pflege angesprochen wurde – die Pflegephilosophie geändert. Wir haben neben der Langzeitpflege natürlich auch Kurzzeitpflege. Wir haben die Urlaubspflege und Rehabilitation, und nur mehr ein Teil dort ist Langzeitpflege.

Wie gesagt, ich bin sehr froh und sehr stolz auf die Einrichtungen, die wir haben und die wirklich exzellente Arbeit unter einem sehr engen finanziellen Korsett verrichten, und ich möchte Ihnen kurz einen Überblick geben über die Gesundheitsleistungen und über die Kosten meines Budgets.

Das Budget beträgt 2,8 Milliarden EUR, das ist ein Drittel des Stadtbudgets. Für den Krankenanstaltenverbund sind 2,3 Milliarden EUR enthalten. Die sonstigen Ausgaben meiner Geschäftsgruppe betragen 492 Milli-onen EUR. Von diesen 492 Millionen EUR sind 78 Prozent für die MA 47, für die Ausgabe Pflege und Be-treuung zu Hause, das sind über 382, fast 383 Milli-onen EUR. 12,5 Prozent der Ausgaben gehen an die MA 15 mit über 61 Millionen EUR, und 8 Prozent der Gesamtausgaben sind für die Wiener Rettung mit nicht ganz 40 Millionen EUR. 7 Millionen EUR werden hoheitlich verrechnet, an Personalkosten beziehungsweise für die Patientenanwaltschaft, und ein kleiner Prozentsatz geht an die Bereichsleitung und die Gesundheitsplanung, das sind 1,7 Millionen EUR. 

Ich möchte aber sagen, dass mehr als 33 000 Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter ihre qualitätsvolle und engagierte Arbeit für die Bürgerinnen und Bürger in Wien zur Verfügung stellen, und es ist uns wirklich gelungen, auch dem Strukturwandel Rechnung zu tragen. 

Ich möchte noch einmal auf die gesteigerten medizinischen Leistungen hinweisen. Es kommt jährlich zu Neuerkenntnissen, es kommt zu besseren medizinischen Möglichkeiten, es steigen die Möglichkeiten, die es an Implantaten gibt. Ich möchte Sie nur erinnern an die Behandlung der Herzinfarkte, die man vor 30 Jahren mit dem Sauerstoffzelt und Abliegen behandelt hat, die dann schon als großer Erfolg mit Lysentromben behandelt wurden. Jetzt werden sie angiographiert, die Gefäße aufgedehnt und zum Teil mit Stands behandelt. Die früheren Stands, die uns schon damals teuer erschienen sind, erscheinen uns heute wieder billig, denn jetzt gibt es die beschichteten Stands, und die sind noch um ein Vielfaches teurer. Und so kommt es in allen Bereichen, zum Beispiel bei der Kardiologie im Bereich der Schrittmacher und der Defibrillatoren, dass wir natürlich auch sehr, sehr teure Implantate haben. Trotzdem versucht der KAV über Einkaufsgemeinschaften, durch vorgegebene Produkte und durch geschickte Preisverhandlungen die Preise auf einem sehr tiefen Niveau anzusetzen, denn die Firmen versuchen natürlich auch, für das, was sie leisten, Gewinne zu haben. Und Patienten nach dem neusten Forschungsstandard, nach dem Golden-Standard zu behandeln, hat seinen Preis. 

Ich möchte in meinem eigenen fachlichen Bereich die Onkologie ansprechen, die ebenfalls immer teurere Produkte am Markt hat. Wir haben die Zytostatika, die sich wesentlich verbessert haben. Wir können die Behandlung mit Zytostatika viel länger durchführen, indem wir die sehr teuren Zytokine einsetzen, das sind Substanzen, die die roten und weißen Blutkörperchen wieder rascher kommen lassen. 

Wir haben im Gefolge dieser schwersten Behandlungen massive Infektionen, die früher oft tödlich waren. Die können wir heute mit äußerst teuren Mitteln behandeln. 

Dem wird auch im Strukturplan zum Teil Rechnung getragen, dass wir einzeln diese Medikamente anführen und sie als Einzelleistung abgerechnet werden können. 

Wir haben jetzt – das ist aber in Europa noch kaum eingeführt, sondern erst in Amerika – zur besseren Behandlung dieser Tumorpatienten Antikörper, die mit Isotopen versehen sind und sich im Tumor selbst festsetzen als Antikörper, von dort strahlen und eine noch bessere Behandlungsmöglichkeit geben, aber die natürlich entsprechend noch mehr die Kosten steigern, sodass wir nicht nur die hohen Kosten haben durch unseren besseren und stärkeren Personaleinsatz, sondern ganz einfach durch die gigantischen medizinischen Leistungen, die sich die umliegenden Bundesländer in dem Maße wirklich nicht leisten, und daher immer unser Problem mit den Fremdpatienten. 

Ich bin sehr stolz auf diese Spitzenleistungen, die wir erbringen, und ich stelle auch fest, dass Wien weit mehr für die österreichischen Bürgerinnen und Bürger tut als 


sonst für Wien getan wird, dass die Wiener immer die Kritik der teuren Versorgung haben, aber letzten Endes ist es der Wiener Steuerzahler, der das bezahlt. 

Genauso kommt es im Bereich der Bildung und Fortbildung zustande. Viele Schulen und Akademien in den Bundesländern wurden geschlossen, und die jungen Menschen wurden nach Wien hereingebracht. 

Ich kann mir das nicht vorstellen: Es wurden bei den letzten Budgetbegleitgesetzen Selbstbehalte ab 2005 beschlossen, die auch in den Spitälern eingehoben werden sollten. Eine Direktverrechnung ist für mich undenkbar. Damit kann man zu den vielen Aufgaben das Personal nicht noch zusätzlich belasten. 

Ich möchte Sie noch auf einen "Kurier"-Artikel hinweisen, der unlängst war, unter dem Titel – das war, glaube ich, vorigen Donnerstag –: "Die Österreicher haben immer weniger in den Geldbörsen. Es ist zu einer ungefähr 0,8-prozentigen Einkommenssteigerung gekommen bei einer 1,3-prozentigen Inflationsrate." Unter diesen Umständen von den Menschen noch Selbstbehalte einzukassieren, wird dazu führen, dass jene, die schon sozial schwächer sind, denen es schlechter geht, noch weniger Zugang zu den medizinischen Leistungen haben. Und leider Gottes ist die Chance zu überleben immer noch vom Sozialstatus und vom Geldbörsel abhängig. Wir wissen, dass ärmere Menschen früher an ihren Erkrankungen sterben, durch den Druck am Arbeitsplatz, durch die schlechteren Wohnverhältnisse, durch das schlechtere Essen, durch die geringe Möglichkeit zum Regenerieren. Die meisten männlichen Herztoten, bezogen auf die Bevölkerung, haben wir im 10. Wiener Gemeindebezirk, wiewohl man meint, dass der Herztod eine Managererkrankung ist. 

Wir haben auch in Österreich Gesundheitsausgaben, die unter dem OECD-Durchschnitt sind. Während wir immer reden von Ausgaben von 8,3 Prozent vom Bruttoinlandsprodukt, sind laut OECD-Berechnung in Österreich nur mehr Gesundheitsausgaben in der Höhe von 7,3 Prozent. In meinen Augen ist das zu wenig. Wir wollen für die Menschen die bestmögliche Versorgung, und da können wir nicht unter diesem Schnitt liegen. Denn, wie gesagt und wie auch schon die Frau StRin Landauer gesagt hat: Englische Verhältnisse sind das, was wir uns nicht wünschen. Wir lehnen sie ab. Es war einmal das englische Gesundheitswesen, das National Health Service, vorbildlich, vorbildlich für viele Länder, für die Effizienz und für die Breite der Versorgung. Unter der Regierung Thatcher wurde dieses vorbildliche Gesundheitswesen für immer zerstört, und wir werden alles daransetzen, dass das Gesundheitswesen in Wien und in Österreich seinen Standard nicht verliert. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Lebenserwartung der Menschen ist in den letzten zehn Jahren um durchschnittlich drei Jahre gestiegen. Wenn man bedenkt, dass die meisten Gesundheitskosten im höheren Alter anfallen, so ist uns auch klar, warum hier die Kosten steigen müssen. Die Pro-Kopf-Gesundheitsausgaben bei Menschen über 65 Jahre sind dreimal so hoch wie bei den Jüngeren, und die höchsten Gesundheitsausgaben erfolgen wenige Wochen vor dem Tod. 

Ich bin aber glücklich, dass in Österreich Konsens besteht, dass wir alle gegen Euthanasie und Tötung auf Verlangen sind. 

In Deutschland beginnt – und ich weiß nicht, ob Sie jüngst den "Focus"-Artikel gelesen haben – eine sehr unappetitliche Diskussion darüber: Soll man Alten noch Therapien gönnen, nimmt man da nicht den Jungen das Geld weg? 

Ich wünsche mir eine derartige Diskussion in unserem Land nicht, denn es soll jeder Menschen das erhalten, was er benötigt. Im vorigen Jahr lebten in Wien schon 129 000 Wienerinnen und Wiener, die über 75 Jahre alt sind. Es haben meine VorrednerInnen alles beschrieben, was die MA 47 leistet. Ich will Ihnen daher nicht noch einmal das Gleiche schildern, vor allem wegen der fortgeschrittenen Stunde. 

Der Krankenanstaltenverbund wurde ebenfalls von uns bereits ausreichend diskutiert. 

Ich ersuche Sie aber wirklich um Gerechtigkeit gegen die verschiedenen Institutionen. Man kann nicht sagen, das AKH nimmt das Geld den Peripheriespitälern weg. Es leisten die Spitäler im Rahmen dessen, wozu sie verpflichtet sind, das Optimale. 

Ich wünsche mir sehr wohl auch, dass wir die Geriatriezentren schon baulich völlig modernisiert haben. Wir haben einige, die sehr, sehr schön adaptiert sind. Wir haben natürlich noch Zimmer, die auch mir nicht gefallen. Aber ich hoffe, dass es uns gelingt, in den nächsten Jahren den entsprechenden Standard, den wir uns wünschen, dort auch erreichen zu können. 

Wir haben im Bereich Gesundheitsplanung und Finanzmanagement viele Aufgaben und viele Projekte wahrgenommen.

Wir haben heuer das Jahr des Darmkrebses. Ich habe den Bereichsleiter beauftragt, ein Vorsorgeprojekt mit dem Schwerpunkt Darmkrebs durchzuführen, und das werden wir heuer noch vorstellen. 

Wir haben aber verschiedene andere Initiativen, wie „Ein Herz für Wien“, „Sicher gehen über 60“ und „Josefstadt ganz schön sicher“. 

Im Rahmen der MA 15 – und darauf möchte ich auch noch hinweisen, denn sie ist eine Art Herzstück der Geschäftsgruppe – werden sehr viele, sehr wichtige legistische Aufgaben wahrgenommen. Das fällt vielleicht nicht ganz so auf, es fällt Ihnen erst auf, wenn die Gesetze von dort dann ins Stocken kommen. Ich kann Ihnen nur verraten: An der MA 15 liegt es nicht, wenn Sie nicht so rasch, wie Sie es wünschen, ein Gesetz auf den Tisch bekommen, sondern das wickelt sich dann im Begutachtungsverfahren ab. 

Die MA 15 ist auch verantwortlich für den Gesundheitsschutz, für amtsärztliche Begutachtungen, für Umweltmedizin, aber auch für Streetwork-Projekte. Außerdem hat sie den Vorsitz in der Geschäftsführung für die Ethikkommission und nimmt an zahlreichen Projekten und Veranstaltungen für die Gesundheitsvorsorge teil. 

Der Fonds Soziales Wien wurde ebenfalls ausreichend von meinen VorrednerInnen besprochen. Ich bin auch da sehr dankbar für die Arbeit, die geleistet wird. 

Ich möchte nur noch feststellen: In der Geschäftsgruppe gibt es eine sehr gute Zusammenarbeit mit der Ärztekammer für Wien, mit der Apothekerkammer und mit der Sozialversicherung. Das ist für die Wienerinnen und Wiener wichtig, und so kann man in der Geschäftsgruppe sicher optimale Ergebnisse erzielen. 

Ich möchte jetzt infolge der fortgeschrittenen Stunde schon schließen, aber nicht bevor ich den Dank ausgesprochen habe an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Geschäftsgruppe. Was sie tagtäglich leisten, ist großartig. Viele von ihnen haben eine besonders harte Arbeit. Sie haben keinen 8-Stunden-Tag, sie haben Wechseldienst, sie haben Nachtdienste, sie haben 12-Stunden-Tage, sie arbeiten mit Schwerstkranken, sie arbeiten mit Verwirrten, sie leisten schwere körperliche Arbeit, sie leisten schwere psychische Arbeit, sie leisten auch riskante Arbeit. Ohne den vorzüglichen Einsatz aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Geschäftsgruppe wäre der Erfolg im Bereich der Gesundheit und des Sozialwesens in Wien nicht möglich. Dafür ihnen allen meinen herzlichsten Dank.

Ebenso meinen herzlichsten Dank an die leitenden Beamten, die unermüdlich daran mitarbeiten, weiter die Situation für die Menschen dieser Stadt weiter zu verbessern. Herzlichsten Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke, Frau Stadträtin. 

Zur Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen und zum Jahresabschluss der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2002 liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt. 

Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Zunächst einmal ganz ungewöhnlich für die GRÜNEN: Wir loben die Umweltpolitik zunächst einmal ein bisschen. Es gibt einen ganz tollen Umweltbericht, es gibt einen wunderschönen Klimaschutzbericht. Der Naturschutzbeirat hat uns auch einen wunderbaren Bericht gemacht. Es gibt die Solaroffensive mit ganz vielen neuen Solarplatten, eine nette Lärmschutzwand, die demnächst kommen wird. All diese schönen Dinge wird es geben, und unter anderem auch ein Bodenschutzgesetz. Endlich wird es angegangen. Und last but not least möchte ich noch den Liesingbach erwähnen, bei dem uns sehr viele nette Flusskrebse beschäftigen werden, und die Frau Stadträtin hat ja gesagt, viele neue Fischarten werden demnächst dort ihre Heimat finden und hinauf- und hinunterschwimmen. 

Und damit bin ich jetzt sozusagen mit dem Lob schon ein bisschen zu Ende. Vorhin habe ich gehört, es gibt natürlich auch nette Quelljungfern, zwar kleine Libellen. Das hat mir ein Kollege von der SPÖ-Fraktion erklärt, sicherlich auch ein nettes Tier, das wir jetzt in Wien haben, wunderbar.

Aber jetzt einmal gleich zum Budget. Also, das Budget hat keine wirklichen Highlights, würde ich einmal sagen fürs Erste. Man muss sagen, das einzige Highlight, das man in der Wiener Umweltpolitik grundsätzlich bemerkt, ist, Hauptsache in der "Bezirkszeitung" und Hauptsache in der "Kronen"-Zeitung. Das sind die zwei wichtigsten Prämissen der Umweltpolitik. Dafür ist genügend Geld da. Liebe halber nimmt man das Geld aus dem Budget der Müllvermeidung, und dann kommt so etwas heraus, wie ich da habe. Ein Inserat, na, es ist eigentlich kein Inserat, sondern es sind zwei Artikel. Der eine beschäftigt sich mit dem Gratishundekotsackerl für Flocki, Waldi und Rexi, nein, entschuldigen, Rex mit Rufzeichen. Und da geht es darum, dass man den Leuten Sackerln andient und oben drüber steht: "Alles paletti bei Frosch und Libelle." Wobei ich mir gedacht habe: Mh, ein ganz toller Reimer dürfte sich da in dem Bezirksjournal versteckt habe, weil paletti reimt sich irgendwie nicht auf Libelle, aber es macht nix. 

Und die Frau Stadträtin ist auf einem Foto drauf, mit einem Frosch, der versucht, ihr zu entkommen. Und da steht drunter: "StRin Kossina: Die Teiche sind ein Juwel in unserer Stadt." 

Naja, gut. Also soviel zur Vorliebe. Und über das ganze Gesicht lachend hält sie sozusagen den Frosch und hofft, dass es der Froschkönig ist. 

Wie gesagt, der Froschkönig war es offensichtlich nicht, weil die Umweltpolitik ist nicht wachgeküsst worden. Gut. 

Also, wie gesagt, alles paletti bei Frosch und Libelle. Und damit sind wir bei der MA 45. Die MA 45 beschäftigt sich natürlich sehr viel mit Gewässern. Aber nach wie vor gilt die Faustregel der Frau Stadträtin: Wir brauchen auch nach 2006 Projekte. Gut. 

Hauptsächliches Projekt war der Liesingbach und seine Fische. Ein wichtiges Projekt, keine Frage. Aber sparen war weiterhin angesagt. 

Ein paar nette Dinge sind passiert, und da möchte ich schon noch herausstreichen drei wichtige Altlasten: Der Ölhafen in der Lobau, Mobil und Siebenhirten wurden endlich angegangen. Endlich. Spät, aber doch, könnte man dazu sagen. Und natürlich auch der Hochwasserschutz, und damit sind wir schon fast am Ende.

Ein wichtiger Punkt: die Lobau. Sie hat natürlich auch sehr viele Gewässer. Das Ramsar-Abkommen, das internationale, verpflichtet uns ja genauso wie alle anderen Schutzkategorien, die dort gelten im Nationalpark. Natura 2000 verpflichtet uns zum Schutz. 

Die Frau Stadträtin schweigt zur Lobau. Die Autobahnen sind kein Thema für sie, ganz egal, was da passiert. Da hat man die Kompetenz im Grunde genommen an den Kollegen Schicker abgegeben, der wird das schon besser richten.

Im Grund genommen eine seltsame Vorgangsweise, weil ja das Kyotoziel nicht erreicht wird durch die SUPer NOW-Ergebnisse beziehungsweise das, was die SPÖ daraus gemacht hat. 

Die CO2-Zunahme kümmert uns nicht wirklich. Das ewige Gerede von "Naja, dem Kyotoziel, dem sind wir näher gekommen und wir haben ohnehin Reduktion" hat der letzte kalte Winter beseitigt. 

Faktum ist, die Ziele werden überhaupt nicht erreicht, und vor allem, der Verkehr ist schuld. Keine Frage. Die Frau Stadträtin ist für den Verkehr nicht zuständig, sagt aber dazu praktisch nix.

Damit kommen wir schon zur MA 22. Die MA 22 hat ja mehr oder weniger das SUPer NOW in Transdanubien beaufsichtigt, und da geht es natürlich unter anderem um Luftgüte. Und da ist jetzt der Frau Stadträtin eine Kleinigkeit sozusagen in die Quere gekommen. Die EU mit ihrem neuen Wert für die Ozonbelastung hat sich durchgesetzt. Vor einigen Tagen hatten wir, glaube ich, zwei oder drei Tage Ozonvorwarnstufe. Kaum bemerkt in den Medien. Ich habe es nur einmal in der Früh in den Nachrichten gehört. Das war's dann schon. 

Jetzt werden wir nach den neuen Werten häufiger Vorwarnstufe haben, aber es wird sich nichts ändern, weil die Stadt Wien, Wurscht, braucht das nicht. So.

Ein zweiter wichtiger Punkt betreffend die MA 22 war der Bodenbericht. Den haben wir entdeckt und haben darin relativ hohe Schwermetallwerte gefunden bei einigen Parkanlagen. Die Frau Kollegin Sommer-Smolik hat dazu eine Pressekonferenz gemacht. Faktum war, die erste Frage, die gestellt wurde: Das sind ja die Werte aus 2001. Da kommt Ihr erst jetzt drauf? Na, interessanterweise, den Bericht haben offensichtlich nur die GRÜNEN gelesen, zwar ein bisschen spät, aber doch. Aber die anderen haben ihn überhaupt nicht gelesen, denn wenn man da nachliest, kommt man drauf, dass einiger Handlungsbedarf schon gegeben wäre.

Dann stellt sich heraus: Wie wurde da gemessen? Stellen Sie sich vor, da kommt jemand, ein Chemiker oder ein Physiker, ganz egal, auf jeden Fall ein Wissenschaftler, misst dort, ein Lanzenstich in den Boden hinein, dann wird gemessen, und dann wundert man sich, wenn einfach ein hoher Wert herauskommt. Vielleicht hat er zufälligerweise eine alte Batterie getroffen. Wir wissen es nicht. In zwei Parkanlagen war im Grunde genommen Handlungsbedarf. Aber in Zukunft wird besser gemessen, das haben wir zumindest herausgebracht. So.

Zweiter Punkt, dritter Punkt eigentlich, der die MA 22 betrifft, ist Dieselruß und Staubpartikel, habe ich mir aufgeschrieben. Ich denke mir, da ist ein bisschen Hilflosigkeit angesagt. Wir haben vor kurzem in den Medien erfahren, dass, herausgebrochen aus einer WHO-Studie, doch insgesamt 2 000 Menschen in Österreich an den Folgen von Dieselruß sterben, meistens an Leberkrebs. Nicht das Jahr des Darmkrebses, wie wir vorhin gehört haben, sondern vielleicht das Jahr des Leberkrebses ist angesagt. Aber im Grunde genommen, noch einmal: Da beschäftigt sich vor allem der Umweltschutzbericht oder der Umweltbericht hauptsächlich mit den Messmethoden.

Ganz eine wichtige Sache: Interessanter wäre, wie man von diesem Dieselruß herunterkommt. Da werden ja die Werte beständig überschritten.

Zur Salzstreuung. Da haben wir auch ein Thema im heurigen Jahr. Die Frau Stadträtin hat uns erklärt: Besser als dieser ewige Straßensplitt und der Staub ist Salz. 

Vor kurzem haben einige GRÜNE die EBS besucht, und da wurde uns erklärt, dass das viele Salz im Abwasser sehr wohl die Kläranlage mehr als belästigt. In den Vorbereitungen zum neuen Wiener Bodenschutzgesetz war es sehr wohl ein Punkt, dass neben den Straßen Salzwüsten sich ausbreiten könnten als Folge der Salzstreuung. Die Frau Stadträtin hat leider diese Ausführungen nicht mehr gehört, sie war nämlich zu dem Zeitpunkt bei einer Gentechnikveranstaltung. Das war zufälligerweise zur gleichen Zeit. Ja, das war eben so. 

Weitere Dinge, die die MA 22 betreffen: der Mobilfunk. Da feiern wir jetzt, glaube ich, bald die zweijährige Nichtexistenz von einem Emissions- und Immissions-Kataster. Der wurde da im Gemeinderat angenommen. Die ÖVP hat, glaube ich, den gleichen Antrag dann vor einiger Zeit noch einmal gestellt. Da wurde er korrekterweise von der SPÖ-Mehrheit abgelehnt. Seinerzeit ist er angenommen worden. Aber es ist nichts passiert. Wurscht. Ob abgelehnt oder nix passiert, kommt in dem Fall aufs Gleiche heraus. Also zwei Jahre Nichtstun in diesem Fall.

Damit komme ich jetzt schon – na, ein positives Ding habe ich vergessen: Netzwerk Natur. Keine Frage, ein wunderschönes Projekt. Ein bisschen zu wenig Geld gibt es dafür. Aber die Frau Stadtrat wird uns das schon erklären können, warum es so wenig Geld dafür gibt.

Und damit bin ich bei der Umweltanwaltschaft, in dem Fall Umweltanwältinnenschaft. Die hat nämlich eine Initiative gestartet in Richtung gentechnikfreie Landwirtschaft in Wien.

Wir haben einen Antrag gestellt auf eine gentechnikfreie Zone in Wien. Den hat die SPÖ-Mehrheit abgelehnt, obwohl im Burgenland und in Oberösterreich ein ähnlicher Antrag angenommen wurde. Aber wahrscheinlich funktioniert das Handy bis dorthin nicht, keine Ahnung. In Wien war es jedenfalls nicht so. 

Jetzt gibt es eine neue Initiative, die wird ein bissel kompliziert, und zwar gentechnikfreie Nationalparks in Wien plus gentechnikfreie Ökolandwirtschaft. Das könnte kompliziert werden. Dazu noch ein paar Zonen, unterschiedliche Zonen bei Raps, Mais und anderen Pflanzen, zwischen einem, zwei oder vier Kilometer. Dazu soll es Monitoring geben und eine Art Kataster. Na, viel Spaß beim Erstellen, aber es ist immerhin ein positiver Ansatz. (Beifall bei den GRÜNEN.) Immerhin, nicht schlecht.

Vor kurzem oder vor längerem, nein, es war eigentlich vor kurzem, habe ich ein  nettes Foto in der "Kronen"-Zeitung entdeckt, und zwar es waren der Herr Heiligenbrunner von der ÖGNU, der Herr Lötsch vom Naturhistorischen Museum und unsere liebe Stadträtin. Der Herr Lötsch hat wunderbarerweise einen Pelzmantel angehabt mit Pelzkragen, das war eher ungewöhnlich für 


einen Naturschützer. Es ging darum: 100 Bäume wurden gerettet im Stadtpark. Warum? 100 Bäume im Stadtpark retten ist ja nicht ungewöhnlich. Für eine Umweltstadträtin ist das ja eigentlich etwas Tolles. 100 Bäume zu retten ist eine Supersache. Es waren letztendlich nur 80 Bäume, und im Grunde genommen werden jetzt, glaube ich, 20 oder 25 Bäume gefällt. Herausgekommen ist ein bissel ein großes Projekt, das war ohne Bürger. Und irgendwie ist man draufgekommen, nachdem sozusagen die Bauarbeiten hätten beginnen sollen im Stadtpark, hoppala, hoppala, da gibt es die "Kronen"-Zeitung, und als Baummörderin macht sich eine Stadträtin nicht gut. Also, Kommando zurück, ein bisschen mehr Geld hinein, und gemeinsam mit dem Herrn Mark Berry von der "Kronen"-Zeitung hat man die Bäume dann gerettet, die man eigentlich vorher umhauen wollte. Dank unserem Bürgermeister, der hat da eingegriffen und hat uns vor Schlimmem bewahrt.

Aber die MA 30 war auch emsig. Sie hat das Crossborderleasing für den Kanal mehr oder weniger entdeckt. Ganz egal, man sollte sich vielleicht ein bissel international oder national umhören. Die ÖVP Salzburg findet Crossborderleasing nicht so wahnsinnig toll. Und die SPD in der Frankfurter Stadtregierung hat auch dagegen gestimmt. Vielleicht könnten die Genossen in Frankfurt beziehungsweise die Kollegen in Salzburg der SPÖ in Wien ein bissel Nachhilfe geben, warum man in der internationalen Debatte zu Crossborderleasing vielleicht doch vorsichtiger sein sollte und es nicht als tolles Projekt hochloben sollte. 

Dann, weiters bei der MA 30 wieder ein Highlight, die WKU, Wiener Kommunal- und Umweltschutzprojekt GesmbH. Hinter diesem schwierigen Wort verbergen sich zweimal Bortenschlager und einmal Kabanoska. Warum zweimal Bortenschlager? Der Herr Bortenschlager ist Chef der MA 48 und gleichzeitig Chef der EBS, weil der Tag hat auch für ihn nur 24 Stunden und er dürfte ziemlich gut managen. Da ist schon einiges unterwegs. Und da geht es darum, diese Firma wird uns den neuen Müllofen in Simmering bescheren. Heißt jetzt auch nicht mehr Simmering, sondern Pfaffenau, weil die Wiener glauben, Pfaffenau, das klingt so ländlich und ist sicher ganz weit weg von Wien. Nein, es ist in Simmering, gleich neben der EBS, und wir haben ja angeblich im Gemeinderat alle gemeinsam zugestimmt, dass der Müllofen kommt. Keiner weiß wie groß, wie teuer und wann, aber es ist halt so.

Kommen wir gleich – na, jetzt habe ich noch eine Kleinigkeit vergessen, kommen wir vorher noch zur MA 42. Da habe ich schon gesagt, Baumfällungen haben sie auch manchmal gerne, vor allem die Linde, die Stadtlinde ist der MA 42 ein Dorn im Auge. Sie haben es lieber, wenn die Baumhasel kommt, so wie zum Beispiel in der Hernalser Hauptstraße. Wenn dann Leute niesen und tränende Augen bekommen, das ist einfach besser, weil da profitiert auch wer.

Sonst, muss man dazusagen, ist die MA 42 eine tolle Magistratsabteilung, die wirklich darauf schaut, dass Wien schön oder schöner wird. Nur, in der WIG verplanschen sie ein bissel viel Wasser, nämlich allein fürs Gießen aller dieser Lagerwiesen braucht man so viel Wasser, wie Wien an einem einzigen Tag verbraucht. Nicht schlecht. Wahrscheinlich glaubt man, dass dort ein englisches Klima herrscht, weil dort ein englischer Rasen ist. Es ist aber nicht so, sondern dort ist pannonisches Klima und man braucht sehr viel Wasser.

Und damit bin ich schon bei der MA 31. Die Wienerinnen und Wiener in der Donaustadt und in Floridsdorf kommen, wenn ich mich nicht täusche, an mehr als 30 Tagen in den Genuss von Grundwasser, von mehreren Grundwasserwerken, weil wir zu wenig Trinkwasser aus den Hochquellleitungen haben, wenn es sehr heiß ist, wie gesagt. Man muss bedenken, dass Wien eigentlich in einer Zone liegt, wo Grundwassersanierungsgebiet wäre wegen der hohen Nitratbelastung. Wahrscheinlich wachsen die Wiener dort mehr. Weil Nitrat, weiß man ja, ist ein Dünger, und der Dünger kommt aus Niederösterreich, aus Pröllistan, das muss auf jeden Fall gut sein. 

So. Wie gesagt, Trinkwasser sparen wäre interessanter, und Naturwiesen wären auch gut. Und ein altes Ding, nachdem Wien ja an der Donau, an der Neuen Donau, an der kleinen Donau und an der Alten Donau liegt, wäre es naheliegend, die Straßen nicht mit Trinkwasser zu waschen, sondern mit Donauwasser zumindest. Gut. 

Last but not least bei diesem Teil zunächst einmal einen Antrag. Es betrifft nämlich die Bleirohre, die es noch immer gibt in Wien. Ein Teil davon wird ja ausgewechselt von der Stadt Wien, zumindest bei den Zuleitungen. Da gibt es von uns einen Beschlussantrag über Informationen und dergleichen Dinge. Ich möchte ihn vorlesen:

"Die Stadt Wien möge 

1. den BewohnerInnen von Wohnungen in Häusern, die vor 1940 fertiggestellt wurden und in denen bislang kein Austausch von bleihältigen Wasserleitungsrohren stattgefunden hat, unentgeltliche Messungen des Trinkwassers auf dessen Bleigehalt anbieten und die angeführten BewohnerInnen über dieses Angebot in geeigneter Weise informieren,

2. eine flächendeckende Bestandsaufnahme der Haushalte, in denen überhöhte Bleikonzentrationen im Trinkwasser festgestellt wurden, erstellen,

3. in Häusern, in denen überhöhte Bleikonzentrationen im Trinkwasser gemessen wurden, mittels Aushang die BewohnerInnen über diese Messungen und die festgestellte Gesundheitsgefährdung informieren,

4. als Notmaßnahme die Versorgung von Haushalten, in denen überhöhte Bleikonzentrationen im Trinkwasser gemessen wurden und in denen Kleinkinder leben, mit einwandfreiem Trinkwasser in ausreichender Menge gewährleisten,

5. im Rahmen einer Sanierungsoffensive für den Austausch von bleihältigen Wasserleitungsrohren die finanziellen Förderungen deutlich erhöhen, um eine größeren Anreiz zum raschen Austausch bleihältiger Wasserleitungen zu schaffen."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.

So. Damit von der MA 31 zur MA 48. Ich habe zuerst schon erwähnt, dritter Müllofen in Simmering. Da gibt es durchaus einiges Positives zu sehen. Es hat einen Wettbewerb zur Müllvermeidung gegeben. Die Frau Stadträtin setzt sich – und da muss ich sie wirklich loben – für die Wiedereinführung, muss man fast schon sagen, von Pfandgebinden ein. Die Biogasanlage wird kommen. Und, wie mein Klubobmann immer sagt, die Müllabfuhr funktioniert. Das ist keine selbstverständliche Sache, in anderen Städten ist das nicht so.

Was funktioniert aber nicht? Die Müllvermeidung, weil ein Teil von der Müllvermeidung oder von dem Budget wird für Verlagsserien, Bezirkszeitungen oder, wenn man so will, auch für Artikel in der "Kronen"-Zeitung verwendet. 

Und dann schaue ich mir das Budget an und bin völlig überrascht, dass die MA 48 eine Rücklage von 15,9 Millionen EUR hat. Ja, jetzt pfeifen die Spatzen vom Dach: Wozu sind denn diese Rücklagen, diese Millionen Euro eigentlich? Was wird da passieren?

Ein altes Lieblingsprojekt der Frau Stadträtin ist, wie man weiß, das Einhausen eines Kompostwerks. Das kostet ungefähr eine halbe Milliarde Schilling. Jetzt sind 15,9 Millionen EUR nicht so viel, aber immerhin eine nette Anzahlung dafür ist es schon.

Wien hat ja in Wirklichkeit zwei Kompostwerke, die produzieren Ia-Qualität Kompost. Aber das scheint offensichtlich ein Dorn im Auge zu sein. Die MA 49 braucht den. Die Gärtnerinnen und Gärtner, aber auch die Schrebergartlerinnen und -gartler kriegen den umsonst. Aber das kann nicht sein, dass dort irgendwie der Kompost einfach nur so herumliegt in der Gegend. Da gehört der neueste Stand der Technik hin, also ein Haus. Am besten so eines wie in Stockerau mit vielem Tatü-tata. Wenn das Gas kommt, dann macht es trara und dann kommt vielleicht die Wiener Feuerwehr und legt auch einen Löschteppich. Nein, nein, so wird es nicht sein. 

Aber, wie gesagt, noch einmal: Das Kompostwerk könnte sich in ein Hauserl verwandeln und uns eine halbe Milliarde Schilling kosten. Obwohl es keiner braucht, aber dafür ist es am neuesten Stand der Technik. Den Rest verbrennen wir, weil der neue Müllofen wird ja eine große Kapazität haben, und da haben wir sowieso das Problem, dass wir Überkapazitäten haben werden, und wenn man Überkapazitäten hat, dann ist das unökonomisch, und unökonomisch will man/frau nicht sein, also hinein in den Ofen mit dem zusätzlichen Müll, und dann brauchen wir nichts vermeiden, weil dann brauchen wir den Müll.

Und, interessanterweise pfeifen die Spatzen vom Dach in der Donaustadt neben dem Rinterzelt, da gibt es eine Firma, die heißt Siemens, die möchte dort einen Privatmüllofen bauen. 40 000 Tonnen. Ich habe die Frau Stadträtin gefragt. Sie hat darüber nichts gewusst. Aber in den Medien war zu erfahren, 40 000 Tonnen für den Gewerbemüll, der dort anfällt, ist schon eine interessante Sache. 

Und jetzt muss man sich vorstellen: Auf der einen 

Seite liefert ja die Stadt Wien probeweise zum Vorheizen des großen Müllofens nach Dürnrohr 70 000 Tonnen, weil die Niederösterreich nicht wissen, wie sie den Ofen anzünden offensichtlich. Die Wiener werden Experten, und dafür kriegen wir das Know-how aus Dürnrohr einerseits. Andererseits ist es natürlich so, dass jetzt möglicherweise die Firma Siemens und ihre norwegische Partnerfirma dort einen Ofen errichten. 40 000 Tonnen sind nicht wenig. 

Jetzt frage ich mich die ganze Zeit, also: Als Konkurrenz den AVN-Ofen in Dürnrohr. Drei Müllöfen in Wien. Dann haben wir die Wirbelschichtöfen und die Drehrohröfen in der EBS und den privaten, wenn man so will, Müllofen. Dann frage ich mich die ganze Zeit: Wozu haben wir vor Jahren um vieles Geld und um viel Zeit eine SUP-Abfallwirtschaft gemacht, wenn eigentlich der Müllofen der Firma Siemens und möglicherweise auch die AVN in Niederösterreich das völlig durchkreuzen. 

Also was bleibt dann von dieser SUP in Wien über? Nix! Einen dritten Müllofen, für den wir eigentlich Müll produzieren müssen, damit er wirklich ökonomisch funktioniert. Das heißt, vorbei mit Mülltrennung, vorbei, mit allem dem Zeug hinein in den Ofen. Soll nur fest brennen. Weg mit dem Kompost. Unnötiges Zeug. Hinein. 

Da denke ich mir, da wäre in Wirklichkeit Erklärungsbedarf der Frau Stadträtin. Aber sie wird uns das nachher eh erklären. 

Und dann gibt es einen Punkt in dem Bereich, also wirklich als Bürgerverhöhnung und Bürgerinnenverhöhnung hinsichtlich der UVE und der UVP in Simmering, wo die MA 22 als Behörde auftritt. Natürlich völlig zu Recht. Und die WKU, eigentlich eine Firma, von der ein Drittel der Stadt gehört über die MA 48, die anderen zwei Drittel sind ausgegliederte Firmen, wenn man so will, also eigentlich Privatfirmen, die man ohne großes Tamtam ja verkaufen könnte, die haben dort einen Betrieb oder errichten dort einen Betrieb, für den es ganz normal eine UVP zu machen gibt. Jetzt hat mir vor kurzem ein Kollege im Umweltausschuss gesagt: Willst du leicht privatisieren? Natürlich will ich nicht privatisieren. Aber die UVE zahlt die MA 48 aus ihrem Budget und nicht die zwei anderen Firmen, die auch anderswo Geschäftsfelder haben, sondern das zahlt die Stadt Wien über das Budget. Da ist die Stadt Wien gut genug. 4 Milli-onen EUR. Nicht so wenig. So. 

Auf unsere Intention, na wenn man schon die Bürger die Gutachten bezahlen lässt, dann wäre es durchaus gerechtfertigt, 300 000 EUR auch für eine Unterstützung der Bürgerbeteiligung, spricht der Bürgerparteien, die sich dort melden und eventuell Gegengutachten erstellen wollen, zu verwenden. Die SPÖ-Mehrheit hat das einfach da abgelehnt. So. 

Das heißt, wir haben eine Situation: Wir bauen einen Müllofen, den wir möglicherweise überhaupt nicht brauchen, für die UVE kriegen wir 4 Millionen EUR aus dem Budget, und die Bürger müssen sich ärgern und müssen in Wirklichkeit ihre Gutachten auch selber bezahlen. 

Nebenher baut die Firma Siemens in der Donaustadt 


einen privaten Müllofen. Wunderbar. 

Jetzt zum Schluss. Das Schöne hebt man sich immer zum Schluss auf. Also die MA 49, eine wahre Freude. Landwirtschaft funktioniert. 

Das Einzige ist nur: In den 100 Punkten oder in den 100 Projekten der SPÖ steht drinnen, in dieser Legislaturperiode soll die gesamte Landwirtschaft der Stadt Wien umgestellt werden auf Biologie, auf ökologischen Landbau, wenn man so will, Biologie ist es sowieso. Nur, das Problem ist: Es passiert nicht. Die FPÖ hat, glaube ich, dieses Mal einen Antrag wieder einmal gestellt, wenn ich mich nicht täusche. Ja, die SPÖ wird es nicht machen. Ich bin schon ganz gespannt auf die Diskussion dazu. Aber es wird wahrscheinlich nichts kommen. 

Ein wichtiger und interessanter Punkt ist natürlich der Biosphärenpark Wienerwald. Ich weiß jetzt nicht warum, aber es wird mir permanent gesagt, ich bin dafür, dass der ganze Wienerwald ein Nationalpark werden soll. Das habe ich nirgends wo gesagt. Das war immer der Punkt. Wir hätten gerne eine Kombination gehabt aus Biosphärenpark, und die Kernzonen sollten Nationalpark werden. Und jetzt kommt man drauf, dass die Bundesregierung nix zahlt. Auf die Frage, na, wenn man einen Nationalpark gemacht hätte, dann wäre wahrscheinlich schon Geld zu lukrieren gewesen, weil der Nationalpark ja ein Budget hat bei der Bundesregierung, wenn man so will, auf diese Frage also kommt immer die Antwort: Ja, aber das ist eh so wenig und da kriegt man nix. 

Stattdessen versucht man jetzt einen Staatsvertrag zwischen Niederösterreich, Wien und der Republik zu bekommen und da Geld zu lukrieren. Also ich weiß nicht, warum man für einen Staatsvertrag Geld haben soll, wogegen man für einen Nationalpark kein Geld haben soll. Also im Moment dreht sich das alles im Kreis, und der Herr Loiskandl ist damit beschäftigt, Geld zu lukrieren. Die Zeit läuft ihm davon. 

Positiv dabei: Es hat eine wundervolle Machbarkeitsstudie gegeben von Herrn Prof Schacht. Die war nach beiden Seiten zu interpretieren, und zwar sowohl für den Nationalpark als auch für den Biosphärenpark. Ja. Und damit steht alles.

Eine Kleinigkeit noch ganz am Schluss. Warum wir GRÜNEN immer wieder gegen das Förderwesen für die Landwirtschaftskammer oder für die Landwirte in Wien stimmen ist das: Es ist der MA 49 beziehungsweise so-zusagen der Stadtregierung bis jetzt einfach nicht aufgefallen oder eingefallen, dass man vielleicht ein Förderwesen bei der gleichen Geldmenge einfach so verändern kann, dass man den ökologischen Landbau bevorzugt beim Fördern. Das würde ich mir eigentlich wünschen, aber das passiert nicht. Und deswegen glaube ich nach wie vor, und das muss man leider sagen: Die Umweltpolitik ist einfach einfallslos. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Klucsarits. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-

stadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Das vorliegende Budget charakterisiert sich durch zwei Dinge. Es ist ganz einfach unspektakulär, weil es nämlich im Wesentlichen den Stillstand in der Umweltpolitik dieser Stadt widerspiegelt, und es kündigt Investitionsrückgänge eines sehr beschäftigungswirksamen Ressorts an. Und beide Trends sind wirtschafts-, beschäftigungs- und auch umweltpolitisch bedenklich, weil negative Wirkungen für die Arbeitssicherung in dieser Stadt entstehen und weil ganz einfach die Umweltsanierung zurückgestellt wird. 

Jetzt könnte man es sich einfach machen und sagen: Na gut, es wird halt gespart. Doch die Sache sieht bei einer genauen Analyse der Einnahmen und der Ausgaben der Magistratsabteilungen 30, 31 und 48 gleich ganz anders aus. Hier erkennt man deutlich, wie die Einnahmenüberschüsse wachsen, während die Ausgaben überall zurückgehen. Das könnte man noch als positiven Aspekt interpretieren, aber nur solange, bis man erkennt: Die Millionenüberschüsse gehen nicht in die Investitionen des Umweltschutzes und werden nicht von den Magistratsabteilungen investiert, die sie erwirtschaftet haben, sondern sie landen im allgemeinen Budget. Ganz nach dem Motto: Das Geld des Bürgers hat ja kein Mascherl. 

Und hier frage ich Sie: Wo bleibt da die Kostenwahrheit? Wo bleiben da die Investitionen in den Umweltschutz, die ja immer notwendiger werden? Meine Damen und Herren! Hier liegt eine Kostenunwahrheit vor, die bei genauer Betrachtung ein Hinters-Licht-Führen des Wiener Steuerzahlers darstellt. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir fordern daher eine Zweckbindung der Wasser-, Müll- und Abwassergebühren und damit die Abschaffung einer der Budgetkosmetik dienenden Müllsteuer, Wassersteuer und Abwassersteuer. Es ist nichts anderes. 

Und eines muss man sagen: Die Umwelt bleibt ein wichtiges Thema für diese Stadt, auch wenn man sich viel zu sehr mit permanenten Versuchen beschäftigt, und das ist manches Mal die Hauptzielrichtung in der Umweltpolitik, dass man die Bundesregierung angreift, dass die Bundesregierung an allem schuld ist. Aber bitte, schauen Sie sich einmal die Tagesordnungen bei den Ausschüssen, beim Umweltausschuss an und vergleichen Sie sie mit jenen in der letzten Legislaturperiode. Auch wenn man zugeben muss, dass wir weniger Abteilungen haben. Es gibt wesentlich weniger Akten, es wird wesentlich weniger in die Umwelt investiert als früher. Die Anzahl dieser Poststücke ist ganz einfach signifikant gesunken. 

Und was ja für mich auch ganz typisch ist, ich kann es praktisch in jeder Rede sagen. Schauen Sie auf die Uhr: Wann kommt die Umwelt dran? Die Umwelt ist immer das letzte Geschäftsstück. Jedes Mal. Oder nicht? Da müssen Sie mir Recht geben, und das spiegelt mir den Bedeutungsverlust der Umwelt in der Wiener Stadtpolitik wider, den diese Stadtregierung, den wirklich 


diese Stadtregierung zu verantworten hat. Man kann immer wieder irgendwen daherziehen, der schuld ist. Aber es ist diese Stadtregierung. 

Und von der Umweltpolitik hört man nur dann, wenn es darum geht, entweder die Bundesregierung zu kritisieren oder irgendeine PR-Aktion durchzuziehen, die ei-gentlich nur dazu dient, die Umweltressortleiterin richtig telegen ins Bild zu bringen, in alle Zeitungen. Kollege Maresch, es ist nicht nur die "Kronen"-Zeitung, es ist nicht nur die "Bezirkszeitung", es ist auch die U-Bahn-Zeitung. Ich kann alle Tageszeitungen aufzählen. Und das ist unserer Meinung nach für die Umweltpolitik nicht zielführend. Es darf nicht weiterhin zu einem Stillstand in der Wiener Umweltpolitik kommen. Dafür ist uns die Umweltqualität in dieser Stadt ein viel zu wertvolles Gut. (Beifall bei der ÖVP.)
Was wir daher fordern, ist die Rückkehr der Umweltpolitik auf eine sachliche Grundlage und hin zu einer nachhaltigen Umweltpolitik, die Antwort auf die brennenden Umweltfragen in dieser Stadt gibt. 

Wir warten noch immer auf Lösungen, die uns entscheidend dem Klimaschutzbündnisziel zu einer Verbesserung der Luftqualität in dieser Stadt näher bringen. Sie, Frau Stadträtin, sprechen von der Unmöglichkeit, dieses Ziel zu erreichen, obwohl wir hier in diesem Haus mit großer Mehrheit dieses KliP beschlossen haben. 

Und bitte, klären Sie auch die Luftbelastung durch den Verkehr. Es war sicher nicht zielführend, dass die ganze Verkehrsproblematik von der Umwelt weggekommen ist. Aber auch hier gehört endlich eine Lösung her, und es kann nicht sein, dass die Lösung ist, dass wir Solarautos nicht mehr fördern. 

Ein weiterer großer Defizitbereich ist der Müll. Obwohl das Umweltressort ja längst weiß, dass die Deponieverordnung nun endgültig in Kraft treten wird, ist die Stadt Wien darauf überhaupt nicht vorbereitet. Und das wird uns Wienern noch viel Geld kosten. 

Und schuld daran ist eine Umweltpolitik, die unprofessionell – unprofessioneller wäre es gar nicht gegangen – den Bau einer dritten Müllverbrennungsanlage eingeleitet hat, sodass es zu riesigen Projektverzögerungen gekommen ist und wir erst am Anfang eines langwierigen Umweltprüfverfahrens stehen.

Und jetzt bleibt uns nichts anderes übrig, als unseren Müll weiterhin nach Niederösterreich zu exportieren. Anstatt nach St. Pölten, wohin wir ihn bisher gebracht haben, wo wir mehr angeliefert haben als vorgesehen war, wo die Mülldeponie schon längst voll ist, liefern wir ihn halt nach Zwentendorf. Aber einen Vorteil hat es: Zwentendorf ist halt näher als St. Pölten. Aber ökologisch ist das auch keine gute Lösung. 

Man könnte ja diese Liste der umweltpolitischen Verfehlungen noch weiter fortführen, doch die Zeit, wenn ich auf die Uhr schaue, ist wieder einmal gerade bei der Umweltdebatte so weit fortgeschritten, dass man nicht ganz genau in dieses Thema hineinsteigen kann. Und es gäbe noch so viel zu sagen über den Bürgerunmut, der durch Verschmutzung entsteht infolge der Verschleppung der Maßnahmen. Wo bleibt ein modernes Baumschutzgesetz? Und so weiter und so weiter. 

Aber, Frau Stadträtin, wenn Sie weiterhin untätig sind, droht in Wien in der Umweltpolitik Bedeutungsverlust und Wien wird niemals Umweltmusterstadt werden. 

Unsere Sache, die Sache der ÖVP ist es aber, für diese Stadt für eine Umweltpolitik zu sorgen, die rasch die dringend erforderlichen umweltpolitischen Maßnahmen setzt, die dafür notwendig sind, die Lebensqualität in dieser Stadt zu sichern, damit Wien endlich das lange angekündigte Ziel des Prädikats "Umweltmusterstadt" auch wirklich tragen darf. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke.

Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Reinberger. 

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Umweltschutz ist umfassend. Er hat kein Echo in der Anzahl der Zuhörer.

Umweltschutz bedarf der Nachhaltigkeit. Nachhaltigkeit bedeutet zu wirtschaften und Bedürfnisse zu befriedigen, ohne die Bedürfnisse künftiger Generationen zu gefährden. 

Nachhaltigkeit bedeutet Schutz von Boden, Wasser und Luft, bedeutet Substanzerhaltung. 

Zum Schutz des Bodens kann man sagen: Es kommt ein Bodenschutzgesetz. Es ist höchst notwendig, längst fällig, wie man an Problemen sieht, die wir haben, von Altlasten angefangen bis hin zu verseuchten Böden auf Spielplätzen und in Parkanlagen, die ja aufgezeigt wurden. Daraus erkennt man, dass es höchst notwendig ist, ein solches Gesetz zu haben. Was der Entwurf und dieses Gesetz dann alles beinhalten wird, das werden wir sehen, wenn die Entwürfe vorgelegt werden, ob sie nur das Allernotwendigste haben. Wie hoch die Latte gelegt wird oder wie nieder, darüber werden wir noch diskutieren. 

Zum schonenden Umgang mit dem Boden gehört auch eine entsprechende schonende Landwirtschaft. Dankenswerterweise hat der Kollege Maresch meinen Antrag schon angekündigt. 

Laut dem Umweltbericht 2000/2001 werden rund 600 von 1680 Hektar Acker und 31 Hektar Weingärten, die im Eigentum der Stadt Wien stehen, biologisch bewirtschaftet. Eine Steigerung dieses Anteils wird zwar immer wieder versprochen, einen Termin für die Umsetzung will aber niemand nennen. Die Umweltmusterstadt Wien sollte bei der eigenen Landwirtschaft mit gutem Beispiel vorangehen und einen hundertprozentigen Biolandbau ehestens umsetzen. 

Ich bringe daher mit meinen Kolleginnen und Kollegen folgenden Beschlussantrag ein:

"Die zuständigen Stellen mögen einen strategischen Zeitplan zur Umstellung der von der Stadt Wien bewirtschafteten landwirtschaftlichen Flächen auf biologischen Landbau erarbeiten. Das Ziel, hundert Prozent Biolandbau des Wiener Landwirtschaftsbetriebes, wäre Zug um 


Zug in den nächsten Jahren umzusetzen." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Ausschuss beantragt. 

Schutz von Boden, Wasser und Luft, das erfolgt auch durch den Wald. Der Biosphärenpark im Wienerwald ist schon angesprochen worden. Dieser Biosphärenpark oder das Biosphärenreservat Wienerwald ist jetzt in Ausarbeitung. Es wird, denke ich, noch weitere Diskussionen geben. Auch wir haben diese Diskussion geführt, die Kernzone zum Nationalpark zu machen. Ich bin noch immer nicht wirklich überzeugt, dass es absolut nicht geht. Wie gesagt, mein Vorredner hat auch schon den finanziellen Aspekt dieses Unterschiedes herausgearbeitet. 

Ein Weiteres möchte ich noch aus dem Naturschutzbeirat erzählen, das mir auch sehr interessant vorgekommen ist und mir zu denken gegeben hat. Ich habe dort die Frage gestellt, wie denn die rechtliche Absicherung, denn nur eine gute rechtliche Absicherung bringt uns weiter, wie denn diese rechtliche Absicherung stattfinden wird, ob es sich nur um eine zivilrechtliche oder auch um eine hoheitsrechtliche handeln wird. Die Antwort des Juristen war: Zivilrechtlich sicherlich, hoheitlich ist fraglich, da ohnehin viele einschlägige Gesetze und rechtliche Schutzbestimmungen gegeben sind, nämlich Naturschutzgebiete, Naturparks, Landschaftsschutzgebiete und so weiter. Daher ist fraglich, ob ich dann noch zusätzliche Gesetze brauche. 

Jetzt frage ich mich: Wenn es keine Änderung in der Schutzqualität gibt, wenn es keine zusätzlichen Maßnahmen gibt, was wird dann in einem Biosphärenpark besser oder stärker geschützt als bisher? Was ist dann der Sinn dieses Biosphärenparks? Ist der einzige Sinn, einen neuen Namen für einen alten Hut zu finden? Also das ist sicherlich nicht das, was wir uns für den Wienerwald vorstellen. 

Darüber hinaus wäre auch in dem angeblich so vorbildlichen Wiener Teil des Wienerwaldes noch so mancher Handlungsbedarf gegeben. Ich nenne nur zwei Beispiele für eine eher laxe Vorgangsweise der Wiener SPÖ. 

Das eine ist der Kahlenberg. Die FPÖ hat vor kurzem gefordert, die Zahnradbahn zu reaktivieren und die Gebäude am Kahlenberg einer sinnvollen Nutzung zuzuführen. Unser Klubobmann hat da gemeint, es könnte ein Wienerwaldmuseum sein oder vielleicht auch die Leitung des Nationalpark- oder Biosphärenparkzentrums am Kahlenberg oder eine Umweltbehörde, etwas, was halt für Umwelt steht am Kahlenberg. Aber nichts ist geschehen. 

Ich meine, ein wichtiger Wienerwaldausblickspunkt, ein so beliebtes Touristenziel, in Wienerliedern besungen, ist ganz einfach dem Verfall preisgegeben. 

Das ist in meinen Augen ein Skandal. Auch der Herr Bürgermeister findet es fürchterlich, wie der Kahlenberg vor sich hin verfällt, aber trotzdem geschieht nichts. 

Ein weiterer Punkt ist der Wienerwaldbus. Also die bisherige Geschichte ist einer Umweltmusterstadt auch alles andere als würdig. Die Wienerwaldwanderer, der Naturschutzbund, auch die Opposition sind Sturm gelaufen gegen die Verhinderungsmanöver, weil bisherige, sozusagen, Probebetriebe waren ja eher lächerlich und zur Verhinderung gedacht und nicht konstruktiv. Dann haben sich auch die Medien dessen angenommen, und jetzt sieht es so aus, als ob es etwas werden würde mit einem sinnvollen Wienerwaldbus. Allerdings frage ich mich, ob man der Lösung wirklich glauben darf oder ob das auch wieder nur eine Verzögerungstaktik ist.

Ein weiteres schützenswertes Element ist zweifellos das Wasser. Es ist eine lebensnotwendige Ressource, deren Qualität und Quantität nachhaltig zu sichern wäre. Dazu gehört sicher die nachhaltige Bodennutzung im Quellschutzgebiet, aber auch der sorgsame Umgang. 

Jetzt sage ich, die Quellschutzgebiete werden sicher sorgsam bewirtschaftet. Also der Quellschutz, würde ich meinen, funktioniert. Die MA 31 sorgt für gute Leitungen und gute Trinkwasserqualität, funktioniert auch fast zur Gänze, wenn man von Grundwassereinspeisungen für manche Bezirke und wenn man von noch vorhandenen Bleirohren absieht.

Was allerdings nicht in Wien funktioniert, ist der sorgsame Umgang mit dem Trinkwasser, denn die Wassersparmaßnahmen, die sind sehr klein geschrieben. Der Kollege Blind hat schon wiederholt auch darauf hingewiesen, was man alles mit Nutzwasser, mit Flusswasser machen könnte, wozu es sicher nicht notwendig ist, Hochquellenwasser zu nehmen, wie zum Beispiel Straßen zu waschen. 

Ein möglicher Grund, warum es keine Wassersparmaßnahmen gibt, mag vielleicht darin begründet sein, dass, je weniger Wasser verbraucht wird, je weniger Hochquellwasser verbraucht wird, desto mehr würden Wassergebühren und Kanalgebühren sinken. Und dass die erhalten bleiben, daran ist man natürlich interessiert, denn schließlich und endlich fließen ja jährlich fette Überschüsse ins Budget. Wasser-, Kanal- und Müllsteuer führten 2002 zu 101,3 Millionen EUR Überschuss oder, damit es noch entsetzlicher klingt, noch in Schilling berechnet, knapp 1,4 Milliarden S. 

Nicht nur, dass Wasser für die Menschen zu schützen ist, es gilt auch, die Menschen vor dem Wasser zu schützen. Dazu haben wir auch in Wien den Schutzwasserbau. Da ist im Moment der naturnahe Rückbau, die naturnahe Bewirtschaftung angesagt. Die früheren technischen Verbauungen werden rückgängig gemacht, und, wie gesagt, die Liesing und andere Wienerwaldbäche werden aus ihren Betonbetten herausgeholt. Das ist an und für sich eine sehr gute Sache. Sie ist nur leider ein sehr teurer Spaß, denn schließlich und endlich hat man mit mindestens genau so viel Steuergeldern seinerzeit diese Verbetonierung vorgenommen. 

Beim Wasserbau hat es wegen des Hochwassers heuer Mehrausgaben von 1,1 Millionen EUR gegeben. Gut, das ist verständlich, das war vorhanden. Aber was einen verwundert, ist, dass es beim Hochwasserschutz selber dafür ein Minus von 1,8 Millionen EUR gegeben hat. Also das spricht auch nicht unbedingt für die Nachhaltigkeit im Wasserschutzbau.

Zur Gewässerqualität gehört auch die Qualität der Fließgewässer. Sie unterliegt natürlich naturbedingt Schwankungen.

Wie den Zeitungsmeldungen der letzten Tage zu entnehmen ist, sind gravierende Beeinträchtigungen der Wasserqualität der Alten und Neuen Donau durch Würmer aufgetreten. Da auch bei Hochwasser die Wasserqualität derartig beeinträchtigt sein kann, dass ein Badeverbot ausgesprochen werden muss, sind wir für eine umfassende Information der Badegäste durch die Stadt. Es soll keinesfalls nur Wissenschaftlern und Medien überlassen bleiben, ob sie diese Informationen an die Bevölkerung weitergeben oder nicht, speziell, da in der Vergangenheit bereits eine gravierende Gesundheitsbeeinträchtigung der Badegäste aufgetreten ist. 

Allfällige Gefährdungen der Badegäste durch Insekten oder Raupen sollten ebenfalls angezeigt werden. Es sind jene Teile der Alten und Neuen Donau anzuzeigen, die davon tatsächlich betroffen sind.

Wir bringen daher folgenden Beschlussantrag ein:

"An den Gewässern der Alten und Neuen Donau sollen elektronische Anzeigetafeln aufgestellt werden, auf denen die Wassergüte und -qualität angezeigt wird." 

In formeller  Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dazu möchte ich noch erläuternd ausführen: Die Verharmlosung, die stattfindet, wenn eine Berichterstattung stattfindet, ist auch nicht gerechtfertigt, denn es kommt sehr wohl dazu. Eine Kollegin, die Kollegin Trammer, hat erzählt, ihr Hund hat einen Zeckarienbefall, so heißen diese Würmer, gehabt und wird nun mit Antibiotika dagegen behandelt. Wir haben uns natürlich dann beide gefragt: Also wenn jetzt Kinder davon betroffen sind, sich da aufkratzen, weil es ganz einfach juckt, und sie müssen dann mit Antibiotika behandelt werden, so wie der Trammer'sche Hund, dann kann ich doch nicht sagen, dass das Ganze so harmlos und zu vernachlässigen ist. 

Ich komme zum nächsten Bereich, dem Energiesektor. Hier heißt "nachhaltig wirtschaften", auf erneuerbare Energie zu setzen und die fossilen Energieträger Zug um Zug zu ersetzen. Das muss nicht schlagartig sein. Viele kleine Schritte führen auch zum Ziel. Sie müssen nur gesetzt werden und zügig fortgeführt werden. 

Ich möchte hier auch drei kleine Beispiele und drei Anträge dazu vorbringen.

Die Förderung für die Anschaffung von Elektrofahrzeugen durch die Stadt Wien wurde eingestellt. Durch die Adaptierung einer gewissen Anzahl von Garagenplätzen mit entsprechenden Einrichtungen zum Auftanken von Elektrofahrzeugen könnte man innovative Fahrzeugerhalter zusätzlich, also statt dieser seinerzeitigen Förderung unterstützen, damit sie auf umweltfreundliche Fahrzeuge auch nach dieser Förderung umsteigen.

Ich stelle daher gemeinsam mit meinen Kolleginnen und Kollegen folgenden Beschlussantrag:

"Die Umweltstadträtin möge sich dafür einsetzen, dass in allen Parkgaragen künftig einige Parkplätze mit entsprechenden Einrichtungen zum Auftanken von Elektrofahrzeugen ausgestattet werden. Damit kann auch nach der Einstellung der Förderung des Ankaufs von Elektrofahrzeugen ein positives Zeichen an umweltfreundliche Kraftfahrer gesetzt werden."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Lärmschutzwände sind eine sehr sinnvolle und hilfreiche Einrichtung. Allerdings, durch die Bestückung mit Photovoltaikanlagen könnten sie zusätzlich auch noch zum Energieträger werden, der einerseits vom Aufstellungsort her auf volle Akzeptanz der Bevölkerung stößt, und außerdem könnte eine Vielzahl von solchen Anlagen auch das Interesse und das Verständnis der Bevölkerung für erneuerbare Energiemöglichkeiten fördern. 

Geplant sind nach einer Anfragebeantwortung durch die Stadträtin derzeit erst zwei Anlagen. Diesem kleinen Schritt sollten noch viele weitere folgen. Also, für mich wäre ein besonders gelungenes Projekt, wenn eine PV-Anlage auf einer Lärmschutzwand, die in der Bezirksvertretungssitzung des 23. Bezirkes am 12. Juni beantragt wurde, nämlich entlang der U6 zwischen den Stationen Erlaaer Straße und Perfektastraße, errichtet würde. Da ist nämlich dann eine Wohnhausanlage geschützt vor Lärm, die ihrerseits selbst schon über eine PV-Anlage verfügt, und ich denke, das wäre ein wunderschönes Projekt.

Ich stelle daher gemeinsam mit meinen Kolleginnen folgenden Beschlussantrag:

"Gemäß einer Anfragebeantwortung der Frau Stadträtin sind derzeit Photovoltaikanlagen auf Lärmschutzwänden an der A22 entlang des Theodor-Körner-Hofes im 5. Bezirk geplant. Als Umweltmusterstadt auch auf dem Gebiet der erneuerbaren Energien sollten diese beiden Projekte um alle weiteren Lärmschutzwände, deren Ausrichtung entsprechende Sonneneinstrahlung erreicht, erweitert werden."

Auch dieser Antrag möge zugewiesen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das in der Deponie Rautenweg entstehende Deponiegas wird derzeit zur Stromerzeugung genutzt. Die ebenfalls entstehende Wärme darf derzeit nach Aussagen von Fachleuten der Fernwärme Wien nicht ins Fernwärmenetz eingespeist werden. Die der Fernwärme dadurch entgehende Wärmemenge muss durch weniger umweltfreundliche Methoden, etwa durch den Einsatz fossiler Energie, erzeugt werden.

Ich stelle daher gemeinsam mit meinen Kollegen folgenden Antrag:

"Die Umweltstadträtin möge dafür Sorge tragen, dass die in der Deponie Rautenweg als Nebenprodukt anfallende Wärme nicht nutzlos bleibt, sondern ebenso wie das zur Stromerzeugung genutzte Deponiegas einer sinnvollen Verwertung, und zwar der Einspeisung ins Fernwärmenetz, zugeführt wird."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Ausschuss. (Beifall bei der FPÖ.)
Mit diesem Antrag komme ich schon nahtlos zum nächsten Bereich, nämlich dem Abfallsektor. Auch hier heißt "nachhaltig wirtschaften" Konzepte zu erstellen, die im Einklang mit Umwelt und Menschen stehen, die ausgereift und abgerundet sind. Im letzten Gemeinderat habe ich schon auf die Missverhältnisse zwischen dem SUP-Abfallwirtschaftsplan, der hier mit den Stimmen der SPÖ beschlossen wurde, und dem jetzigen Stand, der angeblich kommen soll, aufgezeigt. Weitere Ungereimtheiten sind, dass jetzt auch noch das Interesse eines privaten Errichters vorhanden ist, eine 40 000-Tonnen-Anlage in der Donaustadt zu errichten. Über alle ihre Auswirkungen wird die Kollegin Trammer sprechen. 

Wir Freiheitlichen fordern die Umweltstadträtin auf, das Abfallwirtschaftskonzept aus dieser Sicht neu zu überarbeiten, alle neuen Aspekte und auch die von der Opposition geforderten Maßnahmen mit einzubeziehen und auch auf die Bevölkerung Rücksicht zu nehmen. Denn nachhaltig ist bei der Stadtregierung eigentlich nur, dass sie stets die Interessen der Bevölkerung missachtet, und das führt dazu, dass auch durchaus positive Aktivitäten negativ besetzt sein könnten.

Und da komme ich zu dem Bereich der Biogasanlage. Die Errichtung einer Biogasanlage ist eine freiheitliche Forderung. Es ist sehr sinnvoll, biogene Abfälle zu verwerten und eine Biogasanlage zu errichten. Nun kommt sie wirklich. Aber ist das ein Grund zur Freude für uns? Leider nur beschränkt, denn die SPÖ hat offensichtlich beschlossen, zwei Bezirke, nämlich die Donaustadt – die Kollegin Trammer wird es ausführen – und Simmering zu den Mistkübeln Wiens zu machen. Zur EBS mit vier Wirbelschichtöfen, der dritten Müllverbrennungsanlage, gegen die wir vom Standort und vom Inhalt her gestimmt haben, neben dem Fluglärm des nahen Flughafens Schwechat, diverser Industrien wie die ÖMV sollen jetzt auch das Biomassekraftwerk und die Biogasanlage nach Simmering kommen. Die Simmeringer haben ganz einfach genug. Ja, die Biogasanlage ist eher klein, ihre Immissionen sind angeblich vernachlässigbar. Aber wie sieht das im Zusammenspiel aller Müllentsorgungs- und Stromerzeugungsanlagen in ganz Simmering aus? Ich meine, es gibt ein Sprichwort: Ein einziger Tropfen bringt das Fass zum Überlaufen. Und das Fass kann noch so groß sein, es genügt ein Tropfen. Ich würde meinen, das Fass Simmering ist mit dem, was es bisher schon gibt, jetzt randvoll und jede noch so kleine Anlage bringt es ganz einfach zum Überlaufen. 

Es erscheint mir auch aus anderen Problemfeldern, die es so gibt, fast typisch für die SPÖ, keine ganzheitliche Betrachtung zu machen, jeden Teilaspekt für sich zu betrachten, nur Messungen einzelner ausgestoßener Stoffe, aber keine Untersuchung von chemischen Reaktionen verschiedener Gase miteinander zu veranlassen. 

Wir Freiheitlichen fordern deshalb eine Gesamtuntersuchung in Simmering, eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Zusammenwirken aller Anlagen, und ich bringe daher einen Beschlussantrag ein:

"Unabhängig von den gesetzlichen Vorschriften soll die Biogasanlage Simmering, insbesondere im Zusammenspiel mit allen anderen Müllentsorgungs- und Stromversorgungsanlagen, einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen werden." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Solange nur mit Einzelanalysen und hypothetischen Beschwichtigungen gearbeitet wird, können wir einer Biogasanlage, so wichtig sie uns vom Grunde her ist, am Standort Simmering nicht zustimmen. 

Und aus der Sicht, wie die SPÖ mit der Umwelt umgeht, wie sie die Nachhaltigkeit in Wien nicht betreibt, ist der Rechnungsabschluss 2002 von uns Freiheitlichen auch abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Klier. Ich erteile es ihr.

GRin Helga Klier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Wenn ich jetzt meinen Vorrednern so zugehört habe, dürfte in Wien eigentlich überhaupt nichts gut sein, nichts funktionieren, alles hat irgendwo einen Haken, alles hat irgendwo Fehler. (GR Günther Barnet: So ist es auch!) Nein, ich habe gerade gesagt: Wenn ich meinen Vorrednern zuhöre. Aber es ist ganz anders, denn Wien hat eine vorbildliche Umweltpolitik. Und das kann niemand abstreiten in diesem Saal. Denn jeder, der mit offenen Augen durch die Stadt geht, der weiß, wie es in anderen Städten ist, der weiß, dass Wien eine vorbildliche Umweltpolitik macht. 

Aber trotzdem muss ich ein paar Korrekturen anbringen, und zwar zum Kollegen Maresch. Lieber Kollege Maresch, du weißt ganz genau, und das haben wir ja auch im Ausschuss gehört, dass die MA 42 nur dort mit Trinkwasser gießt, wo es kein Nutzwasser oder keine anderen Möglichkeiten gibt. Also das wurde ganz deutlich dort mitgeteilt. 

Und wenn ich den Kollegen Klucsarits hernehme. Lieber Rudi! Auch zu dir. Es gibt keinen Stillstand in der Umweltpolitik in Wien. Du weißt das ganz genau. Aber ich weiß, als Opposition muss man das da herinnen natürlich so sagen. 

Aber nachdem niemand die positiven Seiten unserer werten Kommunalpolitik und unserer Umweltpolitik hervorgestrichen hat, werde ich das jetzt tun, zwar in verkürzter Form, weil es ist immerhin zeitmäßig schon sehr spät, aber doch. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Darf ich bitten. Ich weiß, die Stunden sind etwas lange, die wir hier sitzen. Aber wenn Sie so laut die Zwischengespräche halten wie jetzt, dann hört man auch nicht, was die Redner und Rednerinnen hier sprechen. – Danke.

GRin Helga Klier (fortsetzend): Ich weiß sowieso, dass um die Zeit keiner mehr zuhört. Aber es ist halt leider Gottes so, wie schon gesagt wurde: Die Umwelt ist relativ spät dran und das muss halt trotzdem noch sein. 

Ich möchte also gleich mit der MA 30 anfangen. Die MA 30 hat im vergangenen Jahr 15,783 Millionen EUR für Investitionen ausgegeben. Die haben sich unterteilt in die Stadtentwicklung, in den Kanalnetzausbau, in Umbauten und in diverse Planungen, aber auch für EU-Pro-jekte, die künftig realisiert werden. Für die Stadterweiterung selbst wurden notwendige Kanalbauten durchgeführt. Beim Netzausbauprogramm ging es um die Vollkanalisierung aller im Bauland gelegenen Haushalte Wiens, wobei die Schwerpunkte im 21. und 22. Be-zirk liegen und das Cross-Border-Leasing das natürlich in Zukunft noch ein bisschen beschleunigen wird. 

Kanalisierung, Kanalsanierungen und Umbauten. Es gab eine Menge Umbauten dort, wo die Auswechslung, wenn eine Sanierung nicht mehr wirtschaftlich war, notwendig wurde. Hierfür und zusätzlich wurden 2,9142 Millionen EUR für die Instandsetzung von Kanälen aufgewendet, die unterirdisch repariert wurden beziehungsweise saniert wurden, sodass die Bevölkerung hier keinerlei Beeinträchtigung oder zumindest eine sehr geringe Beeinträchtigung hatte. Auch das muss man natürlich bezahlen. 

Die Abwasserentsorgung und der Gewässerschutz für Wien. Hier wurden Einzelprojekte, der Liesingtalsammelkanalentlastungskanal, Wientalsammelkanalentlastungskanal, und zwar der Bauabschnitt 02 und 03, Hochwasserentlastungspumpwerk Simmeringer Haide sowie die Kanalnetzsteuerung weiter vorangetrieben. 

Ebenso wurde die Erstellung des digitalen Kanalkatasters für Wien großteils mit eigenem Personal der MA 30 durchgeführt. Und dennoch, meine Damen und Herren, und das ist bemerkenswert, blieben die Personalkosten unter dem Ansatz, um zirka 900 000 EUR unter dem Ansatz. Noch einmal: unter dem Ansatz. 
Ich denke mir, ich könnte eigentlich fortgehen, weil es hört wirklich keiner mehr zu. Aber dann sagen Sie es gleich oder gehen Sie hinaus. Ich meine, so kann es ja bitte nicht sein. (Zwischenrufe.) Gut. Okay. 

Für eine Vielzahl von Kleingartenanlagen wurden Machbarkeitsstudien erstellt. Übrigens ausnahmslos mit positivem Effekt. 

Die MA 30 ist auch im Bürgerservice sehr gut und ihre Dienstleistungen sind es ebenfalls. So gibt es den Infobus, wo an Ort und Stelle Informationen über den Baufortschritt eingeholt werden können. 

Bei den laufend durchgeführten Reinigungsarbeiten wurden aus dem Kanalnetz 4,482 Tonnen Material gefördert. Das war nicht nur Kanalschmutz, sondern auch Rechengut. 

145 Kilometer nicht begehbare Rohrkanäle wurden mittels Fernsehkamera durchgecheckt, um Schäden vorzeitig zu erkennen. 

Die Zahl der Senkgruben konnte wieder gesenkt werden, und zwar auf eine Zahl von 9 140. Und bei den noch bestehenden Senkgruben wurden 141 974 Kubikmeter bei insgesamt 19 955 Räumungen entleert.

Das Interesse der Bürger an den Aktivitäten ist steigend. So wurden 12 650 Besucher in der Welt des Dritten Mannes gezählt, und 16 500 Personen besuchten diverse Veranstaltungen und Ausstellungsstände. 

Aber weitere Aufgaben der MA 30 sind auch noch das Aufspüren von Verursachern von Geruchsbelästigungen, Beseitigung von Verstopfungen, Erneuerung von Sachabdeckungen und Prüfung der Abwasserqualität. 

Ich möchte mich daher abschließend bei den 713 Mitarbeitern der MA 30 für ihren Einsatz, der von der Öffentlichkeit kaum bemerkt wird, herzlichst bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) Wir alle merken es erst, wenn es einmal nicht mehr klappt. 

Zur MA 42: Anders als bei der MA 30 prägt die Arbeit der MA 42 unser Stadtbild und damit prägt es sich auch in unser Bewusstsein tagtäglich ein. 

Ein besonderes Liebkind der Wiener sind die Parks und Grünanlagen, wie sie kaum in einer anderen Großstadt das Stadtbild prägen. Ausländische Touristen bewundern immer wieder unsere gepflegten und schönen Gartenanlagen und Parks. Dafür verantwortlich im positiven Sinn ist natürlich die MA 42, das Stadtgartenamt. 

Und hier möchte ich gleich mit der Ausbildung der Gärtner und Gärtnerinnen beginnen. Seit Schulbeginn 2002 wurde die neue Schule der Gärtner und Floristen auf dem Gelände des Schulgartens Kagran eröffnet. Hier werden aber nicht nur unsere zukünftigen Gärtner und Gärtnerinnen und Floristen ausgebildet, es werden auch Jugendliche, die auf Grund einer Behinderung ihren Schulabschluss nicht machen konnten, hier angelernt. Unter der Aufsicht von Gärtnern und Gärtnerinnen werden ihnen kleine Hilfsarbeiten beziehungsweise ganz leichte Gärtnerarbeiten beigebracht, in einem Rotationssystem, das sich alle drei Monate dreht, sodass sie natürlich viele von den Agenden, die hier zu tun sind, erlernen, und man hofft, dass sie in ungefähr zwei Jahren ganz in den vollen Betrieb der MA 42 in den Außenanlagen integriert werden können. Das heißt, sie bekommen dann einen festen Arbeitsplatz. 

Ein herzliches Dankeschön natürlich im Namen dieser Jugendlichen und ihrer Eltern an die MA 42, denn das ist sicher eine einmalige Aktion. 

Das Österreichische Gartenbaumuseum, das bisher in Oberlaa untergebracht war, übersiedelt noch heuer in die ehemalige Orangerie Kagran. Der Schulgarten Kagran hat sich zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Es gab eine Kakteenschau. Die Eröffnung des Monetgartens sowie des Hexengartens waren besondere Highlights. 

Aber nicht nur im Inland wird der Arbeit des Stadtgartenamtes hoher Stellenwert eingeräumt. So gab es Eröffnungen von Spielplätzen nach Neugestaltungen, wie des Hietzinger Hügelparks, des neuen Simmeringer Biedermeiergartens und so weiter. 

Es kommt aber auch nicht von ungefähr, dass gerade jetzt in Montreal eine Gartenausstellung unter Federführung Wiens durchgeführt wird. Das Stadtgartenamt hat eine öffentliche Grünfläche im Stadtzentrum von Havanna, ein so genanntes Stück Wiener Stadtpark in Form eines Johann-Strauß-Gartens errichtet. Es ist aber auch nicht von ungefähr, dass wir auf der Floriades in Holland, der Floritopia in Südkorea, bei Wien-Präsentationen in Cervia und Prag sowie bei der Wien-Gala in Sofia vertreten waren. Alle diese Veranstaltungen haben einen hohen Werbewert für Wien. 

Abschließend möchte ich Ihnen dann auch noch einen Überblick darüber geben, wie viele öffentliche Grünanlagen und so weiter die MA 42 betreut. Es sind 3 847 öffentliche Grünanlagen, 81 693 Alleebäume, 13 801 Alleebäume in mittelbarer Bundesverwaltung, öffentliche Grünanlagen in Siedlungen, 292 Schulgärten, 320 Grün-anlagen in Kindergärten und Horten, 15 Grünanlagen auf städtischen Jugendspielplätzen, 20 Lagerwiesen, 1 506 Blumenschalen, die überall in Wien verteilt sind.

Und jetzt sagen Sie mir, ob das nichts ist. Ich denke wohl, dass Wien sehr gut wirtschaftet und eine gute, schöne Umweltpolitik hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber auch die MA 45 wurde heute schon angesprochen. Und hier sind die Hauptaufgaben, wie auch schon erwähnt wurde, die Altlastensanierungen. Shell in der Pilzgasse: Das Projekt wurde zwar zur wasserrechtlichen Bewilligung eingereicht, allerdings gibt es hier noch Probleme mit Grundeigentümern, die von dem Projekt betroffen sind, sodass es noch nicht zum Baubeginn kommen konnte. Das Zentraltanklager Lobau: Hier wurden die Bauarbeiten im Oktober 2002 begonnen. Die Altlast Siebenhirten: Auch hier ein Baubeginn im Juli 2002. Der Mobil-Grund Süßenbrunner Straße: Die Förderungen von 95 Prozent wurden beschlossen, sodass ebenfalls im August 2002 begonnen werden konnte. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist der Hochwasserschutz. Er hat nach den Ereignissen des vergangenen Sommers einen besonderen Stellenwert bekommen. So wird besonders der Donauhochwasserschutz weiter vorangetrieben. Die Maßnahmen erstrecken sich am rechten Donauufer, auf dem rechten Donaudamm vom Kahlenbergerdorf über 16 Kilometer hin bis zur Hafeneinfahrt Freudenau. Am linken Donauufer umfassen die Arbeiten die 21 Kilometer lange Donauinsel und die linke Dammverstärkung von Langenzersdorf bis in die Untere Lobau. 

Die Bauarbeiten für einen öffentlichen Parkplatz im Bereich des Segelhafens Nord wurden beendet. Ein Bu-sumkehrplatz auf der Donauinsel oberhalb der Reichsbrücke wurde fertiggestellt.

Und jetzt kommt ein ganz wichtiges Projekt, das ist die Renaturierung des Liesingbaches. Er wurde schon angesprochen. Die Arbeiten zur Umgestaltung des Bachbettes wurden gemeinsam mit der MA 30, die ja den Schmutzwasserentlastungskanal baut, begonnen. 

Aber es gibt noch weitere in Arbeit beziehungsweise Planungsfertigstellung befindliche Projekte, das sind unter anderem die Renaturierungsstrecke des Wienflusses zwischen Rüdigergasse und Pilgramgasse und kleine Projekte wie die Sanierung des Rosenbaches, des Petersbaches und so weiter. 

In den Zuständigkeitsbereich der MA 45 fallen unter anderem auch die Gewässeraufsicht und die Rettungsstützpunkte des Arbeiter-Samariterbundes im Gebiet der Neuen Donau. 

Auf Grund des fortgeschrittenen Abends ist es natürlich nicht möglich, Ihnen alles zu berichten. Ich will Sie auch damit nicht länger aufhalten. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie wissen es eh selber. Gehen Sie durch die Stadt und Sie sehen alles, da brauchen wir nicht viel zu reden darüber, auch wenn Sie es hier herinnen schlechtreden, muss ich Ihnen sagen. 

Auch hier der Dank an die Mitarbeiter der MA 45. 

Und jetzt noch ganz kurz gestreift die MA 48. Auch hier hatten wir heute schon einige Wortmeldungen, die die MA 48 ja nicht gerade in den Himmel gelobt haben. Ich möchte es trotzdem tun. 

Die Müllbeseitigung ist eine ganz wesentliche kommunale Dienstleistung und muss es auch künftig bleiben, obwohl ja mancher in dem Raum noch immer mit einer Privatisierung liebäugelt. Für uns kommt das nicht in Frage, denn spätestens dann, wenn es einmal nicht funktioniert, ist klar, dass die kommunale besser gearbeitet hat. 

Insgesamt wurden im Rechnungsabschluss 2002 988 184 Tonnen Abfall entsorgt, das ist eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr von 2,43 Prozent. Außer der Hausmüllabholung gibt es in Wien noch 19 Mistplätze und 32 Problemstoffsammelstellen, die man auch am Samstag bis am Abend anfahren kann. Insgesamt waren es 2002 1 796 431 Anfahrten. 

Die Betreuung und Reinigung nach 442 Veranstal-tungen, die Durchführung des Winterdienstes, die Be-treuung von 2 731 366 Laufmetern Straße und Gehsteige sowie von 307 723 Quadratmetern Fußgängerzonen waren Aufgaben der MA 48. Die Reinigung nach drei ständigen und elf Sondermärkten wird von der MA 48 ganz hervorragend durchgeführt. Und was Ihnen vielleicht gar nicht auffällt, aber es ist so: 12 372 Papierkörbe wurden regelmäßig entleert. Wichtig war auch die Reinigung von insgesamt 52 764 Wassereinlaufschächten auf Verkehrsflächen. 

Ein ganz wesentlicher Beitrag zur noch besseren Versorgung im Winter wird mit der Umrüstung von Splittfahrzeugen geleistet.

Auch das Beschäftigungsprojekt für Langzeitarbeitslose wurde im 16., im 5., im 2. und im 20. Bezirk weitergeführt. 

Beim Misttelefon, einer Serviceleistung, wurden im vergangenen Jahr 61 332 Anrufe verzeichnet, das ist eine Zunahme von 3,7 Prozent und bedeutet, dass sich eine Verbesserung des Umweltbewusstseins langsam aber doch durch gezielte Werbung bemerkbar macht. 

Die fortgeschrittene Zeit erlaubt es mir leider nicht, noch weitere Aktivitäten anzuführen. Ich glaube aber, dass hier mit viel Umsicht und Umweltbewusstsein für unsere Stadt ausgezeichnete Arbeit geleistet wird, die wir auch schätzen sollten. So wie wir übrigens alle kommunalen Leistungen schätzen sollten und keinesfalls auch nur im entferntesten an eine Privatisierung denken sollen.

Von dieser Stelle aus noch einmal herzlichen Dank an alle Mitarbeiter, auch jener Abteilungen, die ich jetzt nicht genannt habe. Wir bedanken uns ganz herzlich für ihre Arbeit und für ihren Einsatz. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Parzer ist zu Wort gemeldet. Bitte schön.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Noch guten Abend, nicht guten Morgen!

Nach so viel Lob von der Frau Klier gibt es natürlich immer wieder wesentliche Punkte, die seitens der Opposition aufgezeigt werden. 

Wie der Fraktionskollege Rudi Klucsarits schon ausgeführt hat, ist die Erhaltung einer lebenswerten Umwelt für die Volkspartei ein wirklich zentrales politisches Umweltanliegen. Daher müssen von diesem Budget auch die entsprechenden fiskalischen Voraussetzungen zur Erreichung dieses Zieles ausgehen. Diese fehlen aber doch in einigen wesentlichen Punkten.

Um ein Beispiel hier zu finden, genügt ein Blick auf die Budgetzahlen der MA 48. Diese Ausgaben sind rückläufig. Das hat aber mit budgetpolitischer Vernunft im Sinne der Effizienzsteigerung des Einsatzes der öffentlichen Mittel nur auf den ersten Blick etwas zu tun. 

Ich muss mich entschuldigen. Grüß Gott, Herr Vorsitzender! Grüß Gott, Frau Stadträtin!

Wir alle erinnern uns an zwei umweltpolitische Paukenschläge, die es am Beginn der Legislaturperiode gab. Das eine war der Ankauf des Betriebsgrundstücks in Stadlau. Wir alle wissen, der Betrag war sehr ansehnlich, in Schilling knapp über eine halbe Milliarde. Und das Zweite war die Müllgebührenerhöhung um 26 Prozent. Beides war wie rein zufällig für den Beginn der Legislaturperiode angesetzt, weil Sie ja gehofft haben, die Zeit wird den Mantel des Schweigens über diese äußerst fragwürdigen Maßnahmen breiten.

Dies ist insofern eine Fehleinschätzung, als die Budgetzahlen zu diesen beiden Maßnahmen eine ganz eindeutige Sprache sprechen. So erinnern wir uns neuerlich zurück, was als Begründung für die Erhöhung der Müllgebühren gebracht wurde. Die Ausgaben für die Müllabfuhr steigen ständig, hat es geheißen, daher müssen die Müllgebühren hinaufgesetzt werden. Tatsache ist aber, dass die Ausgaben für die Müllabfuhr gesunken sind, während die Einnahmen aus den Müllgebühren stiegen. 

Jetzt fragt man sich: Was macht das Umweltressort mit der durch die Müllgebührenerhöhung wirksam gewordenen Überdeckung? Wird in etwa endlich die Übersiedlung auf das neue Betriebsgelände, in das neue Betriebsgebäude in der Donaustadt investiert? Oder wird etwa die lang angekündigte Müllcontainerwaschanlage gebaut? 

Die Antwort auf diese eher hoffungsvollen Fragen gibt uns die Frau Stadträtin in einer Anfragebeantwortung wörtlich zur Kenntnis: "Für das Bürogebäude ist bereits ein Architekt mit der Planung und der Adaptierung beauftragt. Der Vorentwurf ist bereits fertiggestellt. Der nächste Schritt ist die Ausarbeitung von Einreich- und Detailplänen." 

Meine Damen und Herren! Diese Beantwortung stammt nicht aus dem Jahr 2001 unmittelbar nach dem Ankauf des Grundstücks in Stadlau und auch nicht aus dem beschlossenen Rechnungsjahrabschluss 2002, nein, sondern aus dem Mai 2003, also fast zwei Jahre nach diesem Kaufabschluss. 

Ich will auch nicht unerwähnt lassen, dass noch kein schlüssiges Konzept für die Nachnutzung der MA 48-Zentrale in der Einsiedlergasse vorliegt. Es wird immer nur davon gesprochen: Sie wird für Mannschaftsunterkünfte genutzt. Hier stellt sich wieder die Frage, wie viel Mannschaft eigentlich dort untergebracht werden wird, dass das ganze ehemals für die MA 48 gebrauchte Gebäude dafür verwendet wird. Ich kann mir das fast nicht vorstellen. 

Eine andere Frage, die unmittelbar mit der Donaustadt zusammenhängt, ist die Deponie Rautenweg. Seit Jahren weiß die Stadtregierung, dass die Deponie irgendwann in den nächsten Jahren an ihrer Kapazitätsgrenze angelangt ist. Weiters müsste sie wissen, dass die Deponierung von nicht vorbehandeltem Müll in Zukunft auf Grund des Inkrafttretens der Mülldeponieverordnung einiges Geld mehr kosten wird. Dennoch hat die Stadtregierung nichts Ausreichendes unternommen, um den Auflagen der Deponieverordnung Genüge zu tun. 

Aus der Sicht der anrainenden Bürger wäre eine entsprechend frühere Schließung der Deponie sicherlich positiv gewesen, zumal ja schon eine weitere Umweltbelastung zur Diskussion steht. Ich glaube, da brauche ich nicht viel zu sagen. Es werden meine Nachredner darüber sprechen, und Vorredner haben auch schon darüber gesprochen. Es geht hier um ein Projekt beim Rautenweg, um eine Müllverbrennungsanlage. Hier gab es und gibt es immer wieder Vorgespräche und auch Detailgespräche. Es gibt noch eine Umweltprüfung, die aussteht. Und ich finde es von der zuständigen Umweltstadträtin politisch nicht besonders geschickt, nicht schon im Vorfeld dieses Projekts aktiv zu werden.

Es ist sicherlich nicht gut, und das habe ich auch im Ausschuss gesagt, wenn die zuständigen Gemeinderäte aus dem Umweltausschuss keine Ahnung gehabt haben, dass es hier ein Projekt gibt, das immerhin, wie GR Maresch es schon angekündigt hat, einen großen Brocken an Müll verbrennen wird.

Es wäre auch Ihre Aufgabe, jetzt schon die richtigen Weichen zu stellen, damit wir nicht wieder eine derartige Aufregung haben wie im Vorfeld der Entscheidungen zur dritten Müllverbrennungsanlage.

Einer der Knackpunkte in der Wiener Umweltpolitik ist natürlich die Luftreinhaltung, und da spielt wieder die sinnvolle Gestaltung des Verkehrs eine wichtige Rolle, nehmen doch die Emissionen aus dem Verkehr immer mehr zu. Nachdem ich aus einem Bezirk komme, der geradezu, ich will nicht sagen am Verkehr erstickt, aber doch sehr stark davon belastet wird, was ich tagtäglich hautnah erlebe, lässt mich diese Beobachtung die Forderung nach einer verkehrstechnisch dringenden Lösung erheben. 

Nach einigen Anläufen liegt uns jetzt in Form der SUPer NOW eine Variantensammlung vor für die dringend erforderliche Wiener Nordostumfahrung, die eine recht brauchbare Entscheidungsgrundlage darstellt. Obwohl Mag Chorherr, der jetzt nicht im Raum ist, glaubt, wir kommen weiterhin ohne eine weitere Brücke 


über die Donau, ohne eine 7. Donauquerung aus, kann ich mir das nicht vorstellen. Wir haben nicht immer Streiktage, wo nur die Räder fahren, weil keine Öffis verkehren. Wir haben hier auch das Problem gehabt, dass wir doch am Stadtrand wohnen, und da kann man nicht alles mit dem Rad machen. Auch hier gibt es große Probleme, und das sollte man auch sehen. 

Und wenn man von der Luftverschmutzung spricht, dann muss ich sagen: Ich wünsche mir einmal, dass die Gemeinderäte in der Früh bei uns in Aspern, in Eßling stehen, sowohl in der Früh als auch am Abend, und dann kann man über Luftverschmutzung sehr wohl ein Gespräch führen, denn da gehen viele, viele Abgase in die Luft hinaus, und das direkt aus dem Auspuff, also nicht über eine Anlage, die wir vielleicht in einer der Unterdeckelungen und Unterhausungen haben werden.

In diesem Zusammenhang ist die politische Vorgabe, die ich vertrete, jene, dass eine Variante gebaut wird, die die Ortskerne Eßling, Aspern und Breitenlee vom Verkehr, wie sie schon angekündigt wurde, drastisch entlastet. Die ASFINAG wird aber letztendlich zu entscheiden haben, welche Trasse in diesem Zusammenhang finanzierbar sein wird. Das ist ein wesentlicher Punkt. Sich nämlich eine Variante zu wünschen und eine solche zu finanzieren, das sind zwei Paar Schuhe. 

Ich hoffe, StR Schicker sieht die Frage auch so wie bei der Bahnhofsoffensive, wo er in der Frage eingelenkt hat und jetzt durchaus bereit ist, sich bei der Finanzierung der Bahnhofsoffensive zu beteiligen.

In dem das Umweltressort betreffenden Budgetteil findet sich wie immer die Budgetpost für landwirtschaftliche Betriebe der Stadt Wien. Ich will jetzt nicht die Frage aufrollen, ob Wien landwirtschaftliche Betriebe betreiben soll. Aber wenn sie das tut, dann soll sie sich rasch entscheiden, ob sie zum Beispiel den Schafflerhof weiter betreiben will oder ob sie es bleiben lassen will. Denn es ist natürlich so: Man muss sich im Klaren darüber sein, dass das zuständige Ministerium oder seine nachgeordneten Dienststellen einen angemessenen Pachtzins verlangen. Unter diesem Aspekt wird sich auch eine Diskussion darüber erübrigen, ob auf dem Gelände des Schafflerhofs eines Tages ein Kiesabbau stattfindet. Natürlich ist es für uns als Volkspartei klar, dass wir auf der Seite der Bürger stehen und sagen, der Kiesabbau soll dort stattfinden, wo er hingehört, und nicht in unmittelbarer Nähe von Gartensiedlungen. Aber grundsätzlich hat es die Stadt Wien schon in der Hand, hier eine anrainerfreundliche Lösung auszuhandeln. Schließlich spielt ja die Flächenwidmung hierbei eine entscheidende Rolle.

Und das Stichwort für den letzten Punkt, den ich heute hier noch ausführen möchte, ist jenes über Flächenwidmungen, meine Damen und Herren, die landwirtschaftlichen Flächen jenseits der Donau betreffend. Wir alle haben es erlebt: Lippenbekenntnisse der SPÖ zu einer Wiener Landwirtschaft, die gibt es leider, und zum Trotz wurden von der SPÖ Flächenwidmungen beschlossen, die die landwirtschaftlichen Betriebe vor allem in der Kreditgebarung, und das stimmt hundertprozentig, 

wirklich sehr eingrenzen. (GRin Renate Winklbauer: Das stimmt nicht!) Ich habe es gehört, Frau Winklbauer. Aber glauben Sie mir: Die Angst der Gärtner und Bauern ist dort sehr groß. Und es stimmt mit den Krediten. Ich glaube, Sie waren noch nicht in der Gärtnerbank oder in der Raiffeisenbank und haben gefragt, wie die Sicherheit dort steht. Und die Sicherheit ist sehr heruntergegangen mit der Sww-Flächenwidmung. Es ist schon gut, wenn man alles macht, um den Wald- und Wiesengürtel Wiens zu schützen. Aber, meine Damen und Herren, nicht auf Kosten der Bauern, die ja die wichtigsten Verbündeten bei der Sicherung des Wiener Grüngürtels sind. 

Alles in allem, meine Damen und Herren, vermisst unsere Fraktion in diesem Budget wirkliche Innovationen bei der Finanzierung der zukünftigen Erfordernisse der Umweltsanierung. Sieht man einmal von der Einführung des Crossborderleasings ab, so bieten sich keine finanziellen Rahmenbedingungen für die Umweltsanierung in dieser Stadt. Deshalb geraten auch die dringend anstehenden Sanierungsprojekte im Bereich der Gewässerrenaturierung, der Müllbeseitigung und der Luftreinhaltung ins Stocken. Das geht aber auf Kosten der Umwelt und damit auch der Bürger dieser Stadt. Und deshalb können wir diesem Rechnungsabschluss keine Zustimmung geben. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Scheed. Ich erteile es ihm.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates!

Es war so in einigen Wortmeldungen die Rede vom Stillstand in der Umweltpolitik. Ich habe die ganze Zeit die mir vorliegenden Berichte begleitend durchgeschaut. Im Grunde genommen ist das Feld des Engagements der Stadt Wien ein so breites, dass man weit über einen einzelnen Redebeitrag hinausgehen müsste, um nur anzusprechen, wie vielfältig dieses Engagement der Stadt ist. 

Wien ist zweifelsohne Umweltmusterstadt. Wien wird aber in Kürze noch viel mehr sein. Wien hat sich auf den Weg gemacht, neben der Umweltmusterstadt auch die Musterstadt einer nachhaltigen Entwicklung zu werden. 

Ich möchte mich in meinem Beitrag nur auf einen Bereich konzentrieren, der bei manchen der Vorredner eine Rolle gespielt hat, nämlich dass es heute unbestritten ist, dass gerade die Umweltpolitik nicht nur von der Umweltfrage her selbstverständlich ein zu verfolgendes und umzusetzendes Ziel ist, sondern dass vielmehr die Umweltpolitik darüber hinaus auch ein ganz entscheidender Wirtschaftsfaktor geworden ist und als ganz entscheidender Wirtschaftsfaktor auch ein ganz entscheidender Faktor in der Beschäftigungspolitik geworden ist. 

Es sind ungeheure Summen, die über die Investitionen, über die Instandhaltungen hier bewegt werden, Investitionen, die sowohl den öffentlichen Bereich, aber vom öffentlichen Bereich ausgehend weite Teile der Gewerbetriebe, der Unternehmungen, des industriellen 


Bereiches erfassen, ihnen Aufträge, damit Beschäftigten Arbeit, damit der Stadt und ihren Bürgern Wohlstand und Sicherheit bringen. 

Und einen wesentlichen Punkt auf dem Weg zur nachhaltigen Stadt möchte ich ansprechen, mit zwei Programmen, die die Stadt in den Vordergrund stellt. Es ist das das KliP, das Klimaschutzprogramm, und damit auch stark verbunden der ÖkoBusinessPlan Wien, wo sich Wien bereits 1996 mit der Unterzeichnung der Charta von Aalborg mit einem klaren Bekenntnis zur nachhaltigen Stadtentwicklung festgelegt hat, zum Beispiel mit Investitionen in noch vorhandenes natürliches Kapital, wie Grundwasserbestände oder Boden, um die Lebensräume seltener Arten zu bewahren. 

Erhöht werden soll aber auch die Effizienz der typisch städtischen Produkte zum Beispiel im Bauwesen durch Niedrigenergiebauten oder im Verkehrsbereich, indem der umweltverträgliche Stadtverkehr gefördert wird und der Anteil umweltbelastender Verkehrsformen zurückgedrängt wird, um in Folge damit auch Emissionen und Belastungen mit Treibhausgasen und die Vergiftung der Ökosysteme zu verhindern.

Wir haben allein als Zwischenbilanz – und hier wird schon deutlich, auch wenn die Kyotoziele wohl nicht erreichbar sein werden, deutlich nachweisbare positive Auswirkungen der bisher durchgeführten Tätigkeiten. Allein 1,2 Millionen Tonnen Kohlendioxid wurden durch Maßnahmen wie den neuen Kraftwerksblock Donaustadt, den Fernwärmeausbau, die Wohnbauförderung und Wohnhaussanierung und mit Maßnahmen zum betrieblichen Umweltschutz, eben dem angesprochenen ÖkoBusinessPlan Wien, eingespart. Die Experten haben berechnet, dass ohne entsprechende Maßnahmen die CO2-Emissionen bis zum Jahr 2010 in Wien auf 9,9 Millionen Tonnen Ausstoß klettern würden. 

In diesem ÖkoBusinessPlan – und das ist, glaube ich, tatsächlich ein Herzstück einer Partnerschaft zwischen Politik, Wirtschaft und Arbeitnehmerinteressensvertretung – wurde ein Umweltservicepaket für Wiener Unternehmungen geschnürt, und es gibt hier die Möglichkeit, sich an sechs Programmen zu beteiligen. Eines ist das EMAS und ISO 14001, ein Programm, bei dem es um internationale Umweltmanagementsysteme geht, mit dem Ziel, ein Umweltregister im betrieblichen Bereich aufzubauen, den Umweltschutz in der Betriebsphilosophie zu verankern und die gesamte betriebliche Tätigkeit nach den Umweltschutzkriterien auszurichten. 

Es gibt das Programm für Klimaschutz in Kleinbetrieben. Hier geht es darum, dass besonders energieintensive Gewerbebetriebe beraten werden, wie sie auf energiesparende oder emissionssenkende Alternativen umstellen können. 

Es gibt das Modul Ökoprofit. Hier geht es um eine langfristige Umstellung von Produktionstechnik und auch technischer Innovation, um eben umweltschädigende Auswirkungen zu reduzieren. 

Es gibt das Programm Abfallvermeidung in Kleinbetrieben. 

Es gibt das Umweltzeichen für Tourismusbetriebe. 

Und nicht zuletzt werden einmal im Jahr im Rahmen einer Gala die Umweltmusterbetriebe auch entsprechend geehrt und öffentlich präsentiert. 

Wer sind die Partner in diesem ÖkoBusinessPlan Wien? Es sind neben der MA 22 für die Stadt Wien das zuständige Ministerium, die Wirtschaftskammer, der Wirt-schaftsförderungsfonds, der Österreichische Gewerkschaftsbund und die Arbeiterkammer. Also das heißt, es ist eine breite Zusammenarbeit, weil es bei diesem Umweltverständnis oder bei diesem ÖkoBusinessPlan nicht nur um Umwelt im Sinne von Gesundheit, von Schmutzemissionen oder Belastungen geht, sondern es geht auch um die betriebliche Situation der Beschäftigten. Es geht auch um den Einkauf, es geht auch um klimatische Fragen im Unternehmen, und daher ist es ein umfassender Ansatz, der in der Tat zukunftsweisend ist. 

Betriebe nehmen an diesem Programm freiwillig teil, und es sind schon klingende Namen, die man nennen kann, von Unternehmungen, die sich an diesem Projekt beteiligt haben, wie zum Beispiel Siemens Austria, Henkel Austria, BP-Austria, OMV-Proterra, Mischek Bau AG, Austrian Aerospace, Opel Austria, die Österreichische Kontrollbank und viele andere mehr. 

Ingesamt wurden bereits 13,5 Millionen EUR aus die-sem Programm heraus investiert. 370 ÖkoBusinessPlan-Betriebe gibt es bis jetzt, und es ist damit gelungen, eine Summe von 12 Millionen EUR an Betriebskosten durch umweltfreundliche Alternativen einzusparen. Im Regelfall haben sich die Investitionen nach 17 Monaten amortisiert. 

Das hat bedeutet, dass bis Anfang 2003, seit Beginn dieses Programms, um über 50 Millionen Kilowattstunden weniger Energie verbraucht wurden, 400 000 Kubikmeter weniger Trinkwasser in Anspruch genommen wurden, 140 000 Tonnen Abfälle eingespart wurden, also ein ungeheure Effizienzsteigerung der Wirtschaft in Wien.

Aber was für die private Wirtschaft gilt in diesem Programm, gilt natürlich auch für die Stadtverwaltung selbst. Sie geht hier mit gutem Beispiel voran, und konsequent wird auch die Wiener Stadtverwaltung selbst ökologisiert. Mit dem Projekt Umweltmanagementsystem in Amtsgebäuden – nette Abkürzung PUMA – will die Stadt Wien in allen Amtshäusern und in den von der Stadt verwalteten Gebäuden Umweltmanagementsysteme einführen, und bis zum Jahr 2005 sollen alle Amtshäuser, Schulen, Kindertagesheime, Bäder und Krankenanstalten solche Umweltmanagementsysteme aufgebaut haben. Dabei werden nicht nur punktuelle Aktivitäten gesetzt, sondern auch geeignete organisatorische Maßnahmen systematisch in allen Bereichen - Energie, Abfälle, Beschaffung und so weiter -, kontinuierliche Verbesserungen sowie Kosteneinsparungen sichergestellt. Die Arbeit erfolgt in interdisziplinären und über Abteilungsgrenzen hinweg zusammengesetzten Teams. In insgesamt zehn Objekten der Stadt wird derzeit an der Einführung von solchen Umweltmanagementsystemen gearbeitet. 

Ich denke, dass hier in einem Fall mehr die Stadt Wien, neben vielen anderen Beispielen, wirklich eine führende Rolle übernommen hat, eine innovative Rolle übernommen hat, auf die wir gemeinsam stolz sein können und die einmal mehr beweist, dass Wien eben keinen Stillstand in der Umweltpolitik zu verzeichnen hat, sondern hier sehr innovativ unterwegs ist, auch wenn man durchaus mit etwas Wehmut zugeben muss, dass die gesamte Investitionssumme budgetbedingt im Jahr 2002 einen Rückgang erfahren musste, in den künftigen Budgetprognosen allerdings wieder von einer erhöhten Investitionstätigkeit ausgegangen werden kann. 

Gerade so wichtige Bereiche, die bereits auch angesprochen wurden, wie die Altlastensanierung, der Weiterausbau des Kanals und anderer Projekte, ein engagiertes Müllmengenmanagement, all das sind Bereiche, die auch von den eingesetzten Mitteln her nicht zu unterschätzende Wirkungen für die Wiener Wirtschaft haben und entscheidende Beiträge für die Verbesserung der Lebensqualität in Wien sind. 

Und daher sage ich nur der guten Ordnung halber noch dazu, dass mit entsprechend sorgfältigen, effektiven und kostenbewussten Investitionen in die Rohrleitungen, in die Behältnisse, auch im Bereich der Wasserversorgung sichergestellt wurde, dass Wien das weiter haben wird flächendeckend, worauf die Wienerinnen und Wiener berechtigt stolz sein können. Nämlich hervorragendes Wasser, Hochquellwasser, dem nur phasenweise zur Ausgleichung von Spitzen Grundwasser beigemengt werden kann, und das daher nur eine Zugabe ist und niemand reines Grundwasser in der Leitung konsumieren wird müssen. Das ist ein unschätzbarer Wert, um den uns die Welt beneidet, auf den wir stolz sein können.

Und so möchte ich nach dem kurzen Streifzug mit einer Feststellung meinen Beitrag hier beenden, nämlich, ich glaube, es ist wichtig festzuhalten, dass die Wiener Umweltpolitik ein kreativer Mix ist, ein kreativer Mix aus Phantasie, Menschlichkeit, Wissenschaft, hervorragender Verwaltung und Professionalität. Das Ziel der Wiener Umweltpolitik ist, die nachhaltige Entwicklung unserer Stadt zu optimierten Lebensbedingungen für alle Wienerinnen und Wiener in einer intakten Umwelt, und dieser Anspruch, meine Damen und Herren, der gilt auch dann, wenn es um den Bau einer neuen Verkehrsverbindung, wie beispielsweise der Nordostumfahrung, gehen sollte. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Trammer. Ich erteile es ihr. 

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu Beginn: Frau Kollegin Klier, in welcher Umwelt leben Sie? Blumerln, Blumenkistchen, kleine Mistkübelchen, aber der wirklich große Müll, der scheint spurlos an Ihnen vorüberzugehen. Denn ich sehe in der geplanten Müllverbrennungsanlage in Donaustadt schwere gesundheitliche Belastungen auf die Donaustädter Bevölkerung zukommen. Studien beweisen, dass die Krebsrate gerade bei Kindern in der Nähe von Müllverbrennungsanlagen doppelt so hoch ist. Und verantwortlich dafür sind unter anderem Schwermetallverbindungen wie Cadmiumoxyd, welches ebenso Genschädigungen hervorruft. Aufgrund der Vielzahl der Substanzen, die ausgestoßen werden, sind kombinatorische und synergetische Effekte zu befürchten, über deren Art und Ausmaß noch gar keine Angaben gemacht werden können. Sehr viele der zu betrachtenden Stoffe sind humankarzinogen oder stehen in einem entsprechenden Verdacht. So führt Müllverbrennung auch zu einer zusätzlichen Belastung in Nahrungsmitteln, nämlich über dioxinbehaftete Futterpflanzen. Trotz verbesserter Rauchgasfilteranlagen und strengerer gesetzlicher Auflagen zur Abluftfilterung werden immer noch Mengen von gasförmigen Schadstoffen immittiert, die krebserregend, erbgutverändernd und leibesfruchtschädigend sind. 

Technische Richtlinien zur Begrenzung der Schadstoffemissionen werden leider daran orientiert, was Technik zu leisten vermag, nicht an deren gesundheitlichen Unbedenklichkeit. Kein Feuer ohne Rauch. Aber es kommt darauf an, was drinnen ist. Und, sehr geehrte Frau Stadträtin, schließlich wird dort kein Papst gewählt, sondern Müll verbrannt. Und es wird immer mehr Müll verbrannt werden, sage ich Ihnen, weil die Fernwärme Wien immer mehr Müll braucht, um mehr Fernwärme zu erzeugen, damit mehr Wohnhausanlagen mit mehr Fernwärme geheizt werden können. Und deswegen wird es auch an den beiden bereits geprüften Standorten Leopoldau Nord und Süd weitere Müllverbrennungsanlagen geben. 

Und ich vermute auch, dass sich Bezirksvorsteher Effenberg ein ganz schönes Körberlgeld mit der Müllverbrennungsanlage verdienen könnte, denn Mülltourismus aus bella Napoli à la Frohnleiten bringt natürlich einiges an zusätzlichen Einnahmen für den Bezirk. 

Große Nachteile sehe ich auch weiters in dem ab 1.1.2005 in Kraft tretenden System des CO2-Emis-sionshandels. Das Prinzip des EU-Emissionshandels sieht vor, dass unter anderem auch Müllverbrennungsanlagen bestimmte Mengen an Treibhausgasen kostenlos zugeteilt bekommen. Wenn Emissionen eingespart werden, können die überschüssigen Emissionsberechtigungen an andere Unternehmen verkauft werden. Emittiert ein Unternehmen dagegen mehr CO2 als es Ausscheidungsrechte besitzt, muss es diese von Unternehmen mit überschüssigen Berechtigungen kaufen. Für eine gut florierende Müllverbrennungsanlage wäre das natürlich kein Problem, und so können sich diese Betriebe sozusagen freikaufen. 

Auch die Agenda 21 im Bezirk Donaustadt ist völlig untätig. Die Agenda 21 wurde im Spätsommer des letzten Jahres gegründet, aber man hat nichts von ihr gehört. Kein Wort zur geplanten Müllverbrennungsanlage, kein Wort zur geplanten Durchquerung des Bezirkes. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Meine Damen und Herren, ich möchte nur kurz unterbrechen. Ich ersuche, der Rednerin die notwendige Aufmerksamkeit zu schenken. Das gilt bitte aber für alle Fraktionen. Ich habe mir das von oben jetzt angeschaut. 

GRin Heike Trammer (fortsetzend): Ja, ich weiß schon, die Umwelt interessiert Sie nicht, und so schaut auch Ihre Politik aus. (Aufregung bei der SPÖ - GR Godwin Schuster: Wir haben so ein wichtiges Thema zu besprechen!) Also, na bestens. (GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben gerade das Abstimmungsverhalten der FPÖ-Bundesräte beglückwünscht!) Ich kann ja da noch länger stehen, dann dauert es auch noch länger. Sie können gerne alle Ihre Einwände da herausrufen, bringen und so weiter. (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Soll ich doch weitermachen? (GR Harry Kopietz: Ja bitte!) Danke.

Ja, Kollege Reindl, von Ihnen hätte ich zum Bezirk Donaustadt ein besseres Statement erwartet. Wie ich weiß, sind Sie Donaustädter Mandatar und Sie sagen wie immer nichts. Es ist schon recht traurig, aber Sie werden wahrscheinlich wie der BV Effenberg nach dem Motto leben, „Ich mag Müll“, weil ich mir sonst Ihr Verhalten nicht erklären kann, da wir bereits die Mülldeponie Rautenweg haben. Wir bekommen die neue Müllverbrennungsanlage mit Sicherheit, wir haben in Donaustadt ein Chemiewerk, das die Abwässer in den Kanal leitet, und wir werden die MA 48-Zentrale bekommen, für die Sie ja auch in der letzten Zeit eine Brandrede gehalten haben. So wird dann auch langsam, Kollege Reindl, aus der schönen Gartenstadt bald eine Müllstadt werden, wenn Sie so weitermachen. 

Darum sage ich: Weg mit dem Dreck aus Donaustadt. Und leider nicht überall, wo Umweltstadträtin draufsteht, ist auch Umwelt drinnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich erteile ihr das Wort. Bitte schön.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr herzlichen Dank. Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, ich komme wieder zurück zu den Zahlen, denn eine Umweltpolitik muss sich auch in Zahlen darstellen lassen. Der Rechnungsabschluss 2002 bietet eine sehr gute Gelegenheit dafür, denn Umweltpolitik hat natürlich auch etwas mit Zahlen zu tun. Aber hinter dem Rechnungsabschlussgebäude, hinter diesem Zahlengebäude steckt Leben, und dieses Gebäude, dieses lebendige Gebäude heißt Daseinsvorsorge, heißt Lebensqualität, heißt Umweltmusterstadt. Es heißt auch, der sinnvolle Umgang, der verantwortungsvolle Umgang mit unseren Budgetmitteln, mit den Budgetmitteln, die uns die Bürgerinnen und Bürger zur Verfügung stellen. 

Was haben wir damit gemacht? 661 Millionen ÉUR Gesamtausgaben für die Geschäftsgruppe Umwelt. Auf den ersten Blick ein sehr großer Rahmen, jedoch insgesamt wenig Bewegungsfreiheit: Mehr als ein Drittel davon, 240 Millionen EUR, Personalkosten, 126 Milli-onen EUR für die Investitionen, Instandhaltung und Sachaufwand, das macht den Rest. Insgesamt MA 48, MA 30, also für die Entsorgung der Abfälle, für die Abwasserentsorgung, 56 Prozent der Gesamtausgaben. Das heißt, wir haben hier eine schwierige Situation vor uns. Wir müssen die Mittel, die wir zur Verfügung haben, tatsächlich sehr genau planen durch geringere Mittel aus dem Finanzausgleich des Bundes, niedrigere Förderungen für die wasserwirtschaftliche Planung und selbstverständlich mehr Beiträge zur Stabilitätssicherung. 

Wie haben wir diese Einsparungen ermöglicht? Insgesamt sind die Einsparungen der Geschäftsgruppe Umwelt beträchtlich, insgesamt zehn Prozent Einsparung, aber nicht bei den Investitionen, die sind nämlich gestiegen. Investitionen in den Umweltschutz, Investitionen in Arbeitsplätze, Investitionen in die Wirtschaft, da wurden zehn Prozent mehr investiert. Wir haben dort gespart, wo es auch möglich ist, nämlich durch Effektivitätssteigerungen im Personalbereich. Im Personalbereich wurden hier tatsächliche Effektivitätssteigerungen erreicht und dadurch auch eine Ausgabenminderung erreicht, die sich sehen lassen kann. 

Dieser erfolgreiche Kurs, dieser mustergültige Kurs der Umweltmusterstadt Wien beweist auch, dass diese Einsparungen möglich sind und gleichzeitig die Qualität (Lautes Plenum.) der Umweltmusterstadt besser geworden ist und in manchen Bereichen sehr viel besser geworden ist. 

Wo sind unsere Schwerpunkte? Unser Schwerpunkt ist - es wurde in jeder Rede hier angesprochen - die Abfallwirtschaft: 185 Millionen EUR für die Müllbeseitigung von rund einer Million Tonne Müll. Da geht es hier aber nur um den Hausmüll, also nicht um den Gewerbemüll, der ja offenbar hier bei der Energos angesprochen werden soll. 76 Millionen EUR für saubere Straßen in Wien, also insgesamt 261 Millionen EUR, 40 Prozent der Gesamtausgaben im Bereich der Abfallwirtschaft. Gemeinsam mit der Abwasserentsorgung sind es also 60 Prozent der Gesamtausgaben für diese beiden Bereiche.

Ja, es wurde auch schon angesprochen: Die Abwasserreinigung, Hauptkläranlage, 34 Millionen EUR Investitionen in die Hauptkläranlage. Bis zum Jahre 2005 wird diese Anlage fertig gestellt sein.

Und die Altlastensanierung, ein wesentlicher Bereich, den Herr GR Maresch ja schon betont hat: Die Altlastensanierung ist ein wesentlicher Bereich der MA 45 - 4 Millionen EUR für 2002 und das ist die Grundlage für weitere Sanierungen, und zwar Sanierungen aller Altlasten, die in Wien ausgewiesen sind. 

MA 45 Hochwasserschutz. Wir erinnern uns alle an das letzte Hochwasser im August, das größte Hochwasser gemeinsam mit dem Gesamthochwasser auch vom Juni, auch vom April: 4,92 Millionen EUR gesamt für zusätzliche Kosten im Hochwasserschutz.

Ja, die MA 22, ein ganz wesentlicher Bereich, eine ganz wesentliche und wichtige Abteilung in der Geschäftsgruppe Umwelt. Es wurde auch schon angesprochen: Vorbereitung des Emissionskatasters. Ein wesentlicher Bereich ist natürlich das moderne Baumschutzgesetz, das von der MA 22 vorbereitet wird. Und das Luftmessnetz ist auch ein wesentlicher Bereich, denn - auch das ist bekannt - es wurde zum Glück das IGL neu erlassen. Die Ozonwerte wurden so gewählt, dass sie nunmehr EU-konform sind. Per 1. Juli wird die Bevölkerung öfter gewarnt werden, wird die Bevölkerung öfter informiert werden, und diese Informationsdichte übernimmt die MA 22. Es kann davon ausgegangen werden, dass bis zu vierzig Mal über erhöhte Ozonbelastung informiert werden wird. Da ist es wichtig, dass diese Information auch an die Bevölkerung weitergegeben wird. Dafür ist die MA 22 verantwortlich und dafür leistet sie perfekte und ausgezeichnete Arbeit.

PM 10, auch das ist ein wesentlicher Schwerpunkt. Auch diese Grenzwerte wurden verschärft, auch das ist ein Erfolg der vorausschauenden Umweltpolitik, dass diese Grenzwerte nun auch EU-weit gelten. Die Stadt Wien hat rechtzeitig vorgesorgt. PM 10-Messgeräte wurden bereits in Betrieb genommen, erste Messergebnisse haben wir schon ausgewertet. Auch hier sind zusätzliche Maßnahmen selbstverständlich notwendig, daher auch notwendige Investitionen in die Analyse, in die Messungen und selbstverständlich auch dann in die Maßnahmenpakete.

Ja, die Pfaffenau, die 3. Müllverbrennungsanlage, die wurde ja hier auch schon besprochen. Auch das wurde geleistet. Der Abschluss der Arbeiten der SOP wurde durchgeführt, die Standortsuche wurde erfolgreich abgeschlossen, die MVA Pfaffenau wurde hier entsprechend vorbereitet, die Bürgerinformation ist durchgeführt worden und die UVE ist derzeit in Vorbereitung, wo eben alle jene Punkte behandelt werden, die genau Sie von der FPÖ angesprochen haben, dass hier selbstverständlich entsprechend alle Umweltbelastungen, alle Vorbelastungen untersucht werden, damit hier keinerlei erhebliche Umweltbelastungen durch die Müllverbrennungsanlage entstehen, denn wie gesagt: Müllverbrennungsanlagen zerstören Schadstoffe, zerstören Dioxine, zerstören organische Schadstoffe und werden insgesamt zu schadstoffabgereicherten Schadstoffsenken abgelagert.

Ja, was ist noch passiert? Die Kompostanlage. Auch das ist ein wesentlicher Punkt. Sie haben es angesprochen. Die Kompostanlage, auch die muss umgeplant werden, denn dem Ozon ist es egal, aus welcher Anlage die organischen Luftschadstoffe entstehen. Das Ozon entsteht nun mal aus organischen Luftschadstoffen und daher müssen alle Maßnahmen zur Senkung der organischen Luftschadstoffe getroffen werden, und da gehört auch eine Biokompostanlage dazu, denn auch Biogemüse hat strengere Anforderungen als ein normales Gemüse und so ist es auch bei Anlagen, die Bio sind, sie müssen auch mehr leisten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber das stimmt ja überhaupt nicht! Was Sie jetzt sagen, das ist einfach nicht wahr! ) Es gibt entsprechende Untersuchungen. Ich werde Sie Ihnen entsprechend weiterleiten. Lernen Sie organische Chemie, dann werden Sie wissen, welche organischen Luftschadstoffe hier entstehen, und diese organischen Luftschadstoffe tragen zur Ozonbildung bei und das ist eine wesentliche Maßnahme! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ja, und auch die Energiefrage ist ein wesentlicher Schwerpunkt der Stadt Wien, erneuerbare Energie. Die erneuerbare Energie, das wird die zukunftsweisende Technologie für die Stadt Wien sein. Wir haben hier Vorbereitungen getroffen. Wir sind vorbereitet für ein 

Biomassekraftwerk. Die Untersuchungen sind abgeschlossen. Die Planungen laufen, und auch hier wird der strengste Stand der Technik anzuwenden sein, weil auch ein Biomasseverbrennungskraftwerk die strengsten Anforderungen erfüllen wird müssen, denn auch das ist Bio und muss noch entsprechend mehr als alle anderen Kraftwerke dem Stand der Technik entsprechen. Darauf werde ich persönlich achten. 

Ja, Biogas bedarf natürlich auch einer entsprechenden Umstellung der Sammlung. Auch das ist in Vorbereitung und auch die Biogasanlage. Diese Anlage wird derzeit ja vorbereitet, ein entsprechendes Feststellungsverfahren ist ja schon abgeschlossen worden. 

Auch der Lärmschutz hat entsprechend hohen Stellenwert. Das Zivilprojekt wurde auch entsprechend durchgeführt und der ÖkoBusinessPlan - wir haben heute schon darüber gehört - ist ein erfolgreiches Projekt zwischen der Wirtschaft und der Umwelt. Hier zeigen wir ein Miteinander. Wirtschaft und Umwelt ist möglich und dafür danke ich ganz besonders auch der Wirtschaft, die hier aktiv mitarbeitet und hier einen aktiven Beitrag leistet. 

Ja, das Wasser, die Bleileitungen, auch das ist ein wesentlicher Punkt für die Stadt Wien. Insgesamt 15 km neue Rohre, 8 Millionen EUR Investitionen und 3 Mil-lionen EUR zusätzlich für den Austausch von rund 1 600 Bleileitungen. Diesen Weg setzen wir fort. Wir haben hier bereits Runde Tische eingeleitet. 

Betreffend Untersuchungen von bleihältigem Wasser: Auch das wird entsprechend abgearbeitet werden, dass hier seitens der MA 15 ein Zuschuss ermöglicht werden wird.

Den Hochwasserschutz habe ich schon angesprochen seitens der MA 45, eben ein wesentlicher Bereich neben der Altlastensanierung.

Aber Umweltschutz lebt nicht nur in der Technik, selbstverständlich lebt er auch in den Gärten: 72 Milli-onen EUR für die Erhaltung der Gärten, für die Erhaltung der zentralen Einrichtungen, 5 neue Parkanlagen und die Wiener Gartenkunst - das wurde schon berichtet - erlebt die ganze Welt von Holland bis Südkorea, Prag und Sofia. 

Die MA 49, unser Forstamt, ist ein Bereich, der ganz besonders wichtig ist, der ganz besonders mir wichtig ist für die Kinder, für jene Kinder, die lernen sollen, warum es wichtig ist, die Umwelt zu schützen, warum wir alles daran setzen müssen, die Umweltqualität so zu erhalten wie wir sie jetzt vorfinden. Der Kinderbauernhof ist ein wesentlicher Beitrag für das Lernen, für das Miteinander mit Kindern. Der Kinderbauernhof am Kobenzl wurde ja bereits jetzt schon eröffnet und zeigt regen Zuspruch. Ökologischer Landbau ist auch ein Schwerpunkt der MA 49, der sich sehen lassen kann und - darauf bin ich persönlich ganz stolz - 25 000 Besucher allein im Lainzer Tiergarten nur zur Weihnachtszeit, erstmalige Öffnung des Lainzer Tiergartens zur Weihnachtszeit. Die Wienerinnen und Wiener haben dieses Angebot angenommen, und wir werden die Angebote im Lainzer Tiergarten na-


türlich noch verstärken, weil es mir um Umweltbildung geht. Es geht mir darum zu zeigen, warum es Sinn macht, die Umwelt zu schützen. 

Unter diesen schwierigen Rahmenbedingungen haben und konnten unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beweisen, dass Umweltschutz eben eine Herausforderung ist und immer wieder Motivation sein muss, und Motivation ist für jeden Einzelnen, tagtäglich, Tag und Nacht, denn auch wir arbeiten Tag und Nacht für die Umwelt und sind immer bereit.

Ich weiß, dass ich ambitionierte Ziele habe, die offenbar teilweise nicht verstanden werden, weil eben offenbar zu wenig Wissen darüber vorhanden ist. Ich habe die Strategien, diese Ziele zu erreichen, aber Ziele und Strategien sind zu wenig. Wir brauchen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, wir brauchen ihren Einsatz, wir brauchen ihr Engagement. Dieses Engagement haben wir. Diesen Einsatz haben wir, und die Geschäftsgruppe Umwelt wird alles daran setzen und ich setze mich persönlich dafür ein, dass wir diesem Ruf der Umweltmusterstadt gerecht werden, denn ich vergleiche das immer gerne mit einem 5-Hauben-Restaurant. Tagtäglich muss auch ein 5-Hauben-Restaurant um seine Klientel kämpfen, und unablässig werden auch wir darum kämpfen, dass wir unserem Ruf einer Umweltmusterstadt gerecht werden, denn es ist eben nicht selbstverständlich, dass diese Leistungen tagtäglich erbracht werden. Wien gibt 

bereits jetzt klare Umweltstandards für morgen vor. Diese Standards für morgen leben wir bereits heute und nur so kann sich ein produktiver Wettbewerb mit sinnvollen, mit ökologischen, mit intelligenten Lösungen entwickeln und auch sichergestellt werden. 

Für mich, mein Ziel wäre es, dass wir als Stadt Wien eine Art ökologische Leadmarket-Gesellschaft werden, die bereits jetzt schon Anziehungspunkt für Delegationen aus dem In- und Ausland ist, um zu sehen, was es heißt, in einer Umweltmusterstadt zu leben und diese Umweltmusterstadt auch tatsächlich zu bewirtschaften. 

Dafür möchte ich hier einmal im Jahr öffentlich die Gelegenheit wahrnehmen und nützen, meinen Mitarbeiterinnen, meinen Mitarbeitern für ihren tagtäglichen Einsatz aufrichtig und aus ganzem, vollen Herzen zu danken, denn sie sind der Garant für eine erfolgreiche Umweltpolitik, und dafür möchte ich mich ganz besonders bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke Frau Stadträtin. 

Zur GGr Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir unterbrechen nun die öffentliche Sitzung des Gemeinderats und setzen sie morgen um 9.00 Uhr mit der Spezialdebatte der GGr Kultur und Wissenschaft fort. 

Ich wünsche Ihnen noch allen einen erholsamen Schlaf.

(Unterbrechung der Sitzung um 23.15 Uhr.)

